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202. Sitzung 


Berlin, Mittwoch, den 23. November 2016 


Beginn: 9.00 Uhr 


Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Die Sitzung ist eröffnet. Nehmen Sie bitte Platz. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich begrüße Sie 
herzlich. Wir setzen unsere Haushaltsberatungen - Ta- 
gesordnungspunkt I - fort: 

a) Zweite Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über die 
Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das 
Haushaltsjahr 2017 (Haushaltsgesetz 2017) 

Drucksachen 18/9200, 18/9202 

b) Beratung der Beschlussempfehlung des Haus- 
haltsausschusses (8. Ausschuss) zu der Unter- 
richtung durch die Bundesregierung 

Finanzplan des Bundes 2016 bis 2020 

Drucksachen 18/9201, 18/9202, 18/9827 

Am Mittwoch der Haushaltswoche rufe ich wie immer 
Tagesordnungspunkt 1.9 auf: 

Einzelplan 04 

Bundeskanzlerin und Bundeskanzleramt 
Drucksachen 18/9824, 18/9825 

Berichterstatter sind die Abgeordneten Rüdiger Kruse, 
Bernhard Schulte-Drüggelte, Johannes Kahrs, Gesine 
Lötzsch, Tobias Lindner und Anja Hajduk. 

Über diesen Einzelplan 04 werden wir später nament- 
lich abstimmen. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 224 Minuten vorgesehen. Das sollte aus- 
kömmlich sein, auch wenn dabei nicht jede Einzelheit des 
Bundeshaushaltes vorgetragen werden kann und muss. 
Ich bitte schon jetzt darum, dieses vereinbarte Zeitmaß 
im Auge zu behalten. - Jedenfalls sehe ich gegen diese 
Vereinbarung keinen Widerspruch. Also können wir so 
verfahren. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort der 
Kollegin Sahra Wagenknechl für die Fraklion Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 


Dr. Sahra Wagenknecht (DIE LINKE): 

Herr Präsideni! Sehr geehrte Damen und Herren! Frau 
Bundeskanzlerin! Es ist schon verblüffend, wie Politik 
manchmal funktioniert. 

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

- Ich weiß gar nicht, was Sie daran so lustig finden. - In 
Deulschland wachsen soziale Ungleichheil und Verunsi- 
cherung und mil ihnen die Zahl der Wählerslimmen der 
AfD. 

(Manfred Grund [CDU/CSU]: Gleich im ers- 
ten Salz! - Michael Grosse-Brömer [CDU/ 
CSU]: Kaufen Sie sich doch mal eine neue 
Platte! Die isl kaputt!) 

In Europa isl die deulsche Regierung so isolier! wie lange 
nichl mehr. 

(Manfred Grund [CDU/CSU]: Der zweite 
Salz isl auch nicht besser!) 

Als bevorzugten Partner hat sich die Kanzlerin ausge- 
rechnet einen türkischen Diktator ausgesucht, der Jour- 
nalisten und Oppositionelle ins Gefängnis werfen lässl 
und die Todesslrafe großartig findet. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Oh!) 

Trotz allem scheint sich die CDU/CSU - das zeigt Ihre 
wunderbare Slimmung heute - auf ein Weiler-so mil die- 
ser Kanzlerin, mil Frau Merkel, allen Ernstes zu freuen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich kann nur sagen: Die Menschen in diesem Land kön- 
nen sich darauf nicht freuen. Ich sage Ihnen deswegen 
auch: Dazu wird es nichl kommen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Angesichte Ihres Verhaltens falll einem wirklich nur 
noch der Salz von Alberl Einstein ein: 

Die reinste Form des Wahnsinns isl es, alles beim 
Alten zu lassen und gleichzeitig zu hoffen, dass sich 
etwas ändert. 
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(A) Am Ende ändert sieh dann doeh meistens etwas, aber 
vielleieht anders als erhofft. 

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Bei Ihnen än- 
dert sieh gar niehts! Sie sind knallrot von oben 
bis unten! - Gegenmf der Abg. Heike Hänsel 
[DIE LINKE]: Ruhe da drüben!) 

In den USA hat die Führung der Demokraten den 
Hoffnungsträger Bemie Sanders verhindert, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Oh!) 

um dann mit einer Kandidatin des Establishments, die im 
Grunde all das verkörpert, 

(Max Straubinger [CDU/CSU]: Wir sind in 
Deutsehland!) 

was die Mensehen an der Demokratie verzweifeln lässt, 
Donald Trump den Weg ins Weiße Haus zu ebnen. Das 
sollte nieht nur der SPD zu denken geben, sondern na- 
türlieh aueh der CDU, die immerhin aueh sehon Kanzler 
hatte, die den Untersehied zwisehen einer Demokratie 
und einer Oligarehie, einer Reiehtumsherrsehaft, noeh 
ganz gut kannten. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Wohlstand für alle, Frau Merkel - es wäre nett, wenn 
Sie mir zuhören könnten Damit war anderes gemeint 
als die marktkonforme Verwaltung eines globalisierten 
Raubtierkapitalismus, der die Mittelsehieht zerstört und 
diese Gesellsehaft immer tiefer sozial spaltet. 

(B) (Beifall bei der LINKEN) 

In der alten CDU übrigens wäre eine Situation, in der 
man sogar gemeinsam mit der SPD nieht einmal mehr 
die Hälfte der Wählerinnen und Wähler erreieht, noeh 
komplett unvorstellbar gewesen. 

(Ulli Nissen [SPD]: Und was ist mit dem 
Wahlergebnis der Linken gewesen?) 

Aber damals wusste aueh die SPD noeh, dass Arbei- 
terparteien nieht dafür gegründet worden waren, ihre 
Minister an zahlungskräftige Wirtsehaflslobbyisten zu 
vermieten und denen dann die Wünsehe von den Augen 
abzulesen, 

(Beifall bei der LINKEN - Heike Hänsel 
[DIE LINKE]: Das ist eine Blamage!) 

mögen sie nun Senkung der Lohnkosten oder CETA hei- 
ßen. 

Und Sie maehen weiter, als wäre niehts passiert. Als 
untrügliehes Signal des großkoalitionären Weiter-so 
sehlagen Sie uns jetzt also gemeinsam Frank-Walter 
Steinmeier für das Amt des näehsten Bundespräsidenten 
vor. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Hätten wir mit der Kandidatur des profilierten Agen- 
da-Kritikers Christoph Butterwegge nieht noeh ein biss- 
ehen Frisehluft in Ihren muffigen Konsens gebraeht. 


dann hätten Sie die Bundesversammlung aueh gleieh (C) 
ganz absagen können. 

(Beifall bei der LINKEN - Miehael Grosse- 
Brömer [CDU/CSU]: Frisehluft? Der Sozia- 
lismus von gestern!) 

Es sind doeh genau solehe Wahlen, bei denen es niehts 
mehr zu entseheiden gibt, die die Mensehen an der De- 
mokratie verzweifeln lassen und 

(Thomas Oppermann [SPD]: Glauben Sie 
nieht an Ihren eigenen Kandidaten?) 

die aueh demokratisehe Entseheidungen zu einer Faree 
maehen. 

Als die Briten im Juni für den Ausstieg aus der EU vo- 
tierten, waren Sie alle gesehoekt, um dann mit doppelter 
Energie das Konzemsehutzabkommen CETA in der EU 
durehzuboxen. Klasse gemaeht! Beim näehsten Exit-Re- 
ferendum haben die Befürworter ein Argument mehr auf 
ihrer Seite. 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN) 

Als vor zwei Woehen die US-Bürger für Trump statt 
für Ihre gemeinsame Favoritin Clinton stimmten, waren 
Sie wieder alle gesehoekt. 

(Carsten Sehneider [Erfurt] [SPD]: Für wen 
waren Sie denn?) 

Aber Ihre einzige Sehlussfolgerung seheint zu sein, jetzt 
einen europäisehen Hoehrüstungswettlauf zu starten. 
Glauben Sie wirklieh, das ist es, worauf die Millionen 
Abstiegsgefährdeten in Europa und die verlorene Gene- (B) 
ration in den Krisenländem gewartet haben? Offenbar 
hat selbst ein Donald Trump wirtsehaftspolitiseh mehr 
drauf als Sie. 

(Laehen bei der CDU/CSU - Widersprueh bei 
der SPD - Zuruf von der SPD: Der neue Ras- 
sismus!) 

Denn immerhin hat der Mann begriffen, 

(Thomas Oppermann [SPD]: Neuer Bünd- 
nispartner!) 

dass staatliehe Industriepolitik besser ist als billige 
Dienstleistungsjobs und dass gegen Krise und marode In- 
frastruktur nieht Kürzungspolitik hilft, sondern ein groß 
angelegtes öffentliehes Investitionsprogramm. 

(Beifall bei der LINKEN - Thomas Jurk 
[SPD]: Vor 27 Jahren ist das in der DDR zu- 
sammengebroehen! - Thomas Oppermann 
[SPD]: Sie haben jetzt den riehtigen Partner 
gefunden!) 

Weil sehon die Ankündigung dieses Programms zu 
höheren Zinsen in den USA geführt hat, wird Europa un- 
ter Ihrer Führung wohl lieber mit seinem Geld neue Brü- 
eken und moderne Netze in den USA finanzieren, statt 
den Niedergang der europäisehen Infrastruktur endlieh 
zu stoppen und Industriearbeitsplätze aueh in Frankreieh 
und Italien zu verteidigen und zu retten. Aber merken Sie 
denn gar nieht, dass es genau diese fatale Politik ist, die 
Europa spaltet und immer mehr kaputtgehen lässt? 
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Sollte im nächsten Jahr tatsächlich Marine Le Pen 
französische Präsidentin werden, dann werden Sie wie- 
der alle geschockt sein, und wahrscheinlich beklagen Sie 
dann wieder die Verfühmngsmacht geschickter Popu- 
listen und das Zeitalter des Postfaktischen. Aber wenn 
etwas postfaktisch ist, dann sind das nicht die Emotio- 
nen der Menschen, die sich von Ihrer Politik im Stich ge- 
lassen fühlen, sondern die Lügenmärchen, die Sie ihnen 
erzählen, um zu begründen, dass diese Politik angeblich 
altemativlos ist. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Ist es denn wirklich so schwer zu verstehen? Die 
US -Bürger haben doch gar nicht in erster Linie den Mil- 
liardär Donald Trump gewählt. 

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Was 
Sie alles wissen!) 

Sie haben das Weiter-so abgewählt, und dafür hatten sie 
in einem Land, wo die mittleren Löhne heute unter dem 
Niveau der 80er- Jahre liegen, natürlich allen Grund. 

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Ge- 
nau! Sie haben eine enge Beziehung zu den 
USA, oder?) 

Auch in Deutschland haben immer mehr Menschen gute 
Gründe, enttäuscht und wütend zu sein: über eine groß- 
koalitionäre Einheitspolitik, die sich für ihre elementaren 
Lebensinteressen und Zukunftsängste überhaupt nicht 
mehr interessiert, 

(Thomas Jurk [SPD]: Das stimmt doch gar 
nicht! Das ist Quatsch!) 

sondern gleichgültig und emotionslos immer wieder Ent- 
scheidungen fällt, die die Reichen noch reicher, die Kon- 
zerne noch unverschämter und das Leben der arbeitenden 
Mitte und der Ärmeren noch unsicherer und prekärer ma- 
chen. Ich finde, eine solche Politik ist unglaublich und sie 
ist verantwortungslos. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Gucken Sie sich doch an, wie sich dieses Land in den 
letzten 20 Jahren verändert hat! Trotz boomender Export- 
wirtschaft und trotz Wirtschaftswachstum lebt heute in 
Deutschland jeder sechste Rentner in Armut und muss 
sich um seine Lebensleistung betrogen fühlen. 

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: 

2,5 Prozent der Rentner kriegen Grundsiche- 
rung! Informieren Sie sich doch mal! So ein 
Unsinn, den Sie hier erzählen ! - Volker Kauder 
[CDU/CSU]: So viel zu Rot-Rot-Grün!) 

Immer mehr Kinder beginnen ihr Leben mit der Grund- 
erfahrung, dass sie von der schönen bunten Welt ausge- 
schlossen sind und dass ihnen das Leben viel weniger 
bieten wird als anderen. Millionen Arbeitnehmer werden 
in Leiharbeit, Werkverträgen und Dauerbefristungen zu 
Beschäftigten zweiter Klasse degradiert. Diejenigen, 
deren Löhne kein Tarifvertrag mehr regelt - das ist in- 
zwischen jeder zweite -, verdienen heute 18 Prozent we- 
niger als im Jahr 2000. Diesen Menschen erzählen Sie, 
Deutschland gehe es gut, und sie sollen sich freuen über 


Ihre erfolgreiche Politik. Das ist doch der blanke Hohn, (C) 
was Sie da machen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Sie erzählen ihnen, die Agenda 2010 habe ein Jobwun- 
der ausgelöst. Ja, wir hatten in Deutschland einmal 
5 Millionen Arbeitslose. Heute bekommen nur noch 
800 000 Menschen Arbeitslosengeld. Aber dafür gibt es 
4,3 Millionen erwerbsfähige Hartz-IV-Empfänger, die 
alle arbeiten möchten, teilweise sogar Arbeit haben, teil- 
weise sogar Völlzeit arbeiten und trotzdem von staatli- 
chen Lohnersatzleistungen abhängig bleiben. Das macht 
in der Summe noch immer 5,1 Millionen Menschen. Was 
ist das denn für ein Fortschritt? 

(Beifall bei der LINKEN) 

Die CDU einschließlich der Kanzlerin sollte aufhö- 
ren, die Agenda 2010 als Erfolgsmodell zu preisen, 
und sollte endlich wieder ein humanes Arbeitsrecht 
in Deutschland durchsetzen, wenn sie einen deut- 
schen Donald Trump verhindern will. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Diesen weisen Satz hat Ihnen in der letzten Woche Ihr 
ehemaliger Generalsekretär Heiner Geißler zugerufen. 
Wenn diese Mahnung schon bei der CDU/CSU auf taube 
Ohren stößt: Müssen Sie, liebe Kolleginnen und Kolle- 
gen von der SPD, nicht zumindest in Ihren Stühlen ver- 
sinken, wenn Sie merken, dass ein ehemaliger CDU-Ge- 
neralsekretär, der sich treu geblieben ist, inzwischen weit 
links von Ihnen steht? Gleichen Lohn für gleiche Arbeit 
hat die SPD bei der letzten Wahl versprochen. Und was 
haben Sie gemacht? Ein Gesetz, das es Daimler, BMW 
und Co. in Zukunft sogar erleichtert, reguläre Jobs dauer- 
haft durch Leiharbeit zu ersetzen oder an Werkvertrags- 
Unternehmen auszulagem. Das ist doch schäbig. Ihnen 
glaubt doch niemand irgendetwas, wenn Sie solche Po- 
litik machen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Wie viele selbst von denjenigen in Deutschland, die 
sich all das noch leisten können, was für andere bereits 
zum unerschwinglichen Luxus geworden ist - eine gute 
Ausbildung der Kinder, private Vorsorge für das Alter, 
Urlaubsreisen, Wohneigentum -, leben in der ständigen 
Angst, nach der nächsten Betriebsverlagerung auch zu 
den Verlierern zu gehören oder eiskalt aussortiert zu wer- 
den, wenn sie krank werden oder wenn sie nicht mehr 
ständig Höchstleistungen erbringen können? Der Ameri- 
can Dream ist längst auch bei uns ausgeträumt. Wer au- 
ßerhalb der Oberschicht glaubt denn heute noch, dass es 
den Kindern einmal besser gehen wird als ihren Eltern? 

Die meisten erleben das Gegenteil. Das ist nicht Ergeb- 
nis einer Naturgewalt namens Globalisierung, sondern 
Ergebnis politischer Entscheidungen. 

Auch Ihre Legende, rabiate Rentenkürzungen seien 
notwendig, um die junge Generation vor zu hohen Be- 
lastungen zu bewahren, passt bestens in das Zeitalter des 
Postfaktischen. 


(Beifall bei der LINKEN) 
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(A) Rechnen wir doch einmal nach. Der aktuelle Beitrags- 
satz in der gesetzlichen Rentenversicherung liegt bei 
18,7 Prozent, hälftig gezahlt von Unternehmen und Be- 
schäftigten. Zusätzlich sollen die Beschäftigten 4 Prozent 
ihres Einkommens in einen jener sinnlosen Riester- Ver- 
träge versenken, von denen inzwischen jeder weiß, dass 
sie nur Banken und Versicherungen reich machen. Aber 
wer glaubte, die Maschmeyer-Kumpel Schröder und 
Riester seien schon der Tiefpunkt gewesen, dem beweist 
Frau Nahles, dass es noch schlimmer geht. 

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Die Ge- 
werkschaften finden das gut! Reden Sie mal 
mit denen!) 

Ich rede von ihren Plänen für eine sogenannte Betriebs- 
rente, die genauso wie die Riester-Rente allein von den 
Beschäftigten gezahlt werden soll und die sich von den 
unsäglichen Riester-Produkten eigentlich nur in einem 
einzigen Punkt unterscheidet: Bei Riester mussten die 
Anbieter zumindest noch den Erhalt der eingezahlten 
Beiträge garantieren. Die Betriebsrente subventioniert 
der Staat auch dann, wenn das volle Verlustrisiko auf den 
künftigen Rentner abgewälzt wird. 

Wenn wir zusammenzählen, dann laufen die Renten- 
pläne der Großen Koalition darauf hinaus, dass Arbeit- 
nehmer in Zukunft bis zu 20 Prozent ihres Einkommens 
für die Altersvorsorge aufwenden sollen, um damit Ren- 
tenansprüche zu erwerben, die sich, anders als die Um- 
lagerente, bei der nächsten großen Finanzkrise in heiße 
Luft auflösen können. Das dann noch als Entlastung 
der jungen Generation zu verkaufen - darauf muss man 

(B) wirklich erst einmal kommen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Dabei brauchen Sie nur über die bayerischen Alpen 
hinauszuschauen, um zu sehen, wie es vielleicht besser 
geht und wie man eine Rentenreform vernünftig machen 
kann. Nachdem in Österreich Rentenkürzungen ä la Ries- 
ter am Widerstand der Gewerkschaften gescheitert sind, 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN) 

hat man eben die gesetzliche Rente zukunftsfest ge- 
macht. Das heißt, es gibt heute einen einheitlichen Topf, 
in den alle einzahlen, auch Selbstständige und Beamte. 
Der Beitragssatz liegt bei 22,8 Prozent, allerdings zah- 
len die Unternehmen mehr als die Beschäftigten. Die- 
ses System finanziert für langjährig Versicherfe Renfen 
von 1 800 Euro im Monaf; die Mindesfrenfe befrägf 
1 030 Euro. 

Und Sie mufen Menschen, die ihr Leben lang harf ge- 
arbeifef haben, Armufsrenten von 1 000 Euro und weni- 
ger zu. Das sind 800 Euro weniger als in Ösferreich. Das 
isf doch unglaublich. Sfoppen Sie endlich diese verant- 
worfungslose Renfenpolifik, die millionenfache Alfersar- 
muf produzier!! 

(Beifall bei der LINKEN) 

Bei der Krankenversicherung isf es genau das Glei- 
che. Seif Ende der hälftigen Finanzierung sfeigf der Zu- 
safzbeifrag der Arbeifnehmer. Er sfeigf auch deshalb, 
weil der Pauschalbeifrag, den der Bund an die Kassen 
für Flarfz-IV-Bezieher überweis!, die realen Kosfen nichf 


deck!. Das heiß!, je mehr Flarfz-IV-Empfänger - Sie wis- 
sen, dass die meisfen Flüchtlinge ab dem nächsten Jahr 
Hartz IV bekommen werden -, desto teurer wird es für 
den Postzusteller und die Aldi-Kassiererin, während der 
privat versicherte Chef von ihnen und natürlich auch die 
Konzerne, bei denen sie arbeiten, von der Finanzierung 
von solchen gesellschaftlichen Aufgaben komplett ver- 
schont werden. Das ist doch ein Skandal. Wenn man sich 
diese Politik anschaut, dann muss man fast schon den 
Verdacht haben, dass Sie einen geheimen Werbevertrag 
mit der AfD abgeschlossen haben. Es ist doch unglaub- 
lich, was Sie machen. 

(Beifall bei der LINKEN - Sören Bartol 
[SPD]: Postboten gegen Flüchtlinge ausspie- 
len: Das ist doch widerlich!) 

Es ging also bei den Krankenkassen wie bei der Zer- 
schlagung der Rente nie um etwas anderes als um die 
Senkung der Lohnkosten und die Steigerung der Unter- 
nehmensgewinne. Von wegen, mit den Gewinnen stei- 
gen auch die Investitionen. Wissen Sie, wie hoch die 
Reinvestitionsquote deutscher Industrieunternehmen im 
Inland heute ist? 5 Prozent. Das heißt, 95 Prozent der 
Gewinne, die sie durch Ihre Politik so erfolgreich erhöht 
haben, werden an die Eigentümer ausgeschüttet, in Fi- 
nanzanlagen geparkt oder eben für Investitionen im Aus- 
land genutzt. Trotzdem verzichten Sie bis heute darauf, 
wieder einen größeren Teil der Untemehmensgewinne 
zur Finanzierung des Sozialstaates heranzuziehen. Wir 
halten das für völlig unverantwortlich. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Aus allen wichtigen Bereichen, in denen er früher dem 
Leben der Menschen Stabilität und Sicherheit gegeben 
hat, hat sich der Staat zurückgezogen. Nicht nur die So- 
zialversicherungen wurden demoliert, auch kommunale 
Wohnungen wurden privaten Renditejägem auf dem Sil- 
bertablett serviert, genau wie Krankenhäuser und Pflege- 
einrichtungen. Weil es sich nicht rechnet, fährt zu kleinen 
Orten kein Bus mehr, und der nächste Arzt ist meilenweit 
entfernt. 

Auch der jahrelange Personalabbau bei der Polizei 
hat ganze Wohnviertel zu nächtlichen No-go-Areas ge- 
macht. In den baufälligen Schulen dieser Vierfel werden 
von überlasfefen Lehrern auch nicht die hochqualifizier- 
ten Fachkräfte der Zukunft ausgebildet, sondern junge 
Menschen, von denen viele im Leben nie eine Chance 
bekommen werden, weil das chronisch unterfinanzierte 
Bildungssystem dieses reichen Landes noch nicht einmal 
in der Lage ist, ihnen elementare Lese-, Schreib- und 
Rechenfähigkeiten beizubringen. 21 Milliarden Euro 
weniger als der Durchschnitt der OECD-Staaten gibt 
Deutschland jährlich für seine Schulen und Universitäten 
aus. Was für ein Armutszeugnis, Frau Merkel. 

(Beifall bei der LINKEN - Sabine Weiss 
[Wesel I] [CDU/CSU]: Unerträglich!) 

Sagen Sie jetzt nicht: Bildung ist doch Ländersa- 
che. - Es ist Ihr steuerpolitisches Wohlfühlprogramm für 
Konzerne und Superreiche, das die Veranfwortung dafür 
frägf, dass viele Länder und Kommunen ihre Aufgaben 
überhaupf nichf mehr erfüllen können. Sie feiern sich 
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(A) für Ihre schwarze Null. - Wissen Sie überhaupt, wie die 
Realität in vielen armen Städten und Gemeinden dieses 
Landes aussieht? 

(Max Straubinger [CDU/CSU]: Es wäre gut, 
wenn Sie die Realität mal aufnehmen wür- 
den!) 

Dort hat Ihre Kombination aus staatlicher Reichtumspfle- 
ge und „Wir schaffen das!“ dramatische Folgen. Wegen 
der zusätzlichen Aufgaben ist die Verschuldung vieler 
Städte und Gemeinden im letzten Jahr weiter gewachsen, 
gerade auch in Nordrhein- Westfalen. 

(Sabine Weiss [Wesel I] [CDU/CSU]: Nord- 
rhein-Westfalen! Rot-Grün!) 

Überschuldete Gemeinden können ihren Bürgern immer 
weniger bieten: keine ordentlichen Kitas, keine Biblio- 
thek, kein Zuschuss zum Kulturverein oder auch zum 
Sportverein. In Gelsenkirchen, wo 40 Prozent aller Kin- 
der in Hartz-IV-Familien aufwachsen, werden gerade 
mehrere Schwimmbäder geschlossen. Im überschuldeten 
Duisburg muss in den nächsten Jahren jede achte Stel- 
le gestrichen werden, also noch weniger Erzieherinnen, 
noch weniger Personal an Krankenhäusern. 

Ihre tollkühnen Privatisierungspläne gehen immer 
weiter. Jetzt sollen sogar die Autobahnen, die die Men- 
schen mit ihren Steuern bezahlt haben, über sogenannte 
öffentlich-private Partnerschaften an Finanzinvestoren 
verscherbelt werden. Sind Sie denn von allen guten Geis- 
tern verlassen? 

(B) 

(Beifall bei der LINKEN) 

„Der einfache Bürger kämpft um das Überleben, 

(Widerspruch bei Abgeordneten der CDU/ 

CSU und der SPD) 

während die Proflteure, die reiche Oberschicht, sich nicht 
um uns kümmern“, 

(Thomas Oppermann [SPD]: Sagen Sie mal 
was über die Eliten!) 

schrieb mir vor kurzem eine 31-jährige Hochschulabsol- 
ventin, die heute bei Air Berlin als Flugbegleiterin arbei- 
tet und selbst um diesen Job jetzt bangen muss. 

(Sabine Weiss [Wesel I] [CDU/CSU]: Sie soll- 
ten aufhören, dieses Land schlechtzureden!) 

„Wo ist denn die Lebensqualität geblieben, die jedem 
Menschen zusteht?“, fragt sie in ihrer Mail. „Anstatt 
das Leben zu genießen, ist man ständig darauf bedacht, 
seine Arbeit nicht zu verlieren, denn in diesem heutigen 
Deutschland gibt es keine Garantien und keine Sicher- 
heiten mehr.“ So weit eine junge, 3 1-jährige Frau, die ein 
Hochschulstudium absolviert hat. 

Ein mittelständischer Unternehmer schildert mir in ei- 
ner Mail, wie ihm große Konzerne unter Ausnutzung ih- 
rer Marktmacht die Luft zum Atmen nehmen. Er schreibt: 
„Als Kind italienischer Einwanderer bin ich hier geboren 
und aufgewachsen, habe also Deutschland in einer Zeit 


erlebt, als noch alles möglich war mit ehrlicher Arbeit. (C) 
Heute ist das anders. 

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Mein 
Gott! Tante Sahras Märchenstunde!) 

In einem konzemgesteuerten Land, wie wir es heute ha- 
ben, gibt es keine Demokratie.“ 

(Zurufe von der CDU/CSU: Oh!) 

- Das ist das Zitat aus der Mail eines Bürgers. Ich muss 
sagen: Wie Sie reagieren, wenn man hier Stimmen von 
Bürgerinnen und Bürgern vorträgt, das zeigt die ganze 
Arroganz Ihrer Politik. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Da müssen Sie sich nicht wundem, dass Ihnen immer die 
Wähler weglaufen. 

Ich muss auch sagen: Wie erklären Sie einem ums 
Überleben kämpfenden Mittelständler, dass er für je- 
den Euro Gewinn mindestens 30 Prozent Steuern zahlen 
muss, 

(Max Straubinger [CDU/CSU]: Bei euch 
müsste er 50 Prozent Steuern zahlen!) 

während Konzerne wie Google, Apple und Facebook in 
Europa mit Steuersätzen von 0,005 Prozent verwöhnt 
werden? Oder wie erklären Sie einem hart arbeitenden 
Beschäftigten, dass schon ab einem Einkommen von 
1 140 Euro ein Steuersatz von 24 Prozent fällig wird, 
während es die schwerreichen Erben von Milliardenver- 
mögen nach Auffassung der Großen Koalition offenbar 
komplett überfordem würde, auch nur einen einzigen 
Euro Erbschaftsteuer zu zahlen? 

(Sabine Weiss [Wesel I] [CDU/CSU]: Das 
stimmt doch alles gar nicht!) 

Oder wie erklären Sie es einem Kleinsparer, der sein 
mühsam Erspartes durch Bankgebühren und Niedrig- 
zinsen wegschmelzen sieht, dass das Vermögen der 
500 Reichsten in Deutschland jedes Jahr um 9 bis 10 Pro- 
zent steigt und inzwischen den irren Betrag von 723 Mil- 
liarden Euro erreicht hat? Oder wie erklären Sie einer al- 
leinerziehenden Hartz-IV-Empfängerin, dass von ihr bei 
sogenanntem sozialwidrigem Verhalten - das liegt schon 
vor, wenn sie ein kleines Geldgeschenk für ihr Kind nicht 
angemeldet hat - neuerdings drei Jahre rückwirkend alle 
Leistungen zurückgefordert werden können, während 
zum Beispiel das Management der Deutschen Bank, das 
allein seit 2009 Boni in Höhe von 24 Milliarden Euro 
eingestrichen hat, nie Gefahr läuft, auch nur einen Euro 
zurückgeben zu müssen, egal wie sozialwidrig oder auch 
kriminell das Geschäftsmodell dieser Bank ist oder ob sie 
dadurch irgendwann wieder in so viele Schwierigkeiten 
kommt, dass sie beim Staat wieder die Hand aufhalten 
muss? Sie können das alles gar nicht erklären, weil es 
dafür keine objektiven Gründe gibt. Die einzige Erklä- 
rung ist Ihr fehlender Mut, sich mit den wirtschaftlich 
Mächtigen anzulegen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Natürlich ist das alles nicht altemativlos. Natürlich 
kann man auch die Riesenvermögen der Multimillionäre 
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(A) besteuern, statt Städte und Gemeinden am langen Arm 
verhungern zu lassen. Natürlieh kann man Patent- und 
Lizenzgebühren, die nur dazu dienen, Konzemgewinne 
in Steueroasen zu versehieben, einfaeh nieht mehr als 
gewinnmindemd anerkennen, und dann sind die ganzen 
Steuertrieks der Multis erledigt. Das können Sie hier in 
Deutsehland besehließen. Dafür brauehen Sie noeh nieht 
einmal die EU. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Natürlieh kann man den Sozialstaat wiederherstel- 
len und ein ordentliehes Arbeitsreeht sehaffen, das die 
Besehäfligten sehützt und die Verhandlungsmaeht der 
Gewerksehaften stärkt. Natürlieh kann man sehlieht po- 
litisehes Rüekgrat haben und sieh den eiskalten Rendite- 
kalkülen globaler Konzerne entgegenstellen, statt ihnen 
die Besehäftigten sehutzlos und wehrlos auszuliefem. 

Aber wer das alles nieht tut, der sollte dann aueh auf- 
hören, sieh den Trumps und Le Pens dieser Welt mora- 
liseh überlegen zu fühlen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Das sind Sie nieht. 

(Miehael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Ihre 
Rede fördert die! Unfassbar! Populisten unter 
sieh!) 

Denn es ist Ihre gemeinsame Politik, die die Reehte in- 
zwisehen aueh in Deutsehland stark gemaeht hat. 

Sie, Frau Bundeskanzlerin, haben Herrn Trump naeh 
, seiner Wahl zur Anerkennung von Demokratie, Freiheit 
' ' und Respekt vor dem Reeht und der Würde des Men- 
sehen aufgefordert. Ganz abgesehen davon, dass wir uns 
ähnlieh deutliehe Worte an die Adresse Ihres türkisehen 
Freundes Erdogan aueh einmal gewünseht hätten: 

(Beifall bei der LINKEN) 

Bedurfte es wirklieh eines Donald Trump, um zu verste- 
hen, dass es um Demokratie, Freiheit und Mensehenwür- 
de in der westliehen Welt nieht mehr gut bestellt ist? 

Der frühere US-Präsident Jimmy Carter hat die USA 
sehon vor Jahren eine „Oligarehie mit unbegrenzter po- 
litiseher Korruption“ genannt. Dass eine Supermaeht, 
die mit ihren völkerreehtswidrigen Ölkriegen und ihren 
Drohnenmorden ganze Regionen dieser Welt ehaotisiert 
und islamistisehe Terrorbanden damit so gestärkt hat, 
dass die als Vorkämpferin für Demokratie und Freiheit 
ausfällt, das hätte man, glaube ieh, aueh vor Trump sehon 
begreifen können. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Aber der entfesselte Globalkapitalismus ist überall 
mit Demokratie und Mensehenwürde unvereinbar, aueh 
in Europa. Aueh die Kriege, an denen sieh europäisehe 
Staaten beteiligt haben, haben noeh keinem Land De- 
mokratie und Freiheit gebraeht. Im Gegenteil: Sie haben 
Hunderttausenden Zivilisten den Tod gebraeht und Milli- 
onen aus ihrer Heimat vertrieben. 

Es war wirklieh ein Fortsehritt, als mit Bliek auf die 
russisehen Bombardements in Aleppo plötzlieh sogar 
die Bundesregierung anfing, von den Verbreehen des 


Krieges, von zerstörten Krankenhäusern und Sehulen zu (C) 
spreehen. Aber was ist mit all den zerstörten Kranken- 
häusern und Sehulen dort, wo sieh Deutsehland und sei- 
ne Verbündeten an Kriegen beteiligt haben? Glauben Sie 
wirklieh, dass es für das von einer Bombe zerfetzte Kind 
einen Untersehied maeht, ob diese Bombe von einem 
russisehen Flieger oder im Namen der westliehen Werte- 
gemeinsehaft abgeworfen wurde? Wir glauben das nieht. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Deshalb fordern wir Sie auf: Geben Sie nieht noeh 
mehr Geld für Rüstung aus. Bereiten Sie nieht noeh mehr 
Krieg vor, sondern treten Sie aus der militärisehen Infra- 
struktur der US-dominierten NATO aus, und holen Sie 
die Bundeswehr aus ihren Einsätzen zurüek. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Deutsehland wird nieht in Afghanistan, nieht in Syrien 
und aueh nieht in Mali verteidigt. All diese Kriege ha- 
ben den islamistisehen Terror doeh nur gestärkt und ihn 
letztlieh sogar naeh Deutsehland geholt. Ein Ende dieser 
Kriegsbeteiligungen wäre wirklieh das Beste, was Sie 
für die Sieherheit der Mensehen, aueh hier im Land, tun 
könnten. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Ein Wort noeh zur CSU. Die CSU hat auf ihrem letz- 
ten Parteitag den erfrisehenden Vorsehlag gemaeht, dass 
man den radikalisierten politisehen Islam bekämpfen 
sollte. Aueh wir finden es überfällig, dass dsehihadisti- 
sehe Rekrutierungsvereine in Deutsehland endlieh ver- 
boten werden. Aber wo hat denn der politisehe Islam (D) 
seine wiehtigste Basis? Das sind doeh die islamistisehen 
Kopf-ab-Diktaturen am Golf, die terroristisehe Mörder- 
banden weltweit finanzieren und hoehrüsten. Es ist naeh 
eigenen Erkenntnissen der Bundesregierung aueh die 
Türkei, die eine Sehlüsselrolle bei der Organisierung und 
Bewaffnung von Terrormilizen spielt. Da finden wir es 
sehon erstaunlieh, dass es die ehristlieh-sozialen Antiis- 
lamkämpfer aus Bayern offenbar überhaupt nieht stört, 
dass ausgereehnet die Türkei im ersten Halbjahr 2016 
von Platz 25 auf Platz 8 der Bestimmungsländer deut- 
seher Rüstungsexporte hoehgerüekt ist und dass aueh 
Saudi-Arabien und Katar heute mit mehr deutsehen Waf- 
fen beliefert werden als je zuvor. Was ist denn das für 
eine wahnwitzige Politik? 

(Beifall bei der LINKEN) 

Da muss ieh Ihnen sagen: Wenn Sie den politisehen Is- 
lam bekämpfen wollen - hier ist ein lohnendes Betäti- 
gungsfeld -, dann setzen Sie sieh endlieh gemeinsam mit 
uns dafür ein, Rüstungsexporte in islamistisehe Diktatu- 
ren sowie in Kriegs- und Spannungsgebiete zu verbieten. 

Das wäre überfällig. Damit würden Sie sieh tatsäehlieh 
darum verdient maehen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

In seinem Bueh Rückkehr nach Reims sehreibt der 
französisehe Sehriftsteller Didier Eribon über die Ursa- 
ehen für den Aufstieg der französisehen Reehten etwas, 
was sieh meines Eraehtens eins zu eins auf Deutsehland 
übertragen lässt. Ieh zitiere ihn: 
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So widersprüchlich es klingen mag, bin ich mir doch 
sicher, dass man die Zustimmung zum Front Natio- 
nal ... als eine Art politische Notwehr der unteren 
Schichten interpretieren muss. Sie versuchten, ihre 
kollektive Identität zu verteidigen, oder jedenfalls 
eine Würde, die seit je mit Füßen getreten worden 
ist und ... sogar von denen missachtet wurde, die sie 
zuvor repräsentiert und verteidigt hatten. 

(Dr. Peter Tauber [CDU/CSU]: Klingt wie 
einer von der AfD!) 

- Wenn Sie Eribon in die Nähe der AfD rücken, beweisen 
Sie damit wirklich Ihr Bildungsniveau; es tut mir leid. 
Das ist wirklich unglaublich. 

(Beifall bei der LINKEN - Max Straubinger 
[CDU/CSU]: Das, was Sie vorlesen! Schlecht 
vorgelesen!) 

Sehr geehrte Damen und Herren, auch bei uns wird die 
Demokratie nur eine Zukunft haben, wenn die Menschen 
wieder das Gefühl bekommen, dass ihre Würde und ihre 
elementaren Lebensbedürfnisse von der Politik geach- 
tet und anerkannt werden und sie wichtiger sind als die 
Wunschlisten irgendwelcher Wirtschaftslobbyisten. Neh- 
men Sie das endlich ernst, wenn Sie nicht irgendwann da- 
für verantwortlich sein wollen, einem deutschen Donald 
Trump den Weg ins Kanzleramt geebnet zu haben. 

(Lebhafter Beifall bei der LINKEN - Thomas 
Oppermann [SPD]: Da arbeiten Sie doch 
dran! - Sabine Weiss [Wesel I] [CDU/CSU]: 
Eigentlich fast traurig!) 

Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Das Wort erhält nun die Bundeskanzlerin Frau 
Dr. Merkel. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Meine Damen und Herren! 2014 hat auf dem 
Lindauer Treffen der Wirtschaftsnobelpreisträger Mario 
Vargas Llosa vor jungen Menschen gesagt: 

Die Bereitschaft, mit denen zusammenzuleben, die 
anders sind, war vielleicht der außergewöhnlichste 
Schritt auf dem Weg des Menschen zur Zivilisation, 
ein Schritt, welcher der Demokratie vorausging und 
sie überhaupt erst möglich gemacht hat. 

Mich hat diese Aussage berührt, weil sie noch einmal 
auf das zurückkommt, was uns ausmacht, was wir ver- 
treten: dass diese Bereitschaft Voraussetzung dafür ist, 
dass Meinungsfreiheit, Religionsfreiheit, Achtung der 
Menschenwürde für jeden und jede gelten und damit die 
Voraussetzungen für Frieden da sind. 

Viele Menschen machen sich in diesen Tagen Sor- 
gen um die Stabilität unserer so gewohnten Ordnung. 
Ich glaube, etwas mehr als ein Vierteljahrhundert nach- 
dem wir alle den Fall der Mauer erlebt haben, nachdem 
Deutschland wiedervereint wurde, nachdem wir alle 
diese Werte leben konnten, nachdem die europäische 


Einigung mit den mittel- und osteuropäischen Ländern (C) 
vollendet werden konnte, stellt sich plötzlich heraus, dass 
das, was wir für selbstverständlich gehalten haben, so 
selbstverständlich nicht ist, dass der freiheitliche demo- 
kratische Rechtsstaat, die soziale Marktwirtschaft, das 
Gewaltmonopol des Staates und die Bereitschaft, jeden 
und jede, jeden Bürger und jede Bürgerin, als Teil des 
Volkes zu begreifen, nicht mehr so da sind, wie das eine 
Weile lang ganz selbstverständlich zu sein schien. 


Was heißt das für uns? Das heißt für uns, noch einmal 
zu schauen: In welchem Umfeld findet diese Diskussion 
statt? Da hat sich etwas verändert. Neben der fortschrei- 
tenden Globalisierung findet diese Diskussion auch in 
einem völlig anderen medialen Umfeld statt. 


Ich glaube, wir dürfen das, was da im Zusammenhang 
mit dem Internet, mit der Digitalisierung passiert - und 
das ist Teil unserer Realität -, nicht unterschätzen. Wir 
haben Regelungen für alles, was Pressefreiheif ausmacht: 
die Sorgfaltspflicht der Journalisten und vieles andere 
mehr. Zugleich haben wir heute viele, die Medien wahr- 
nehmen, die auf ganz anderen Grundlagen basieren, die 
weniger kontrolliert sind. Ich will darin nicht die einzige 
Ursache sehen, ich will nur darauf aufmerksam machen, 
dass Meinungsbildung heute grundsätzlich anders erfolgt 
als vor 25 Jahren, dass heute Fake-Seiten, Bots, Trol- 
le Meinungsbilder verfälschen können, dass heufe sich 
selbsf regenerierende Meinungsversfärkungen durch be- 
sfimmfe Algorifhmen sfattfinden. Wir müssen lernen, uns 
damif auseinanderzusefzen. 


Ich glaube, dies könnfe auch eine spannende Frage für 
dieses Haus sein. Ich kann diese Debatte heufe nafürlich 
nicht führen, aber wir müssen wissen: Um Menschen zu 
erreichen, um Menschen zu begeistern, müssen wir mit 
diesen Phänomenen umgehen und, wo notwendig, sie 
auch regeln. Deshalb unterstütze ich auch die Ansätze 
von Justizminister Maas, von Innenminister de Maiziere, 
Hassreden, Hasskommentare, vernichtende und mit der 
Achtung der Menschenwürde nicht in Übereinstimmung 
zu bringende Dinge anzusprechen und alles zu unterneh- 
men, um das zu unterbinden, weil das unseren Grundsät- 
zen widerspricht. 


(D) 


(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 


Diese Sorge um Stabilität wird natürlich auch verstärkt 
durch das, was um uns herum passiert. Populismus und 
politische Extreme nehmen in westlichen Demokratien 
zu. Demokratische Streitkultur, die wir brauchen, die wir 
auch in diesem Hause praktizieren - wir haben ja gerade 
eben ein Stück davon gehört -, 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU sowie bei Ab- 
geordneten der SPD) 

muss selbstverständlich sein, damit müssen wir uns aus- 
einandersetzen. 


(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 
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(A) Aber es muss im Geiste des Respekts vor der Würde des 
jeweils anderen stattfinden. Das ist das Wesentliehe, und 
das passiert eben an vielen Stellen nieht mehr. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wir haben besorgniserregende, ja alarmierende Ereig- 
nisse in der Türkei. leh will hier ganz offen sagen: Der 
Putsehversueh ist zu verurteilen - das hat die Bundes- 
regierung gemaeht, das hat die Europäisehe Union ge- 
maeht und gegen jede Form von Terrorismus ist vor- 
zugehen; und das maeht die Bundesregierung. Wir haben 
in über 4 000 Fällen Verfahren gegen PKK -Angehörige 
eingeleitet; aber unser Reehtsstaat kommt eben zu Urtei- 
len, die die Politik nieht zu beeinflussen hat. Und diese 
reehtsstaatliehen Urteile sind dann aueh zu akzeptieren. 
Die Bundesregierung ist jedenfalls genauso wie jeder in 
Europa dem Kampf gegen den Terrorismus verpfliehtet, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Dieser Kampf reehtfertigt aber nieht die Einsehrän- 
kung der Pressefreiheit, die Verhaftung von Tausenden 
und Abertausenden von Mensehen. Insofern müssen wir 
das deutlieh kritisieren und gleiehzeitig - dafür werbe 
ieh allerdings aueh - den Gespräehsfaden mit der Tür- 
kei aufreehterhalten. Ieh begrüße außerordentlieh die ja 
nieht einfaehe Reise des Bundesaußenministers. Aueh 
ieh werde den Gespräehsfaden mit der Türkei natürlieh 

(B) aufreehterhalten; denn aueh wir haben ein Interesse da- 
ran, mit der Türkei in einer vernünftigen Art und Weise 
zu kooperieren. Das sehließt aber nieht aus, dass das, was 
dort an alarmierenden Entwieklungen zu sehen ist, klar 
angesproehen wird, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Wir haben im Zusammenhang mit der Krim und der 
Ukraine den Brueh des Völkerreehts und die Verletzung 
der territorialen Integrität eines Landes zu konstatieren. 
Leider sind unsere Gespräehe über die Umsetzung der 
Minsker Vereinbarungen noeh nieht so weit gediehen, 
wie ieh mir das wünsehen würde. Die Situation in Sy- 
rien, insbesondere wenn man das sieht, was in Aleppo 
passiert, maeht uns jeden Tag beklommen. Ieh muss ganz 
ehrlieh sagen: Es gibt sehr viele Indizien dafür, dass hier 
bewusst Krankenhäuser und medizinisehe Einriehtungen 
bombardiert werden. 

(Sabine Weiss [Wesel I] [CDU/CSU]: Ja!) 

Mit Verlaub: Das ist international verboten. Das ist straf- 
reehtlieh zu verfolgen. 

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Kriegsverbreehen!) 

Das muss das Assad-Regime aueh wissen. Und es ist sehr 
bedauerlieh, dass Russland dieses Regime unterstützt, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 


Dennoeh werden wir natürlieh aueh hier immer wieder (C) 
alle Versuehe unternehmen, um politisehe Lösungen zu 
finden, aueh wenn es noeh so aussiehtlos erseheint wie 
im Augenbliek. 

Und wir haben den internationalen Terrorismus: die 
große Bedrohung, neue Bedrohung, asymmefrisehe Be- 
drohung, gegen die wir ankämpfen müssen. Dieser Ter- 
ror riehtet sieh ja nieht nur in anderen Ländern gegen die 
Bürgerinnen und Bürger. Vielmehr haben aueh wir mit 
dieser terroristisehen Herausforderung zu kämpfen. Er ist 
Teil des Alltags unserer Städte. Gegen ihn zu kämpfen, 
ist Teil unseres Kampfes für Freiheit. 

Meine Damen und Herren, in dieser Situation, die jetzt 
doeh sehr viel unübersiehtlieher und komplizierter ist, als 
sie es viele Jahre lang war, gibt es natürlieh zwei Mög- 
liehkeiten, darauf zu reagieren. Diese Reaktionen sehen 
wir überall auf der Welt. Entweder ziehe ieh mieh auf 
mieh und mein Land zurüek, sehotte mieh ab und versu- 
ehe, einfaehe Antworten auf das zu finden, was so kom- 
pliziert erseheint. Oder aber wir treten ein dafür, dass wir 
unsere Werte, die wir für riehtig und wiehtig halten, nieht 
nur bei uns zu Hause stärken, sondern versuehen, sie ge- 
meinsam mit unseren europäisehen Partnern, gemeinsam 
mit den Vereinigten Staaten von Amerika, gemeinsam 
mit Verbündeten auf der ganzen Welt in die Welt zu tra- 
gen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Ieh glaube, dass wir heute bei der voransehreiten- 
den Globalisierung darauf setzen sollten, gemeinsam zu 
handeln. Als Bundesrepublik Deutsehland können wir 
selbstverständlieh nieht alle Probleme lösen. Wir können 
weder den gesamten Hunger der Welt bekämpfen, noeh 
können wir für 65 Millionen Flüehtlinge die Probleme lö- 
sen, noeh können wir überall die politisehen Ordnungen 
so verändern, wie wir uns das wünsehen. Aber sind wir 
dazu bereit, mit unserer Erfahrungsgesehiehte der sozi- 
alen Marktwirtsehaft, einer gesellsehaftliehen Ordnung, 
von der ieh naeh wie vor glaube, dass sie ein Höehstmaß 
an wirtsehaftlieher Stärke und sozialer Gereehtigkeit mit 
sieh bringt, in diesem Sinne für eine Sehärfung, für eine 
Gestaltung der Globalisierung einzufreten? Oder sind wir 
dazu nieht bereit und ziehen uns auf uns selbst zurüek? 

Vor dieser Frage stehen wir. Diese Frage müssen wir 
beantworten. Ieh sage, dass wir auf Gemeinsamkeit, auf 
Multilateralismus, auf Gestaltung der Globalisierung zu- 
sammen mit anderen setzen sollten. Das ist das, wofür 
ieh werbe. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, erinnern wir uns 
noeh einmal daran, was naeh der Katastrophe des Ho- 
loeaust und des Zweiten Weltkriegs die großartige Ant- 
wort der internationalen Staatengemeinsehaft war. Es 
war die Gründung der Vereinten Nationen. Es war die 
Allgemeine Erklärung der Mensehenreehte, der sieh über 
190 Staaten angesehlossen haben. Sie ist leider aueh heu- 
te noeh nieht vollständig umgesetzt. Angesiehts dieser 
unglaubliehen Bedrohung dieser Welt, die am Abgrund 
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(A) stand, hat sich die Staatengemeinschaft aber dafür ent- 
schlossen. Ich halte diese Antwort auch nach wie vor für 
richtig. 

Bei allem, was wir zu leisten haben, hat es im ver- 
gangenen Jahr zwei Dinge gegeben, die uns Hoffnung 
machen. Ich nenne hier die Agenda 2030 für nachhaltige 
Entwicklung dieser Welt und das Pariser Klimaschutz- 
abkommen. 

Deutschland wird ab dem 1. Dezember dieses Jahres 
die Präsidentschaft der G 20 übernehmen. Die G 20 sind 
auch der Versuch, mit den größten und wichtigsten Wirt- 
schaftsländem dieser Erde Globalisierung menschlich zu 
gestalten und gleichzeitig für eine vernünftige Finanz- 
und Wirtschaftsordnung zu sorgen. 

Meine Damen und Herren, es gibt flagrante Steuerun- 
gerechtigkeiten. Aber wir haben dem doch nicht tatenlos 
zugesehen. Die Transparenzinitiative des Bundesflnanz- 
ministers, die von den 20 wichtigsten Finanzministem 
dieser Welt gemeinsam beschlossen wurde, ist doch ein 
Schritt in die richtige Richtung. Lassen Sie uns das doch 
wenigstens sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Die Tatsache, dass die Europäische Union sich mit der 
Frage der Steuerzahlungen von Apple und Google be- 
schäftigt, ist doch ein Schritt in die richtige Richtung. 

Wenn wir nie aussprechen, wo wir mal einen Schritt 
gemacht haben, werden die Menschen auch den Mut für 
, den nächsten und übernächsten Schritt verlieren. Damit 
' ' ist nicht eine ideale Welt geschaffen worden, aber es sind 
Schritte gemacht worden, die in die richtige Richtung ge- 
hen. Ich finde, es gehört zur Redlichkeit, das den Men- 
schen in Deutschland auch zu sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Ein besonderer Schwerpunkt während unserer 
G-20-Präsidentschaft wird auch das Thema Afrika 
sein. Afrika ist der Kontinent, der von der wirtschaftli- 
chen Entwicklung der gesamten Menschheit bislang am 
stärksten abgekoppelt ist. Wir werden gerade mit Blick 
auf die Migration viele Partnerschaften unternehmen, so 
wie wir das jetzt für Mali und Niger seitens der Bundes- 
republik Deutschland zusammen mit Frankreich, Italien 
und der Europäischen Kommission praktizieren. Aber es 
darf sich nicht auf Migration beschränken, sondern die 
eigentliche Frage ist: Wie kommen wir von der klassi- 
schen Entwicklungshilfe zu einer wirklichen wirtschaft- 
lichen - und auf eigenen Füßen stehenden - Entwicklung 
afrikanischer Staaten? Ich glaube, hier lohnt sich jede 
Zusammenarbeit mit der Afrikanischen Union und jeder 
Versuch, neue Wege zu gehen, neben dem, was wir bisher 
richtigerweise und guterweise gemacht haben, was aber 
noch keine ausreichenden Resultate gezeigt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

In unserem Haushalt zeigen sich diese Prioritäten. 
Zum Beispiel ist allein in dieser Legislaturperiode der 
Haushalt des Entwicklungsministeriums um 2 Milli- 
arden Euro gestiegen. Wenn wir uns die Ausgaben für 
die humanitäre Hilfe anschauen: Zu Beginn dieser Le- 


gislaturperiode waren es 438 Millionen Euro, heute sind (C) 
es 1,3 Milliarden Euro. Damit haben wir Menschen in 
Flüchtlingslagern in Jordanien, Libanon und anderswo 
die Möglichkeit gegeben, menschenwürdig zu leben. Es 
ist richtig eingesetztes Geld, um Menschen in der Nähe 
ihrer Heimat Chancen zu geben. Deshalb sind diese An- 
stiege nicht nur zu rechtfertigen, sondern auch die richti- 
ge Antwort auf die Herausforderungen dieser Welt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Natürlich kann Deutschland das nicht alleine schaffen, 
nicht alleine lösen, sondern wir müssen sehen, dass diese 
Fragen - Fragen der Migration, Fragen der politischen 
Lösungen - internationaler Lösungen bedürfen. Dazu 
können wir einen Beitrag leisten. Wir haben dazu als Ers- 
tes unsere europäischen Partner. Deutschland als Teil der 
Europäischen Union muss seinen Beitrag leisten, aber 
die Europäische Union muss es insgesamt machen. Ja, 
wir hatten in diesem Jahr durch das Ergebnis des Refe- 
rendums von Großbritannien einen schweren Einschnitt 
in der Geschichte der Europäischen Union. Deshalb ha- 
ben wir 27 Mitgliedstaaten uns im Herbst in Bratislava 
getroffen und haben überlegt: Was müssen wir anders 
machen? Was fehlt den Menschen nicht nur in Großbri- 
tannien, sondern auch den Menschen in anderen Ländern 
der Europäischen Union? Oder: Was läuft nicht so, wie 
wir es uns eigentlich wünschen? 

Für mich sind das Dinge, die als Erstes mit der Fra- 
ge zu tun haben: Was sind unsere Prioritäten? Ich glau- 
be, hier wird im Augenblick Europa als Ganzes seinem 
Wohlstandsversprechen durch die soziale Marktwirt- 
schaft, das wir für uns zu Hause durch eine gute Arbeits- (^) 
marktlage einlösen können, nicht gerecht. Deshalb geht 
es um die Frage der wirtschaftlichen Entwicklung der 
Zukunft. Hier haben wir insbesondere das Thema der Di- 
gitalisierung als ein zentrales Thema identifiziert. Wei- 
tere Themen sind die öffentlich-privaten Investitionen 
durch den Juncker 'sehen Investitionsfonds, wenn ich das 
so einmal lax sagen darf, der Kampf gegen die Jugendar- 
beitslosigkeit, aber nicht allein durch staatliche Interven- 
tionen, sondern durch mehr Wettbewerbsfähigkeit auch 
der europäischen Länder. Ohne Reformen - das haben 
wir auch in Deutschland mit der Agenda 2010 gesehen - 
kann man die Arbeitslosigkeit nicht bekämpfen. Das al- 
les muss Zusammengehen: staatliche Unterstützung mit 
wirtschaftlichen Reformen. Dann hat Europa eine Chan- 
ce, seinem Wohlstandsversprechen zu entsprechen, mei- 
ne Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Dann geht es um die Frage der Glaubwürdigkeit. Eu- 
ropa hat sich oft viel vorgenommen und sehr oft das nicht 
eingelöst, was es sich vorgenommen hat. Europa hat oft 
sehr langsame Entscheidungsmechanismen. Wenn wir 
uns einmal überlegen, in welcher Zeit technologischer 
Umwälzungen wir leben, und wenn wir daran denken, 
dass es manchmal Jahre gedauert hat, bis sehr einfache 
Themen, zum Beispiel das Thema Netzneutralität, in Eu- 
ropa gelöst wurden, dann kann man nur sagen: Europa 
hält mit den Entwicklungen der Zeit manchmal nicht 
Schritt. Das heißt, es muss schneller entschieden werden. 
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(A) und das, was entschieden wird, muss umgesetzt werden, 
und darüber muss Bericht erstattet werden. Das ist das, 
was wir in Bratislava besprochen haben und was jetzt 
auch eingelöst werden muss. Ansonsten leidet die Glaub- 
würdigkeit europäischen Handelns sehr, und das wird die 
Bürgerinnen und Bürger nicht überzeugen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Das Zweite sind die Fragen der Sicherheit - Sicherheit 
im Inneren, Sicherheit im Sinne einer äußeren Sicherheit. 
Meine Damen und Herren, hier bin ich sehr froh, dass 
sowohl die Innenminister als auch die Verteidigungs- 
minister in den letzten Wochen und Monaten wichtige 
Beschlüsse gefasst haben. Auch wir, die Bundesrepublik 
Deutschland, mussten über unseren Schatten springen. 
Wir waren nicht immer für eine einheitliche europäische 
Grenzschutzpolizei - jetzt ist sie da. Wir waren auch 
nicht in der Lage, durchzusetzen, dass es ein einheitli- 
ches Einreise- und Ausreiseregister gibt. Die Idee besteht 
seit zehn Jahren - jetzt kommt es endlich dazu, dass die 
Vorschläge auf dem Tisch liegen. Ich kann nur hoffen, 
dass die Innenminister das sehr schnell beraten und in die 
Tat Umsetzen; denn das ist etwas, was Sicherheit für die 
Bürgerinnen und Bürger gibt und einer der besten Schrit- 
te im Kampf gegen den Terrorismus ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Und ja, auch die Kooperation im Verteidigungsbereich 
muss gestärkt werden. Der Lissabon- Vertrag lässt dies 
im Übrigen in Form einer strukturierten Zusammenarbeit 
zu. Aber auch hier gab es immer wieder Sorgen: Geht 
denn das zusammen mit der NATO? Meine Damen und 
Herren, warum soll es eigentlich nicht in Kameradschaft 
und Kooperation mit der NATO gehen? Es gibt doch ge- 
nügend Gründe, dass die vielen - auch nicht so großen - 
europäischen Staaten Kompetenzen und Möglichkeiten 
bündeln und diese dann der NATO anbieten. Ich kann 
überhaupt nicht erkennen, dass es da Grund für große 
Diskussionen gibt. Deshalb finde ich diesen Schritt, den 
unsere Verteidigungsministerin ja auch sehr vorangetrie- 
ben hat, absolut richtig. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Dann kommen wir zu dem Thema: Wie werden wir 
das zu Hause mit entsprechenden finanziellen Ressour- 
cen unterlegen? Da bin ich einerseits sehr froh, dass im 
Bereich der inneren Sicherheit erhebliche Anstrengungen 
gemacht wurden. Es wurde gestern schon darüber gespro- 
chen: Tausende von neuen Stellen bei den Behörden der 
inneren Sicherheit. Ich glaube und kann nur hoffen, dass 
die Angebote so attraktiv sind, dass sich auch genügend 
Menschen dafür entscheiden, sie wahrzunehmen; denn 
das ist für uns natürlich von allergrößter Wichtigkeit. 

Es spiegelt sich andererseits im Verteidigungsetat wi- 
der, dass wir noch nicht da sind, wo wir in der Erwar- 
tung unserer NATO-Partner sein müssten. Es gibt eine 
Vielzahl von kleineren europäischen Ländern, die die 
Zielvorgabe eines Anteils des Verteidigungsetats am 
Bruttoinlandsprodukt von 2,0 Prozent erfüllen und die in 


ziemlich wenigen Jahren ihren Verteidigungsetat so ge- (C) 
steigert haben. Ich weiß, dass wir ein ganzes Stück davon 
entfernt sind, ich will es auch nicht für die nahe Zukunft 
sagen, aber die Richtung muss klar sein: dass wir uns 
dem nähern, was wir alle miteinander übrigens - nicht 
nur Christdemokraten, auch Sozialdemokraten - 

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Wir nicht! - Zuruf des Abg. 

Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]) 

als Beitrag zur NATO versprochen haben, und das auch 
durchsetzen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich bin der festen Überzeugung, dass all das, worüber 
ich jetzt gesprochen habe, zutiefst im Interesse der Bür- 
gerinnen und Bürger der Bundesrepublik Deutschland 
ist. Es gibt heute nicht mehr „Hier ist Außenpolitik, und 
da ist Innenpolitik“. Die Welt ist viel zu verwoben, als 
dass die Sicherheit, der Wohlstand, die Prosperität unse- 
rer Bürgerinnen und Bürger nicht von all dem abhängt, 
was wir in den internationalen Beziehungen tun, was dort 
stattfindet. 

Deshalb haben wir uns ja auch - insbesondere, wenn 
ich das sagen darf, die Sozialdemokraten - die Sache 
nicht ganz leicht gemacht, als es um den internationalen 
und fairen Handel ging. Ich sage ganz offen: Ich habe 
allergrößfen Respekf davor. Ich finde es richtig und gut, 
dass zum Schluss der Weg gefunden wurde, dass das 
CETA-Abkommen, dieses Freihandelsabkommen mit 
Kanada, von der Europäischen Union jetzt unterzeichnet 
werden konnte und dann auch ratifiziert werden kann. (D) 

Was steckt dahinter? Dahinter steckt doch im Grunde 
die Frage: Wie wird Globalisierung gestaltet? Diese Fra- 
ge ist jahrelang so beantwortet worden, dass wir einfach 
mal Freihandelsabkommen geschlossen haben, bei denen 
es um die Absenkung von Zöllen ging. Als ich noch Um- 
weltministerin war, ist immer wieder die Frage gestellt 
worden - bei der WTO zum Beispiel -: Was sind denn 
das für Freihandelsabkommen, die die Frage des Um- 
weltschutzes, die die Frage der Produktionsbedingungen 
in der Landwirtschaft, die die Frage von Kinderarbeit, die 
solche Fragen wie Ausbeutung der natürlichen Ressour- 
cen überhaupt nicht berücksichtigen? Und für jemanden, 
der soziale Marktwirtschaft als gesellschaftliches Modell 
denkt, konnte die Antwort nur unbefriedigend sein. Das 
waren keine Handelsabkommen, die uns wirklich gleiche 
Chancen, gleiche Möglichkeiten gegeben haben und die 
menschliche Gestaltung der Globalisierung auch in ande- 
ren Teilen der Welt möglich gemacht haben. 

Und weil wir diese Kritik aufgenommen haben, gibt 
es heute Handelsabkommen, die eine völlig neue Qua- 
lität haben. CETA ist das erste dieser Qualität, und ein 
Freihandelsabkommen mit den Vereinigten Staaten von 
Amerika kann es auch nur auf der gleichen Qualitätsstufe 
geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Dieses Abkommen entspricht nun in vielen Teilen - ich 
meine: was ist ideal? - und in einer völlig neuen Qualität 
all den Anforderungen, die wir an Globalisierung stellen. 



Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode - 202. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 23. November 2016 


20169 


Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel 

(A) Das setzt Standards, die auch auf andere Auswirkungen | Wirtschaft ist und kein Haushalt, der sich rein auf Inves- (C) 


haben. Und just da sind diejenigen, die damals gegen die 
einfachen Zollabkommen waren - von denen wir gelernt 
haben -, nun mindestens so entschieden gegen dieses 
Abkommen wie gegen die, die vorher abgeschlossen 
wurden, und das kann ich nicht verstehen. Ich bitte da- 
rum, die ganze Sache noch einmal zu überdenken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD - 
Michael Grosse -Brömer [CDU/CSU]: Das ist 
nicht sachlich, sondern ideologisch! - Zuruf 
des Abg. Klaus Emst [DIE LINKE]) 

Ich sage Ihnen ganz ehrlich: Ich bin nicht froh, dass 
das transpazifische Abkommen jetzt wahrscheinlich 
nicht Realität wird. Ich weiß nicht, wer davon profitie- 
ren wird - ich will mich heute hier mit meinen Progno- 
sen zurückhalten -, ich weiß nur eines: Es wird weitere 
Handelsabkommen geben, und die werden dann nicht die 
Standards haben wie dieses Abkommen und auch das an- 
gedachte TTIP-Abkommen. Meine Damen und Herren, 
das hat etwas zu tun mit Arbeitsplätzen in der Globali- 
sierang, mit fairen Wettbewerbsbedingungen und mit 
menschlicher Gestaltung der Globalisierang. 

Wir sind in Deutschland im Augenblick in einer rela- 
tiv guten Lage; das ist vielfach gesagt worden. Allein in 
den letzten fünf Jahren sind 2,7 Millionen Arbeitsplätze 
entstanden. Interessant ist, sich einmal anzuschauen: Wer 
hat mehr Beschäftigung gefunden? Das sind zu etwa ei- 
nem Drittel Frauen, die stärker ins Erwerbsleben gehen, 
das sind zu einem weiteren Drittel Menschen, die län- 
ger arbeiten können - die Lebensarbeitszeit verlängert 
(B) sich; das ist richtig und von uns gewünscht -, und zu 
einem dritten Drittel sind es Menschen aus der Europäi- 
schen Union, die in Deutschland Arbeit suchen, weil sie 
zu Hause keine finden. Auch das ist in einem Binnen- 
markt eine positive Wirkung und im Übrigen ein Beitrag 
Deutschlands zur Lösung mancher Probleme in der Eu- 
ropäischen Union. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Der Bund nimmt seit 2014 keine neuen Schulden 
mehr auf, die Reallöhne und die Renten steigen. Aber bei 
allem, was es noch zu kritisieren gibt - und ich weiß, 
dass viele Menschen Not haben, und ich halte die Zahl 
der Menschen, die von Arbeitslosengeld II, von Hartz IV 
abhängig sind, auch für viel zu hoch; daran müssen wir 
arbeiten -, dürfen wir sagen: Den Menschen in Deutsch- 
land ging es noch nie so gut wie im Augenblick. Auch 
das muss einmal festgehalten werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD - 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: 
Quatsch!) 

Der Bundeshaushalt 2017 setzt den Kurs fort, nicht auf 
Kosten der jungen Generation zu leben, sondern in sie 
zu investieren. Eckhardt Rehberg hat es gestern gesagt: 
Die Investitionsquote ist so hoch wie seit langem nicht. 
Mit 1 1 Prozent ist sie immer noch überschaubar, würde 
ich sagen, wenn wir an über 50 Prozent Sozialquote des 
Haushalts denken. Aber diese Sozialquote zeigt doch, 
dass es nun wirklich ein Haushalt der sozialen Markt- 


titionen und die schwarze Null konzentriert. Vielmehr ist 
es ein Haushalt, der auch für soziale Gerechtigkeit sorgt, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Der Haushalt für Forschung und Bildung hat sich in 
den letzten zehn Jahren verdoppelt. Er steigt auch in 
diesem Jahr wieder um 7 Prozent. Der Bund engagiert 
sich inzwischen bei Ländern und Kommunen weit über 
seine Kompetenzen hinaus: sei es durch den Hochschul- 
pakt, sei es durch Initiativen zur Lehrerausbildung, sei 
es durch Hilfe für kommunale Infrastruktur. Wir haben 
alleine für finanzschwache Kommunen ein Programm in 
Höhe von inzwischen 7 Milliarden Euro aufgelegt. 

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, ein Punkt, der mich bei all den Verhandlungen 
mit den Ländern umtreibt, ist: Wie können wir eigentlich 
punktgenau helfen? Wir haben als Hilfsmöglichkeiten 
die Mehrwertsteueranteile, wir haben den Königsteiner 
Schlüssel, und da geht es nicht immer nach Bedürftigkeit, 
sondern es geht sehr oft nach Stärke. Und das führt dann, 
wenn wir nicht gerade den KdU-Schlüssel nehmen, der 
aber auch nur begrenzt sinnvoll ist in diesem Zusammen- 
hang, immer dazu, dass wir sozusagen doch mehr mit der 
Gießkanne helfen als punktuell dort, wo es geboten ist. 

(Thomas Oppermann [SPD]: Das hätten wir 
anders haben können! - Gegenruf des Abg. 
Eckhardt Rehberg [CDU/CSU]: Quatsch, Kol- 
lege Oppermann, was Sie da erzählen!) 

- Mit Herrn Oppermann habe ich mich im kleinen Kreis 
schon des Öfteren darüber auseinandergesetzt. Damit das 
jetzt auch öffentlich wird: Herr Oppermann findet die 
Verteilung der Mittel für die Kommunen nicht ausrei- 
chend zielführend. 

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Da bin ich ausnahmsweise mal mit 
Herrn Oppermann einer Meinung!) 

Er hat deshalb gesagt, dass die 5 Milliarden Euro, um 
die im Zusammenhang mit der Eingliederungshilfe die 
Kommunen entlastet werden, anders verteilt werden 
müssen, als das jetzt festgelegt wurde. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Nun habe ich - ich glaube, das sagt die ganze Bun- 
desregierung - einfach gesagt, nachdem wir Stunden und 
Aberstunden und noch mehr Stunden mit den Minister- 
präsidenten der Länder und den kommunalen Spitzen- 
verbänden gesprochen haben: Wenn Sie mir einen ande- 
ren und aus Ihrer Sicht - vielleicht bzw. wahrscheinlich 
dann sogar auch aus meiner Sicht - gerechteren Vertei- 
lungsschlüssel vorlegen und die Ministerpräsidenten da- 
mit einverstanden sind: Chapeau! Dann wird es anders 
gemacht. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD - Ulli Nissen [SPD]: Das muss ins 
Protokoll! - Thomas Oppermann [SPD]: Es 
hätte gereicht, wenn Volker Kauder damit 
einverstanden gewesen wäre! - Gegenruf 
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(A) des Abg. Volker Kauder [CDU/CSU]: Ja, ja! 

Hauptsache, man findet einen Schuldigen!) 

Aber, meine Damen und Herren, die Wahrscheinlich- 
keit, dass Herr Oppermann, den ich schätze und der vie- 
les bewirken kann, dies schafft, erscheint mir sehr gering. 

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der SPD - Zurufe von der 
SPD: Wieso? -Na, na!) 

- Ich meine das ganz freundschaftlich. - Den Kommunen 
nun gar nichts zu geben, 

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Das 
fände er auch nicht gut!) 

weil man das, was einem vorschwebt, noch nicht erreicht 
hat, halte ich für die schlechtere Lösung. Deshalb müs- 
sen wir weiter daran arbeiten und vielleicht andere Ver- 
teilungsmechanismen ausprobieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Es gibt einen Punkt, bei dem ich noch nicht überzeugt 
bin, dass wir ausreichend über ihn sprechen, und der für 
die Arbeif der Bundesregierung in dieser Legislafurperi- 
ode aber ein wirklicher Schwerpunkt war. Ich meine die 
Frage: Wie gehen wir mit der Digitalisierung um, und 
was bedeutet Digitalisierung? Ich habe dies schon am 
Anfang meiner Rede als Auswirkung auf unsere gesell- 
schaftlichen Diskussionen angesprochen, aber ich will 
es auch jetzt noch einmal als Auswirkung auf unsere Ar- 
beitsplätze, unsere öffentliche Daseinsvorsorge und vie- 
les andere mehr nennen: Wir werden nicht klarkommen, 
wenn wir bestimmte Dinge einfach verbieten und uns 
den neuen Möglichkeiten nicht öffnen. 

Ich kann gut verstehen, warum man Uber nicht ha- 
ben will und warum die Taxifahrer sagen, das wollen sie 
nicht. Aber bitte glauben Sie nicht, dass wir den Mög- 
lichkeiten der Digitalisierung entgehen können. Auch 
hier müssen wir es wieder schaffen, sie in das, was wir 
öffentliche Daseinsvorsorge nennen, vernünftig einzu- 
beziehen. Es wird vielleicht Möglichkeiten geben, den 
öffentlichen Personennahverkehr im ländlichen Raum 
viel besser zu gestalten als mit den klassischen Bus- und 
Zugstrukturen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es wird Möglichkeiten geben, die viele Menschen wie- 
der beruhigen werden. Es wird Möglichkeiten geben, wie 
wir unsere Städte umweltfreundlicher gestalten. Lassen 
Sie uns das offen angehen. Die Veränderungen werden 
schneller kommen, als wir denken. 

Wir haben uns neulich in kleinerem Kreise damit be- 
schäftigt, welche disruptiven Veränderungen es allein in 
der Automobilindustrie gibt. Es werden nicht mehr alle 
Menschen ein Auto besitzen wollen, das Auto wird auto- 
nom fahren können, und die Antriebstechnologien wer- 
den sich dramatisch verändern. Entweder reagieren wir 
darauf - unsere Automobilindustrie ist dazu in der Lage, 
das Rahmenwerk dafür wird gestaltet, und der Bundes- 
verkehrsminister hat hier wichtige Schritte eingeleitet -, 
oder wir sind zu langsam, und andere werden uns über- 


trumpfen. Meiner Meinung nach steht in einer von uns 
vielleicht noch nicht voll erfassten Tragweite - ich be- 
ziehe mich da mit ein - die Frage unserer industriellen 
Wertschöpfung auf dem Prüfstand, mit allen Möglichkei- 
ten, die wir haben, als Gewinner aus dem Wettbewerb 
herauszukommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Dazu gehört eine ehrliche Analyse, wo wir stehen. Ich 
bin sehr froh, dass wir den anderen bei der Standardi- 
sierung, zum Beispiel im Zusammenhang mit der Indus- 
trie 4.0, nach Maßgabe aller ein bis zwei Jahre voraus 
sind; daran haben der Wirtschaftsminister, aber auch die 
Forschungsministerin erheblichen Anteil. Da haben wir 
vieles geschafft, da sind wir international spitze, und da 
geben wir den Ton an - aber eben nicht bei der Batte- 
rieherstellung und auch noch nicht bei der künstlichen 
Intelligenz. Da müssen wir nachholen. Ich glaube, wir 
alle sollten uns intensiv mit diesen Themen beschäftigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Weiter haben wir den großen Bereich des Umbaus 
unserer Energieversorgung. Es ist ja nun viel Kritisches 
über den Klimaschutzplan gesagt worden. Aber, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, wir als Regierung müssen 
uns schon damit beschäftigen - ich verstehe eine vorpre- 
schende Umweltministerin natürlich in vollem Maße -, 
wie Klimaschutz, Arbeitsplätze und die Sorgen der Men- 
schen in einen vernünftigen Einklang gebracht werden 
können. Ich glaube, Frau Hendricks war fast die Einzi- 
ge, die auf der Marrakesch-Konferenz einen detaillierten 
Klimaschutzplan vorlegen konnte. Nun kann man nati- 
onal viel streiten und sagen: Das alles ist nicht genug. - 
Aber Fakt ist erst einmal, dass wir das Land waren, das 
nach der Pariser Klimaschutzkonferenz schon etwas vor- 
weisen konnte, wie wir die nächsten Schritte angehen 
wollen. Deshalb sollen wir unser Licht da nicht unter den 
Scheffel stellen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Wir haben ja hier im Eingangsstatement von der lin- 
ken Seite etwas über den Zustand unserer sozialen Si- 
cherungssysteme gehört. Wissen Sie, ich glaube: Die 
Rentenversicherung kann angesichts des demografischen 
Wandels nicht solide bleiben, wenn wir nicht neben der 
gesetzlichen Rentenversicherung auch andere Formen 
der Absicherung weiterentwickeln und fortentwickeln. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dass man nun auch noch die staatlichen Zuschüsse zur 
betrieblichen Rente inffage stellt, halte ich für absolut 
falsch. Wir sollten Betriebe bzw. Arbeitgeber ermutigen, 
hier etwas zu machen. 

(Zurufe von der LINKEN) 

Und der Bundesfinanzminister sowie die Bundesarbeits- 
ministerin haben das getan. Nun können wir ja über die 
Inhalte streiten. Ich halte die Fortentwicklung der betrieb- 
lichen Versorgung für richtig, ich halte die Verbesserung 
der Erwerbsunfähigkeitsrente für richtig, ich halte auch 
die private Vorsorge für richtig. Man muss sie verbessern 
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(A) und vereinheitlichen. Es muss klarer werden, was dort 
stattzufinden hat. Aber erzählen Sie den Menschen bitte 
nicht, dass bei veränderter Demografie alles so bleiben 
kann, wie es ist, ohne dass die Lohnzusatzkosten so stei- 
gen, dass es kein Mensch bezahlen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Wenn diese Große Koalition etwas geschafft hat, dann 
ist es der Riesenfortschritt im Bereich der Pflegeversi- 
cherung. Wir haben in dieser Legislaturperiode allein 
drei Pflegestärkungsgesetze verabschiedet oder werden 
sie verabschieden. Wir haben den Pflegebegriff - „end- 
lich“, würde Ulla Schmidt sagen - so umgestellt, dass er 
auch Demenzkrankheiten vernünftig miteinbezieht. Wir 
haben die ambulante Pflege gestärkt, wir haben die sta- 
tionäre Pflege gestärkt. Wir haben die Stellung derer, die 
Pflegearbeiten verrichten, verbessert. 

(Heike Hänsel [DIE LINKE]: Und Hundert- 
tausende Stellen fehlen!) 

Ich weiß, dass das alles immer noch ein Riesenproblem 
bleibt - im Übrigen ein Problem, das fast in jeder Familie 
auf der Tagesordnung steht. Darüber wird politisch viel 
zu selten gesprochen, und wenn, dann vielleicht nur von 
den Fachministem. Aber auch hier ist es doch so: Wir 
haben die finanziellen Leistungen im Bereich der Pflege 
um 20 Prozent erhöht. Ich finde, das sollte man den Men- 
schen auch sagen, damit sie nicht den Eindrack haben, es 
wird schlechter. Damit können wir deutlich machen, was 
uns wichtig ist, wofür wir einstehen und was wir voran- 
bringen wollen. 

(B) 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Meine Damen und Herren, angesichts der großen 
Herausforderangen des letzten Jahres im Zusammen- 
hang mit den vielen bei uns ankommenden Flüchtlingen 
möchte ich - im Rückblick auf das vergangene Jahr und 
auch auf den vergangenen Teil dieses Jahres - sagen: Bei 
allen kritischen Diskussionen, die wir auch im föderalen 
Betrieb zwischen Bund, Ländern und Gemeinden haben, 
hat sich im letzten Jahr ein großartiges Maß an Zusam- 
menarbeit und Zusammenhalt der Hauptamtlichen und 
der vielen, vielen Ehrenamtlichen gezeigt, auf das unser 
Land wirklich stolz sein kann, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD so- 
wie bei Abgeordneten der LINKEN und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Wir haben die Dinge geordnet und gesteuert. Wir ha- 
ben das EU-Türkei- Abkommen abgeschlossen. 

(Heike Hänsel [DIE LINKE]: Schande!) 

- Ja, 

(Heike Hänsel [DIE LINKE]: Schande!) 

ganz vorsichtig! Das ist Ihre Möglichkeit, sich frei zu 
äußern. - Ich halte die Bekämpfung der illegalen Migra- 
tion, die Tatsache, den Schleusern das Handwerk zu le- 
gen, wenn sie übelste Geschäfte mit Menschen machen, 
sowie die Tatsache, etwas dagegen zu tun, dass wieder 
Menschen - in diesem Jahr waren es bisher 4 500 oder 


mehr - ertrinken, für eines der notwendigsten Gebote po- (C) 
litischen Handelns. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD - 
Dr. Dietmar Bartsch [DIE LINKE]: Da hat 
niemand was dagegen!) 

Wer auf Schlepper und Schleuser setzen muss, weil er 
nicht politisch gestalten kann, der macht seine Arbeit 
nicht in dem Sinne, wie ich mir das vorstelle. Deshalb 
müssen wir schauen, wo wir auch mit anderen Ländern - 
insbesondere mit Blick auf den Norden Afrikas, aber auch 
auf Afrika insgesamt - Partnerschaften eingehen können 
und wie wir die Lebensbedingungen dort verbessern und 
legale Möglichkeiten der Migration schaffen können. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 

Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

- Hier haben wir noch Arbeit - das ist richtig - und auch 
noch eine ganze Menge Streit vor uns. 

Wir haben ein Integrationsgesetz verabschiedet und 
damit ein jahrzehntelanges Versäumnis wiedergutge- 
macht und für die Zukunft eine bessere Regelung - 
Fordern und Fördern - gefunden. Wir haben klare An- 
forderungen formuliert und gesagt, was wir von denen 
erwarten, die bei uns zu Hause sein wollen oder eine be- 
stimmte Zeit bei uns verleben. Dazu gehört das Erlernen 
der Sprache, dazu gehört die Akzeptanz unserer gesell- 
schaftlichen Ordnung. Das ist ganz selbstverständlich. 

Angesichts der negativen Beispiele, die es natürlich 
gibt und die man auch nicht unter den Tisch kehren soll- 
te, will ich ganz deutlich sagen: Es ist gut, dass sich die 
überwiegende Mehrheit der Flüchtlinge der Integration ^ ' 
stellt und mit viel Eifer, mit viel Fleiß und viel Kraft ver- 
sucht, gerade in den Integrationskursen erfolgreich zu 
sein. 

Aber die Menschen erwarten, dass das, was von un- 
serem Rechtsstaat als gerichtliche Urteile ausgesprochen 
wird, vom Staat auch umgesetzt wird. Und das heißt, dass 
diejenigen, die kein dauerhaftes Aufenthaltsrecht bei uns 
bekommen, die nicht als Asylbewerber anerkannt werden 
und die keinen subsidiären oder Flüchtlingsschutz nach 
der Genfer Konvention bei uns erhalten, unser Land auch 
wieder verlassen müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Ich finde, diese Erwartung der Bürgerinnen und Bürger 
ist gerechtfertigt. Dadurch wird auch die Bereitschaft er- 
höht, denjenigen zu helfen, die Hilfe brauchen. 

Auch hier unternehmen wir viele Anstrengungen, um 
das gemeinsam mit den Ländern - das sage ich ausdrück- 
lich - zu verbessern. Ich muss allerdings sagen: Ich habe 
in einer Koalitionsvereinbarang, die nicht weit von hier 
getroffen wurde, gelesen, dass das Winterabschiebever- 
bot wieder eingeführt werden soll. 

(Heike Hänsel [DIE LINKE]: Sehr gut!) 

Sie müssen einmal zur zuständigen Ausländerbehörde 
gehen und sich anhören, was die Menschen darüber sa- 
gen. Das ist genau das gegenteilige Signal von dem, was 
wir brauchen, und das führt Menschen zum Schluss in 
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(A) mehr Not, als wenn sie wüssten, dass sie bei uns keine 
Chance haben, und es hilft ihnen nicht. Das ist meine tie- 
fe Überzeugung. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Meine Damen und Herren, wir leben in Zeiten rasan- 
ter globaler Veränderungen. Wir haben die Möglichkei- 
ten, Veränderungen schrittweise menschlich zu gestal- 
ten. Das setzt Offenheit voraus. Ich bin zutiefst davon 
überzeugt: Offenheit wird uns mehr Sicherheit bringen 
als Abschottung - mehr Sicherheit im Blick auf die 
wirtschaftliche Situation, mehr Sicherheit im Blick auf 
Soziales und mehr Sicherheit im Blick auf Frieden und 
Freiheit. 

Deshalb, meine Damen und Herren: Lassen Sie uns an 
dieser Arbeit weiter dranbleiben. Wir haben als Bundes- 
regierung in den letzten eineinhalb Jahren einen Bürger- 
dialog durchgeführt. In diesem Bürgerdialog sind Frieden 
und Sicherheit noch einmal als die zentralen Bedürfnisse 
der Menschen in Deutschland genannt worden. Deshalb 
ist es aller Mühe wert, im Geiste dieses Haushaltes wei- 
terzuarbeiten und da, wo es Probleme gibt - und sie gibt 
es -, sie natürlich zu lösen. 

Herzlichen Dank. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU - 
Beifall bei der SPD) 

(B) Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat nun der 
Kollege Anton Hofreiter das Wort. 

Dr. Anton Hofreiter (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Sehr geehrte Frau Merkel! Die Wahl von 
Trump zum nächsten US -Präsidenten war ein Schub für 
mehr Nationalismus und Ressentiments. Aber es gibt 
überhaupt keinen Grund, dass wir in Deutschland oder 
in Europa abfällig auf die USA blicken. Auch hier in Eu- 
ropa feiern Rechtsextreme und Rechtspopulisten Erfol- 
ge, auch hier in Deutschland sitzen Rechtspopulisten in 
immer mehr Landesparlamenten, auch hier glauben sie, 
dass ihre Stunde gekommen ist. 

All denjenigen, denen die liberale Demokratie am 
Herzen liegt, muss das große Sorgen machen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Vieles, was wir sicher glaubten, steht infrage. Vieles, was 
selbstverständlich erschien und vielleicht viel zu vielen 
noch immer selbstverständlich erscheint, steht infrage: 
der demokratische Umgang, eine rationale, kooperative 
Außenpolitik, Verlässlichkeit internationaler Verträge, 
der Schutz von Minderheiten, die Herrschaft des Rech- 
tes, der Respekt voreinander. Bei allen Meinungsver- 
schiedenheiten, bei allen unterschiedlichen Positionen, 
die wir hier im Deutschen Bundestag haben: Wir müssen 


uns gemeinsam den Demagogen, den Nationalisten und (C) 
den Autoritären entgegenstellen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Christine Lambrecht [SPD]) 

Freiheit, Solidarität und Humanismus stehen auf dem 
Spiel, für alle. 

Für mich ist auch eines klar: Keine soziale Not und 
keine gefühlte Identitätsverunsicherung rechtfertigen 
oder entschuldigen gar im Geringsten rassistische, frau- 
enfeindliche oder homophobe Handlungen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN) 

Wer andere Menschen angreift oder herabsetzt, in Wort 
oder Tat, nur weil er einer echten oder gefühlten Gruppe 
angehört, die einem selbst nicht so zu passen scheint, der 
hat von uns eine ganz glasklare Antwort verdient: Kein 
Fußbreit der Gewalt, kein Fußbreit dem Hass! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der LINKEN) 

Aber der Kampf gegen rechts kann nicht nur aus kla- 
ren Worten bestehen. Denn was heißt denn „kämpfen“ 
im Geschäft der demokratischen Politik? Das heißt über- 
zeugen, das heißt Menschen mitnehmen, das heißt dafür 
sorgen, dass aggressive Stimmungen am Ende nicht zu 
Paralleluniversen in rechtsradikalen Echokammem füh- 
ren, es heißt, Menschen zu überzeugen, die noch nicht 
überzeugt sind. Ich glaube, da können wir alle besser (D) 
werden, da müssen wir alle besser werden, da müssen 
wir Grüne auch besser werden. 

Wenn wir vom ökologischen Umbau reden, dann müs- 
sen wir auch die Sorgen derjenigen berücksichtigen, die 
Angst haben, ihren Arbeitsplatz zu verlieren. 

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Große 
Worte!) 

Das ist eine Aufgabe, die auch wir Grüne haben, und ich 
glaube, wenn ich mir den nächsten Wahlkampf anschaue, 
dann haben alle demokratischen Parteien die Aufgabe, 
eine Sprache zu finden, die die Menschen überzeugt, mit- 
nimmt und für diese Demokratie wieder begeistert. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Klar erscheint auch, dass dieses Wahlergebnis in den 
USA - insbesondere wenn man sich die Wahlergebnis- 
se in den ehemaligen Industriegebieten, im sogenannten 
Rust Belt, anschaut - auch ein Protest war - auf hässliche 
und destruktive Art und Weise - gegen eine ungeregelte 
Globalisierung und ein Protest gegen den sozialen Ab- 
stieg. 

Viele kämpfen seit Jahren gegen die ungeregelte Glo- 
balisierung, die nur wenigen kurzfristig Gewinne bringt. 
Politische Entscheidungen haben diese ökonomische 
Globalisierung ermöglicht; politische Entscheidungen 
könnten auch eine Globalisierung ermöglichen, die so- 
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(A) zial und ökologisch gerechter ist. Das ist nicht einfach, 
aber es ist möglich, und es gilt, diese optimistische Hal- 
tung gegen die scheinbare Altemativlosigkeit des Beste- 
henden zu setzen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Umso schlimmer ist es, dass die Kritik an der Globa- 
lisierung nur von rechts außen kommt, und dies nach den 
historischen Irrtümem des 19. und 20. Jahrhunderts. Wir 
lehnen die nationalistische Kritik an der Globalisierung 
aufs Schärfste ab. Nationalismus kann keine Lösung 
sein; er ist ein historisch gefährlicher Irrweg. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordnelen der SPD) 

Aber wir müssen auch versieben, was passierl, warum 
die Menschen für den Brexil geslimmi haben, warum die 
Menschen für Trump geslimmi haben. Den Nalionalis- 
len, den Rechtspopulislen und den Rechlsradikalen ge- 
lingl es zu gul, den Unmul der Menschen, ihre Angsl und 
ihre Fmslralion auf ihre Mühlen zu leiten. 

Der Unmul enlslehl gar nichl aulomalisch gegen Min- 
derheiten. Der Unmut entsteht häufig aus Alltagserfah- 
rungen: dass in ländlichen Regionen die Infrastruktur 
nicht mehr funktioniert; aus Angst vor sozialem Abstieg; 
aus Frust darüber, dass der Lohn trotz Vollzeitarbeit nicht 
für eine bezahlbare Wohnung reicht; aus dem Ärger des 
kleinen Kaffeehausbesitzers darüber, dass er voll Steuern 
zahlt, während sein Konkurrent von Starbucks nur einen 
minimalen Steuersatz zahlt. Wir müssen darauf achten 
(ß) und dürfen nicht zulassen, dass dieser Ärger und dieser 
Frust am Ende an Minderheiten ausgelassen werden, 
dass die Schwächsten der Schwachen zu Sündenböcken 
erklärt werden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

LINKEN) 

Wir müssen verhindern, dass es den Rechtspopulislen 
und den Rechtsradikalen in Europa weiter gelingt, ein 
Bündnis zu schmieden, das zum Brexit geführt hat, ein 
Bündnis zu schmieden, das am Ende die Wahl von Trump 
ermöglicht hat, ein Bündnis zu schmieden aus Rassisten 
und Homophoben, mit sozial Verunsicherten, mit Men- 
schen, die Angst vor dem sozialen Abstieg haben. 

Dafür brauchen wir eine Politik, die dafür sorgt, dass 
die Infrastruktur auch in den ländlichen Regionen wie- 
der ankommt und funktioniert, eine Politik, die dafür 
sorgt, dass die sozialen Sicherungssysteme wirklich für 
alte sicher sind und die Zweiklassenmedizin abgeschaffl 
wird, eine Politik, die dafür sorgl, dass ausreichend Geld 
für bezahlbaren Wohnraum zur Verfügung geslelll wird, 
eine Politik, die dafür sorgl, dass der Arbeilsmarkt wie- 
der für alte Menschen funktioniert, eine Politik, die eine 
Bildungsoffensive ermöglicht, damit wieder jedes Kind 
eine Chance auf sozialen Aufstieg hat, und eine Politik, 
die ermöglicht, dass jeder, der Arbeit hat, ausreichend 
verdient, um am gesellschaftlichen Leben teilhaben zu 
können. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 


Sehr geehrte Frau Merkel, in diesen schwierigen Zei- (C) 
ten haben Sie angekündigt, für die CDU wieder als Kanz- 
lerin kandidieren zu wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wieder einmal ist unklar geblieben, wohin Sie mit dem 
Land eigentlich wollen und was Sie mit Ihrer Kanzler- 
schaft anslellen wollen. Im lelzlen Wahlkampf war Ihr 
Motto: Sie kennen mich ja! - In diesem Wahlkampf wird 
das nichl reichen. Es wird auch nichl reichen, zu erklä- 
ren: Wir machen einfach weiter so. 

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Man 
weiß, dass es keinen Besseren gibl!) 

Was hal Ihre Regierung in den lelzlen acht oder zehn 
Jahren denn getan gegen das Auseinanderfalten der Eu- 
ropäischen Union? Was hat Ihre Regierung denn gelan 
gegen die weitere Spaltung unserer Gesellschaft? Was 
hat Ihre Regierung denn gelan, um die Fluchlursachen 
wirklich zu bekämpfen und sich für einen fairen Well- 
handel einzuselzen? Was hal Ihre Regierung gelan in den 
lelzlen Monaten und Jahren, um den Klimaschulz durch- 
zuselzen? 

Schauen wir uns die einzelnen Punkte einmal an. 

Die Europäische Union isl seil fasi acht Jahren in der 
Dauerkrise, seit der verkorksten Bankenrettung nach der 
Finanzmarktkrise. Dieser Zustand ist in den letzten Mo- 
naten und Jahren nicht besser, sondern eher schlimmer 
geworden. 

Wir haben gesehen: Großbritannien hat sich für den 
Austritt aus der Europäischen Union entschieden. Wir 
müssen befürchten, dass in Frankreich Frau Le Pen Prä- ^ ' 
sidentin wird. In Haben sind die Zuslände nicht besser 
geworden, und es besteht die Gefahr, dass dort Rechtspo- 
pulisten an die Macht kommen. In Griechenland herrschl 
Hoffnungslosigkeil und das Gefühl, Europa lässl sie mil 
den vielen Geflüehtelen, die kommen, im Stich. 

In all diesen Jahren waren Sie Kanzlerin des mäch- 
tigsten Landes innerhalb der Europäischen Union. Jelzl 
rechtfertigen Sie sich immer damit - und es wird damit 
gerechtfertigt -, Ihnen hätten die Partner gefehll und Sie 
hätten altes richtig gemacht Sie haben immer slur und 
brav auf das Einhallen von Regeln gepochl und immer 
slur und brav darauf gepochl, dass die Sparvorschläge 
umgeselzl werden. 

Man hätte vor sieben oder acht Jahren noch darüber 
streiten können, ob diese Politik erfolgreich ist. Aber 
nach acht Jahren nicht erfolgreicher Politik könnte diese 
Bundesregierung überlegen, ob das wirklich die richtige 
Politik war. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Nach acht Jahren, in denen innerhalb der Europäischen 
Union weiterhin 20 Millionen Menschen arbeitslos sind, 
könnte die SPD überlegen, ob sie nicht ihr ganzes Ge- 
wicht dafür einsetzen könnte, innerhalb der Europäi- 
schen Union zu einer Investitionsoffensive zu kommen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Die SPD könnte sich dafür einselzen, dass endlich ausrei- 
chend Geld für eine soziale und ökologische Transforma- 
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(A) tion innerhalb der Europäischen Union ausgegeben wird, 
damit die Menschen wieder den Glauben haben, dass das 
wunderbare Projekt der Europäischen Union nicht nur 
für Frieden, sondern auch für Wohlstand für sie persön- 
lich steht. 

Wo bleibt da die SPD? Setzen Sie sich endlich dafür 
ein, dass wir eine offensive Invesfifionspolitik auf eu- 
ropäischer Ebene bekommen. Denn sonsf haben viel zu 
viele das Gefühl, Europa lässf sie im Sfich. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN) 

Schauen wir uns die Spalfung unserer Gesellschaft 
an. Sie haben davon gesprochen, Frau Merkel, dass es 
den Menschen in Deufschland so guf gehf wie noch nie. 
Ja, der Durchschnitt kann allerdings vieles verdecken. 
Ffinfer „den Menschen“ verbergen sich nämlich ganz un- 
ferschiedliche Schicksale. Es gibf die Reichsfen der Rei- 
chen, die in den lefzfen Jahren deuflich reicher geworden 
sind, und wir baffen noch nie so viele Milliardäre und 
Millionäre in Deufschland. 

Aber es gibf auch die anderen Gruppen, die sich hin- 
fer diesem Durchschnitt versfecken. Inzwischen isf jeder 
zehnfe Arbeifnehmer bzw. jede zehnfe Arbeifnehmerin 
von Armuf bedrohf, obwohl sie Arbeif haben. Das isf 
doppelt so viel wie noch vor zehn Jahren, doppelt so viel 
wie zu Beginn Ihrer Kanzlerschaft. 

Oder wenn man sich anschaut, wie sich das Aufstiegs- 
versprechen entwickelt hat: Für viel zu viele ist das Auf- 
stiegsversprechen immer noch ein Versprechen, das für 
sie nichf gilf, weil sie aus bildungsfemen Haushalfen 

(B) bzw. aus Arbeiferhaushalfen kommen und weil für sie 
eben nichf gilt, dass sie die gleichen Chancen haben, ein 
Gymnasium oder eine Universität zu besuchen. Das liegt 
nicht daran, dass sie weniger können, sondern daran, dass 
sie eine andere Herkunft haben. 

All das versteckt sich hinter dem Durchschnitt, und all 
das ist politisch änderbar. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN) 

Denn es ist politisch durchsetzbar, ein faireres Steuersys- 
tem zu haben. Es ist politisch durchsetzbar, eine bessere 
Ausstattung der Infrastruktur, zum Beispiel einen besse- 
ren Breitbandausbau, zu haben, damit abgehängte länd- 
liche Regionen an die boomenden Städte angeschlossen 
werden. Es ist möglich, ausreichend Geld zur Verfügung 
zu stellen, damit es auch in München, Frankfurt, Berlin, 
Stuttgart und anderen Metropolen wieder ausreichend 
bezahlbaren Wohnraum auch für die Menschen mit nied- 
rigerem Einkommen gibt. Es ist möglich, eine andere 
Arbeitsmarktpolitik zu machen und wieder mehr Geld 
zur Verfügung zu stellen, damit die Langzeitarbeitslosen 
wieder eine Chance haben, einen guten sozialversiche- 
rungspflichtigen Job zu bekommen. 

All das ist möglich. Sie hatten zehn Jahre Zeit. Fangen 
Sie doch wenigstens jetzt damit an! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN) 

Frau Merkel, Sie haben von der gerechten Gestaltung 
der Globalisierung gesprochen. Sie haben davon gespro- 
chen, dass die neuen Freihandelsabkommen besser sind. 


weil sie Standards festlegen. Das klang alles gut. Das (C) 
Problem ist nur: Dem ist nicht so. Wenn Sie sich näm- 
lich die Verträge genau ansehen, dann Anden Sie zwar 
zum Beispiel das Vorsorgeprinzip im Vertrag zu CETA 
erwähnt, aber nur im Vorwort. Im Vertrag selbst Anden 
Sie die von Ihnen selbst hochgelobten Standards nicht. 

Im Vertrag Anden Sie stattdessen eine Konzemjustiz 
außerhalb unserer öffentlichen Gerichtsbarkeit. Sie An- 
den im Vertrag stattdessen eine Bedrohung der Verbrau- 
cherschutz- und Umweltschutzstandards, und Sie Anden 
im Vertrag stattdessen die Möglichkeit und dementspre- 
chend den Druck auf die Kommunen, ihre kommunale 
Daseinsvorsorge zu privatisieren. 

Das, was Sie zur Regelung der Globalisierung vorge- 
stellt haben, wäre zwar schön. Bloß, die Verträge machen 
leider genau das Gegenteil. Deshalb lehnen wir diese 
Verträge ab. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN) 

Wir reden sehr viel von CETA und TTIP. Bei diesen 
Verträgen sollte man aber nie die EPAs vergessen, die mit 
den Ländern Westafrikas und Zentralafrikas abgeschlos- 
sen werden sollen. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS- 
SES 90/DlE GRÜNEN und der LAsfKEN) 

Wenn man sich mit den EPAs befasst, dann kommt man 
zu Ihren Aussagen zur Bekämpfung der Fluchtursachen. 

Ich will Ihnen überhaupt nicht vorwerfen, Frau 
Merkel, dass auch Sie keine gute Lösung für die Schre- 
cken des Bürgerkriegs in Syrien haben, dass Sie keine (B) 
gute Lösung dafür haben, wie wir den Bürgerkrieg im 
Irak oder in Afghanistan beenden können. Das wirft Ih- 
nen niemand vor. Wir würden uns sehr wünschen, dass es 
dafür eine Lösung gäbe. Es gibf aber nur kleine, schwie- 
rige, fasfende Schritte in Richfung Lösung, und die Rolle, 
die Russland dabei spielf, isf mehr als konfraprodukfiv. 

Denn das, was in Aleppo passierf, sind schlichf Kriegs- 
verbrechen, und das kann man auch genau so nennen: Es 
sind Kriegsverbrechen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordnefen der CDU/CSU und 
der SPD) 

Dazu würde ich mir auch von dem einen oder anderen 
hier im Haus eine klare Aussage wünschen. 

Was man aber dieser Regierung vorwerfen kann, isf 
die Aussefzung des Familiennachzugs. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN) 

Da baffen wir eine Lösung. Glauben Sie wirklich, dass 
die Mütter, die Väfer und die minderjährigen Kinder, 
wenn sie hier bei uns sind, mhig schlafen und sich ver- 
nünftig in unsere Gesellschaff infegrieren können, wenn 
der Familiennachzug ausgesefzf bleibf? Das könnfen Sie 
ändern; das könnfen Sie anpacken. Deshalb appelliere ich 
an Sie: Lassen Sie den Familiennachzug wieder zu, sei es 
aus chrisflichen oder sei es aus humanifären Gründen! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordnefen der LINKEN) 
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Was man Ihnen vorwerfen kann, ist, dass bei den 
Fluehtursaehen, die wir verändern könnten, niehts pas- 
siert. Ich sehe keine Initiative der Bundesregierung, end- 
lich dafür zu sorgen, dass die hoch subventionierten euro- 
päischen Fischerflotten aufhören, die Gewässer vor den 
Küsten Afrikas, insbesondere vor denen Westafrikas und 
Zentralafrikas, leerzufischen, sodass die einheimischen 
Fischer zu Schleppern werden und Menschen - weil sie 
selbst keine Nahrungsgrundlage mehr haben - hierher- 
transportieren. Das wäre zu ändern und wäre eine echte 
Bekämpfung der Fluchtursachen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich sehe auch keine Initiative, die endlich einen fai- 
ren Umgang mit den Kleinbauern Afrikas zum Ziel hat. 
Zehntausende Kleinbauern sind in den Ruin getrieben 
worden durch den zunehmenden Export von gefrorenem 
Geflügelfleisch, Milchpulver und anderen Landwirt- 
schaftsprodukten aus der Europäischen Union. Von 200 1 
bis 2014 hat der Export von gefrorenem Geflügelfleisch 
um 300 Prozent zugenommen und hat Tausende und 
Abertausende Bäuerinnen und Bauern in den Ruin ge- 
trieben. Deren Söhne haben nun teilweise als Geflüchtete 
Schutz bei uns gefunden. Sie wurden von ihren Familien 
geschickt in der verzweifelten Hoffnung, etwas Geld für 
die Ernährung der Familie zu beschaffen. Das könnten 
Sie verändern. Deshalb: Verändern Sie es endlich, und 
sprechen Sie nicht immer nur abstrakt von Fluchtursa- 
chenbekämpfung ! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Schauen wir uns den Klimaschutz an. Frau Merkel, 
Sie haben gesagt, es sei Ihnen immerhin gelungen, Frau 
Hendricks mit einem Klimaschutzplan nach Marrakesch 
zu schicken; nun wisse man, was die nächsten Schritte 
seien, die in Deutschland zu gehen seien. Sie haben recht: 
Es ist Ihnen gelungen, Frau Hendricks mit einem Kli- 
maschutzplan nach Marrakesch zu schicken. Aber man 
weiß deshalb nicht, welches die nächsten Schritte sind, 
die in Deutschland zu gehen sind. Von Maßnahmen steht 
nämlich nichts im Klimaschutzplan. Sie haben zugelas- 
sen, dass dieser Klimaschutzplan von allen Maßnahmen 
entkernt worden ist. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Herr Gabriel hat damit begonnen und hat den Plan zum 
Kohleausstieg aus dem Klimaschutzplan herausgestri- 
chen. Herr Dobrindt hat dann weitergemacht und hat alle 
Maßnahmen, die dazu gedacht waren, die Autoindustrie 
zu modernisieren, aus dem Klimaschutzplan heraus- 
gesfrichen. Geendet hat es mit Herrn Schmidt, der alle 
Maßnahmen im Bereich der Landwirtschaft herausgestri- 
chen hat. Deshalb: Es genügt nicht, nur einen Plan zu ha- 
ben, in dem nichts steht. Klimaschutz muss konkret sein 
und bedeuten, dass wir beginnen, in Deutschland aus der 
Kohle auszusteigen und die emeuerbaren Energien wie- 
der flottzumachen, und das nicht nur aus Klimaschutz- 
und Umweltschutzgründen, sondern auch aus industrie- 
politischen Gründen; denn die Zukunft wird die moderne 
Energieversorgung sein. Dort werden die Arbeitsplätze 
der Zukunft entstehen. Hier besteht die Möglichkeit, 
Menschen Hoffnung zu geben. Wenn Sie es schon nicht 
aus Klimaschutzgründen machen, dann sollten Sie we- 


nigstens aus industriepolitischen Gründen aufhören, auf (C) 
die alten Technologien des 18. und 19. Jahrhunderts zu 
setzen. Setzen Sie stattdessen auf die Technologien des 
21. Jahrhunderts. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das würde bedeuten, die Chancen, die in der Digi- 
talisierung und Elektrifizierung der Mobilitätssparte 
bestehen, zu nutzen. Die Frage, ob Arbeitsplätze im Be- 
reich des Verbrennungsmotors erhalten bleiben oder ob 
Arbeitsplätze im Bereich der emissionsfreien Fahrzeuge 
geschaffen werden, stellt sich nicht. Die Gefahr besteht 
doch, dass Arbeitsplätze im Bereich des Verbrennungs- 
motors verloren gehen und neue Arbeitsplätze nicht in 
Deutschland, sondern in den USA bei Tesla, in Japan bei 
Toyota und in Südkorea bei Hyundai entstehen. Deshalb 
ist es an der Zeit, endlich die Chancen der Moderne zu 
nutzen und auf die Digitalisierung und die Elektrifizie- 
rung zu setzen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das sagen nicht nur wir. 40 große deutsche Unternehmen 
haben Ihnen ins Stammbuch geschrieben, dass sie von 
der Bundesregierung sowohl aus Klimaschutzgründen 
als auch aus Gründen der Arbeitsplatzsicherung mehr 
Klimaschutz erwarten. Selbst die IG Metall fordert in- 
zwischen einen Umbau der Autoindustrie, auch aus Ar- 
beitsplatzgründen. Ich erwarte von Ihnen, dass Sie end- 
lich für einen Klimaschutzplan sorgen, der den Namen 
auch verdient. 

Ich glaube, wir brauchen für die ganz großen Heraus- 
forderungen, vor denen wir stehen, und vor dem Hin- 
tergrund der großen Unsicherheiten eine Politik, die die 
wirklichen Probleme angeht. Deshalb lassen Sie uns da- 
für sorgen, dass wir eine Politik gestalten, die sozial ist, 
die gerecht ist, die ökologisch ist und die die Menschen 
in diesem Land mitnimmt. Dann haben wir alle Chancen, 
dass es auch in Zukunft den Menschen in diesem Land 
gut geht. 

Vielen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Thomas Oppermann ist der nächste Redner für die 
SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Norbert 
Schindler [CDU/CSU]) 

Thomas Oppermann (SPD): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Sehr ge- 
ehrte Frau Wagenknecht, ich habe Ihrer Rede auch dies- 
mal aufmerksam zugehört und bin erstaunt: Während 
überall in der Welt der Schrecken über den Ausgang der 
Wahl in den Vereinigten Staaten immer noch groß ist, 
bekommen wir mit Donald Trump jetzt offenbar einen 
Präsidenten, dem Sie etwas abgewinnen können. 

(Harald Petzold [Havelland] [DIE LINKE]: 

Quatsch! Das ist himmelschreiender Unsinn!) 
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(A) Ich habe mich gewundert, wie Sie die ökonomische 
Kompetenz von Donald Trump bewundert haben und 
gleichzeitig über die politischen Eliten in Europa gewet- 
tert haben, die angeblich nur den Mächtigen dienen. Frü- 
her hieß es: „Proletarier aller Länder, vereinigt euch!“; 
heute heißt es: Populisten aller Länder, vereinigt euch! 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN - Widerspruch bei der LINKEN) 

Ihre Antwort auf den Populismus von rechts 

(Heike Hänsel [DIE LINKE]: Das ist billige 
Propaganda, was Sie hier betreiben!) 

ist mehr Populismus von links. Sie wollen Frauke Petry 
im Deutschen Bundestag überflüssig machen. Aber mit 
Ihren Reden tragen Sie dazu bei, die AfD zu stärken. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU - 
Dr. Diether Dehrn [DIE LINKE]: Sie haben 
sie großgemacht! - Weitere Zurufe von der 
LINKEN) 

Es gibt gar keinen Zweifel: Der Ausgang der Wahlen 
in den Vereinigten Staaten wird die Rahmenbedingungen 
für die Politik auch in Deutschland verändern. In den 
amerikanischen Städten gehen die jungen Leute auf die 
Straße - wie nach dem Brexit in London - und sagen: 
Not my President. Die Trump-Wahl hat in der Tat die 
westliche Welt erschüttert. Aber demokratische Wahlen 
sind auch dann richtig, wenn sie nicht das gewünschte 
Ergebnis bringen. 

(Dr. Diether Dehrn [DIE LINKE] : Aha! Jetzt 
kommen wir der Sache schon näher!) 

Wir müssen den Ausgang der Wahl selbstverständlich 
respektieren; aber was nicht akzeptiert werden kann, das 
ist die schmutzige Art, in der dieser Wahlkampf geführt 
wurde. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Die Demokratie lebt von Voraussetzungen, die sie selbst 
nicht hersteilen bzw. garantieren kann. Dazu gehören An- 
stand und der Respekt vor der Würde anderer Menschen. 
Der Rassismus von Donald Trump, seine respektlose 
Abwertung von Menschen, war schon im Wahlkampf 
unerträglich, aber ist, wenn es an der Spitze des Staa- 
tes praktiziert wird, eine Gefahr für die Demokratie. Die 
Zerstörung der Demokratie dürfen wir nicht zulassen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich finde es schlimm, dass in Großbritannien nach 
dem Brexit und jetzt auch in den USA in den Schulklas- 
sen Kinder von Einwanderern beschimpft werden, dass 
Leute gegeneinander aufgewiegelt werden und am Ende 
der Hass regiert. Das führt dazu, dass unsere Demokratie 
vergiftet wird, und das dürfen wir nicht zulassen. 

(Beifall bei der SPD) 

Was unter Barack Obama noch selbstverständlich zu 
sein schien, nämlich dass der Kern des westlichen Bünd- 


nisses darin besteht, unsere liberale Demokratie, unsere 
freie und offene Gesellschaft zu verteidigen, 

(Heike Hänsel [DIE LINKE]: Drohnenmor- 
de!) 

das erscheint unter einem Präsidenten Donald Trump 
nicht mehr selbstverständlich. Bei ihm stehen Abschot- 
tung und nationalstaatliche Politik im Vordergrund. Des- 
halb ist es kein Zufall, dass der erste europäische Poli- 
tiker, den Trump empfangen hat, Nigel Farage war, der 
die Spaltung Europas durch den Brexit vorangetrieben 
hat. Die Botschaft, die von solchen Treffen ausgeht, ist 
eindeutig: Trump ist offenbar nicht an einem vereinten 
Europa interessiert. Dabei sind ein geeintes Europa und 
eine funktionierende transatlantische Partnerschaft das 
Fundament des Westens; denn nur gemeinsam können 
wir unsere Werte verteidigen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Es bereitet mir große Sorge, dass jetzt auf beiden Sei- 
ten des Atlantiks die Populisten ihre Lautsprecher auf- 
gestellt haben. Der Brexit in England, Le Pen in Frank- 
reich - auch in Europa sehen immer mehr Menschen ihr 
Heil in der Abschottung. Donald Trump hat sich nicht nur 
gegen TTIP und TPP, sondern auch für die Einführung 
von Schutzzöllen ausgesprochen. Das wäre das Ende des 
freien Handels, wie wir ihn kennen. Deutschland expor- 
tiert jedes Jahr Güter im Wert von 114 Milliarden Euro 
in die USA. Eine Abschottung der Märkte betrifft allein 
in diesem Bereich 1 Million Arbeitsplätze. Deshalb bin 
ich, welche Schwierigkeiten es im Einzelnen auch immer 
geben mag, ob in Sicherheitsfragen oder beim Handel, 
zutiefst davon überzeugt: Nationalismus und Protektio- 
nismus sind die falsche Antwort. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Wir sollten uns jetzt aber auch davor hüten, auf die 
Wähler von populistischen Parteien herabzuschauen. 
Wählerbeschimpfung steht einer Demokratie schlecht 
zu Gesicht genauso wie die herablassende Aussage: Wir 
müssen euch das nur besser erklären. - Toni Hoffeiter, 
ich fand es übrigens gut, dass auf dem Parteitag der Grü- 
nen dazu eine nachdenkliche Diskussion geführt wurde; 
sie ist ja hier weitergeführt worden. Ich fand es gut, dass 
der Leiter des Büros der Heinrich-Böll- Stiftung in Wa- 
shington treffend gesagt hat: Wir müssen den „Duktus 
der moralischen Überlegenheit“ in der öffentlichen De- 
batte ablegen. - Denn genau dieser moralische Zeige- 
finger schweißt die Wähler populistischer Parteien erst 
richtig zusammen. 

Statt die Wähler zu beschimpfen, sollte diese Wahl ein 
Weckruf für alle Demokraten sein, um sich auf die Fra- 
ge zu konzentrieren, was die Menschen in ihrem Alltag 
wirklich beschäftigt und interessiert. Ich sehe hier zwei 
Erwartungen: Erstens. Die Menschen wollen - das ist 
ganz klar - einen handlungsfähigen Staat, einen Staat, 
der Regeln setzt und auch durchsetzt, einen Staat, der 
die Menschen vor Kriminalität und Gewalt beschützen 
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(A) kann. Zweitens. Die Mensehen wollen einen Staat, der 
soziale Sieherheit bietet, der Mensehen auffangt, wenn 
sie aufgrund von wirtsehaftliehen Entwieklungen ihren 
Arbeitsplatz verloren haben, und verhindert, dass sie so- 
zial abrutsehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Unsieherheit und Angst in der Gesellsehaft zu- 
nehmen, dann müssen wir für Solidarifät, für Verlässlieh- 
keif und für Sieherheif sorgen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordnefen 
der CDU/CSU) 

Aber wir brauehen aueh klare Spielregeln für die Demo- 
krafie. Die Demokrafie lebf vom Sfreif, sie lebf von Rede 
und Gegenrede; aber sie lebf nieht von Falsehmeldun- 
gen und Hassbofsehaften. Deshalb haben wir in der Taf - 
aueh die Bundeskanzlerin haf darüber gesproehen - ein 
riesiges Problem beim Umgang mif der Wahrheif in den 
sozialen Medien. Immer mehr offene Hefze, Falsehmel- 
dungen und Meinungsrobofer sind dorf unferwegs. Des- 
halb isf es absoluf riehfig, jefzf auf Faeebook und andere 
Anbiefer massiv Druek zu maehen, damif die Persönlieh- 
keifsreehfe von befroffenen Bürgerinnen und Bürgern 
durehgesefzf werden können. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

leh finde, wer eine solehe Plaftform betreibt, um Geld zu 
verdienen, der muss aueh verpfliehtet werden, das gel- 
tende Reeht durehzusetzen. Diese Unternehmen haben 
hier ihre Niederlassungen, um Werbung zu verkaufen; 
("ßj aber sie haben keine Kontaktstellen, an die sieh Ermittler 
wenden können, um Auskunft zu bekommen, wer sieh 
hinter einer strafbaren Äußerung verbirgt. Lieber Volker 
Kauder, ieh finde, wir sollten mit vereinten Kräften, ge- 
meinsam mit dem Justizminister und allen in diesem 
Haus etwas dagegen tun. Das wäre ein guter Sehritt. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Die Zukunft der Demokratie steht in diesen Woehen 
aber aueh in der Türkei auf dem Spiel. Präsident Erdogan 
hat einen zerstörerisehen Prozess in Gang gesetzt. Fast 
140 000 Staatsbedienstete sind seit dem Putsehversueh 
entlassen. Eine Verhaftungswelle geht dureh das Land, 
leh sage: Wer Riehfer, Sfaafsanwälfe, Joumalisfen und 
Abgeordnefe verhaftef, wer die Opposition ins Gefängnis 
sfeekf, der zersförf die Demokrafie, und dazu darf Europa 
nieht sehweigen. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU so- 
wie bei Abgeordneten der LINKEN und des 
BÜNDNISSES 90/DlE GRÜNEN) 

leh finde es guf, dass Abgeordnete aus allen Fraktionen 
im Deutsehen Bundestag Patensehaften für verhaftete 
Parlamentsabgeordnete in der Türkei übernommen ha- 
ben. Wir müssen ein waehsames Auge auf das haben, 
was dort passiert. 

Was da passiert, ist für viele Mensehen eine große 
Enttäusehung, insbesondere für die Mensehen, die sieh 
jahrelang für die Türkei eingesetzt haben. Erdogan hat 
seit seinem Amtseintritt 2003 die Türkei aufgebaut. Er 
war es, der sie von einem Entwieklungsland zu einem 


Sehwellenland gemaeht hat, der die Lebensumstände von (C) 
Millionen Türken verbessert hat, der sein Land für die 
Welt geöffnet hat, und wir haben ihn dabei unterstützt. 

Jetzt reißt er alles wieder ein. Er zerstört nieht nur sein 
Lebenswerk, sondern aueh die moderne Türkei. Wenn er 
jetzt, wie geplant, die Todesstrafe einführt, dann wäre das 
das automatisehe Ende der EU-Beitrittsverhandlungen. 

Da kann es kein Vertun geben. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vor dem Hintergrund kann ieh gut naehvollziehen, dass 
das Europäisehe Parlament die Verhandlungen zunäehst 
auf Eis legen will. Aueh wenn wir über die Entwieklung 
in der Türkei enttäuseht sind, wenden wir uns nieht vom 
türkisehen Volk ab. Es gibt dort Millionen Bürger, die 
eine demokratisehe Türkei in einem freien Europa wol- 
len, und diese Bürger haben unsere volle Solidarität. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DlE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, aueh wenn der Flüehtlings- 
strom naeh Deutsehland in den letzten Monaten deutlieh 
abgenommen hat, träumen weiterhin viele junge Men- 
sehen davon, naeh Europa zu kommen, leh konnte mir 
kürzlieh in Marokko persönlieh ein Bild davon maehen, 
wie viele Mensehen, vor allem junge Männer aus Nord- 
afrika, dort auf ihre Chanee warten. Sie wollen Arbeit 
und ein besseres Leben, und sie wollen irgendwie über 
das Mittelmeer kommen. Es muss ihnen ganz klar gesagt 
werden: Das ist nieht der riehtige Weg naeh Europa. - 
Dieser Weg ist lebensgefährlieh, und er wird für viele zu 
einer bitteren Enttäusehung führen, weil ihr Asylgesueh 
nieht anerkannt wird. Umso wiehtiger finde ieh es, dass 
wir diesen Mensehen eine Mögliehkeit aufzeigen, unter 
welehen Voraussetzungen sie legal naeh Deutsehland 
kommen können. Dazu müssen wir zwisehen Asyl und 
Arbeitseinwanderung besser unterseheiden. Unser Asyl- 
system ist aueh deshalb so überlaufen, weil wir diese Un- 
terseheidung naeh außen hin faktiseh nieht mehr maehen. 
Deshalb haben wir ein Einwanderungsgesetz vorgelegt. 

Die meisten Mensehen in Deutsehland haben verstan- 
den, dass wir spätestens dann, wenn die geburtenstarken 
Jahrgänge in Rente gehen, auf die Einwanderung von 
gut qualifizierten Faehkräften angewiesen sind, und sie 
wollen aueh, dass wir das in kontrollierter Form erlauben 
und vernünftig regeln. Wir brauehen Regeln für die Ein- 
wanderung, Regeln, die jeder versteht und die am besten 
in diesem Hause erarbeitet werden sollten. 

(Beifall bei der SPD) 

Eine der wiehtigsten Gereehtigkeitsfragen unserer 
Zeit bezieht sieh auf die waehsende Kluft zwisehen den 
Regionen. Es gibt zu viele Regionen in Deutsehland, in 
denen sieh die Mensehen von der Zukunft keine Verbes- 
serung ihrer Versorgung erwarten. Arztpraxen sehließen, 
Buslinien werden gestriehen und Sehulen nieht saniert, 
die Jungen ziehen weg, die Alten bleiben - diesen Pro- 
zess können wir natürlieh nieht von heute auf morgen 
aufhalten; aber wir können etwas tun: Wir wollen gleieh- 
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(A) wertige Lebensverhältnisse, damit unser Land zusam- 
menhält und nieht weiter auseinanderdriftet. 

(Beifall bei der SPD) 

Deshalb ist es gut, dass sieh Bund und Länder auf die 
Neuregelung des Bund-Länder-Finanzausgleiehs geei- 
nigt haben. Das war am Ende nur möglieh, weil der Bund 
ab 2020 10 Milliarden Euro zur Verfügung stellt und da- 
mit faktiseh eine Garantenstellung für gleiehwertige Le- 
bensverhältnisse in Deutsehland übernommen hat. 

Noeh nie zuvor hat der Bund finanzsehwaehe Länder 
und Kommunen so stark entlastet wie in dieser Wahlpe- 
riode. Der Bund hat die Kosten der Flüehtlingsaufnah- 
me getragen und sieh aueh an den Integrationskosten 
beteiligt. Der Bund hat ein 3,5-Milliarden-Programm 
für finanzsehwaehe Kommunen auf den Weg gebraeht. 
Wir haben die Mittel für den sozialen Wohnungsbau von 
500 Millionen Euro auf 2 Milliarden Euro vervierfaehf. 
Zudem haben wir 5 Milliarden Euro für die Kommunen 
bereifgesfellt, um sie finanziell zu sfärken. 

Die Bundeskanzlerin haf den Sfreif über den Verfei- 
lungssehlüssel angesproehen. In der Tal begünsfigf der 
Verteilungssehlüssel die finanzkräftigen Kommunen, 
weil er dort zu einem höheren Pro-Kopf-Aufkommen 
führt als bei den finanzsehwaehen. Das halte ieh nieht 
für angemessen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Frau Bundeskanzlerin, wir haben darüber gestritten. Ieh 
habe einen besseren Verfeilungssehlüssel. Dem stimmen 
j-ßj die 16 Minisferpräsidenten aber niehf zu. 

(Sabine Weiss [Wesel I] [CDU/CSU]: Das 
isf das Problem! Und da sind ganz viele von 
eueh!) 

Der Unfersehied isf: Ieh hälfe das aueh gegen die Minis- 
ferpräsidenfen im Bundesfag enfsehieden. 

(Beifall bei Abgeordnefen der SPD) 

Mir hälfe die Zusfimmung von Volker Kauder gereiehf. 
Ieh finde, der Bundesfag kann seine Enfseheidungen sel- 
ber Ireffen. 

(Beifall bei der SPD - Volker Kauder [CDU/ 
CSUl: Herr Sehneider, iefzf kommen Sie ins 
Spiel!) 

Wenn wir uns einmal ansehen, was wir zur Enflasfung 
der Länder alles gemaeht haben - wir haben das BAföG 
übernommen und viele andere Dinge gemaeht - und was 
wir zur Entlastung der Kommunen alles auf den Weg ge- 
braeht haben, dann können wir, wie ieh finde, damit zu- 
frieden sein; denn das sind gezielte Investitionen in den 
sozialen Zusammenhalt unseres Landes. 

Meine Damen und Herren, eines liegt meiner Fraktion 
ganz besonders am Herzen, nämlieh dass der Bund end- 
lieh die Sehulen in besonders finanzsehwaehen Kommu- 
nen unterstüfzen kann. Ieh finde, es ist ein Unding, dass 
in unserem Land Sehulen teilweise in einem miserablen 
Zustand sind, weil Städte und Gemeinden nieht genug 
Geld haben, um eine anständige Sehule für unsere Kinder 
bereitzustellen, während der Bund Haushaltsübersehüs- 


se hat, das Grundgesetz aber verbietet, einen Teil davon (C) 
für die Modernisierung der Sehulen einzusetzen. Ieh bin 
froh, dass wir diesen absurden Zusfand endlieh beenden. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir werden das Grundgesefz ändern und dem Bund in 
Zukunft erlauben, 

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Für alles 
zusfändig zu sein, genau!) 

Bildungsinfrastruktur in den Kommunen mitzufinanzie- 
ren. Wir ändern aber nieht nur das Grundgesetz, sondern 
legen aueh ein 3,5-Milliarden-Programm für finanz- 
sehwaehe Kommunen auf, damif Sehulen sanier! und 
modern ausgesfaffef werden können. 

Ieh wundere mieh dann doeh, was der Minisferpräsi- 
dent aus Baden- Württemberg dazu sagf. 

(Chrisfine Lambreeht [SPD]: Ja, unfassbar!) 

Er sagf - ieh möehfe ihn mal zitieren -: Bei der Bildung 
verläuft die rote Linie für mieh. Ein soleher Zugriff des 
Bundes wäre ein massives Einfallstor in den Kembereieh 
der föderalen Landeshoheit. 

(Miehael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Der 
weiß noeh, wofür er zuständig ist! - Christine 
Lambreeht [SPD]: Das Prinzip ist wiehtiger 
als die Kinder!) 

Also, liebe Grüne, ieh denke, ihr seid eine progressive 
Partei. Was lasst ihr eueh von Kretsehmann eigentlieh 
alles bieten? Der ist ja konservativer, als die Polizei er- 
laubt. (D) 

(Beifall bei der SPD - Max Straubinger [CDU/ 

CSU]: Der will seiner Aufgabe naehkommen!) 

Man hat in Baden- Württemberg den Eindruek: Das ist gar 
nieht Sehwarz-Grün, sondern eher Sehwarz-Sehwarz - 
mit leiehtem Farbuntersehied. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ieh glaube, ieh spreehe einigen Grünen dabei aus der 
Seele. 

(Volker Kauder [CDU/CSU], an Bündnis 90/ 

Die Grünen gewandt: Erstaunlieh, dass ihr so 
ruhig seid! - Heiterkeit bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der SPD) 

In der Saehe maehen wir, glaube ieh, etwas Gutes. Ieh 
bin überzeugt davon, dass der Bund hiermit - neben dem 
BAföG - ein zweites Instrument für mehr Chaneenge- 
reehtigkeit in die Hand bekommt. Wir wollen Bildungs- 
ehaneen für alle, unabhängig davon, aus welehen El- 
ternhäusern die Kinder kommen, oder aueh unabhängig 
davon, welehe Finanzkraft ihre Heimatgemeinde hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Dass wir all das finanzieren können, liegt an der guten 
wirtsehaftliehen Situation. Wir haben stabiles Waehs- 
tum, wir haben immer mehr sozialversieherungspflieh- 
tige Arbeitsplätze. Wir besehließen am Freitag den vier- 
ten Haushalt in Folge, der ausgegliehen sein wird - die 
letzten beiden wiesen sogar Übersehüsse auf-, die Ren- 
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(A) ten steigen - in diesem Jahr um 4 Prozent, im näehsten 
Jahr werden sie um 2 Prozent steigen und näehstes 
Jahr steigt aueh zum ersten Mal der Mindestlohn. Die- 
se wirtsehaftliehe Prosperität kam nieht von selbst, und 
sie bleibt aueh nieht automatiseh so. Sie ist das Ergebnis 
harter Arbeit. Deshalb müssen wir massiv investieren in 
eine moderne Infrastruktur, in den sozialen Zusammen- 
halt unserer Gesellsehaft, aber aueh in Forsehung und 
Entwieklung. 

Gleiehzeitig bietet diese wirtsehaftliehe Stärke aueh 
die Chanee, soziale Defizite in dieser Gesellsehaft zu 
beseitigen; denn der Wohlstand kommt nieht bei allen 
Mensehen gleiehermaßen an. Armut, Abstiegsängste und 
Arbeitslosigkeit gibt es weiterhin. Deshalb ist es gut, 
dass wir ab dem näehsten Jahr den Unterhaltsvorsehuss 
für Alleinerziehende deutlieh ausweiten, meine Damen 
und Herren. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Ministerin Manuela Sehwesig hat sieh darum intensiv 
gekümmert. Damit stärken wir die Alleinerziehenden, 
aber vor allen Dingen ihre Kinder, die von der Trennung 
ihrer Eltern betroffen sind. Deren Sehieksal darf nieht da- 
von abhängig sein, ob Unterhalt gezahlt wird oder nieht. 

(Beifall bei der SPD) 

Es gibt aueh viele, die einen Job haben, aber trotzdem 
ein großes Gefühl der Unsieherheit haben, zum Beispiel 
die 15 000 Angestellten bei Kaiser’s Tengelmann, die 
seit Monaten um ihre Arbeitsplätze bangen. leh danke 
Sigmar Gabriel dafür, dass er gegen massive Widerstän- 
de für den Erhalt dieser Arbeitsplätze am Ende mit Erfolg 
gekämpft hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Es ist unsere Aufgabe, für Sieherheit zu sorgen. Wir 
investieren in diesem Haushalt massiv in Personal und 
Ausstattung der Polizei. Der Etat des Innenministers 
wäehst um mehr als 1 Milliarde auf fast 9 Milliarden 
Euro. Bis 2020 sehaffen wir 4 300 neue Stellen bei den 
Sieherheitsbehörden; es gibt allein 1 000 Stellenanhe- 
bungen bei der Polizei. Und wir werden dafür sorgen, 
dass Einbruehskriminalität in Deutsehland härter bestraft 
wird und dass Polizeibeamte besser gesehützt werden. 

(Beifall des Abg. Bartholomäus Kalb [CDU/ 
CSU] - Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Aueh 
in NRW?) 

Wer Polizeibeamte, Rettungskräfte oder Feuerwehrleute 
angreift, der greift uns alle an und der wird künftig härter 
bestraft werden. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Es ist unsere Aufgabe, das Vertrauen in die Rente wie- 
derherzustellen. Wir brauehen eine doppelte Haltelinie: 
Das Rentenniveau darf nieht ins Bodenlose sinken - das 
sehulden wir den Älteren -, und die Beiträge dürfen nieht 
astronomiseh steigen; das schulden wir den Jüngeren. 
Wir brauchen einen ausbalancierten Kompromiss. Ich 


hoffe, dass wir am Donnerstag im Koalitionsausschuss (C) 
diesbezüglich etwas zustande bringen. 

Meine Damen und Herren, es ist unsere Aufgabe, für 
Gerechtigkeit in diesem Land zu sorgen; denn nur mit so- 
zialer Gerechtigkeit wird es auch eine stabile Demokratie 
geben. Lassen Sie uns gemeinsam daran arbeiten! 

(Anhaltender Beifall bei der SPD - Beifall bei 
der CDU/CSU - Volker Kauder [CDU/CSU]: 

Es reicht, wenn wir zwei das machen!) 

Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Das Wort erhält nun der Kollege Volker Kauder für die 
CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Volker Kauder (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! 

Ja, was heute mehrfach angesprochen wurde, stimmt: 
Deutschland steht gut da. - Und was Thomas Oppermann 
gesagt hat, stimmt auch: Das ist nicht vom Himmel gefal- 
len, sondern Ergebnis einer großen Gemeinschaftsarbeit 
von fleißigen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, 
von risikofreudigen Unternehmern, vor allem unseren 
mittelständischen Familienbetrieben in diesem Land, 
und einer richtigen Politik der letzten Jahre. Für diese 
richtige Politik der letzten Jahre steht natürlich Angela 
Merkel als Bundeskanzlerin. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deshalb haben wir mit der Erklärung der Bundeskanzle- (^) 
rin, für weitere vier Jahre zur Verfügung zu stehen, alle 
Chancen, diese gute Position für unser Land auszubauen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, das wird nicht ein- 
fach werden; denn wir stehen vor großen Herausforde- 
rungen und müssen das den Menschen in unserem Land 
auch sagen - nicht um sie zu belehren, sondern um ihnen 
mitzuteilen, welche Herausforderungen wir sehen und 
was wir glauben tun zu können, um diese Herausforde- 
rungen zu meistern. 

Die erste große Herausforderung ist die demografi- 
sche Entwicklung. Wir stehen nicht unmittelbar davor, 
sondern sind mittendrin in diesem Prozess. Die demo- 
grafische Entwicklung hat dramatische Konsequenzen - 
nicht nur für die Frage, wie viele Arbeitskräfte in Zukunft 
in unserem Land zur Verfügung stehen, sondern auch für 
die Frage, welche Infrastruktur wir in den nächsten Jah- 
ren brauchen, und vor allem für die Frage, welche Infra- 
struktur wir uns leisten können und uns auch zu leisten 
bereit sind. Sind wir beispielsweise bereit, den in unseren 
ländlichen Räumen lebenden Menschen, auch wenn ihre 
Zahl dort zurückgeht, zu sagen: „Wir werden in den länd- 
lichen Räumen auch dieselbe Qualität wie in den Bal- 
lungsgebieten zur Verfügung stellen“? 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn wir 
dies nicht machen, hat dies Folgen. Das Ergebnis können 
wir in Frankreich besichtigen. Dort gibt es kilometerwei- 
se ländliche Räume, in denen sich nichts mehr bewegt. 
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(A) weil dort genau dieser Weg nicht gegangen wurde. Des- 
wegen brauchen wir nicht nur Geld für Kommunen, de- 
nen es schlechter geht, sondern Investitionen in unsere 
ländlichen Regionen, dass sie nicht den Eindruck haben, 
sie würden abgehängt, wie es in Amerika der Fall gewe- 
sen ist, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Dafür bietet dieser Haushalt auch alles. 

Dass die Grünen an dieser Stelle nicht klatschen, 
hängt damit zusammen, dass sie nicht die Partei der länd- 
lichen Räume, sondern der Universitäts- und Großstädte 
sind. Das ist natürlich etwas ganz anderes, um das einmal 
deutlich zu machen 

(Beifall bei der CDU/CSU - Dr. Anton 
Hofreiter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Deshalb lässt Herr Dobrindt auch Kupferkabel 
statt Glasfaser verlegen!) 

- Lieber Herr Hofreiter, das ist wahrscheinlich auch der 
einzige Punkt, an dem ich Sie jetzt attackiere. Ich könn- 
te auch sagen: Sie sind nicht einmal bereit, Ihren einzi- 
gen Ministerpräsidenten zu verteidigen. Das ist mir eine 
schöne Truppe hier, die das nicht tut. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das kann ich auch nur sagen. Aber damit will es bleiben 
lassen. 

Dafür bietet dieser Haushalt auch eine ganze Menge. 

(B) Da geht es nicht nur - Sie haben es zu Recht angespro- 
chen - um die Infrastruktur für ein schnelles Internet, also 
die Leitungen. Im ländlichen Raum sind wir auch darauf 
angewiesen, Güter, die dort produziert werden, schnell 
woandershin zu transportieren. Der ländliche Raum lebt 
natürlich vom schnellen Internet. Er lebt aber auch da- 
von, dass in diesen Regionen nach wie vor Produktion 
stattfindet. Und von dort, wo Produktion stattfindet, müs- 
sen die Güter, wenn sie nicht am Verwendungsort aus 
dem 3D-Drucker fallen, irgendwohin gefahren werden. 
Deswegen ist eine gute Straßen- und Eisenbahnverbin- 
dung etwas Zentrales. 

Dafür schafft dieser Haushalt die geeigneten Voraus- 
setzungen. Ich bin jetzt über 20 Jahre Mitglied des Deut- 
schen Bundestages und kann mich nicht erirmem, dass 
jemals so viel Geld für Verkehrsinfrastruktur zur Verfü- 
gung gestellt worden wäre wie in dieser Legislaturperi- 
ode, liebe Kollegen. Das ist eine gute Botschaft für das 
Land. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Die Demografie ist also eine der ganz großen Heraus- 
forderungen. Hier sind jetzt schnell Antworten fällig. Zur 
Demografie gehört auch: Ein älter werdendes Land birgt 
immer die Gefahr, dass Innovationen nicht mehr so ernst 
genommen werden. Aber auch ein älter werdendes Land 
kann dann ein modernes Land sein und bleiben, wenn es 
sich die Freude am Neuen erhält, am Entdecken, liebe 
Kolleginnen und Kollegen. Damit dieses auch in Zukunft 
möglich ist und vor allem in einer immer schneller wer- 


denden Zeit möglich ist, müssen wir uns einmal ernsthaft (C) 
darüber unterhalten - „ernsthaft“ sage ich und nicht im 
schnellen Vorbeireden -: Welche Veränderungen müs- 
sen wir vornehmen, dass das Entdecken und dass die 
Freude am Neuen möglich werden? Ich erkenne manche 
bürokratische Hürde, die es den Leuten erschwert, das 
Neue zu entdecken und Freude am Neuen zu haben, liebe 
Kolleginnen und Kollegen. Darüber müssen wir einmal 
reden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dann geht es natürlich auch darum, Start-up-Unter- 
nehmen zu unterstützen. Es geht nicht nur darum, dass 
Geld zur Verfügung gestellt wird, sondern auch darum, 
dass Möglichkeiten geschaffen werden, ohne dass Bü- 
rokratie alles gleich mit Mehltau belegt und die jungen 
Leute die Freude daran verlieren. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn wir sagen: 

„Die Demografie ist eine der großen Herausforderun- 
gen“, dann müssen wir klar und deutlich sagen, dass 
wir in unserer politischen Arbeit einen Schwerpunkt auf 
die junge Generation legen müssen. Ich weiß natürlich, 
dass wir das, was an Ansprüchen erworben wurde, auch 
schützen und sichern werden. Aber wenn wir in diesen 
Tagen über die Zukunft unserer Sozialversicherungssys- 
teme und über die Rente diskutieren, dann ist der Hin- 
weis von Thomas Oppermann richtig, dass wir sowohl 
auf das Rentenniveau achten müssen als auch auf die Be- 
lastbarkeit der jungen Generation. Ich finde sogar, dass 
wir noch deutlicher machen müssen: Eine alternde Ge- 
sellschaft braucht fitte junge Menschen, und zwar nicht 
nur körperlich fitte, sondern mental fitte junge Menschen, (D) 
Menschen, die den Eindruck haben, dass man sie unter- 
stützt und nicht belastet, wenn sie in diesem Land bereit 
sind, Verantwortung zu übernehmen. Das gehört bei der 
Rentendiskussion in den Vordergrund. Darauf werden 
wir auch achten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

So richtig es ist, was wir gemacht haben, dass wir 
für die Pflege einiges getan haben - nicht nur einiges, 
sondern eine ganze Menge -, so richtig war es auch - 
darüber ist schon gar nicht mehr gesprochen worden -, 
dass wir auch für Kinder und junge Familien mit unse- 
ren Betreuungsmöglichkeiten, die wir geschaffen haben, 
eine Menge getan haben. Das Traurige an der ganzen Ge- 
schichte ist nur, dass sowohl bei der Ganztagesbetreuung 
wie auch in der Schule die Länder in vielen Bereichen 
nicht in der Lage waren, das anzustoßen, sondern immer 
nur der Bund eingreifen muss, obwohl er dafür eigent- 
lich gar nicht zuständig ist. Ich muss sagen: Ich bin lei- 
denschaftlicher Verfechter des Föderalismus. Aber dann 
muss der Föderalismus auch seine Aufgaben erfüllen, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und darf nicht immer nur im Deutschen Bundestag nach 
Geld rufen. 

Wir haben jetzt noch einmal ein Programm für finanziell 
notleidende Kommunen aufgelegt, mit dem auch in der 
Schulpolitik einiges getan wird. Das machen wir. Aber 
ich habe grundsätzlich Verständnis für den baden-würt- 
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(A) tembergischen Ministerpräsidenten, der sagt: Wir müs- 
sen aufpassen, dass die Kompetenzen, die zwisehen 
Bund und Ländern föderal getrennt worden sind, aueh in 
Zukunft so erhalten bleiben. - Hier kommt der entsehei- 
dende Punkt, Kollege Oppermann: Wir haben keinen 
Umverteilungsföderalismus, sondern wir haben einen 
Wettbewerbsföderalismus, und bei dem muss aueh deut- 
lieh werden, wer seine Aufgaben besser macht und wer 
sie weniger gut macht. Ich erkenne relativ wenig Freude 
an einer solchen Diskussion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn wir sagen: „Wir müssen gerade für die junge 
Generation mehr tun“, dann betrifft das natürlich die Bil- 
dung. Da ist natürlich klar, dass wir entsprechende Bil- 
dungseinrichtungen haben müssen. Das können wir vom 
Bund unterstützen. Aber ich sehe mit großer Sorge, wie 
in einigen Bundesländern die Qualität in der Schulaus- 
bildung dramatisch zurückgeht. Da kann ich nur sagen: 
Die Bildungspolitik darf von ihren Ergebnissen her nicht 
Teil einer Sozialpolitik sein. Wenn wir nicht bereit sind, 
den Leistungsgedanken in der Bildung zu fördern, wer- 
den wir unser blaues Wunder erleben, liebe Kolleginnen 
und Kollegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich kann mich darüber nur wundem: Wenn hier in 
Berlin die Frage gestellt wird: „Frau Schulsenatorin, sa- 
gen Sie uns doch mal, wie es denn möglich war, dass die 
Ergebnisse beim Abitur wieder wesentlich besser waren 
als im letzten Jahr“, dann sagt die Dame mit einem Lä- 
cheln auf den Lippen, das sei ganz einfach, man habe die 
Anforderangen nach unten genommen. - Da kann ich nur 
sagen: So werden wir den immer schwerer werdenden 
Wettbewerb in unserer Welt nicht gewinnen. Wenn wir 
die Besten sein wollen, mit den besten Löhnen, mit den 
besten Ergebnissen, dann brauchen wir in unserem Land 
auch die beste Ausbildung, liebe Kolleginnen und Kol- 
legen, und die sehe ich in manchem Bundesland nicht 
mehr. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn wir unsere jungen Menschen qualifiziert ausbil- 
den, dann brauchen sie auch, damit sie in unserem Land 
bleiben und zu unserem Wohlstand beitragen, qualifizier- 
te Arbeitsplätze. Es ist schon bemerkenswert, wie da in 
den einzelnen Reden über das Soziale gesprochen wurde, 
aber so wenig darüber, dass zunächst einmal in der Wirt- 
schaft das erwirtschaftet werden muss, was wir nachher 
im sozialen Bereich einsetzen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Da würde ich mir schon ein bisschen mehr Verständnis 
auch für die Fragen und die Sorgen in der Wirtschaft 
wünschen. Es ist nicht nur richtig, dass wir auf das hören, 
was die Menschen bewegt, sondern es ist auch richtig, 
dass wir auf die hören, die in der Wirtschaft Arbeitsplätze 
zur Verfügung stellen. 

Wir haben in dieser Legislaturperiode ein Gesetz für 
weniger Bürokrafie gemachf, mif dem schönen deufschen 
Grandsafz „One in, one ouf“: Wenn durch eine Maßnah- 
me mehr Bürokrafie beschlossen wird, muss sie woan- 


ders zurückgenommen werden. - Wir haben jefzf noch (C) 
ein paar Gesefzgebungsvorhaben vor uns, die für die 
Wirfschaff nichf ganz einfach sind. Da erwarfe ich dann 
aber auch - darauf werden wir großen Werf legen -, dass 
jede zusäfzliche bürokratische Belasfung woanders zu- 
rückgenommen wird. Wir sind nicht glaubwürdig, wenn 
wir ein solches Gesetz machen und dann sagen: Das biss- 
chen Bürokratie nehmen wir auch noch mit. - Nein, da 
muss nun konsequent gehandelt werden. Ich bitte auch 
die Bundesregierung, uns dabei zu helfen und es nicht 
einfach zu verniedlichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Bundeskanzlerin hat daraufhingewiesen, Kollege 
Hofreiter auch - mit unterschiedlichem Akzent, was be- 
merkenswert ist, aber nicht verwundert -, dass es natür- 
lich große Herausforderungen in unserer Wirtschaft gibt. 

Da spielt die Automobilindustrie eine große Rolle. Auch 
da dürfen wir die Dinge nicht verniedlichen. Es ist völ- 
lig unstreitig, dass die notwendige Entwicklung hin zum 
Elektroauto dazu führen wird, dass die Wertschöpfimg in 
den großen Automobilwerken auf 40 Prozent dessen zu- 
rückgehen wird, was wir bisher haben; das ist von Daim- 
ler-Benz, von VW und auch von anderen so gekommen. 

Das heißt, dass wir uns, lieber Kollege Oppermann, 
jetzt in erster Linie nicht darüber Gedanken machen 
müssen, von wo Fachkräfte hierherkommen könnten, 
sondern darüber, wo diejenigen, die ihren Arbeitsplatz 
in diesem Bereich in Zukunft nicht mehr haben werden, 
Arbeitsplätze finden. Das wird das zentrale Thema sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 

Thomas Jurk [SPD]) 

Das erwarten die Menschen als Antwort - nicht, dass wir 
pauschal auf Zuwanderung setzen. 

Im Übrigen haben wir in Europa als einzige große 
Wirtschaftsregion in der Welt ein unglaubliches Potenzi- 
al. Es wird schon einiges getan. Aber ich würde mir wün- 
schen, dass wir noch viel mehr Wert darauf legen, dass 
junge Menschen aus dem gesamten europäischen Raum, 
wo sie keine Arbeit haben, zu uns kommen und hier Ar- 
beit finden können. Ich muss nicht nach Asien oder sonst 
wohin schauen, um Arbeitskräfte für unsere Wirtschaft 
zu erhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich wünsche mir, 
dass sich vor allem die großen Aktiengesellschaften ein 
bisschen sensibler in der Öffentlichkeit bewegen; denn 
sie sind es, die erheblich zur Irritation in unserer Gesell- 
schaft beitragen, und es sind nicht die Familienbetriebe. 

Das, was wir in diesen Tagen bei VW erlebt haben - 
23 000 Stellen streichen und den Bonus für Leute zu er- 
höhen, die sich wirklich nicht verdient gemacht haben, 
und das mit Zustimmung des Aufsichtsrates, in dem die 
Landesregierung von Niedersachsen sitzt -, ist kein gutes 
Beispiel für Kultur in unserem Land, liebe Kolleginnen 
und Kollegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Oder wenn ich an die Diskussion über die Deutsche 
Bank denke. Heute Morgen war zu lesen, was Wolfgang 
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(A) Schäuble dazu in einem Satz gesagt hat. Wenn dort Leu- 
te sagen, sie können den Bonus nicht zurückbezahlen - 
obwohl sie wirklich nicht erfolgreich waren weil das 
schlecht für andere wäre, dann kann ich nur den Satz von 
Wolfgang Schäuble wiederholen: Das hat etwas mit Fast- 
nacht und Karneval, aber nicht mit ernsthafter Wirtschaft 
in unserem Land zu tun, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich zum Schluss noch einen Hinweis ge- 
ben. Wir wollen nicht nur auf andere schauen, sondern 
auch auf uns. Auch wir, der Deutsche Bundestag, hat 
noch eine Aufgabe vor sich, die Norbert Lammert völlig 
zu Recht angemahnt hat. Es geht darum, ein Wahlrecht 
vielleicht doch noch hinzubekommen, das den 19. und 
20. Deutschen Bundestag arbeitsfähig hält. Wir müssen 
diese Frage klären, und zwar nicht nur, weil Populisten 
dann fragen: Warum sitzen hier 750 Abgeordnete? - Das 
Problem ist doch vielmehr, dass in Ausschüssen in der 
Größenordnung von 50 oder noch mehr Kolleginnen und 
Kollegen eine sinnvolle politische und parlamentarische 
Arbeit nicht mehr möglich ist. Deswegen unterstütze ich, 
dass wir zu einem Ergebnis kommen müssen. Wir sind 
uns alle einig, dass da etwas geschehen soll. Und wenn 
wir uns alle einig sind, dann sollten wir doch auch etwas 
hinbekommen. Es ist immer schlecht, wenn man selber 
ein Problem hat und es nicht lösen kann, aber mit dem 
Finger auf andere zeigt, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deswegen ermuntere ich alle, hier mitzumachen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Der Kollege Thomas Jurk hat für die SPD-Fraktion 
das Wort. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Andreas 
Mattfeldt [CDU/CSU]) 

Thomas Jurk (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Vor drei Jahren wurde der Koaliti- 
onsvertrag unterzeichnet. Ein zentrales Versprechen die- 
ser Vereinbarung war, die Neu Verschuldung dauerhaft zu 
stoppen, die Schuldenstandsquote zu senken und dabei 
die Investitionskraft von Bund, Ländern und Kommu- 
nen sicherzustellen. Mit Blick auf den letzten regulären 
Haushalt dieser Wahlperiode stelle ich fest: Wir haben 
Wort gehalten. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU) 

Der Bund macht in dieser Wahlperiode nicht einen 
einzigen Euro neue Schulden. Die Schuldenstandsquo- 
te sinkt in dieser Wahlperiode um mehr als 10 Prozent 
und wird voraussichtlich 2020 die im Maastricht-Vertrag 
vereinbarte Grenze von 60 Prozent des Bruttoinlandspro- 
duktes unterschreiten. 


Und - was für mich am wichtigsfen isf -: Wir sfellen (C) 
die Invesfifionskraft von Bund, Ländern und Kommunen 
nichf nur sicher, wie es im Koalifionsvertrag heißf, son- 
dern sfärken sie in nie dagewesener Weise. 

(Beifall bei Abgeordnefen der SPD und der 
CDU/CSU) 

So haben wir die Ausgaben für Invesfifionen in den par- 
lamenfarischen Berafungen zum Bundeshaushalf 2017 
um 2,8 Milliarden Euro auf mehr als 36 Milliarden Euro 
erhöh!. Im Vergleich zum Jahre 2013 haben wir damif 
ohne Berücksichtigung der Einzahlungen in den ESM 
die Invesfifionen des Bundes von 24,8 Milliarden Euro 
auf 36 Milliarden Euro, das heißf um rund 45 Prozenf, 
gesfeigerf. 

(Beifall bei Abgeordnefen der SPD und der 
CDU/CSU) 

Die Invesfifionsquofe im Bundeshaushalf erhöh! sich 
dadurch von 8,1 Prozenf 2013 auf 11 Prozenf im kom- 
menden Jahr. Ich finde, das kann sich mehr als nur sehen 
lassen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordnefen 
der CDU/CSU) 

Die Entlastungen des Bundes für die Länder und Ge- 
meinden sind inzwischen kaum noch zu überblicken, 
wie uns kürzlich auch der Bundesrechnungshof wieder 
bestätigt hat. Einige Highlights möchte ich dennoch er- 
wähnen. 

Der Bund erstattet den Kommunen die Kosten der 
Grundsicherung im Alter seit 2014 vollständig. Im (^) 
Jahr 2017 werden dies voraussichtlich rund 7 Milliarden 
Euro sein. Von dieser Entlastung profitieren insbesonde- 
re finanzschwache Kommunen, was uns Sozialdemokra- 
tinnen und Sozialdemokraten besonders wichtig ist. Der 
Bund investiert seit Jahren auch massiv in den Kitaaus- 
bau und beteiligt sich an den Betriebskosten mit inzwi- 
schen rund 1 Milliarde Euro jährlich. 2017 legen wir 
beim Kitaausbau noch einmal mehr als 200 Millionen 
Euro drauf Außerdem werden die Mittel für das Bun- 
desprogramm „Sprach-Kitas“ auf 278 Millionen Euro 
erhöht, das heißt mehr als verdoppelt. 

(Beifall bei der SPD - Ulli Nissen [SPD]: 

Bravo!) 

Der Bund beteiligt sich auch immer stärker an den 
Kosten der Unterkunft bei der Grundsicherung für Ar- 
beitsuchende und lässt den Gemeinden einen immer 
höheren Anteil an der Umsatzsteuer zukommen. Allein 
durch den erst gestern im Haushaltsausschuss abschlie- 
ßend beratenen Gesetzentwurf zur weiteren Entlastung 
von Ländern und Kommunen werden diese bis zum Jah- 
re 2019 um weitere 20 Milliarden Euro entlastet. Das ist 
doch eine gute Botschaft für unsere Kommunen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Nicht zuletzt haben wir im Jahre 2015 einen Kom- 
munalinvestitionsfÖrderungsfonds eingerichtet und mit 
Mitteln in Höhe von 3,5 Milliarden Euro ausgestattet. 

Wir wollen diesen Fonds mit einem Nachtragshaushalt 
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(A) demnächst auf 7 Milliarden Euro aufstocken. Mit den 
Fondsmitteln werden Investitionen finanzschwacher 
Kommunen mit einem Fördersatz von bis zu 90 Prozent 
bezuschusst. Der Kofinanzierungsanteil der Kommunen 
von mindestens 10 Prozent kann auch von den Ländern 
übernommen werden. 

(Bartholomäus Kalb [CDU/CSU]: So ist es!) 

Damit gezielt die finanzschwachen Kommunen profitie- 
ren, muss dies aber auch ermöglicht werden. Ich forde- 
re daher die Länder auf, ihrer Verantwortung gerecht zu 
werden. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU - Bartholomäus Kalb [CDU/ 
CSU]: Sehr gut! - Andreas Mattfeldt [CDU/ 
CSU]: Klare Worte!) 

Obwohl wir in dieser Woche den letzten regulären 
Bundeshaushalt dieser Wahlperiode beschließen werden, 
sind wir Haushälter in den kommenden Monaten ja nicht 
ganz beschäftigungslos; 

(Christine Lambrecht [SPD]: Stimmt!) 

denn wir müssen noch die Neuordnung der Bund-Län- 
der-Finanzbeziehungen unter Dach und Fach bringen. 
Ich erwähne das, weil diese Reform die Länder um wei- 
tere rund 10 Milliarden Euro reicher und den Bund ent- 
sprechend ärmer macht. 

(Johannes Kahrs [SPD]: Jetzt können wir ja 
nicht klatschen!) 

, - Ja, Johannes, da hast du völlig recht. Denn in der Sum- 

' ' me ist das alles nicht unproblematisch, werden damit 
doch die Gestaltungsmöglichkeiten des Bundes zuneh- 
mend eingeschränkt. - Ich will auch nicht verhehlen, 
dass ich die einmütige Entscheidung der Ministerprä- 
sidenten, auf die dritte Stufe des Finanzausgleichs, den 
eigentlichen Länderfinanzausgleich, zu verzichten, sehr 
kritisch sehe. 

(Beifall bei der SPD) 

Trotzdem ist unser Kurs richtig. Denn wir müssen 
ganz zweifellos mehr für den Zusammenhalt unserer Ge- 
sellschaft tun. Gerade hierbei sind nicht nur der Bund, 
sondern auch die Länder in der Pflicht, die insbesondere 
ihre Verantwortung für eine den Aufgaben angemesse- 
ne finanzielle Ausstattung der Kommunen wahmehmen 
müssen. 

(Beifall der Abg. Andreas Mattfeldt [CDU/ 

CSU] und Bartholomäus Kalb [CDU/CSU]) 

Gerade in den strukturschwachen Regionen unseres 
Landes fühlen sich viele Menschen abgehängt. Sie mer- 
ken, dass sich der Staat in den letzten Jahren zurückge- 
zogen hat, sei es bei der Gesundheitsversorgung, dem 
öffentlichen Nahverkehr oder der inneren Sicherheit. 
Ebenso ist vom Ausbau der digitalen Infrastruktur in 
vielen Regionen noch nichts zu sehen. Das sind einige 
jener Gründe für Verunsicherung und Enttäuschung im 
Land, die sicherlich auch wir Abgeordneten alle spüren. 
Deshalb brauchen wir einen starken und handlungsfä- 
higen Staat, und zwar auf allen staatlichen Ebenen. Wir 
wollen nicht, dass Bürgerwehren für die öffentliche Ord- 


nung und Sicherheit sorgen müssen. Deshalb stärken wir (C) 
mit diesem Haushalt die deutschen Sicherheitsbehörden 
massiv; meine Vorredner sind darauf eingegangen. Der 
Etat des Bundesinnenministers wächst um rund 1 Milli- 
arde Euro - ein wichtiger Beitrag zur Verbesserung der 
inneren Sicherheit bei uns im Land. Damit nehmen wir 
auch die Sorgen der Menschen in Deutschland auf 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Wir tun auch etwas für den öffentlichen Personennah- 
verkehr, indem wir den Ländern zusätzlich noch einmal 
mehr als 200 Millionen Euro Regionalisierungsmittel zu- 
schieben. Damit soll das Leistungsangebot im Schienen- 
personennahverkehr gesichert und auch weiter ausgebaut 
werden. Außerdem erhöhen wir das Eigenkapital der 
Deutschen Bahn um 1 Milliarde Euro und verzichten in 
den kommenden vier Jahren auf Dividenden in Höhe von 
insgesamt 1,4 Milliarden Euro. Damit wird die Finanzie- 
rung der Wachstums- und Qualitätsoffensive der Bahn si- 
chergestellt, welche die Bahnanbindung vieler Regionen 
in Deutschland verbessern soll. Wir werden sehr darauf 
achten, dass das auch tatsächlich geschieht. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Wir verstärken erneut die Mittel für den sozialen 
Wohnungsbau. Denn intakte Stadtquartiere sind gelebter 
Zusammenhalt. Wir tun auch mehr für die digitale Infra- 
struktur, insbesondere für den Breitbandausbau im länd- 
lichen Raum, indem wir die Mittel dafür jetzt erneut um 
mehr als 1,3 Milliarden Euro erhöhen. Das sind dann seit 
2014 insgesamt 4 Milliarden Euro für Breitbandausbau. 

Wenn ich davon sprach, dass sich viele Menschen ab- (D) 
gehängt fühlen, so trifft das teilweise auch auf die Stra- 
ßeninfrastruktur zu. Die Straßen auf dem Lande nicht 
mehr zu asphaltieren, sondern nur noch zu schottern, wie 
kürzlich in einer Studie für Sachsen vorgeschlagen, ver- 
stärkt allerdings die Spaltung in unserem Land. 

(Johannes Kahrs [SPD]: Geht gar nicht!) 

Deshalb bin ich froh, dass wir auf Bundesebene in die- 
ser Wahlperiode deutlich mehr Geld für den Straßenbau 
einsetzen. Deshalb ist es so wichtig, die Länder und Ge- 
meinden finanziell so auszustatten, dass sie auch in die 
Straßenerhaltung investieren können. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Wir müssen uns auch noch stärker darüber Gedan- 
ken machen, wie wir die Infrastruktur unter anderem 
bei Schiene und Straße in strukturschwachen Räumen 
erhalten und ausbauen können - Herr Kauder ist darauf 
ja eingegangen -; denn ohne eine adäquate Verkehrsan- 
bindung wird ein entsprechender Strukturwandel wohl 
kaum gelingen. Das heißt, die Bedarfsplanung muss 
schwerpunktgerecht angepasst werden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir hatten 
im Koalitionsverfrag die Umsetzung prioritärer Maßnah- 
men in Höhe von rund 23 Milliarden Euro vereinbart. 
Dieses Ziel haben wir nicht nur erreicht, sondern wir 
sind weit darüber hinausgegangen. Wir haben mehr in 
Bildung, Forschung und Infrastruktur investiert. So stär- 
ken wir den Zusammenhalt bei uns im Land. Die Men- 
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(A) sehen müssen im Alltag erfahren, dass wir niemanden 
vergessen. Dabei bleibt aueh weiterhin viel zu tun - bei 
Investitionen in Bildung und sozial abgehängte Stadttei- 
le sowie struktursehwaehe Regionen ebenso wie bei der 
wirtsehaftliehen Modernisierung unseres Landes. Daran 
wollen und werden wir weiter arbeiten. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU - Bartholomäus Kalb [CDU/ 
CSU]: Sehr gute Rede!) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Die Kollegin Gerda Hasselfeldt hat für die CDU/ 
eSU-Fraktion das Wort. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Gerda Hasseifeidt (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Bei manchen Reden der Opposition von gestern und heu- 
te - insbesondere von der ersten heute Morgen - habe 
ich den Eindruck gewonnen: Da fehlt jeder Sinn für die 
Realität im Land. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Matthias W. 
Birkwald [DIE LINKE]: Haben Sie nicht zu- 
gehört, oder was?) 

Realität, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist nun ein- 
mal, dass wir seit zehn Jahren eine steigende Zahl von 
(ß) Erwerbstätigen haben. Realität ist, dass wir den tiefsten 
Stand der Arbeitslosigkeit haben. Bei den Erwerbstätigen 
haben wir übrigens eine wesentliche Zunahme gerade bei 
den sozialversicherungspflichtig Beschäftigten. Das ist 
Fakt, meine Damen und Herren! 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Zur Realität gehört, dass die Löhne und Einkommen 
sowie die Renten gestiegen sind und weiter steigen. Das 
ist genauso Realität wie die Tatsache, dass unsere Wirt- 
schaft auf gesunden, kräftigen Beinen steht, sowohl was 
die Binnennachfrage als auch den Export betrifft, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das alles ermöglicht, dass wir den sozial Schwachen - 
denjenigen, die sich entweder zeitweise oder längere Zeit 
selber nicht helfen können - Leistungen gewähren kön- 
nen, wie sie andere mit uns vergleichbare Staaten eben 
nicht gewähren können. Auch das gehört zur Realität in 
diesem Land. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich finde, das erste und allerwichtigste Gebot für die 
Politiker ist, dass man den Leuten wenigstens ehrlich 
sagt, wie die Lage ist und wo Probleme liegen. 

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Ja, 
fangt doch mal an! Gute Idee!) 


Es ist ein Gebot der Ehrlichkeit, die Dinge und die Situ- (C) 
ation aber auch nicht schlechter zu reden, als sie tatsäch- 
lich sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD - Michael Grosse-Brömer 
[CDU/CSU]: Genau! Aber sie haben kein Ar- 
gument mehr, um den Sozialismus zu erklä- 
ren!) 

Zur politischen Verantwortung gehört natürlich auch, 
dass wir das Erreichte nicht mutwillig gefährden dürfen. 
Damit komme ich zu einem Thema, das gerade in den 
letzten Tagen wieder eine Rolle gespielt hat, nämlich der 
Vorschlag der Grünen, die Vermögensteuer wieder ein- 
zuführen. 

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Mit diesem Vorschlag machen Sie genau das, was Sie 
nicht machen dürfen. Dadurch würden nämlich die 
Struktur und die Substanz unserer Wirtschaft - insbe- 
sondere der mittelständischen Wirtschaft - und damit 
Arbeitsplätze gefährdet. Das ist der völlig falsche Weg. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Steffl Lemke 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Da klatscht 
nicht einmal Ihr eigener Koalitionspartner!) 

In diesen Tagen war mehrfach die Rede davon, dass 
wir auch in diesem Jahr wieder einen Haushalt ohne neue 
Schulden vorlegen. Ich bin jetzt seit fast 30 Jahren in die- 
sem Haus und glaube, wir sollten uns wirklich immer 
wieder bewusst machen, dass es bis jetzt noch in keiner 
Legislaturperiode gelungen ist, vier Jahre hintereinander 
Haushalte ohne neue Schulden vorzulegen. Das ist eine 
grandiose Leistung, die man gar nicht hoch genug ein- 
schätzen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 

Thomas Jurk [SPD]) 

Ein Haushalt ohne Schulden ist auch kein Selbst- 
zweck, sondern macht auf verschiedenen Ebenen und aus 
verschiedenen Gründen Sinn. Es zeigt: Auf diese Regie- 
rung ist Verlass. Das, was am Anfang der Regierungszeit 
versprochen wurde, ist eingehalten worden, und zwar 
gegen viele Versuchungen; auch das muss man in Rede 
stellen. 

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Ge- 
nau!) 

Nicht alles, was wir in dieser Legislaturperiode finanzi- 
ell zu schultern hatten, war am Anfang vorauszusehen. 

Es war eine großartige Leistung, das durchzuhalten. Das 
zeigt unsere Verlässlichkeit. 

Durch diese Stabilitätspolitik wird außerdem auch der 
Grundstein dafür gelegt, dass für die notwendigen Maß- 
nahmen auch die entsprechenden Mittel vorhanden sind 
und dass für Investitionen - auch für Zukunftsinvestiti- 
onen - Spielraum ist. Das Allerwichtigste ist: Es wird 
deutlich, dass wir verantwortungsvolle Politik nicht für 
uns und die ältere Generation, sondern für unsere Kinder 
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(A) und Enkelkinder machen. Sie brauchen diese Chancen in 
diesem Land. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 

Thomas Jurk [SPD]) 

Es ist uns gelungen, den Ländern die entsprechenden 
Mittel für die Kommunen an die Hand zu geben, damit 
diese ihre Aufgaben gut bewältigen können. Noch nie hat 
es eine Bundesregierung und ein Parlament gegeben, die 
so viel für die Kommunen und auch die Länderhaushal- 
te gegeben haben wie diese Bundesregierung und dieses 
Parlament in dieser Legislaturperiode. 

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: So ist es!) 

Das ist wirklich einmalig und war auch notwendig; das 
ist richtig. 

Ich will aber auch daraufhinweisen: Es kommt jetzt 
schon darauf an, dass diese Gelder, die den Ländern und 
den Kommunen in einer Größenordnung wie nie zuvor 
gegeben wurden, auch richtig und für den Zweck ausge- 
geben werden, für den sie vorgesehen sind, beispielswei- 
se für den sozialen Wohnungsbau. Es macht wenig Sinn, 
die Mittel im sozialen Wohnungsbau zu verdreifachen, 
wie wir es mittlerweile getan haben, wenn diese Mittel 
von den Ländern nicht entsprechend ausgegeben werden, 
sondern im allgemeinen Haushalt untergeben und für ir- 
gendetwas anderes verwendet werden. Und auf der ande- 
ren Seite schimpft man dann darüber, dass es zu wenige 
Wohnungen gibt. Nein, hier müssen auch die Länder und 
die Kommunen ihre Verantwortung wahmehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 

Thomas Jurk [SPD]) 

Das Gleiche gilt übrigens auch für die Integrations- 
pauschale. Auch diese Mittel erhalten die Kommunen 
und die Länder, um ihre Aufgaben im Zusammenhang 
mit der Integration von Flüchtlingen erfüllen zu können. 
Sie dürfen nicht im allgemeinen Haushalt verschwinden. 

Zweitens aber gehört neben dieser zielgerichteten Ver- 
wendung auch dazu, dass die Länder ihre Aufgabe und 
ihre Verantwortung wirklich wahmehmen. Da stellt sich 
mir schon die Frage, waram zum Beispiel die Schulen 
in Bayern in einem wesentlich besseren Zustand sind als 
die Schulen in Nordrhein- Westfalen. Das liegt doch nicht 
an uns. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Harald Petzold 
[Havelland] [DIE LINKE]: Das liegt auch an 
Ihnen!) 

Es stellt sich auch die Frage, warum die Kriminali- 
tät in manchen Ländern größer oder kleiner ist, waram 
die Aufklärangsquote in der Kriminalitätsbekämpfung 
in Bayern wesentlich höher ist als in anderen Ländern. 
Man kann sich auch die Frage stellen, waram in Bayern 
beispielsweise die Arbeitslosenquote in ländlichen Regi- 
onen teilweise sogar niedriger ist als in Ballungsgebie- 
ten. Das, meine Damen und Herren, hängt alles mit einer 
richtigen Politik in den jeweiligen Ländern zusammen. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Ulli Nissen 
[SPD]: Und die Wiesen in Bayern sind grü- 
ner!) 


Das muss auch einmal gesagt werden. 

(Ulli Nissen [SPD]: Sogar die Berge sind 
höher in Bayern, wow!) 

Defizite in der Schulausstattung, Defizite in der Poli- 
zeiausstattung, Defizite in der regionalen Wirtschaftsför- 
derung können nicht allein vom Bund beseitigt werden, 
weil der Bund dafür gar nicht verantwortlich ist, sondern 
sie müssen vor Ort in den Ländern beseitigt werden. Da 
ist die Verantwortung der Bundesländer, der Länderre- 
gierangen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Eine gemeinsame Aufgabe ist zweifellos der Umgang 
mit den Flüchtlingen. Es ist völlig richtig, dass dieser 
Haushalt einen großen Schwerpunkt auf die Bekämpfung 
der Fluchtursachen legt, mit einer deutlichen Steigerung 
der Mittel beim Auswärtigen Amt und beim Bundesmi- 
nisterium für wirtschaftliche Zusammenarbeit. Das ist 
der richtige Ansatz; denn da wird dafür gesorgt, dass sich 
die Menschen erst gar nicht auf den lebensgefährlichen 
Weg machen, sondern dass sich die Bedingungen in ihren 
Heimatregionen verbessern. Trotzdem wissen wir, dass 
wir da noch eine gewaltige Aufgabe vor uns haben, und 
die Krisen und Kriege in der Welt zeigen uns dies ja auch 
jeden Tag. 

Für uns ist ein Dreiklang wichtig, der erstens Huma- 
nität, zweitens Integration und drittens Begrenzung be- 
deutet, und diese drei Punkte gehören zusammen. Zur 
Humanität gehört die Bekämpfimg der Fluchtursachen; 
zur Humanität gehören aber auch die Betreuung und die 
Versorgung der Flüchtlinge, die zu uns kamen und kom- 
men. Da haben wir alle miteinander in diesem Land, ha- 
ben die Menschen in diesem Land, die hauptamtlich und 
ehrenamtlich Tätigen in den vergangenen Monaten eine 
hervorragende Visitenkarte der Humanität abgegeben. 
Dafür herzlichen Dank! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Bei der Integration lassen wir die Länder und Kom- 
munen nicht im Stich. Wir haben gerade jetzt wieder die 
für die Integration an die Länder und Kommunen aus- 
zureichenden Mittel erhöht. Wir haben uns große Mühe 
dabei gegeben. 

Klar ist aber auch: Mit Geld allein geht das nicht - In- 
tegration in die Sprache, in die Arbeitswelt, aber auch In- 
tegration in die Gesellschaft. An dieser Stelle, liebe Kol- 
leginnen und Kollegen, müssen wir schon immer wieder 
darauf hinweisen: Es gilt unsere Werteordnung, es gilt 
die Art und Weise, wie wir miteinander leben, miteinan- 
der umgehen, uns begegnen, miteinander reden, die Wer- 
teordnung, die im Grundgesetz verankert ist. Das muss 
das Maß dessen sein, woran sich Integration in dieses 
Land zu orientieren hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das Dritte ist dann: Wir können diese Aufgabe des hu- 
manitären Umgangs, der Versorgung und Betreuung der 
Flüchtlinge und die Integrationsarbeit nur gemeinsam 
leisten, wenn wir auch eine Begrenzung dabei haben. 
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(A) Daran arbeiten wir, daran haben wir aueh gemeinsam ge- 
arbeitet, mit internationalen Abkommen - das wurde be- 
sproehen -, so mit der Türkei, aber aueh mit Maßnahmen 
auf europäiseher Ebene zur Sieherung der EU-Außen- 
grenzen. Die Sehließung der Balkanroute hat dazu beige- 
tragen, und aueh unsere nationalen Entseheidungen ha- 
ben dazu beigetragen, die Zahl zu begrenzen. Wenn wir 
dann aueh noeh die Bloekade der Grünen im Bundesrat 
in Bezug auf die sieheren Herkunfts Staaten in Nordafri- 
ka auflösen könnten, dann wären wir aueh hier ein Stüek 
weiter, meine lieben Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Heike Häusel 
[DIE LINKE]: Absehiebungen naeh Afgha- 
nistan? Unmensehlieh! - Gegenruf des Abg. 
Volker Kauder [CDU/CSU]: Nehmen Sie Ihre 
Brille runter und blieken Sie dureh!) 

Eine weitere Herausforderung ist natürlieh die Si- 
eherheit unseres Landes. Die Terrorgefahren - das wur- 
de mehrfaeh angesproehen - sind nieht irgendwo in der 
Welt, sondern aueh bei uns. Die Kriminalitätsbekämp- 
fung ist eine Aufgabe, der wir uns immer wieder zu 
stellen haben. Deshalb ist aueh hier der riehtige Ansatz, 
im Haushalt das deutliehe Signal zu setzen: Das ist ein 
Sehwerpunkt. Es geht um Personal, es geht um Ausstat- 
tung, und es geht um Befugnisse. Bei Letzterem haben 
sieh die Sieherheitspolitiker der Koalition gerade in den 
letzten Tagen auf einige Maßnahmen verständigt. leh bin 
dafür sehr dankbar; denn es maeht deutlieh: Nieht alles 
ist mit Geld zu leisten. Es geht aueh darum, die Befugnis- 
se zu verbessern und alle Mögliehkeiten auszusehöpfen, 
um Kriminalität zu bekämpfen und für die Sieherheit der 
^ ' Bürger das Bestmögliehe zu tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

leh habe gehört, dass in Niedersaehsen den Polizisten 
auf eine Initiative der Grünen hin vorgesehrieben wer- 
den soll, zu dokumentieren, wann und warum der Einsatz 
von Pfefferspray notwendig war. Dazu muss ieh sagen: 
Das ist nieht mein Verständnis einer Unterstützung von 
Polizeibeamten. Ieh danke den Polizeibeamten und allen 
Sieherheitskräflen bei uns im Land für ihren Einsatz für 
unsere Sieherheit. Dahinter müssen wir aueh politiseh 
stehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Politisehe Verantwortung in dieser Zeit bedeutet aber 
aueh, die Weiehen für die Zukunft zu stellen. Ein ganz 
wesentlieher Punkt ist dabei das, was wir unseren Kin- 
dern und Jugendliehen mitgeben können. Wenn wir über 
Investitionen spreehen, dann haben die meisten von uns 
zunäehst einmal im Kopf: Investitionen in Straße, in 
Sehiene, in Breitband. All das ist riehtig. Aueh das gehört 
dazu. Aueh dafür setzt dieser Haushalt deutliehe Akzen- 
te. Aber daneben geht es aueh um Investitionen in die 
Köpfe. Die Kinder und Jugendliehen sind das eigentli- 
ehe Kapital in unserem Land. Für sie darf uns niehts zu 
sehade und niehts zu viel sein. Wir müssen immer wieder 
danaeh traehten: Sind sie gut erzogen? 

(Sigrid Hupaeh [DIE LINKE]: Das sind aber 
Mensehen!) 


Sind sie gut ausgebildet? Sind sie fit für das, was auf sie 
im Leben zukommt? 

Deshalb haben wir sehon in den letzten Jahren einen 
so großen Sehwerpunkt auf Bildung und Forsehung ge- 
legt. In den letzten zehn Jahren sind die Mittel dafür in 
dem entspreehenden Haushalt verdoppelt worden. Dieser 
Trend ist in diesem Jahr fortgesetzt worden. Das ist ein 
wiehtiger Sehwerpunkt in der Zukunftsgestaltung, meine 
lieben Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nun wissen wir bei all den positiven Entwieklungen in 
unserem Land um die Sorgen der Mensehen, um die Be- 
findliehkeit und die zum Ausdruek gebraehte Unsieher- 
heit. Ieh habe Verständnis für so manehes: Unsieherheit 
aufgrund der rasant veränderten Arbeitswelt - das wurde 
vorhin angesproehen -, Unsieherheit aufgrund der Krisen 
und Kriege in der Welt und der Konsequenzen daraus. 

Was antworten wir darauf? Ieh sage Ihnen, meine 
Damen und Herren: Unsere Antwort ist eine realistisehe 
und ehrliehe Politik. Wir wollen den Leuten niehts vor- 
maehen, sondern ganz offen diskutieren. Unsere Antwort 
ist aber aueh Stabilität und Verlässliehkeit. Wir haben in 
den letzten Jahren unter der Führung von Angela Merkel 
mit dieser Bundesregierung und den Mehrheiten im Par- 
lament gezeigt, dass wir das Land aueh in sehwierigen 
Situationen gut regieren, dass wir die vielen sehwierigen 
Situationen, ja Krisen hervorragend gemeistert haben: 
mit Stabilität und Verlässliehkeit, mit einem klaren Wer- 
tekompass. Das ist unsere Antwort. Darauf können sieh 
die Mensehen aueh künftig verlassen. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU - 
Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Das Wort hat die Kollegin Bettina Hagedorn für die 
SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Bettina Hagedorn (SPD): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! 
Für uns Haushälter sind zwei lange, arbeitsreiehe Monate 
zu Ende gegangen, die sehr erfolgreieh waren, wie wir 
übereinstimmend finden und was aueh sehon viele Male 
gesagt worden ist. Es ist aber aueh der letzte Haushalt in 
dieser Legislatur, den wir gemeinsam maehen. 

Vor diesem Hintergrund lohnt es sieh, einmal die gro- 
ßen Linien zu betraehten, die wir gemeinsam vertreten 
haben. Dabei will ieh den Bereieh der inneren Sieherheit 
und vor allen Dingen die Mensehen, die in diesem Be- 
reieh tätig sind, naeh vorne stellen. 

Über 40 000 Bundespolizisten haben nämlieh genau 
wie die vielen, vielen Ehrenamtier in diesem Land einen 
Hammerjob gemaeht und maehen ihn bis heute. Sehon 
im März hieß es, dass diese Bundespolizisten unter über 
3 Millionen Überstunden äehzen. Darum ist es eine gute 
und überzeugende Antwort des Haushaltsaussehusses 
und des Bundestages, dass wir, naehdem wir sehon im 
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(A) letzten Jahr Tausende von neuen Stellen für die Bun- 
despolizei geschaffen haben, die Zahl jetzt noch ein- 
mal auf insgesamt über 7 000 Bundespolizisten bis zum 
Jahr 2020 erhöhen. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist das Signal an die Bundespolizei: Wir schätzen 
eure Arbeit nicht nur enorm wett, sondern wir unterstüt- 
zen sie auch. Das tun wir nachhaltig; denn es sind ja alles 
Beamte, die uns erhalten bleiben werden. Für diejenigen, 
die diese vielen, vielen Überstunden geschoben haben, 
ist es auch das deutliche Signal, dass sie die Wahlfreiheit 
zwischen der Auszahlung ihrer Überstunden oder Frei- 
zeitausgleich haben. Das sind wir ihrer Lebensqualität 
und der ihrer Familien schuldig, und da wollen wir Wort 
halten. 


(Beifall bei der SPD) 

Dazu gehört auch, dass wir die Mittel für die Sach- und 
Personalausstattung für die Bundespolizisten im Umfang 
von zusätzlich ungefähr 880 Millionen Euro erhöhf ha- 
ben. Wir legen den Bereich der inneren Sicherheif auch 
ein bisschen weifer aus, weil noch viele andere Behörden 
dazugehören. Wir haben zum Beispiel den Zoll, das Bun- 
deskriminalamf, die Diensfe und den Verfassungsschufz 
massiv gesfärkf. Wir haben auch die Jusfiz und deren 
Aussfaffung massiv gesfärkf. 

Wir haben nicht nur drei neue Bundespolizeischiffe 
möglich gemacht - ich komme von der Küste; man möge 
es mir nachsehen -, für die 165 Millionen Euro vorgese- 
(B) hen sind, sondern auch drei neue Zollboote 

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Auch noch! 

Wahnsinn! Ich dachte, nur Korvetten!) 

und Hubschrauber. Herr de Maiziere ist leider gerade 
nicht anwesend. Aber die Transporthubschrauber waren 
ein wichtiger Punkt, und auch davon wird es vier geben, 
die aus- oder umgerüstet werden und zusätzlich zur Ver- 
fügung stehen. 

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Femsehtürme, 
Hubschrauber, Korvetten!) 

Diese Große Koalition hält also in diesem wichtigen Feld 
Wort. 


(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU - Volker Kauder [CDU/CSU]: 

Ein Kaufhaus ist ein Dreck dagegen!) 

Das hat in der Tat auch sehr viel mit der inneren Si- 
cherheit nicht nur in unserem Land zu tun, sondern es 
geht auch um die Stärkung der Außengrenzen des Schen- 
gen-Raumes und um unsere Verantwortung innerhalb 
von Frontex, wo wir ja mehr Verantwortung übernehmen 
wollen und müssen. Das Ganze hat etwas damit zu tun, 
dass die Stabilität in Europa nur dann auf Dauer erhalten 
bleiben kann, wenn die Außengrenzen auch mit unserer 
massiven Unterstützung gesichert sind und gesichert 
bleiben. Darum ist das, was wir hier machen, richtig. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 


Aber auch das THW gehört nach unserer Auffassung (C) 
zur inneren Sicherheit. 


(Andreas Mattfeldt [CDU/CSU]: Ja!) 

Das THW ist die größte Ehrenamtsorganisation mit 
80 000 ehrenamtlich Tätigen, die in vielen Situationen in 
unserem Land hilfreich sind. Sie sind aber auch gute Bot- 
schafter Deutschlands in der ganzen Welt und machen 
auch in vielen Krisengebieten und Flüchtlingslagern ei- 
nen hervorragenden Job. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 


Man muss wissen, dass das THW mit seinen mehr als 
80 000 Ehrenamtlem über 800 hauptamtliche Kräfte ver- 
fügt hat, als diese Große Koalition ihre Arbeit aufgenom- 
men hat. Wir haben im letzten Jahr gut 200 neue Stellen 
geschaffen, und jetzt kommen noch einmal 150 neue 
dazu. Das heißt, die Zahl der hauptamtlichen Stellen 
ist bei deutlich über 1 100. Darauf sind wir gemeinsam 
stolz. Das ist genau das, was das Ehrenamt und das THW 
zur langfristigen Stärkung brauchen. Vielen Dank, dass 
das geklappt hat. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 


Wichtig ist auch, dass 375 Stellen beim THW gehoben 
werden; denn es handelt sich um eine anspruchsvolle Ar- 
beit, die entsprechend entlohnt werden muss. Wir haben 
im Haushaltsauschuss schon in den letzten beiden Jahren 
ein Bauprogramm mit einem Volumen von fast 30 Milli- 
onen Euro für die Liegenschaften des THW auf den Weg 
gebracht und zeigen nun mit einem Programm mit einem 
Volumen von 100 Millionen Euro für die Erneuerung des 
Fuhrparks bis 2023: Liebe Freunde vom THW, es ist uns 
wichtig, dass ihr richtig gut ausgestattet seid. - Natürlich 
soll es auch ein Motivationsschub sein, um weitere Mit- 
streiter für das THW langfristig zu gewinnen. 


(D) 


(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 


Zum Haushalt von Herrn de Maiziere gehört natür- 
lich auch das wichtige Thema Integration. Hier hat die 
Große Koalition im Vergleich zu dem Zeitpunkt, als sie 
gestartet ist, die Mittel zur Deckung der Kosten der Inte- 
grationskurse mehr als verdoppelt. Das haben wir nicht 
erst gemacht, als im letzten Jahr die Flüchtlinge in gro- 
ßer Zahl zu uns gekommen sind. Vielmehr haben wir das 
in mehreren Stufen gemacht. Was ich besonders schön 
finde und woran ich noch einmal erinnern will, ist, dass 
wir es waren, die Haushälter der Großen Koalition, die 
die Initiative ergriffen haben, dass der Stundensatz für 
die Lehrkräfte, die in den Integrationskursen unterrichten 
und einen absoluten Hammeijob machen und von deren 
Qualität es abhängt, ob Integration in Deutschland ge- 
lingt oder nicht, von 23 Euro - das war beschämend - auf 
35 Euro angehoben wird; das ist ein gutes und richtiges 
Signal. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Integrationskurse helfen aber nur den Menschen, 
die eine gute Bleibeperspektive in unserem Land haben. 
Das sind aktuell Syrer, Iraker, Iraner, Eritreer und Soma- 
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(A) Her. Viele Mensehen, die ehrenamtlich in der Flüchtlings- 
hilfe engagiert sind, schreiben uns immer wieder Briefe 
und sagen: Es ist nicht in Ordnung, dass die Afghanen 
keinen Zugang haben. - Mit ungefähr 47 Prozent liegt 
die Anerkennungsquote bei den Afghanen nur knapp un- 
ter 50 Prozent. Wenn man bedenkt, dass viele Afghanen, 
die bei uns nicht bleiben können, nicht nach Afghanistan 
zurückgehen, sondern in andere europäische Länder nach 
dem Dublin-II-Verfahren gehen, in denen sie anerkannt 
werden, dann stellt man fest, dass die Anerkennungsquo- 
te in Wahrheit höher ist. Wir versündigen uns an ihnen, 
wenn wir ihnen nicht die Chance bieten, sich hier zu in- 
tegrieren. Dazu gehört zuallererst der Erwerb der deut- 
schen Sprache. 

(Beifall bei der SPD) 

Darum bin ich besonders froh, dass es im Rahmen des 
Integrationspaktes der Großen Koalition gelungen ist, 
Orientierungskurse zu bilden. Diese werden in diesem 
Haushalt finanziell ausgesfattet. Für sie werden wir bis 
2020 100 Millionen Euro in die Hand nehmen. Diese 
Kurse werden auch denjenigen offensfehen, die keine 
sichere Bleibeperspekfive haben. Das sind vorrangig 
die Afghanen. Ich bin fesf davon überzeug!: Wenn diese 
jungen Menschen unsere Sprache erlernen - unabhängig 
davon, ob sie bleiben oder nicht -, beschäftigt und qua- 
lifiziert werden, dann ist das ein wichtiger Beitrag, um 
sie von Dingen abzuhalten, die wir uns nicht wünschen 
können, und ihnen die Chance zu bieten, in ihrem Leben 
eigenes Geld zu verdienen und ihre Familien selbst zu 
ernähren, ob in Deutschland oder woanders. 

(Beifall bei der SPD) 

Im Haushalf der Arbeif sminisferin haben wir sehr viel 
getan, um die Jobcenter zu stärken. Wir haben sie mit 
mehr Mitteln ausgestattet, damit sie in der Lage sind, zu 
verhindern, dass die vielen Flüchtlinge, die in absehbarer 
Zeit nach Abschluss ihres Asylverfahrens zu ihnen kom- 
men werden, zulasten der Langzeitarbeitslosen gehen, 
und den Flüchtlingen die gleichen Chancen zu bieten. 
Vor Ort wurden bereits sehr viele Menschen zusätzlich 
eingestellt. Wir haben zudem die Mittel im Rechtskreis 
des SGB II noch einmal um 300 Millionen Euro erhöht 
Die Mittel für die Sprachförderung der Bundesagen- 
lur für Arbeif werden von 410 Millionen Euro 2017 auf 
470 Millionen Euro 2018 erhöht. Das ist der richtige 
Weg; denn nur wenn die Menschen gut bei uns integriert 
werden, sind sie auch ein großer Gewinn für uns und für 
unsere Gesellschaff. Dann haben sie auch die Chance, 
selbsf für ihren Unferhalf zu sorgen, was sie auch wollen. 

100 000 1 -Euro- Jobs sind für Asylbewerber geschaf- 
fen worden, die noch nichf anerkannf sind, die aber eine 
gufe Bleibeperspektive haben. Für die soziale Teilhabe 
am Arbeitsmarkt haben wir die Mittel verdoppelt. Diese 
Mittel sind mit europäischen Geldern verstärkt worden, 
damit entsprechende Angebote von den Jobcentem ge- 
macht werden können. 

Abschließend möchte ich sagen: Wir sind stolz auf 
das, was wir gemeinsam gemacht haben. Wir sind fest 
davon überzeugt, dass wir damit einen Beitrag zur so- 
zialen Stabilität in unserem Land leisten und geleistet 


haben. Insofern bin ich dankbar dafür, dass das so guf (C) 
funklionierl haf. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordnefen 
der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Das Wort hat die Kollegin Antje Tillmann für die 
CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Antje Tiiimann (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Liebe Zuhörerinnen und liebe Zuhörer! Wir blicken auf 
ein anstrengendes, aber für die Menschen in Deutschland 
erfolgreiches Jahr zurück. Mein Fraktionsvorsitzender 
hat eben gesagt, diese Situation sei nicht vom Himmel 
gefallen, sondern das Resultat gemeinsamer Arbeit. Lie- 
ber Volker Kauder, ich bin mir sicher, dass wir uns einig 
sind, dass auch ein bisschen vom Himmel gefallen ist. 

Es ist die Zeit des kommenden Advents, die uns 
vielleicht dazu bringt, innezuhalten und auch dankbar 
für diese Situation zu sein, dankbar dafür, dass wir in 
Deutschland leben können, dass unsere Kinder nicht in 
Krisenregionen dieser Welt groß werden, sondern dass 
wir dieses Land aufbauen und gemeinsam gestalten kön- 
nen. Dass wir das überwiegend in Frieden und in sozialer 
Ruhe tun können, ist schon ein bisschen vom Himmel 
gefallen. Aber ich weiß, Volker, da sind wir gar nicht weit 
auseinander. 

Aber es schadet auch nicht, dem Himmel ein bisschen 
nachzuhelfen. Deshalb haben wir auch in diesem Haus- 
halt Maßnahmen ergriffen, die die Situation in unserem 
Land noch besser machen. Ich glaube, es ist ganz pas- 
send, dass ich nach Bettina Hagedorn spreche, die sich 
auf Flüchtlinge konzentriert hat. Ich will auf die deut- 
schen Familien zurückkommen und klarmachen, dass 
niemand in Deutschland darunter leidet, dass wir Flücht- 
linge integrieren. Wir legen die gleichen Programme 
auf - da bist du ja sehr aktiv -, und niemand hat dadurch 
weniger, dass wir in die Integration von Flüchtlingsfami- 
lien Geld investieren. 

Ganz im Gegenteil: Auch Familien in Deutschland 
fördern wir mit diesem Haushalt in großem Umfang. 

Wir fördern sie zum Beispiel durch das Kindergeld, 
das bis 2018 um 10 Euro pro Monat erhöht wird. Der 
Kinderfreibetrag wird erheblich auf 4 788 Euro erhöht. 

Der Entlastungsbetrag für Alleinerziehende wird erhöht, 
der Kinderzuschlag für Geringverdiener ebenfalls. Seit 
2015 haben wir Familien in Deutschland gezielt mit rund 
7 Milliarden Euro Barleistungen unterstützt. 

Dazu kommt, dass Familien insbesondere unter der 
Wohnsituation leiden und dass erhöhte Mietpreise gerade 
denjenigen zu schaffen machen, die für viele Menschen 
Wohnraum suchen. Die Situation auf dem Zinsmarkt, 
die uns sonst sehr große Probleme bereitet, ist hier eine 
Chance für junge Familien, sich eine selbstgenutzte Im- 
mobilie zuzulegen. Wir unterstützen diese Familien mit 
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(A) KfW-Programmen; bis zu 50 000 Euro gibt es für eine 
selbstgenutzte Immobilie. Wir wollen das Baukindergeld 
für Familien einführen, damit sich auch die Eigenkapi- 
talquote von Familien angemessen erhöht und sich mehr 
Menschen eine eigene Wohnung oder ein eigenes Haus 
leisten können. 

Das konterkarieren Maßnahmen der Länder, die bei 
jeder schwierigen Haushaltssituation die Grunderwerb- 
steuer erhöhen. Alles das, was wir steuerlich begünsti- 
gen, wird durch die erhöhte Grunderwerbsteuer aufge- 
fressen. Ich kann nur an die Länder appellieren, dass sie 
die Familien mehr in den Blick nehmen und zum Bei- 
spiel durch Freibeträge für Familien diese Situation ver- 
bessern. 

Unser Justizminister Maas hat versucht, mit dem 
Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Wohnim- 
mobilienkreditrichtlinie diesen Markt zu beruhigen und 
Schwierigkeiten auf dem Wohnungsmarkt in den Griff zu 
bekommen. Diesen Versuch unterstütze ich dem Grunde 
nach, aber leider schießt der Gesetzentwurf über das Ziel 
hinaus, sodass es gerade junge Familien jetzt schwer ha- 
ben, Kredite zu bekommen. Da müssen wir nachsteuem. 
Ich bin froh, dass mein Kollege Lothar Binding mit mir 
am gleichen Strang zieht. Wir wollen, dass junge Fami- 
lien diese Kredite bekommen, um sich Wohneigentum 
zuzulegen. Wir werden - Lothar nickt - dieses Problem 
auch lösen. Ich hoffe sehr, dass wir das in diesem Jahr tun 
können, damit diese Familien tatsächlich ihre Kredite in 
dem Umfang bekommen können, wie es verträglich und 
für sie notwendig ist. 

(B) (Beifall bei der CDU/CSU) 

Bei einem weiteren Gesetzentwurf droht ein bisschen 
Unbill. Die BaFin soll im Bereich des Immobilienmark- 
tes zusätzliche Eingriffsrechte bekommen. Wir disku- 
tieren heftig darüber, um sicherzustellen, dass wir hier 
nicht wieder überschießen. Denn es kann nicht sein, dass 
Anschlussfinanzierungen oder sozialer Wohnungsbau 
beeinträchtigt werden, weil die BaFin verhindert, dass 
Kredite ausgereicht werden. Da müssen wir mit Augen- 
maß Vorgehen. Ich hoffe, dass wir da auf einem guten 
Weg sind. 

Neben den 7 Milliarden Euro, um die wir Familien 
seit 2015 entlasten, haben wir zahlreiche Infrastruktur- 
maßnahmen durchgeführt, die für Familien gut sind. Ich 
erwähne das Programm zum Ausbau der Kinderbetreu- 
ung, das ein Volumen von 9,3 Milliarden Euro hat. Auf 
diese Weise wurde die Zahl der Kindergartenplätze in 
den letzten Jahren verdoppelt. Die Qualität verbessern 
wir zum Beispiel dadurch, dass wir in speziellen Sprach- 
kindergärten benachteiligte Kinder stärker fördern. El- 
tern können sich dank des Programms „KitaPlus“ auf 
längere Öffnungszeiten verlassen. Diese Maßnahmen 
zeigen, dass wir für Familien unterwegs sind. 

Das Schulsanierungsprogramm ist schon erwähnt 
worden. 7 Milliarden Euro können in die Sanierung 
von Schulen gesteckt werden. Ich sage ganz offen: Es 
kann nicht sein, dass durch den Verteilungsschlüssel die 
Länder begünstigt werden, die ihre Kommunen bisher 
kurzgehalten haben. Auch die Verschuldungssituation 
der Kommunen ist nicht vom Himmel gefallen. Es muss 


einen anderen Verteilungsschlüssel geben, damit auch (C) 
die Länder von diesen Mitteln profitieren können, die mit 
ihren Kommunen vernünftig umgegangen sind. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Insgesamt können sich Familien auf uns verlassen. Da 
diese Programme überwiegend aus Steuermitteln bezahlt 
werden, müssen wir uns natürlich auch um die Steuer- 
zahlerinnen und Steuerzahler kümmern, die das wirt- 
schaftliche Wachstum in Deutschland aufrechterhalten, 
die die Leistungsfähigkeit des Staates aufrechterhalten. 

Auch da haben wir unser Wahlversprechen eingehalten. 

Wir haben versprochen, die kalte Progression in den Griff 
zu bekommen. Maßnahmen dazu haben wir in dieser Le- 
gislaturperiode schon einmal ergriffen; das werden wir 
Ende des Jahres wieder tun. Wir entlasten die Bürgerin- 
nen und Bürger im kommenden Jahr um 7,3 Milliarden 
Euro und in 2018 sogar um 11 Milliarden Euro. In der 
gesamten Legislaturperiode standen Steuerentlastungen 
von 25 Milliarden Euro auf dem Programm. Ich glaube, 
das ist eine Zahl, die sich sehen lassen kann. Ich danke 
Herrn Finanzminister Schäuble, der gesagt hat, dass der 
in der nächsten Legislaturperiode vorhandene Spielraum 
zu einem ganz entscheidenden Teil dazu genutzt werden 
soll, denen, die diese Leistungen erarbeitet haben, etwas 
zurückzugeben. Wir stehen dahinter. Leistungsträger in 
diesem Land müssen sehen, dass wir nicht nur gut mit ih- 
ren Geldern umgehen, sondern sie auch einen Teil davon 
zurückbekommen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Neben den Maßnahmen für Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer, die diese Leistungen erbringen, müssen 
wir dafür sorgen, dass die Unternehmen dauerhaft Steu- 
ern zahlen können. In diesem Sinne fördern wir zum 
Beispiel mittelständische Unternehmen. Darum haben 
wir Vereinfachungen beim Investitionsabzugsbetrag vor- 
genommen - das Thema Bürokratieabbau ist eben schon 
angesprochen worden Wirtschaflsgüter können dem- 
nächst steuerbegünstigt angeschafft werden, ohne dass 
im Einzelfall klar sein muss, für welches Produkt dieses 
Wirtschaftsgut tatsächlich genutzt wird. 

Für Start-ups ist Wagniskapital von erheblicher Be- 
deutung. Deshalb haben wir den INVEST-Zuschuss er- 
höht. 

Die Mittel für die Gemeinschaftsforschung im Bereich 
der Industrie haben wir erhöht, und auch die ZIM-Pro- 
gramme, die Investitionsprogramme für die neuen Län- 
der, haben wir mit zusätzlichem Geld ausgestattet. 

Im Gesetzgebungsverfahren befindet sich der Ent- 
wurf eines Gesetzes für verbesserte Verlustnutzungen 
bei Start-ups, damit Ideen, die in Deutschland entstanden 
sind, auch tatsächlich in Deutschland umgesetzt werden 
können. Auch das wird zu zusätzlichen Steuereinnahmen 
führen, die wir im Haushalt gut gebrauchen können. 

Der Kampf gegen Steuerhinterziehung wird fortge- 
führt. Auch das ist eine Maßnahme zum Schutz der mit- 
telständischen Unternehmen; denn diese Unternehmen 
leiden am meisten unter Konkurrenten, die international 
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(A) unterwegs sind und an ihrem Untemehmensstandort die 
entspreehenden Steuern nieht zu zahlen haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Von Haushaltskonsolidierung über den Abbau der 
kalten Progression, von Familienentlastung und Verbes- 
serung der Infrastruktur bis zur Förderung von jungen, 
innovativen Unternehmen: Was wir in dieser Legisla- 
turperiode versproehen haben, haben wir getan. Wir tun 
es mit diesem Haushalt einmal mehr, damit dieses Land 
wirtsehaftlieh gut aufgestellt ist und die Probleme, die 
von außerhalb auf uns zukommen, gut meistern kann. 

leb bitte Sie, diesen Haushalt mit zu unterstützen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD - 
Andreas Mattfeldt [CDU/CSU]: Kann man 
auch!) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Das Wort hat der Kollege Dennis Rohde für die 
SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Dennis Rohde (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Wir hören in dieser Woche viel darüber, 
was die einzelnen Fraktionen im Bundeshaushalt 2017 
erreicht haben, was sie gerne erreicht hätten, wo sie 

(B) sich durchgesetzt haben oder vielleicht auch nicht. Ich 
finde aber, wir müssen bei allem, was wir machen, ne- 
ben den konkreten haushaltspolitischen Entscheidungen 
auch ganz grundsätzlich die Frage beantworten, welche 
Form des Zusammenlebens und der gesellschaftlichen 
Ordnung wir uns eigentlich vorstellen. Ich glaube, zwei 
Fragen hängen da ganz eng zusammen. Die eine Frage 
ist: Wie soll unser Land eigentlich in 10, 20 oder 30 Jah- 
ren aussehen? Die andere Frage lautet: Was ist eigentlich 
das große Ganze, für das wir in diesem Bundeshaushalt 
329 Milliarden Euro ausgeben? 

Gerade in Zeiten gefühlter Unsicherheit ist es wichtig, 
eine klare Vorstellung von gesellschaftlichem Miteinan- 
der zu formulieren. Das bedeutet für uns alle, sich der 
Sorgen der Menschen anzunehmen, zu versuchen, ihre 
Unsicherheiten und Ängste zu verstehen, statt sie abzu- 
tun, und die Menschen erst recht nicht für ihr Wahlver- 
halten zu beschimpfen. 

(Beifall bei der SPD) 

Es sind ja grundsätzliche Fragen, die uns erreichen: 
Kann ich in Deutschland noch sicher leben? Ist meine 
Rente und ist die Rente meiner Kinder und Enkelkinder 
noch sicher? Schaffen wir die Integration von Schutzsu- 
chenden, und wie schaffen wir sie? Was ist unsere Ant- 
wort auf die Verrohung der Sprache und die zum Teil wü- 
tende Vehemenz der Auseinandersetzung? Oder - ganz 
grundsätzlich -: Kann ich es eigentlich verantworten, 
Kinder in diese Welt zu setzen? Kann ich mich zeitlich 
um sie kümmern und ihnen ein gesichertes Zuhause 
bieten? Das sind einige der grundsätzlichen Fragen, die 


mich in den letzten Wochen und Monaten in Bürgerge- (C) 
sprächen und Veranstaltungen erreicht haben. Ich glaube, 
sie betreffen uns alle und wir alle haben sie so oder so 
ähnlich bereits gestellt bekommen. 

Ich glaube, man muss oder man sollte als Abgeordne- 
ter Ideale haben, an denen man sich orientiert. Gleich- 
zeitig müssen wir aber auch auf diese konkreten Fragen 
konkrete Antworten finden. Wir müssen die Frage beant- 
worten: Wie soll eigentlich unsere Zukunft, wie soll die 
Zukunft unseres Landes aussehen? Meine Vorstellung ist 
die einer freien Gesellschaft, die Solidarität, Gerechtig- 
keit und das Miteinander lebt und auch verteidigt, einer 
Gesellschaft, in der Respekt, Freiheit und Sicherheit im 
Zentrum der Wertvorstellungen stehen. Dabei ist mir 
aber wichtig: Sicherheit meint nicht nur Sicherheit vor 
Terror oder Gewalt, sondern auch Sicherheit bei der Ren- 
te, Sicherheit im Krankheitsfall, bei der Kinderbetreuung 
oder beim Finden eines geeigneten Arbeitsplatzes. 

Das Ganze hat zentral etwas mit Respekt zu tun. Denn 
wenn wir richtigerweise von den Menschen, die hier le- 
ben, von den Menschen, die zu uns kommen, erwarten, 
dass sie unsere Verfassung, unsere demokratische Grund- 
ordnung, unsere Gesetze respektieren, dann müssen wir 
gleichzeitig als Abgeordnete die Leistungen und die Sor- 
gen der Menschen in unserem Land respektieren. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie des 
Abg. Andreas Mattfeldt [CDU/CSU]) 

Deshalb haben wir in dieser Legislaturperiode beispiels- 
weise den Mindestlohn eingeführt. Denn wir schätzen 
nicht nur die Leistung gut bezahlter Führungskräfte, son- 
dem jede Arbeitsleistung in unserem Land, und deshalb ^ ' 
ist es unsere Aufgabe, sicherzustellen, dass niemand in 
diesem Land weniger verdient, als der Mindestlohn es 
vorgibt; das gebietet uns der Respekt vor der Leistung 
der Arbeitnehmerirmen und Arbeitnehmer. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie des 

Abg. Heinz Wiese [Ehingen] [CDU/CSU]) 

Respekt bedeutet für mich auch, dass Männer und 
Frauen in Deutschland für die gleiche Arbeit den glei- 
chen Lohn bekommen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN) 

Ich finde, es ist schlichtweg eine Schande für ein fort- 
schrittliches Land wie unseres, dass Frauen bei uns für 
die gleiche Arbeit weniger bekommen als Männer. Ein 
Land, das die Gleichberechtigung als Staatsziel in der 
Verfassung hat, muss auch den Respekt für die Arbeits- 
leistung von Frauen auf dem Arbeitsmarkt hersteilen. In 
meiner Vorstellung verdienen Männer und Frauen das 
gleiche Geld für die gleiche Arbeit. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN) 

Es hat auch etwas mit fehlendem Respekt zu tun, dass 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, insbesondere jun- 
ge Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, oftmals von 
einer Befristung in die andere geschickt werden, dass 
ihr Arbeitsplatz immer nur auf Zeit besteht, dass manch 
einer als Leiharbeitnehmer gar schlechtere Bedingun- 
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(A) gen vorfindet als andere, die denselben Job maehen. leh 
finde, es ist inakzeptabel und respektlos, wenn Arbeit- 
nehmerinnen und Arbeitnehmer voll in den Arbeitsbe- 
trieb integriert werden, während durch abenteuerliche 
Werkvertragskonstruktionen die Verletzung sämtlicher 
Schutzrechte hingenommen wird. Das ist nicht meine 
Vorstellung von einem respektvollen Miteinander. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN) 

Hier wurde gerade um eine Lösung gerungen. Hier 
wird es Verbesserungen geben. Aber unser Konzept 
bleibt klar „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit ab dem ers- 
ten Tag“, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wir reden über Altersarmut. Wir reden darüber, ob 
jemand, der sein Leben lang gearbeitet hat, mit seiner 
Rente auch auskommt, ob er davon seine Miete bezahlen 
kann, ob er seinen Einkauf erledigen kann, ob er seine 
verdiente Freizeit würdig und nach seinen Wünschen 
verbringen kann. Wir haben auf dem Weg dahin einige 
Fortschritte in dieser Legislatur gemacht. Wir haben ein 
Rentenpaket verabschiedet. Wir haben die Mütterrente 
und die Erwerbsmindemngsrente verbessert, auch wenn 
ich mir wünschen würde, dass wir die Mütterrente künf- 
tig aus dem Steueraufkommen und nicht zulasten der 
Beitragszahlerinnen und Beitragszahler finanzieren. 

(Beifall bei der SPD) 

(B) 

Wir investieren in Mehrgenerationenhäuser. Wir ha- 
ben die Mittel für das Programm „Soziale Stadt“ um 
300 Millionen Euro erhöht. Wir haben im parlamenta- 
rischen Verfahren das Programm „Altersgerecht Um- 
bauen“ mit 75 Millionen Euro verlängert. Das alles sind 
wichtige Etappen auf dem Weg zu einer Gesellschaft, in 
der der Lebensleistung Respekt entgegengebracht wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Für mich gehört zu Deutschland aber auch dazu, dass 
wir bei der Vereinbarkeit von Familie und Beruf Emst 
machen. Das gilt für Familien mit zwei Eltemteilen wie 
auch für Alleinerziehende. Die Flexibilität von Arbeits- 
verhältnissen darf nicht zulasten derjenigen gehen, die 
die Leistung erbringen und trotzdem eine Familie grün- 
den wollen. Deshalb sage ich: Die 750 Millionen Euro 
für den Bau und Betrieb von Kindertagesstätten, das El- 
temgeld Plus und insbesondere die Verbesserungen beim 
Unterhaltsvorschuss kommen zur rechten Zeit. Wir wer- 
den noch weitere Anstrengungen unternehmen müssen, 
um in die Zukunft Deutschlands zu investieren. 

(Beifall bei der SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, erlauben Sie mir 
eine kurze Zusatzbemerkung. Kinderrechte haben es 
bei uns bedauerlicherweise noch nicht in die Verfassung 
geschafft. Es sollte uns trotzdem oder gerade deswegen 
bewusst sein, dass insbesondere die Jüngsten in unserer 
Gesellschaft die Wehrlosesten sind und dementsprechend 


besonderer Aufmerksamkeit und des besonderen Schut- (C) 
zes von uns allen bedürfen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Der Grandstein für einen guten Start ins Leben liegt in 
der Kommune. Er liegt in unseren Gemeinden und Städ- 
ten. Er liegt bei uns vor der Haustür. Finanziell schlecht 
ausgestattete Kommunen bedeuten auch schlechte Start- 
voraussetzungen für die Jüngsten. Eine arme Kommune 
kann zwangsläufig weniger Kindertagesstätten Vorhal- 
ten, oder sie muss sie schlechter ausstatten. Eine arme 
Kommune kann nicht so viel Geld für die Ausstattung 
und die Renovierung von Schulen in die Hand nehmen. 

Eine arme Kommune muss zwangsläufig über die Ein- 
schränkung von freiwilligen Leistungen, die Schließung 
von Bibliotheken oder Schwimmbädern diskutieren. Ge- 
rade darunter leiden besonders die Jüngsten in unserer 
Gesellschaft. 

Daher, ganz egal ob wir selbst kommunalpolitisch ak- 
tiv sind: Wir haben den hohen Stellenwert unserer Städte 
und Gemeinden zu respektieren. Wer Kommunen aus- 
bluten lässt, der trifft damit besonders die Schwächsten 
in unserer Gesellschaft. Von daher war es richtig, dass 
diese Koalition die Kommunen so stark entlastet hat wie 
nie jemand zuvor. Wir respektieren die Leistung, die vor 
Ort erbracht wird. Diesen Weg sollten wir beibehalten, 
liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir müssen auch wollen, dass diese Leistung, das, (p)) 
was Städte anbieten, auch weiterhin allen zugutekommt. 

Ich beobachte mit großer Sorge, was sich momentan in 
den Ballungsräumen, in unseren Städten abspielt. Wenn 
Mietpreise Dimensionen erreichen, die sich nur noch 
gutsituierte Mieterinnen und Mieter leisten können, dann 
dürfen wir das nicht ignorieren. Unsere Städte gehören 
allen, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben die Mietpreisbremse auf den Weg gebracht, 
um die Entwicklung zumindest etwas zu dämpfen. Uns 
ist klar: Wenn das nicht so funktioniert, wie wir es uns 
vorgestellt haben, dann werden wir dort nachbessera 
müssen. Ich finde, dort, wo mehr Menschen hinziehen, 
muss auch mehr gebaut werden, aber nicht nur im Luxus- 
bereich, sondern bezahlbar für alle. 

Es war daher richtig, dass wir die Mittel für den sozi- 
alen Wohnungsbau, für den sozialen Städtebau zunächst 
verdoppelt und jetzt verdreifacht haben. Eine Rechnung 
sollten wir alle aufmachen können: Wenn die Mietpreise 
weiter in die eine Richtung gehen und das Rentenniveau 
weiter in die andere Richtung geht, dann nehmen wir un- 
seren künftigen Rentnerinnen und Rentnern ihre Heimat. 
Innenstädte zu verwaisten Luxusgegenden umzugestal- 
ten, gehört ausgesprochen nicht zu meinem Verständnis 
von Respekt und Anstand, liebe Kolleginnen und Kolle- 
gen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 
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In meiner Vorstellung von unserer Gesellschaft muss nie- 
mand aus der Stadt wegziehen, weil er sich die Mieten 
nicht mehr leisten kann oder weil es zu wenig Wohnraum 
gibt. 

Wir haben in den vier Haushalten dieser Legislatur ei- 
niges auf den Weg gebracht. Einiges liegt aber noch vor 
uns. Nicht alles kann man dabei rein mit Geld lösen. Un- 
sere Aufgabe ist dabei klar: Wir wollen die Gesellschaft 
Zusammenhalten. Wir wollen keine Gesellschaft derer, 
die dazugehören, und derer, die außen vor bleiben müs- 
sen. Alle müssen dieselben Chancen, Pflichten, aber auch 
Rechte und Entfaltungsmöglichkeiten haben. Lassen Sie 
uns daran arbeiten - überall und jeden Tag. 

Vielen Dank. 


(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Das Wort hat der Kollege Rüdiger Kruse für die CDU/ 
CSU-Fraktion. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Rüdiger Kruse (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Streng genommen haben nicht so viele zum 
Thema geredet. Wir befinden uns ja bei den Beratungen 
zum Einzelplan 04. Zu ihm findet inzwischen eine Ge- 
neraldebatte statt; das macht es ja auch spannend. Aber 
eigentlich könnten wir über das Bundespresseamt, über 
Integration, auch über die Nachhaltigkeit und, ja, über 
Kultur reden. Deswegen kommt bei dieser Debatte auch 
immer der Hinweis aus der kulturell interessierten Szene, 
man möge doch die Kultur endlich einmal vom Appen- 
dixcharakter befreien und ihr ein eigenes Ministerium 
schenken. Ist gut gemeint und klingt nach Höherwertung. 
Ich glaube, das Gegenteil wäre der Fall. 

Es gäbe dann ein weiteres Ministerium, das allerdings 
nicht das größte wäre und damit auch nicht den Platz in 
dieser Aussprache hätte. Das wäre dann nur noch höchst 
selten der Fall, zum Beispiel wenn wir es schaffen, einen 
Kulturskandal in Deutschland hinzulegen; aber ansons- 
ten wäre es in dieser Generaldebatte nicht präsent. So ist 
es immer dabei. 

Dann kann man sich überlegen: Würde es besser 
dastehen? Würde es mehr Geld bekommen? Über die 
letzten zehn Jahre ist der Etat von gut 1 Milliarde auf 
1,6 Milliarden Euro in 2017 angewachsen. Das schafft 
nicht jedes Ministerium; das würde auch der Bundesfi- 
nanzminister nicht mitmachen. 

Damit sind wir natürlich bei einem anderen Thema: 
Es muss immer so sein, dass die Zuständigen, hier die 
Chefin des Bundeskanzleramtes und auch der Bundesfi- 
nanzminister, eine Affinität zum Thema haben. Nur dann 
kann das funktionieren. In Berlin kann man ja sehen, wie 
personenabhängig das Thema Kultur ist: In einer Senats- 
kanzlei kann man es unterbringen, wenn der Chef selber 
es für ein wichtiges Thema hält. Hat man einen Chef, 
der mit Kultur nicht so viel anfangen kann, reüssiert das 


Thema auch nicht. Aber da müssen wir uns in dieser Ko- (C) 
alition keine Sorgen machen. Bei uns hat es einen hohen 
Stellenwert. 


Hat es denn auch die Sichtbarkeit? Da braucht man 
sich nur anzuschauen, wer die zuständige Staatsminis- 
terin ist, und dann ist die Antwort gegeben: Es hat eine 
hohe Sichtbarkeit. - Eigentlich können wir ja auch zu- 
frieden sein, dass das fast das einzige Thema ist, mit dem 
wir uns jetzt auseinandersetzen. 

Außerdem gibt es noch ein kleines Thema: Die Linke 
beantragt kostenlosen Eintritt in die Museen. Das ist aber 
nichts anderes als ein Hase-und-Igel-Spiel. Der Igel ist 
dabei die Staatsministerin, weil sie dieses Thema aufge- 
worfen hat. Sie hat das für das Humboldt Forum angeregt 
und gesagt: Wo wir jetzt schon dieses Museum bauen, 
wollen wir einmal den britischen Weg gehen und kosten- 
losen Eintritt für die Dauerausstellung anbieten. - Darü- 
ber kann man diskutieren, muss man diskutieren; aber es 
ist auch ein Luxus, dass wir darüber diskutieren können. 


Denn bei einer anderen Ausstellung wären wir jetzt 
eigentlich im Vorfeld der Eröffnung, nämlich bei der 
Ausstellung der Bilder aus dem Teheraner Museum für 
moderne Kunst. Diese sind 1979 - da gab es dort die Re- 
volution - immerhin nicht verbrannt worden. Es handelt 
sich um die größte Sammlung der westlichen Moderne 
außerhalb der westlichen Welt, zusammengetragen von 
der Ehefrau des Schahs von Persien, die nicht klassischer- 
weise wie andere Diktatorenfrauen Schuhe gesammelt 
hat, sondern moderne Kunst. Immerhin sind diese Bilder 
nicht verbrannt worden, aber sie werden seit 1979 - mit 
einer Unterbrechung - im Keller verwahrt. Die sollten da 
jetzt einmal heraus. Im Moment gestaltet sich das aber 
schwierig. Wir können es uns in unserer Welt gar nicht 
vorstellen, dass solche Bilder nicht gezeigt werden kön- 
nen und welcher Aufwand es ist, darüber zu verhandeln. 
Wir wollten diese Bilder gerne zusammen mit denen von 
heutigen Künstlern aus dem Iran zeigen. Dieses Beispiel 
zeigt aber auch, in welch einer guten Situation wir sind. 


(D) 


Natürlich leben wir nicht im Paradies, übrigens 
auch deswegen nicht, weil eine der Vorbedingungen 
für das Paradies ist, dass man tot ist. Wenn Sie, Frau 
Wagenknecht, aber auf den Normalbürger abstellen - ich 
würde einmal sagen: Normalbürger sind 90 Prozent der 
Menschen - und behaupten, dass der Normalbürger in 
diesem Land ums Überleben kämpfe, dann ist das jen- 
seits von aller Wirklichkeit, und es ist auch eine absolut 
kindische Selbstbetrachtung, wenn ich mir den Rest der 
Welt anschaue. 


(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Ma- 
chen Sie Bürgersprechstunden?) 

- Ja, ich mache Bürgersprechstunden. Da sind Sie über- 
rascht, oder? 

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der SPD) 
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Rüdiger Kruse 

(A) Wissen Sie eigentlich, wodurch man Volkspartei wird? 
Dadurch, dass man sehr viel mit Bürgern zu tun hat. Das 
müssen Sie uns also nicht erklären. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD - Harald Petzold [Havel- 
land] [DIE LINKE]: Das können Sie aber gut 
verbergen, Herr Kollege!) 

Sie sagen, die Normalbürger, 90 Prozent der Men- 
schen, kämpfen ums Überleben. Ich kenne Länder auf 
dieser Welt - Sie auch -, in denen das wirklich der Fall 
ist. Hier ist das nicht so. Das heißt nicht, dass wir alles 
schön und rosig und fertig hätten. Sonst bräuchte man 
uns ja auch nicht. 

Aber diese Argumentation ist gefährlich; denn Sie 
richten damit etwas an. Stellen Sie sich einmal vor, diese 
Normalbürger, diese 90 Prozent, würden Ihnen das ir- 
gendwann glauben, weil sie es ständig hören. Seien Sie 
mal nicht so sicher, dass dieser Populismus mit Ihnen 
nach Hause geht; aber es wird jemand kommen, der das 
einsammelt, und dann haben wir alle den Schaden. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Es isl immer so, dass die Solidariläl der GemeinschafI 
und die Demokralie von den Rändern her bedrohl wer- 
den. Enischieden wird es aber in der Mille. Wenn die 
Menschen aus der Mille anfangen, die Argumenlalions- 
modelle von exlrem links oder exlrem rechls zu übemeh- 
, men, dann isl das Schiff verloren; dann sind wir in Not 
' ' Das isl hier glücklicherweise nichl der Fall. 

In dieser Debatte isl es auch um die Frage gegangen, 
mil wem man elwas umselzen kann. Wenn eine Regie- 
rung handelt, ist es tatsächlich so, dass einem nicht alles 
sofort gelingt. 

Das ist, glaube ich, auch der Grund, warum die Grü- 
nen nicht in der Regierung sind. Herr Hofreiter, Sie ha- 
ben ja die Gelegenheit gehabt, die Energiewende mit 
uns umzugestalten und weiterzuentwickeln. Das wäre 
vielleicht ein sehr spannendes Modell gewesen. Aber Sie 
haben nicht den nötigen Pragmatismus gehabt, sondern 
sind damals nach der Wahl, die nicht so ausgegangen ist, 
wie Sie sich das gewünscht hatten - es gab auch andere, 
die sich etwas anderes gewünscht hatten -, lieber in die 
Teestube verschwunden und haben sich mit sich selber 
beschäftigt. Das hat Konsequenzen. 

Ich würde schon sagen, dass es vielleicht spannender 
wäre, gewisse Themen einmal mit Ihnen zu eniwickeln. 
Aber verlässlicher für dieses Land isl es, wenn wir das 
mil den Sozialdemokralen machen. Noch lieber wäre es 
mir natürlich, wenn wir das alleine tun könnten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Andreas Mattfeldt [CDU/CSU]: Das kann ja 
kommen! Wir sind kurz davor!) 

Dazu müssen wir auch den Mut haben. Wir müssen 
schon unsere Politik verfolgen. Das werden wir auch im 
guten Dialog in diesem Wahlkampf machen. Man muss 
sich schon so darstellen, dass man deutlich macht: Wir 


wollen alleine regieren; die zweitbeste Lösung ist eine 
gute Koalition. 

Um wieder zum Kulturbereich zu kommen: Die Er- 
gebnisse dessen, was wir als Bund auf die Beine gestellt 
haben, wirken im ganzen Land. Es ist zwar nicht die Auf- 
gabe des Bundes, überall etwas zu tun. Aber inzwischen 
tut er überall etwas. Wir tun das zusätzlich; denn wir wis- 
sen, dass wir gar nicht die Leistungen der Kommunen 
ersetzen können. 

Auch da gibt es unterschiedliche Reaktionen. Ich 
greife ein Beispiel heraus: In Berlin haben wir sehr viel 
gemacht, weil es ja auch unsere Hauptstadt ist. Wir ha- 
ben die Staatsbibliothek mit einem Ankaufsetat versehen 
und stellen ihr Geld für längere Öffnungszeiten und den 
Verzicht auf Nutzungsgebühren zur Verfügung. Letzte- 
res liegt eigentlich nicht im großen nationalen Interesse. 
Aber es hilft den Menschen in Berlin und ist ein Angebot, 
Bildungschancen anzunehmen. Wenn dann die neue Kul- 
turverwaltung von Berlin sagt: „Das Erste, was wir tun 
wollen, ist, die Zuschüsse für die Stiftung Preußischer 
Kulturbesitz, die Trägerin dieser Bibliothek ist, zu de- 
ckeln und nicht mehr mitzuziehen“, finde ich das unmög- 
lich. Das ist nicht im Interesse dieser Stadt und nicht im 
Interesse dieses Landes. 

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Das merken wir 

uns für das nächste Mal!) 

Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD - Johannes Kahrs [SPD]: 

Gute Rede!) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Das Wort hat die Kollegin Sigrid Hupach für die Frak- 
tion Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Sigrid Hupach (DIE LINKE): 

Frau Präsidenlin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Noch einmal 267 Mil- 
lionen Euro mehr im Kulturetat - dafür gilt Ihnen, sehr 
geehrte Frau GrüIIers, und auch den Haushällem unser 
Dank. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Jeder Euro mehr für Kullur isl gul und richlig inves- 
lierl. Das gilt erst recht, wenn Musik, Tanz und Sozio- 
kultur gefördert werden oder wenn die kulturpolitische 
Forschung, der Erhalt des schriftlichen Kulturguts, der 
Erhalt von denkmalgeschützten Gebäuden, auch der 
Bauhaus-Tradition abseits der Orte Dessau, Berlin und 
Weimar gefördert werden oder wenn der Ankauf der kul- 
turhistorisch so bedeutsamen Thomas-Mann-Villa damit 
ermöglicht wird. Auch dafür sagen wir ausdrücklich un- 
seren Dank. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Schaul man sich aber an, wofür der Aufwuchs im De- 
lail verwendel wird, lälll auf, dass die Hauplsladl Berlin 
am meislen profitier!, gefolgl von Hamburg. Auch die 
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(A) Baubranche kann guter Dinge sein; denn Sie planen ein 
prestigeträchtiges Bauprojekt nach dem anderen. Wie 
aber der spätere Betrieb zu finanzieren ist, dazu schweigt 
der Haushalt. 

Der Kulturausschuss hat sich darauf verständigt, 
ein Fachgespräch zum Wie und Weiter mit dem Frei- 
heits- und Einheitsdenkmal durchzuführen. Wieso aber 
beschließen Sie einen Tag danach 18,5 Millionen Euro 
für den Wiederaufbau der preußischen Kolonnaden am 
selben Standort, nicht nur ohne Rücksprache, sondern 
auch unter Missachtung des Kulturausschusses? Es är- 
gert mich, dass hier wieder einmal Tatsachen geschaffen 
werden, ohne dass es zuvor eine fachpolitische oder gar 
öffentliche Debatte gegeben hat. Welches Politik- oder 
Demokratieverständnis steht dahinter? 

Ich finde, wir sollten gemeinsam über Fraktionsgren- 
zen hinweg darüber streiten, was wir für eine funktionie- 
rende Kulturförderung brauchen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Diese nämlich müsste sowohl die Zentren als auch die 
abseitigen Regionen im Blick haben. Sie müsste die 
Künste und die kulturelle Bildung fordern. Sie müsste 
neue interkulturelle Impulse setzen und das vielfältige 
kulturelle Erbe pflegen. Sie müsste zwischen Bund, Län- 
dern und Kommunen abgestimmt werden und den Insti- 
tutionen wie der freien Szene eine langfristige Planung 
ermöglichen. 

Dafür lassen sich die Weichen auch im Haushalt stel- 
len. Sie aber beschränken sich auf ein Klein-Klein, mit 

(B) dem Sie sicher so manchen MdB und seinen Wahlkreis 
beglücken. Aber für die wirklichen Weichenstellungen 
fehlt Ihnen der Wille. 

Wie das gehen würde, haben wir mil unseren Ände- 
rungsanlrägen zum Kullurelal deullich gemacht. Vier 
Beispiele will ich nennen: 

Erstens: die Rettung des filmischen Erbes. Der drin- 
gende Handlungsbedarf ist von allen Fachleuten öffent- 
lich und mit Nachdruck unterstrichen worden. Gehandelt 
werden muss jetzt sofort, nicht irgendwann, wenn das 
meiste Filmmaterial verfallen ist. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Was aber machen Sie? Sie beschränken sich darauf, den 
Elal der Kinemalhek auf das Vorjahresniveau zu heben, 
was eigenilich eine Selbslversländlichkeil isl, und Sie 
verdoppeln die Mittel für die Digilalisierung des Filmer- 
bes auf 2 Millionen Euro, auf die das Bundesarchiv eben- 
falls zugreifen kann, wenn seine eigenen, wohlgemerki 
konslanl gebliebenen, Mittel verbrauchl sind. Dass sich 
hier überhaupl elwas gelan hal, fassen wir auch als Erfolg 
unseres Anirages zum Filmerbe auf 

(Beifall bei der LINKEN) 

Angesichte der bekannten Bedarfe ist das aber wieder nur 
der bekannte Tropfen auf den heißen Stein. 

Zweitens: die Arbeit der Kulturförderfonds. Sie hat 
einen großen gesellschaftlichen Nutzen, der zudem auch 
in die ländlichen Räume und abgehängten Regionen aus- 
strahlt. Sie mit 2 Millionen Euro mehr bedarfsgerecht 


auszustatten oder wenigstens die Sondermittel für die (C) 
interkulturellen Projekte in Höhe von 1 Million Euro zu 
verstetigen, wäre eigentlich eine Kleinigkeit, die Sie aber 
nicht angehen. 

Drittens: die KZ-Gedenkstätten. Ich finde es beschä- 
mend, dass zum Teil jede zweite Anfrage für Führungen 
oder Projeklarbeil abgewiesen werden muss, weil an den 
Gedenkslällen in den vergangenen Jahren so sehr gesparl 
wurde, dass sie viel zu wenig Personal haben, um den 
wachsenden Besucherzahlen und auch den viellälliger 
werdenden Anforderungen gerechl werden zu können. 

Dass nun 500 000 Euro mehr für das gedenkslällenpä- 
dagogische Personal eingestellt wurden, ist ein erster 
Schritt und auch unserem Druck zu verdanken. Ausrei- 
chend ist das aber nicht. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Viertens. Bildung - davon bin ich überzeugl - isl eine 
der wichligslen Ressourcen, die wir haben. Vor diesem 
Hintergrund haben wir auch vorgeschlagen, den Ein- 
tritt in die Dauerausstellungen der vom Bund geförder- 
ten Museen in Berlin kostenfrei zu gestalten, weil diese 
wichtigen Kultureinrichtungen auch Orte der Bildung, 

Orte des Dialogs und der Verständigung sind. Schon da- 
her sollten sie möglichst allen offenstehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN sowie 
der Abg. Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]) 

Dazu gehören nalürlich auch die Slärkung und damil die 
Anerkennung der so wertvollen museumspädagogischen 
Arbeit. (D) 

Mir geht es nicht darum, Posten gegeneinander auszu- 
spielen. Aber von der Kulturförderung des Bundes kann 
man doch erwarten, dass sie getragen wird von einer 
konzeptionellen Idee und einer Vision, was die gesamte 
Gesellschaft braucht. 

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Richtig!) 

Trotz aller Aufwüchse beträgt der Kulturhaushalt nur 
kleine 0,5 Prozent vom gesamten Etat. Kultur ist aber 
Daseinsvorsorge, nicht nur Beiwerk. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Ein eigenes Kulturministerium wäre da eigentlich die 
logische Konsequenz und ein wichtiges Zeichen für die 
Selbstverständlichkeit der Bundeskulturpolitik einer 
Kultumation, von der Sie immer reden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Das Wort hat der Kollege Marco Wanderwitz für die 
CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Marco Wanderwitz (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Gleich vorab, Frau Kollegin Hupach: Unsere Wahmeh- 
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(A) mung der kultur- und medienpolitischen Welt, in der wir 
leben, scheint verschieden zu sein. Ich will mal die ande- 
re skizzieren. 

Bei Haushaltsberatungen hegt es ja auf der Hand, dass 
man über Zahlen spricht. Deswegen beginne ich mal mit 
Zahlen. 2005 - das war nach sieben Jahren Rot-Grün - 
betrug der Kultur- und Medienhaushalt des Bundes 
950 Millionen Euro; im Regierungsentwurf standen da- 
mals 914 Millionen Euro. 2017 beträgt der Haushalt nun 
stolze 1,63 Milliarden Euro. Das ist ein Plus von mehr 
als 700 Millionen Euro, also gut 77 Prozent, binnen elf 
Jahren, in denen es unionsgeführte Bundesregierungen 
und zwei CDU-Staatsminister im Bundeskanzleramt als 
Beauftragte für Kultur und Medien gab, und das ist ein 
Erfolg. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Prioritätensetzung hin oder her - wenn ich mir die 
Änderungsanträge im Kultur- und Medienausschuss 
anschaue und die letzten Jahre Revue passieren lasse, 
dann erkenne ich, dass sie mittlerweile den Charakter 
homöopathischer Dosen haben, sprich: sie sehen eher 
Minimalkorrekturen vor. Auch das ist für mich ein Beleg 
dafür, dass wir mit unserer Kultur- und Medienpolitik so 
schlecht nicht hegen können. 

Geld allein ist sicherlich nicht alles, aber ohne Geld 
ist alles sehr schwierig, gerade auch im Kultur- und Me- 
dienbereich. Deswegen will ich sagen: Es ist eine Leis- 
tung, dass das so geschafft worden ist, vor allen Dingen 
auch eine Leistung unserer Kulturstaatsministerin, die 

(B) es seit 2014 wie ihr Vorgänger Jahr für Jahr geschafft 
hat, die Mittel im Entwurf ihres Haushalts zu erhöhen. 
Sprich: Im Zusammenspiel mit der Bundesregierung 
waren dieses Jahr im Regierungsentwurf 74 Millionen 
Euro zusätzlich vorgesehen. Es ist also auch ein Zeichen 
der Regierung und nicht nur des Parlaments. Die Mit- 
tel kommen beispielsweise dem Humboldt Forum, der 
kulturellen Filmförderung oder der Stiftung Preußischer 
Kulturbesitz zugute. 

Mein Dank gilt an dieser Stelle auch unseren Haus- 
hältern. Wir Fachpolitiker tun ja immer gut daran, ab und 
an einmal Danke zu sagen. Ich will das den Haushältern 
gegenüber an dieser Stelle deutlich tun. Das gilt im Spe- 
ziellen für den zuständigen Haushälter meiner Fraktion, 
Rüdiger Kruse. Starke Leistung, was ihr dieses Jahr wie- 
der hinbekommen habt! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist schon schön, dass es offensichtlich bei den Haus- 
hältern zum guten Ton gehört, dass im Kultur- und Me- 
dienbereich eher etwas draufgelegt wird, als dass über 
Sparen geredet wird. 

Wenn ich meinen Fraktionsvorsitzenden vor mir sit- 
zen sehe, 

(Thomas Jurk [SPD]: Der hört aber nicht zu!) 
dann will ich auch erwähnen 

(Ulli Nissen [SPD]: Herr Kauder, Sie werden 
angesprochen!) 


- er hört das schon, alles gut -, dass auch Volker Kauder (C) 
ein Überzeugungstäter ist, was Kultur und Medien an- 
geht. Wir wissen es sehr zu schätzen, dass wir, wenn wir 
dich brauchen, jederzeit auf deine Unterstützung zählen 
können. 

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Beifall! - Bei- 
fall der Abg. Marie-Luise Dött [CDU/CSU]) 

Nun sind dieses Jahr in den parlamentarischen Be- 
ratungen 280 Millionen Euro zusätzlich für Kultur und 
Medien herausgekommen. 280 Millionen Euro - das ist 
ein ordentliches Pfund. Um hier jetzt all die zahlreichen 
Projekte, die dahinterstecken, aufzuführen, würde weder 
meine Redezeit noch die meiner Vor- und Nachredner 
reichen. Ich will aber doch einige herausgreifen. 

Da ist zunächst einmal das von uns, dem Parla- 
ment, vor einigen Jahren ins Leben gerufene Denkmal- 
schutz- Sonderprogramm, mit dem viele Tausende von 
kulturhistorisch wertvollen Gebäuden und Ensembles 
in Deutschland in der Fläche erhalten werden konnten. 

Es ist eine Art kulturelle Wertanlage auch für künftige 
Generationen. Dafür stehen im Jahr 2017 70 Millionen 
Euro bereit. Das ist noch mal wesentlich mehr als in den 
Jahren zuvor, und jeder einzelne Baustein, jedes einzelne 
Projekt ist ein wichtiges. 

Zur Kulturpolitik gehört auch die Erinnerungspolitik. 

Da möchte ich nur stichpunktartig einige wichtige ge- 
setzte Signale nennen. So ist es gelungen, die Bundesstif- 
tung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur mit einem Plus 
von 4 Millionen Euro in den kommenden drei Jahren zu- 
sätzlich zu fördern. Das ist eine Förderstiftung, die viele 
einzelne Projekte im Land unterstützt. Es gab sehr viel ^ ' 
Überhang, viel mehr Anträge, als es geförderte Projekte 
gab. Es ist gerade in Zeiten, in denen wir immer wieder 
darüber diskutieren müssen, dass die Menschen den Wert 
der Freiheit und die Problematik der Unfreiheit und Dik- 
tatur aus den Augen verlieren, ein wichtiges Signal, dass 
wir an dieser Stelle mehr Geld ausgeben. 

(Beifall des Abg. Dr. Philipp Lengsfeld 
[CDU/CSU]) 

Zugleich haben wir die Finanzierung der Union der 
Opferverbände Kommunistischer Gewaltherrschaft auf 
solidere eigene Füße gestellt. Sie wird jetzt also nicht 
mehr teilweise über die Stiftung Aufarbeitung geför- 
dert, sondern mit einem eigenen Titel im Bundeshaus- 
halt. Das Zeitgeschichtliche Forum Leipzig erhält für die 
neue Dauerausstellung und die politische Bildungsarbeit 
4 Millionen Euro extra, und die tolle, wichtige Arbeit 
der Robert-Havemann-Gesellschaft - auch das ist mei- 
ner Fraktion ganz wichtig - kommt in die institutionei- 
le Förderung und erhält fortan vom Bund jährlich eine 
Viertelmillion Euro. All das hat viele Jahre gedauert und 
viel Kraft gekostet, aber das war es wert. Insbesondere 
was die Mitarbeiter dort in den letzten Jahren geleistet 
haben, ist eine ganz tolle Sache. Schön, dass sie jetzt eine 
langfristige Perspektive haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben auch, nicht im Haushalt für Kultur und 
Medien, sondern im Haushalt des BMBF, einen neuen 
Forschungsverbund zum Thema SED-Unrecht ins Leben 
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(A) gerufen, um uns zukünftig noeh breiter gefaehert wissen- 
sehaftlieh mit diesem Thema auseinanderzusetzen. Das 
ist für uns aueh Ausfluss aus den Debatten, die wir in den 
letzten Monaten, im letzten Jahr geführt haben zum The- 
ma: Wie geht es weiter mit der Stasiunterlagenbehörde? 
Aueh das war eine sehr gute Entseheidung. 

Die zusätzliehe halbe Million Euro für die pädago- 
gisehe Arbeit der KZ-Gedenkstätten wurde bereits er- 
wähnt. Aueh sie ist riehtig. Das ist allerdings ein deutli- 
eher Fingerzeig an die Länder, bei denen die eigentliehe 
Zuständigkeit für dieses Thema liegt. 

Einen Punkt möehte ieh noeh in aller Kürze anspre- 
ehen, nämlieh die Deutsehe Welle. Ieh möehte in die- 
sem Zusammenhang Martin Dörmann herzlieh für die 
Zusammenarbeit im Verwaltungs- und Rundfunkrat der 
Deutsehen Welle danken. Wir haben vieles gesehafft 
in dieser Legislaturperiode. Die Deutsehe Welle, unser 
Auslandsrundfunk, unser Sehaufenster in die Welt, ist ein 
weltweit gesehätzter Auslandssender, weil er eben anders 
ist als viele andere, weil er freiheitlieh ist und weil er 
eine andere Form der Qualitätsberiehterstattung liefert 
als beispielsweise russisehe oder ehinesisehe Auslands- 
sender. Deswegen ist es gut, dass wir die Finanzierung 
der Deutsehen Welle auf solidere Füße stellen konnten. 
Es werden weitere 17 Millionen Euro bereitgestellt. Das 
ist eine ganz wiehtige Saehe, und wir arbeiten weiter da- 
ran, irgendwann einmal den ganz großen Wurf hinzube- 
kommen, um mit russisehen und ehinesisehen Medien 
zahlenmäßig konkurrieren zu können. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 

(B) der SPD - Martin Dörmann [SPD]: Wir fan- 
gen mit den Franzosen an!) 

Für eine absehließende Bilanz ist heute nieht der rieh- 
tige Zeitpunkt. Wenn man eine Zwisehenbilanz zieht 
und sieh ansehaut, wie es um die Kulturlandsehaft in 
Deutsehland bestellt ist, dann stellt man fest: Sehr gut. 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Kollege Wanderwitz. 

Marco Wanderwitz (CDU/CSU): 

Mein letzter Satz ist sehon angelegt, Frau Präsiden- 
tin. - Deshalb glaube ieh: Man kann und sollte der Kul- 
tur- und Medienpolitik unserer Staatsministerin und der 
CDU/CSU in den näehsten Jahren weiterhin Vertrauen 
sehenken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD - 
Volker Kauder [CDU/CSU]: Und der SPD 
aueh! - Gegenruf des Abg. Martin Dörmann 
[SPD]: Danke! Das musste mal gesagt sein!) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Die Kollegin Tabea Rößner hat für die Fraktion Bünd- 
nis 90/Die Grünen das Wort. 

Tabea Rößner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Im 
Moment wird täglieh und allerorts das Hohelied auf die 


Pressefreiheit angestimmt, wie wiehtig eine freie Presse (C) 
für unsere Demokratie sei, und viele - aueh Mitglieder 
dieses Hauses - äußern ihre Sorge. Das begrüße ieh. Es 
ist gut, wenn wir uns unserer Grundwerte immer wieder 
vergewissern. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Aber die internationale und nationale Presse- und 
Meinungsfreiheit steht unter massivem Druek. In einigen 
Ländern gibt es sie nieht einmal mehr, und das nieht erst 
seit heute, nieht erst seit diesem Sommer in der Türkei. 

Diese Entwieklung ist sehon seit Jahren zu beklagen. 

Dass dies zu ernsthaften Konsequenzen geführt hätte, 
habe ieh aber nieht wahrgenommen. Meine Damen und 
Herren, wir sind über das Sieh-Sorgen-Maehen längst hi- 
naus. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN) 

Es sind übrigens nieht nur die übliehen Verdäehtigen 
wie Nordkorea, China oder Syrien, aueh in Europa, in 
Polen und Ungarn, besehneiden neue Mediengesetze 
die Pressefreiheit - ohne Konsequenzen. Fassungslos 
sehauen wir gerade in die Türkei. Die Sehriftstellerin 
Asli Erdogan sitzt in Haft, ebenso die Joumalistenbrüder 
Ahmet und Mehmet Altan oder Akin Atalay, dem Her- 
ausgeber von Cumhuriyet. Das sind nur einige bekannte 
Namen, aber mit ihnen sind zurzeit mindestens 140 Jour- 
nalistinnen und Journalisten in Haft, 140 Medien wurden 
gesehlossen. 

Zögerliehe Mahnungen bewirken da gar niehts. Die (D) 
sogenannten Säuberungsaktionen werden unbeirrt und 
unerbittlieh per Notstandsdekret fortgesetzt, ja sogar die 
Todesstrafe wird wieder ins Spiel gebraeht. Dies erinnert 
an ganz düstere Zeiten. Ieh kann daher nieht verstehen, 
dass NATO-Generalsekretär Stoltenberg Erdogans Vor- 
gehen aueh noeh verteidigt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN) 

Es muss ganz klar und deutlieh sein: Ein Land, das die 
Grundwerte der EU nieht teilt, kann nieht Mitglied dieser 
Gemeinsehaft werden. Die Türkei muss den Weg zurüek 
zu Reehtsstaatliehkeit und Demokratie Anden. Die dau- 
erhafte Missaehtung europäiseher Werte und von Men- 
sehenreehten kann und darf nieht ohne Folgen bleiben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN) 

Zum Sehutz der internationalen Pressefreiheit braueht 
es einen UN- Sonderbeauftragten, der Reehtsverstöße 
aueh konsequent verfolgen kann. Wir müssen Projekte 
wie das der Deutsehen Welle unterstützen, die türkisehe 
Bürgerinnen und Bürger via Intemet-TV mit Informatio- 
nen, die ihnen vorenthalten werden, versorgt. 

Aueh in Deutsehland und anderen westliehen De- 
mokratien gerät die Pressefreiheit immer öfter unter die 
Räder. Dureh Sieherheitsgesetze wird zum Beispiel der 
Informantensehutz mehr und mehr aufgeweieht, zuletzt 
übrigens beim BND-Gesetz, das ieh sehon deswegen 
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(A) für rechtswidrig halte. Es ist eine schwierige Gratwan- 
derung, aber wir dürfen unsere Freiheit nicht für unsere 
Sicherheit opfern. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Martin Dörmann [SPD]: Machen wir auch 
nicht!) 

Ungemach droht auch von anderer Seite. Das Erstar- 
ken von Rechtspopulisten und die Abkehr von Werten, 
die für demokratische Gemeinschaften selbstverständ- 
lich erschienen - auch diese Entwicklung hat längst das 
Stadium des Sich-Sorgen-Machens überschritten. Jour- 
nalistinnen und Journalisten werden bei ihrer Arbeit tät- 
lich angegriffen, bedroht und beleidigt. „Lügenpresse“ - 
ein Unwort der Nationalsozialisten - wird heute wieder 
skandiert und bleibt nahezu unwidersprochen. 

Jeder von uns muss sich fragen: Wie konnte das pas- 
sieren? Und vor allem: Was können wir dagegen tun? 
Ich glaube, wir müssen entschiedener für unsere Werte 
eintreten, Falschmeldungen müssen wir aufdecken und 
richtigstellen, und wir müssen raus aus unserer Wohl- 
fühlblase und mehr mit den Menschen reden. Das heißt 
nicht, sich den Rechtspopulisten anzubiedem, sondern 
das heißt, denjenigen, die zum Dialog bereit sind, unsere 
Politik mehr zu erklären. 

Angesichts der immensen Veränderungen im Infor- 
mations- und Kommunikationsverhalten, angesichts von 
Filter Bubbles und des rasanten technologischen Fort- 
schritts frage ich mich: Wie kann dieser Dialog in Zu- 
kunft überhaupt noch geführt werden? Die Algorithmen 
von Facebook, Twitter & Co. - heute wurden sie mehr- 
fach angesprochen - führen dazu, dass wir immer tiefer 
in unsere Blasen versinken. Gewinnorientierte Unterneh- 
men sammeln nicht nur sensible Daten, sondern verstär- 
ken mit passgenauen Angeboten die digitale Isolation der 
Menschen. Menschliches Verhalten wird vorhersagbar 
und manipulierbar. 

Der US-Wahlkampf hat es gezeigt: Mit Social Bots 
werden Meinungen beeinflusst. Minderheitenmeinungen 
werden zu Mehrheitsmeinungen aufgeblasen. Künstliche 
Intelligenz zieht Debatten auf ein Stammtischniveau und 
dominiert sie. „Niemand ist hoffnungsloser versklavt 
als der, der fälschlicherweise glaubf, frei zu sein“, haf 
Johann Wolfgang von Goefhe fasf schon prophefisch vor- 
hergesagf. Wie wahr! 

Wenn ich jefzf hin und wieder Rufe höre, dass man 
die Unfemehmen an die Kandare nehmen sollfe, muss 
ich sagen: Allein der Wille fehl!. Machen wir uns doch 
nichts vor: Wenn wir unsere Hände in den Schoß legen, 
wenn wir also nicht regulieren, heißt das ja nicht, dass 
nicht reguliert werden würde. Es sind dann nur die Unter- 
nehmen, die das tun. Darüber kann Bundesminister Maas 
eine Hate Speech halten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Eine was?) 

Die Entwicklung darf uns nicht aus den Händen gleiten. 
Vielmehr muss auch in Zukunft gesichert werden, dass 
allen Menschen ein vielfältiges Bild von gesellschaftli- 
chen Themen und Ansichten geboten wird. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 


Die Medienvielfalt zu sichern und gleichzeitig den (C) 
Vorteilen der neuen Technik gerecht zu werden, darauf 
kommt es an. Datenschutz und umfassende Transpa- 
renz sind ein Mindestmaß, das wir einhalten sollten. Die 
Unternehmen müssen in die Pflicht genommen werden, 
Manipulationen entgegenzuwirken. Sicher, Bots können 
positiv eingesetzt werden. Aber die Grenze ist dann über- 
schritten, wenn künstliche Intelligenz Stimmung macht 
und Einfluss auf die Meinungsbildung nimmt. Ich begrü- 
ße es außerordentlich, dass die in diesem Haus vertrete- 
nen Parteien erklärt haben, im Wahlkampf nächstes Jahr 
auf dieses Mittel zu verzichten. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Stefan Liebich [DIE LINKE]) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Kollegin Rößner, Sie müssen bitte zum Schluss kom- 
men. 

Tabea Rößner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Ich komme zum Schluss. - 2016, meine Damen und 
Herren, war ein außergewöhnliches Jahr. Wir stehen an 
einem Wendepunkt in unserer Gesellschaft. Wir brau- 
chen keine Lippenbekenntnisse mehr. Wir müssen jetzt 
national und international, digital und analog für die 
Pressefreiheit kämpfen. Für Sorge ist es zu spät, für Ta- 
ten nicht. 

Vielen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (D) 

sowie des Abg. Stefan Liebich [DIE LINKE]) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Das Wort hat der Kollege Martin Dörmann für die 
SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Andreas 
Mattfeldt [CDU/CSU]) 

Martin Dörmann (SPD): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

In der Tat geht es uns, glaube ich, allen so: Schaut man 
auf die internationalen Entwicklungen, dann wird einem 
noch einmal besonders deutlich, welchen Stellenwert ei- 
gentlich Kultur und Medien für eine freie demokratische 
Gesellschaft haben. Es ist auch nicht selbstverständlich, 
dass wir hier in Deutschland und in weiten Teilen Euro- 
pas eine solche kulturelle Vielfalt sowie Meinungs- und 
Pressefreiheit haben. Wir müssen stets aufs Neue für sie 
kämpfen, sie bewahren und fördern. Deshalb ist es gut, 
dass dieser Haushalt für Kultur und Medien hier klare 
Signale setzt. 

Ich freue mich sehr, dass es nun zum vierten Mal in 
Folge gelungen ist, den bereits erhöhten Etatansatz der 
Beauftragten für Kultur und Medien noch einmal deut- 
lich zu steigern. Ich will mich an dieser Stelle bei allen 
Kolleginnen und Kollegen sehr herzlich bedanken, die 
daran mitgewirkt haben. Und weil Kollege Wanderwitz 
den Kollegen Kruse schon erwähnt hat, muss ich hier 
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(A) natürlich an vorderster Stelle Johannes Kahrs, den haus- 
haltspolitischen Sprecher meiner Fraktion, erwähnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich glaube, Johannes - ich spreche in diesem Zusam- 
menhang aber auch Rüdiger Kruse an -, dass wir das im 
Team insgesamt sehr gut hinbekommen haben. Und so 
darf es weitergehen. 

Der Aufwuchs für den Haushalt 2017, über den wir 
heute reden, beträgt immerhin 270 Millionen Euro. In 
den nächsten Jahren sind weitere 400 Millionen Euro 
eingeplant. Damit können wir sehr wichtige Projekte för- 
dern oder neue auf den Weg bringen. Ich will nur einige 
beispielhaft erwähnen, etwa das wiederaufgelegte Denk- 
malschutz- Sonderprogramm und das Beethoven- Jubilä- 
um 2020. Wir erhöhen auch die Mittel für die Kultur- 
politikforschung. Wir investieren in die Digitalisierung 
des Filmerbes und in eine digitale Strategie für deutsche 
Museen. 

Den Musikstandort Deutschland stärken wir durch 
ein neues Programm „Exzellente Orchesterlandschaft“. 
Und wir erhöhen die Förderung für drei herausragende 
Jugendmusikfestivals, die internationales Renommee 
haben: das Reeperbahn-Festival in Hamburg, das c/o 
pop-Festival in Köln und Pop-Kultur in Berlin. 

Man kann also insgesamt sagen: Mit diesem Haus- 
halt stärken wir die Kultur in Deutschland nachhaltig. 
Gleichzeitig setzen wir aber auch im Bereich der Medien 
einen wichtigen Akzent. Denn: Wie im Koalitionsver- 
trag versprochen, stärken wir auch in diesem Haushalt 

(B) unseren Auslandssender, die Deutsche Welle, nachhaltig. 
Ich will mich auch an dieser Stelle bei den Kollegen der 
Koalitionsfraktionen sowie im Speziellen beim Kolle- 
gen Wanderwitz bedanken. Ich glaube, dass wir hier von 
Anfang an - das war im Koalitionsvertrag angelegt - je- 
des Jahr dafür gesorgt haben, dass die Deutsche Welle 
gestärkt wird. Das ist ein wesentlicher Beitrag auch für 
Meinungs- und Pressevielfalt in der Welt. Auf diesem 
Weg müssen wir unbedingt weitergehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Es ist keine Kleinigkeit, über die wir reden. Wir ha- 
ben in dem Haushalt 2017 - ich nehme die verschiedenen 
Töpfe zusammen - für die Deutsche Welle einen Auf- 
wuchs von 26,3 Millionen Euro. Das ist der höchste Zu- 
wachs seit 20 Jahren. Und ich sage an die Kollegin Tabea 
Rößner gerichtet, die ja auch die Türkei in besonderer 
Weise erwähnt hat: Von diesen zusätzlichen Mitteln wird 
es eben auch ermöglicht, zusätzliche Programmangebote 
auf Türkisch zu machen. Wir wollen diesen Weg weiter- 
gehen, und wir alle sind stolz, dass die Deutsche Welle 
auch wirklich unabhängig berichtet. Zuletzt haben wir 
uns darüber unterhalten, dass dort ein Video - es bein- 
haltete ein Interview mit dem Jugendminister der Tür- 
kei - konfisziert wurde. Das zeigt: Die Deutsche Welle 
ist bei den Mächtigen dieser Welt gefürchtet. Und so soll 
es bleiben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich will noch einmal daran erinnern, dass es in den 
Jahren vor dieser Legislatur eher eine ständige Mittel- 


kürzung bei der Deutschen Welle gab. Es ist gut, dass (C) 
wir jetzt endlich diese Trendwende hinbekommen haben. 

Jetzt geht es darum, dass wir in der Zukunft vielleicht 
sogar noch einen Quantensprung hinbekommen. Denn 
wir alle wissen, dass internationale Krisen und ihre me- 
diale Wahrnehmung immer stärker Zusammenhängen 
und dass das Auswirkungen auf die internationale Poli- 
tik hat. Deshalb kommt es sehr darauf an, dass wir mit 
unserem Auslandssender auch bei der globalen Kommu- 
nikation präsent sind. Zugleich zeigt die aktuelle Rang- 
liste der Pressefreiheit, die „Reporter ohne Grenzen“ 
immer herausgibt, dass wir in vielen Weltregionen eine 
besorgniserregende Entwicklung haben, dass die Unab- 
hängigkeit von Medien in vielen Ländern immer stärker 
eingeschränkt wird und dass Journalisten dort unter zu- 
nehmenden Druck kommen. 

Gerade vor diesem Hintergrund ist es so wichtig, dass 
wir die Deutsche Welle auch über das Jahr 2017 hinaus 
deutlich stärken. Sie ist die Botschafterin sowohl für un- 
ser Land als auch für unsere Werfe. Von vielen Menschen 
vor Orf wird sie eben auch als Sfimme der Freiheif aner- 
kannf. Ich will daran erinnern, dass die Deufsche Welle - 
das wissen viele nichf - nichf nur in Deufsch - das natür- 
lich auch -, sondern in insgesamt 30 Sprachen weltweit 
sendet. Gerade diese Sprachenvielfalt und die journalis- 
tische Qualität und Unabhängigkeit haben in der ganzen 
Welt zu der hohen Glaubwürdigkeit und Anerkennung 
der Deutschen Welle geführt. 

Deshalb möchte ich mich an dieser Stelle besonders 
bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Deutschen 
Welle bedanken, die nicht nur im Inland, sondern auch 
im Ausland - dort manchmal auch unter schwierigen Be- 
dingungen - recherchieren, produzieren und berichten. 

Ich glaube, das ist wirklich ein Markenzeichen, und ich 
denke, dieser Haushalt ist auch eine Anerkennung für die 
Arbeit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Deut- 
schen Welle vor Ort. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Im Vergleich zu anderen Auslandssendem - insbeson- 
dere denen der Franzosen, der Briten, der Russen und 
der Chinesen - hegt die Deutsche Welle mit ihren finan- 
ziellen Mitteln immer noch im unferen Feld, das heißf, 
es isf noch reichlich Luft nach oben. Deshalb freue ich 
mich, dass die Haushälfer die Bundesregierung in ihrem 
Beschluss ausdrücklich aufgeforderf haben, dafür Sorge 
zu fragen, dass der Efafansafz der Bundesregierung in 
den Folgejahren auf das französische Niveau angehoben 
wird. Dann hätten wir auch Spielraum für zusäfzliche 
Mittel, dann wäre die Deufsche Welle konkurrenzfähig, 
dann könnfe sie die zusäfzlichen fechnischen und Lizenz- 
kosfen fragen und dann könnfe sie mif neuen Program- 
men gerade in die Länder der Welt senden, in der die 
Pressefreiheit massiv bedroht ist. Ich glaube, diesen Weg 
müssen wir weitergehen. 

Es zeigt sich ja auch, dass die Deutsche Welle mit dem 
Geld gut umgeht; denn die Nutzerzahlen haben sich in 
den letzten Jahren sehr positiv entwickelt. 135 Millionen 
Menschen rufen jede Woche Angebote der Deutschen 
Welle ab - sei es per TV, Radio oder anderen Medien. 
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Die Deutsche Welle wird zudem mit Preisen über- 
häuft. Besonders hervorheben will ich ein Angebot, näm- 
lich Shababtalk. Das ist eine Sendung, die gerade als die 
beste Jugendtalkshow für den arabischen Raum ausge- 
zeichnet worden ist. Dass gerade die Deutsche Welle dort 
so präsent ist, ist vorbildlich. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie uns auch 
in Zukunft gemeinsam Kultur und unabhängigen Jour- 
nalismus in Deutschland, in Europa, aber auch weltweit 
stärken. Ich glaube, die aktuellen Entwicklungen in der 
Welt rufen geradezu danach. Deshalb bin ich froh, dass 
wir hier ein deutliches Zeichen setzen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben hier vor- 
ne einen sehr guten Überblick und haben uns davon über- 
zeugt, dass für jeden Kollegen und für jede Kollegin ein 
Sitzplatz hier im Plenarsaal vorhanden ist. Ich bitte Sie 
also, Platz zu nehmen und den letzten beiden Rednerin- 
nen in dieser Debatte auch noch zu folgen. 

Das Wort hat die Kollegin Ulle Schauws für die Frak- 
tion Bündnis 90/Die Grünen. 

Uiie Schauws (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Es gibt tatsächlich einen Grund zur Freude: 
Die Koalition hat eine wichtige grüne Haushaltsinitiative 
aufgegriffen. Zum ersten Mal fördert der Bund queere 
Filmfestivals, und zwar bundesweit. Das ist ein Riesener- 
folg für die lesbisch-schwule Filmszene in Deutschland. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordnelen der SPD - Marlin 

Dörmann [SPD]: Auch in Köln!) 

Ich freue mich sehr - dafür sage ich in Richlung des 
Haushallsausschusses auch noch einmal Dank -, dass 
diese Mittel so beschlossen wurden; denn diese oft span- 
nenden Filmfestivals sind wichtig für die Sichtbarkeit al- 
ler LGBT-Lebensentwürfe. Sie schaffen Zugang zu einer 
Filmkultur, die in deutschen Kinos sonst kaum Widerhall 
finden würde. Queere Filmfestivals tragen entscheidend 
zur Vielfalt und zur Bandbreite unserer Filmlandschaft 
bei. Gerade vor dem Hintergrund einer zunehmenden 
Homo- und Transphobie ist diese Bundesförderung ein 
gutes Zeichen der Stärkung für eine tolerante und offene 
Gesellschaft. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordnelen der LINKEN) 

Carolin Emcke, die Trägerin des diesjährigen Frie- 
denspreises des Deulschen Buchhandels, hal elwas ge- 
sagl, was ich für elemenlar halle: 


Die Kunsl isl ein nichl zu unlerschälzendes Gegen- (C) 
gifi zu jenen gefährlichen Denkmuslem, die ein sehr 
begrenztes Weltbild propagieren. 

Und aus ihrer viel beachteten Rede in Frankfurt stammt 
der Satz - ich zitiere -: 

Diese demokratische Geschichte eines offenen, plu- 
ralen Wir braucht Bilder und Vorbilder, auf den Äm- 
tern und Behörden ebenso wie in den Theatern und 
Filmen - damit sie uns zeigen und erinnern, was und 
wer wir sein können. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, für eine offene und 
demokratische Gesellschaft sind es auch diese kleinen 
Stellschrauben im Haushall, die am Ende einen großen 
Unterschied machen. Der Umgang mil unserer Geschich- 
te und ebenso die Erinnerungskultur spielen hierbei eine 
ganz enischeidende Rolle. Historische und politische Bil- 
dung bilden eine Einheil; das eine isl ohne das andere 
nichl zu haben. Aus diesem Grund hal meine Fraktion 
einen Haushallsanirag zur Slärkung der pädagogischen 
Arbeil der NS-GedenksIätten eingebrachl; denn Gedenk- 
slällen müssen ausreichend Finanzierung und Personal 
erhalten, damil sie als autonome Lemorte neue Erinne- 
mngskonzeple entwickeln können. Die jetzt noch im 
Laufe des Verfahrens eingestellten 500 000 Euro zur 
Stärkung der pädagogischen Arbeit der KZ-Gedenkstät- 
ten sind daher ein längst überfälliger Schritt. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS- 
SES 90/DIE GRÜNEN) 

Angesichte des geplanten Kulturhaushalte 2017 von 
1,63 Milliarden Euro sind die benannten Förderprojek- 
te gefühlt jedoch eine Randnotiz. Offensichtlich gibt es 
auf der Regierungsbank eine Leidenschaft für kulturelle 
Großprojekte und preußische Herrschaftsbauten; denn 
ansonsten lässt sich nicht erklären, dass an anderer Stel- 
le ohne Wenn und Aber Millionenbeträge fließen, zum 
Beispiel für den Wiederaufbau der Kolonnaden des Na- 
tionaldenkmals für Kaiser Wilhelm I hier in Berlin. Ich 
kritisiere das an dieser Stelle ganz explizil, auch wenn 
die Kosten im Bauelal verankert sind, weil es hier eben 
nicht nur um eine reine Bauentscheidung geht, sondern 
auch um eine kulturpolitische. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Sigrid Hupach [DIE LINKE]) 

Die Stelle, an der die Kolonnaden entstehen sollen, 
ist genau jener Ort, an dem eigentlich das Freiheits- und 
Einheitsdenkmal stehen sollte, ein Denkmal, für dessen 
Entstehung sich das Parlament 2007 ausgesprochen hat 
und für das im Rahmen eines legitimierten Wettbewerbs 
ein Gewinner ausgewählt wurde. Diese Entscheidungen, 
die das Parlament und die Jury getroffen haben, treten 
Sie, meine Damen und Herren von der Koalition, mit 
dem aktuellen Haushaltsbeschluss mit Füßen. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS- 
SES 90/DIE GRÜNEN) 


Ich finde, Carolin Emcke hat sehr recht. 



20200 


Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode - 202. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 23. November 2016 


Ulle Schauws 

(A) Über das Freiheits- und Einheitsdenkmal und speziell 
den Entwurf von Milla & Partner ist in der Vergangen- 
heit viel gestritten worden, und den Stopp des Denkmals 
durch den Haushaltsausschuss im April mögen vielleicht 
viele als befriedigend empfunden haben. Auch wir Grü- 
ne haben den Prozess um den aktuellen Entwurf immer 
sachlich und kritisch begleitet, und ich stehe jetzt hier 
nicht als Verfechterin dieses einen Entwurfs; verstehen 
Sie mich da bitte nicht falsch. Aber das aktuelle politi- 
sche Verfahren um diesen Entwurf ist skandalös. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie der Abg. Sigrid Hupach [DIE LINKE]) 

Dass der Haushaltsausschuss den Bau des Freiheits- 
und Einheitsdenkmals wegen Kostensteigerungen von 
5 Millionen Euro stoppt, über die man im Übrigen strei- 
ten kann, das ist das eine. Das andere ist, dass die Haus- 
hälterinnen und Haushälter der Koalition einfach mal ei- 
nen eigenen Vorschlag zur Gestaltung des Schlossplatzes 
aus dem Hut zaubern, und zwar mit Kosten in Höhe von 
über 18 Millionen Euro, und dies, Kolleginnen und Kol- 
legen, ohne eine kulturpolitische Debatte, geschweige 
denn eine breite öffentliche Debatte. Da frage ich Sie, 
Frau Grütters: Wo bleibt Ihr Zwischenruf, wo bleibt Ihre 
Forderung nach einer öffentlichen kulturpolitischen De- 
batte hierzu? Sie schweigen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wie Sie von der Koalition hier mit der Öffentlichkeit 
umgehen, ist Politik nach Gutsherrenart, und das kritisie- 
ren wir ganz klar. 

(B) (Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Hinsichtlich dessen, wie es im Verfahren um das Frei- 
heits- und Einheitsdenkmal weitergehen soll, sind Sie 
jetzt am Zuge. Wir Grünen appellieren an Sie: Halten Sie 
demokratische Maßstäbe ein! Missachten Sie sie nicht 
weiter! 

Vielen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Das Wort hat die Kollegin Hiltrud Lotze für die 
SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD) 

Hiltrud Lotze (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Meine Damen und Herren! Zunächst eine An- 
merkung an die Adresse von Herrn Kollegen Wanderwitz. 
Herr Wanderwitz, Sie haben ja zu Recht gelobt, dass der 
Etat der BKM aufwächst. Dass es aber überhaupt eine 
Bundesbeauftragte für Kultur und Medien gibt, das ist 
der SPD zu verdanken. 

(Beifall bei der SPD - Tabea Rößner [BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Rot-Grün war das!) 

Diese Funktion wurde 1998 von der Regierung Schröder 
überhaupt erst eingeführt, und der erste Amtsinhaber war 


Michael Naumann. - Das nur einmal zur Vervollständi- (C) 
gung der Debatte. 

(Beifall bei der SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Kunst und Kultur 
sind mehr als schmückendes Beiwerk; sie sind wichtig 
für jeden einzelnen Menschen und für uns als Gesell- 
schaft insgesamt. Deswegen ist es gut, dass dieser Etat 
aufwächst. Ich danke auch noch einmal ausdrücklich 
unseren beiden Haushaltspolitikem Johannes Kahrs und 
Rüdiger Kruse, dass sie sich mit uns gemeinsam dafür 
eingesetzt haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich greife drei Punkte heraus, die im Bereich der Kul- 
tur wichtig sind, weil sie für die Bewusstseinsbildung 
unserer Gesellschaft identitätsstiftend sind. 

Erstens: das Sonderprogramm zum Schutz unserer 
Denkmäler. Es gibt in der Bundesrepublik 1,3 Millionen 
Denkmäler, ein Teil davon ist in seiner Substanz gefähr- 
det. Mit den Mitteln in Höhe von 70,5 Millionen Euro, 
die jetzt in den Topf kamen, können sie erhalten und ge- 
sichert werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Zweitens: die Bundesstiflung zur Aufarbeitung der 
SED-Diktatur. Sie erhält in den nächsten Jahren 1,3 Mil- 
lionen Euro mehr und kann damit ihre wichtige und 
hervorragende Arbeit sowie die bundesweiten Projekte 
finanziell abgesichert fortsetzen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsidentin Ciaudia Roth: 

Frau Lotze, Entschuldigung. - Darf ich die Kollegen 
und Kolleginnen bitten, der letzten Rednerin in der gro- 
ßen Debatte zuzuhören? Sie wollen gleich abstimmen, 
und Sie müssen wissen, worüber Sie abstimmen. 

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Ach nein! - 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Sie können bei der Frau Lotze noch einiges dazulemen; 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

also bitte, hören Sie zu, und setzen Sie sich hin. 

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Das ist ja was 
ganz Neues!) 

Das gilt für alle. 

Hiltrud Lotze (SPD): 

Vielen Dank. - Drittens: die Gedenkstätten, die an 
die Gewaltherrschaft des Nationalsozialismus und an 
die SED-Diktatur erinnern und damit auch mahnen. Es 
ist ungeheuer wichtig, dass Menschen, besonders junge 
Menschen, sich an diesen authentischen Orten wie den 
Gedenkstätten mit unserer Geschichte auseinandersetzen 
können. 

Die jungen Menschen wollen das auch. Ich habe das 
erst neulich wieder in einem Schulprojekt erfahren, als 
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(A) ich mit Schülerinnen und Schülern einer zehnten Klasse 
am Gymnasium Lüchow in meinem Wahlkreis zur Erin- 
nerungspolitik gearbeitet habe. Die Forderung der Schü- 
ler ist: Jede Schulklasse muss mindestens einmal eine 
Gedenkstätte besuchen, und dieser Besuch sollte öffent- 
lich gefördert werden. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Dafür brauchen die Gedenkstätten Geld für pädago- 
gisches Personal, besonders vor dem Hintergrund, dass 
eben immer mehr Menschen dort hinkommen. Das ist ein 
Erfolg. Die Besuchergruppen, die dort hinkommen, wer- 
den immer bunter: Es gibt Menschen mit unterschiedli- 
chen Nationalitäten, mit unterschiedlichen Religionen 
und mit unterschiedlichen Geschichtsbildern. Deswegen 
ist es wichtig, dass die Gedenkstätten über ausreichend 
finanzielle Mittel verfügen. 

Es ist uns gelungen, einige personell besser auszustat- 
ten, zum Beispiel die KZ-Gedenkstätte Flossenbürg. 

(Beifall der Abg. Ulli Nissen [SPD]) 

Andere Gedenkstätten sind leider leer ausgegangen, zum 
Beispiel die Gedenkstätte Bergen-Belsen. Sie macht eine 
hervorragende internationale Arbeit. Ich weiß, dass auch 
hier zu wenig Geld vorhanden ist, um die Arbeit so aus- 
führen zu können, wie es die Besucherströme eigentlich 
erfordern. 

Das Wichtige an dieser Erirmerungsarbeit ist doch 
nicht nur, dass wir zurückschauen. Erirmerungsarbeit 
(ß) ist immer auch zukunftsgewandt; denn die Arbeit in den 
Gedenkstätten ist im besten Sinne Demokratie- und Men- 
schenrechtsbildung. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, eines fehlt aber im 
Bundeshaushalt: Das sind die Mittel für das Freiheits- 
und Einheitsdenkmal. Der Haushaltsausschuss hat den 
Bau aufgrund der Kostensteigerungen gestoppt. Diese 
Entscheidung akzeptieren wir SPD-Kulturpolitikerin- 
nen und -Kulturpolitiker. Wir sind uns aber einig, dass 
dadurch die Idee eines Freiheits- und Einheitsdenkmals, 
dessen Errichtung auf einem Bundestagsbeschluss be- 
ruht, nicht gestorben sein darf 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich freue mich, dass ich die Gelegenheit habe, vor vol- 
lem Haus zu sprechen. Worum geht es? Es geht darum, 
ein Denkmal zu errichten, das an die friedliche Revolu- 
tion von 1989 erinnert. Mutige Menschen haben damals 
die Mauer von innen niedergerissen. Sie haben gezeigt, 
dass die Kraft der Freiheit, der Demokratie und der Ver- 
antwortung stärker ist als die Kraft der Unterdrückung. 
Ich bin mir sehr sicher, dass wir uns alle hier mehrheit- 
lich darin einig sind: Es ist uns etwas wert, dieses positive 
und schöne Ereignis der deutschen Demokratiegeschich- 
te mit einem eigenen und neuen Denkmal zu würdigen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 


Freiheit und Einheit - das ist uns allen klar - sind nicht (C) 
selbstverständlich. Auch deswegen ist dieses Denkmal 
ein in die Zukunft gerichtetes Denkmal. Ich würde mich 
also sehr darüber freuen und setze mich dafür ein, dass 
wir im nächsten Haushaltsentwurf für dieses Freiheits- 
und Einheitsdenkmal wieder Mittel einstellen werden. 

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Nein! Das brau- 
chen wir nicht!) 

Damit danke ich für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Ciaudia Roth: 

Vielen Dank, Hiltrud Lotze. - Ich schließe die Aus- 
sprache. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Einzel- 
plan 04 - Bundeskanzlerin und Bundeskanzleramt - in 
der Ausschussfassung. Wir stimmen namentlich ab. Dazu 
bitte ich jetzt die Schriftführer und Schriftführerinnen, 
die vorgesehenen Plätze einzunehmen. -Jetzt kommt die 
Frage, die Sie schon kennen: Sind alle Plätze an den Ur- 
nen besetzt? - Gut. Dann eröffne ich die Abstimmung 
über den Einzelplan 04. 

Gibt es noch Kolleginnen und Kollegen, die noch 
nicht abgestimmt haben? - Das ist nicht der Fall. Damit 
schließe ich die Abstimmung und bitte die Schriftführe- 
rinnen und Schriftführer, mit der Auszählung zu begin- 
nen. Das Ergebnis der namentlichen Abstimmung wird 
Ihnen später bekannt gegeben.'^ 

Ich bitte jetzt diejenigen, die an der nächsten Debatte 
teilnehmen wollen, Platz zu nehmen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 1. 10 auf: 

Einzelplan 05 

Answärtiges Amt 

Drncksachen 18/9805, 18/9824 

Berichterstatter beim Einzelplan 05 sind die Abge- 
ordneten Doris Bamett, Alois Karl, Michael Leutert und 
Dr. Tobias Lindner. 

Zum Einzelplan 05 liegt ein Entschließungsantrag der 
Fraktion Die Linke vor, über den wir dann am Freitag 
nach der Schlussabstimmung abstimmen werden. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 96 Minuten vorgesehen. - Ich höre und 
sehe keinen Widerspruch. 

Dann eröffne ich die Aussprache und gebe das Wort 
Michael Leutert für die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Michael Leutert (DIE LINKE): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle- 
gen! Herr Minister, wir sprechen jetzt über 5,2 Milliar- 
den Euro für das Auswärtige Amt. Das sind immerhin 
630 Millionen Euro mehr, als Sie in der ersten Lesung 
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(A) beantragt hatten. Während der Verhandlungen wurden 
475 Millionen Euro mehr für humanitäre Hilfe, genauso 
wie wir das gefordert haben - Links wirkt also 

(Beifall bei der LINKEN) 

und 75 Millionen Euro mehr für die Krisenbewältigung 
bereitgestellt. Trotzdem muss ieh Ihnen sagen: Gemessen 
an den Aufgaben und Problemen, vor denen wir stehen - 
diese sind nieht geringer geworden -, langt das Geld 
nieht. 

(Miehael Brand [CDU/CSU]: Ihnen langt es 
ja nie!) 

Ieh habe zumindest noeh nieht gehört, dass die Bürger- 
kriege in Syrien und im Irak beendet wurden, dass sieh 
die Situation in der Ukraine oder in Afghanistan beruhigt 
hat oder dass die Fluehtursaehen in Afrika versehwunden 
sind. Im Gegenteil: Mit der Wahl von Trump in Ame- 
rika und der katastrophalen Entwieklung in der Türkei 
versehärft sieh der Handlungsdruek. Am Sonntag, den 
4. Dezember, gibt es in Europa zwei wiehtige Abstim- 
mungen: das Verfassungsreferendum in Italien und die 
Präsidentsehaftswahl in Österreieh. Die Ergebnisse 
könnten Europa wieder vor neue Herausforderungen 
stellen. All das zeigt, dass wir uns in einer sehr sehwieri- 
gen außenpolitisehen Situation befinden. Ieh glaube, das 
ist unstrittig und allen bewusst. 

Um dem zu begegnen, wird viel davon geredet, dass 
wir auf internationaler Ebene mehr Verantwortung über- 
nehmen müssen. Aber was heißt das eigentlieh? Das rei- 
, ne Besehwören dieser Formel verdeekt eigentlieh einen 
' ' Fakt: Die Außenpolitik steekt derzeit fest. Im Kern ist 
deutsehe Außenpolitik derzeit nieht handlungsfähig. Mif 
dem Flüehflingsdeal mif der Türkei haf sieh die Bundes- 
regierung erpressbar gemaehf. Niehf bloß das: Sie haf 
Glaubwürdigkeif massiv verspielf. Ieh frage Sie: Wie 
soll denn Trump efwas emsfhaft und moraliseh begrün- 
de! enfgegengesefzf werden, wenn gleiehzeifig Erdogan 
finanziell unterstüfzf wird, und zwar nur aus dem Grund, 
dass er dafür sorgf, dass keine Flüehtlinge bei uns an- 
kommen, 

(Miehael Brand [CDU/CSU]: Das Geld 
komm! zu den Flüehtlingen, nieht zu 
Erdogan!) 

und wir die ganze Zeit dazu sehweigen, dass in der Tür- 
kei eine Entwieklung eingesetzt hat, die immer mehr in 
Riehtung Diktatur geht, und dass Säuberungen, Massen- 
entlassungen und Massenverhaftungen durehgeführt 
werden. Amnesty International sprieht bereits von Folter. 
Der riehtige Weg wäre jetzt, die Beitritts Verhandlungen 
auf Eis zu legen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Wo ist eigentlieh der Untersehied zwisehen der Mauer, 
die Trump an der Grenze zu Mexiko bauen will, und der 
Mauer, die mit dem Flüehtlingsdeal in Europa hoehgezo- 
gen wurde? Der einzige Untersehied ist, dass die Mauer 
bei uns nieht siehtbar ist. 

(Miehael Brand [CDU/CSU]: Sie sollten 
nieht über Mauern spreehen. Sie nieht!) 


- Genau darauf will ieh hinaus. - Wir in Deutsehland (C) 
sollten es doeh besser wissen und daraufhinweisen, dass 
Mauern keine Probleme lösen, sondern sie zementieren. 
Mauern versehärfen Konflikte nur. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Im Übrigen glaube ieh, dass viele Mensehen in unse- 
rem Land eine solehe Politik nieht wollen. Viele Men- 
sehen merken, dass hier mit zweierlei Maß gemessen 
wird. Viele hören nieht mehr zu, wenn sie an Werte wie 
Demokratie, Freiheit, Reehtsstaatliehkeit und Mensehen- 
reehte erinnert werden, wenn im gleiehen Atemzug mit 
Leuten wie Erdogan, die die Reehte mit Füßen treten, 
zusammengearbeitet wird. Deshalb gewinnen derzeit 
Reehtspopulisten, glaube ieh, eine Abstimmung naeh der 
anderen, aueh in Europa. 

(Beifall bei der LINKEN) 

International mehr Verantwortung übernehmen, wür- 
de bedeuten, dass wir zuallererst etwas dafür tun, dass 
Europa wieder funktioniert. Das heißt insbesondere, dass 
wir die südliehen Länder in Europa, Grieehenland, Itali- 
en, nieht alleine lassen. 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN) 

Wir brauehen europäisehe Regelungen und europäisehe 
Institutionen, die europaeinheitlieh und dureh Europa fi- 
nanziert die Aufgaben von Asyl, von Flüehtlingssehutz, 
von Flüehtlingsrettung im Mittelmeer, von Migration 
ganz allgemein übernehmen. 

(D) 

International mehr Verantwortung übernehmen, be- 
deutet aueh, endlieh die internationalen Organisationen 
wieder zu stärken. Wir brauehen wieder eine UNO, die 
die Rolle spielen kann, für die sie eigentlieh vorgesehen 
ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN - 
Miehael Brand [CDU/CSU]: Gerade bei Syri- 
en wird es doeh bloekiert!) 

Und wir brauehen eine Finanzierung von Programmen 
auf internationaler Ebene. Es kann doeh nieht sein, dass 
das Weltemährungsprogramm jedes Jahr auf Betteltour 
gehen muss, um die Euros zusammenzubekommen, die 
nötig sind, um sieh um die Mensehen in den Krisenge- 
bieten kümmern zu können. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Wir brauehen eine auskömmliehe Finanzierung, eine 
planungssiehere Finanzierang. Das Geld, das wir dafür 
benöfigen, finde ieh in diesem Haushalt nieht. 

Die Kanzlerin hat heute in ihrer Rede die 2 Prozent 
des Brattoinlandsproduktes angesproehen, die für Verfei- 
digung ausgegeben werden sollen. Wenn wir über diese 
Zahl spreehen - das wären ungefähr 70 Milliarden Euro 
im Jahr -, dann sollfen wir aueh darüber spreehen, dass 
wir vielleiehf 2 Prozenf des Gesamfhaushalfs für das Aus- 
wärfige Amf zur Verfügung sfellen. Das wären 7 Milliar- 
den Euro. Das wäre ein polifisehes Umsfeuem, das den 
Aufgaben wirklieh gereehf würde. Dafür könnfen aueh 
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wir Linke uns erwärmen. So können wir dem Haushalt 
nicht zustimmen. 

(Michael Brand [CDU/CSU]: Das ist aber 
überraschend!) 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsidentin Ciaudia Roth: 

Vielen Dank, Michael Leutert. 


Endgültiges Ergebnis 


Marie-Luise Dött 

Abgegebene Stimmen: 

599; 

Hansjörg Durz 

davon 


Iris Eberl 

ja: 

479 

Jutta Eckenbach 

nein: 

120 

Dr. Bernd Fabritius 

enthalten: 

0 

Hermann Färber 

Uwe Feiler 

Ja 


Dr. Thomas Feist 

Enak Ferlemann 

CDU/CSU 


Ingrid Fischbach 

Stephan Albani 


Dirk Fischer (Hamburg) 

Katrin Albsteiger 


Axel E. Fischer 

Peter Altmaier 


(Karl sruhe-Land) 

Artur Auernhammer 


Dr. Maria Flachsbarth 

Dorothee Bär 


Klaus-Peter Flosbach 

Thomas Bareiß 


Thorsten Frei 

Norbert Barthle 


Dr. Astrid Freudenstein 

Günter Baumann 


Michael Frieser 

Maik Beermann 


Dr. Michael Fuchs 

Manfred Behrens (Börde) 


Hans- Joachim Fuchtel 

Veronika Bellmann 


Alexander Funk 

Sybille Benning 


Ingo Gädechens 

Dr. Andre Berghegger 


Dr. Thomas Gebhart 

Dr. Christoph Bergner 


Alois Gerig 

Ute Bertram 


Eberhard Gienger 

Peter Beyer 


Cemile Giousouf 

Steffen Bilger 


Josef Göppel 

Clemens Binninger 


Ursula Groden-Kranich 

Peter Bleser 


Hermann Gröhe 

Dr. Maria Böhmer 


Klaus-Dieter Gröhler 

Wolfgang Bosbach 


Michael Grosse-Brömer 

Norbert Brackmann 


Astrid Grotelüschen 

Klaus Brähmig 


Markus Grübel 

Michael Brand 


Manfred Grund 

Dr. Reinhard Brandl 


Oliver Grundmann 

Helmut Brandt 


Monika Grütters 

Dr. Ralf Brauksiepe 


Dr. Herlind Gundelach 

Heike Brehmer 


Fritz Güntzler 

Ralph Brinkhaus 


Olav Gutting 

Cajus Caesar 


Christian Haase 

Alexandra Dinges-Dierig 


Florian Hahn 

Alexander Dobrindt 


Rainer Hajek 

Michael Donth 


Dr. Stephan Harbarth 

Thomas Dörflinger 


Jürgen Hardt 


Bevor die nächste Rednerin kommt, möchte ich Ih- (C) 
nen das von den Schriftführerinnen und Schriftführern 
ermittelte Ergebnis der namentlichen Abstimmnng 
über den Einzelplan 04 - Geschäftsbereich der Bundes- 
kanzlerin und des Bundeskanzleramts - bekannt geben: 
abgegebene Stimmen 599. Mit Ja haben gestimmt 479. 

Mit Nein haben gestimmt 120 Kolleginnen und Kolle- 
gen. Keine Enthaltungen. Damit ist der Einzelplan 04 
angenommen. 


Gerda Hasselfeldt 
Matthias Hauer 
Mark Hauptmann 
Dr. Stefan Heck 
Dr. Matthias Heider 
Helmut Heiderich 
Mechthild Heil 
Frank Heinrich (Chemnitz) 
Mark Helfrich 
Jörg Hellmuth 
Rudolf Henke 
Ansgar Heveling 
Christian Hirte 
Robert Hochbaum 
Alexander Hoffmann 
Thorsten Hoffmann 
(Dortmund) 

Karl Holmeier 
F ranz- Josef Holzenkamp 
Dr. Hendrik Hoppenstedt 
Margaret Horb 
Bettina Homhues 
Charles M. Huber 
Anette Hübinger 
Hubert Hüppe 
Erich Irlstorfer 
Thomas Jarzombek 
Sylvia Jörrißen 
Dr. Franz Josef Jung 
Andreas Jung 
Xaver Jung 
Dr. Egon Jüttner 
Bartholomäus Kalb 
Hans-Werner Kammer 
Steffen Kanitz 
Alois Karl 
Anja Karliczek 
Bernhard Kaster 
Volker Kauder 
Dr. Stefan Kaufmann 
Ronja Kemmer 
Roderich Kiesewetter 
Dr. Georg Kippeis 
Volkmar Klein 


Jürgen Klimke 

Axel Knoerig 

Jens Koeppen 

Markus Koob 

Carsten Korber 

Kordula Kovac 

Günther Krichbaum 

Dr. Günter Krings 

Rüdiger Kruse 

Bettina Kudla 

Dr. Roy Kühne 

Günter Lach 

Uwe Lagosky 

Dr. Dr. h.c. Karl A. Lamers 

Andreas G. Lämmel 

Dr. Norbert Lammert 

Katharina Landgraf 

Ulrich Lange 

Barbara Lanzinger 

Dr. Silke Launert 

Paul Lehrieder 

Dr. Katja Leikert 

Dr. Philipp Lengsfeld 

Dr. Andreas Lenz 

Philipp Graf Lerchenfeld 

Dr. Ursula von der Leyen 

Antje Lezius 

Ingbert Liebing 

Matthias Lietz 

Andrea Lindholz 

Dr. Carsten Linnemann 

Patricia Lips 

Wilfried Lorenz 

Dr. Claudia Lücking-Michel 

Dr. Jan-Marco Luczak 

Daniela Ludwig 

Karin Maag 

Yvonne Magwas 

Thomas Mahlberg 

Dr. Thomas de Maiziere 

Gisela Manderla 

Matern von Marschall 

Andreas Mattfeldt 

Stephan Mayer (Altötting) 
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Dr. Michael Meister 
Dr. Angela Merkel 
Jan Metzler 
Maria Michalk 
Dr. h.c. Hans Michelbach 
Dr. Mathias Middelberg 
Dietrich Mönstadt 
Karsten Möring 
Marlene Mortler 
Volker Mosblech 
Elisabeth Motschmann 
Dr. Gerd Müller 
Carsten Müller 
(Braunschweig) 

Stefan Müller (Erlangen) 
Dr. Philipp Murmann 
Dr. Andreas Nick 
Michaela Noll 
Helmut Nowak 
Dr. Georg Nüßlein 
Julia Obermeier 
Wilfried Oellers 
Florian Oßner 
Dr. Tim Ostermann 
Henning Otte 
Ingrid Pahlmann 
Sylvia Pantel 

(B) Martin Patzelt 

Dr. Martin Pätzold 
Ulrich Petzold 
Dr. Joachim Pfeiffer 
Sibylle Pfeiffer 
Eckhard Pols 
Thomas Rachel 
Kerstin Radomski 
Alexander Radwan 
Alois Rainer 
Dr. Peter Ramsauer 
Eckhardt Rehberg 
Lothar Riebsamen 
Josef Rief 

Dr. Heinz Riesenhuber 
Iris Ripsam 
Johannes Röring 
Kathrin Rösel 
Dr. Norbert Röttgen 
Erwin Rüddel 
Albert Rupprecht 
Anita Schäfer (Saalstadt) 
Dr. Wolfgang Schäuble 
Andreas Scheuer 
Karl Schiewerling 
Jana Schimke 
Norbert Schindler 
Tankred Schipanski 


Christian Schmidt (Fürth) 
Gabriele Schmidt (Ühlingen) 
Nadine Schön (St. Wendel) 
Dr. Oie Schröder 
Dr. Kristina Schröder 
(Wiesbaden) 

Bernhard Schulte-Drüggelte 
Dr. Klaus-Peter Schulze 
Uwe Schummer 
Armin Schuster (Weil am 
Rhein) 

Christina Schwarzer 

Detlef Seif 

Johannes Seile 

Reinhold Sendker 

Dr. Patrick Sensburg 

Bernd Siebert 

Thomas Silberhom 

Johannes Singhammer 

Tino Sorge 

Jens Spahn 

Carola Stauche 

Dr. Frank Steffel 

Dr. Wolfgang Stefinger 

Albert Stegemann 

Peter Stein 

Erika Steinbach 

Sebastian Steineke 

Johannes Steiniger 

Christian Frhr. von Stetten 
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Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes fiir ihre Abwesenheit entschuldigt haben, sind in der Liste der 
entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt. 


Nächste Rednerin: Doris Bamett für die SPD-Frakti- 
on. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Doris Barnett (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Zunächst einmal meinen ganz herzlichen Dank 
an den Minister und seine Mitarbeiter im ganzen Flaus, 
aber vor allem an die in den Botschaften in den Krisenre- 
gionen, die hervorragende Arbeit leisten. Ich glaube, das 
muss man an dieser Stelle unbedingt einmal sagen. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Deutsche Außenpolitik ist handlungsfähig, lieber Kol- 
lege Leutert, und sie führt oft gerade im europäischen 
Kontext die Linie an. Ich möchte auch meinen Kollegen 
Alois Karl, Dr. Lindner und Michael Leutert für die gute 
Zusammenarbeit bei der Erstellung des Flaushaltsplans 
danken. Da waren wir uns eigentlich meistens doch ei- 
(B) nig. Mein Dank gilt aber auch den Kollegen Johannes 
Kahrs und Eckhardt Rehberg für die großartige Unter- 
stützung vor und in der Bereinigungssitzung; denn da 
haben wir noch einmal ein Schippchen drauflegen dürfen 
und können. 

Auf den ersten Blick könnte man vor Freude über den 
massiv angestiegenen Haushalt jubeln. Lag er 2014, also 
zu Beginn der Wahlperiode, noch bei 3,633 Milliarden 
Euro, so beträgt er jetzt für das Jahr 2017 5,23 Milliar- 
den Euro; das ist eine Steigerung um 1,6 Milliarden Euro 
oder 44 Prozent. Aber die Ursachen für diese Sfeigerung 
erzeugen mif Sicherheif keine Freude; denn die Sfeige- 
rung liegf in Krieg, Fluchf, Verfreibung und massiven 
Menschenrechfsverlefzungen begründef. Oft sind es die 
„falsche“ Religion mancherorfs oder die „falschen“ po- 
lifischen Überzeugungen, die zu Flucht und Vertreibung 
führen. Stichworte dazu sind Syrien, Libyen, Irak, Af- 
ghanistan und vielleicht - ich hoffe es nicht - zukünftig 
sogar Türkei. 

Für das nächste Jahr packen wir auf die 930 Millio- 
nen Euro für humanitäre Hilfe nochmals 476 Millionen 
Euro obendrauf, und für die Krisenprävention packen wir 
nochmals 76 Millionen Euro obendrauf, sodass uns im 
nächsten Jahr 1,522 Milliarden Euro oder 1 522 Millio- 
nen Euro dafür zur Verfügung stehen. Das macht knapp 
30 Prozent des ganzen Haushalts des Auswärtigen Amts 
aus. 

Die Opposition könnte also mehr als zufrieden sein, 
weil wir mehr als die geforderten überplanmäßigen Leis- 
tungen von 400 Millionen Euro in diesem Jahr nochmals 


obendrauf gelegt haben. Aber es ist Ihr Schicksal: Sie 
dürfen nicht zufrieden sein, wenigstens offiziell nicht. 

Für unser Engagement gibt es auch viel Lob seitens der 
UNO und anderer Staaten, und dem sollte sich die Oppo- 
sition ruhig einmal anschließen. 

Ich möchte an dieser Stelle nochmals auf Minister 
Steinmeier zurückkommen und ihm für seinen Einsatz 
bei der Sammlung für die Flüchtlingshilfe im Septem- 
ber 2015 danken, als in den Lagern fast eine Hungersnot 
ausgebrochen ist, weil die notwendigen Geldsummen gar 
nicht eingegangen waren. Da sind Sie, Herr Steinmeier, 
vorangegangen. Sie waren derjenige, der dafür gesorgt 
hat, dass es genug Geld gibt. Auch der Kanzlerin darf 
man danken; denn sie hat bei der Geberkonferenz in Lon- 
don noch einmal für einen kräftigen Schub bei den Geld- 
mitteln gesorgt. 

Aber entgegen Ihrer Meinung, Herr Leutert, kann 
Deutschland nicht die ganze Welt retten oder für alle 
Flüchflinge auf der Welf sorgen. Das können wir nichf. 

Wir müssen uns darauf verlassen, dass die anderen, die 
Hilfe zugesagf haben, diese Hilfe auch endlich leisfen 
und somit dafür sorgen, dass die Situation in den Flücht- 
lingslagern erträglich wird und dass sich nicht wieder (D) 
Zigtausende auf den Weg nach Europa machen. 

Es ist auch an der Zeit, dass sich Europa nicht nur als 
Hort der Menschenrechte und Solidarität versteht, son- 
dern das auch unter Beweis stellt, also eine gemeinsame 
Strategie für Hilfe entwickelt und sich nicht nur in Ab- 
schottung ergeht. Vielmehr sollte es zukünftig eine wirk- 
liche Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
entwickeln und nicht warten, bis uns die USA und ihr 
neuer Präsident dazu zwingen. Mit Alois Karl und Vertre- 
tern des Auswärtigen Amtes habe ich mir das Camp Saa- 
tari in Jordanien angesehen, wo über 80 000 Flüchtlinge 
auf blankem Boden in der Trockenheit untergebracht 
sind. Da war zu sorgen für Unferkunft, für ärzfliche Ver- 
sorgung, für sanifäre Anlagen. 

Lassen Sie mich an dieser Sfelle noch einmal dem 
THW ausdrücklich danken, das dort nämlich für die Was- 
serversorgung gesorgt hat. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Auch deswegen ist es so wichtig, dass wir das THW nicht 
ausdörren, sondern dass wir es immer auskömmlich aus- 
statten, dass es die Mannkraft, aber auch die Maschinen 
und das Werkzeug dazu hat, seine Leistungen zu erbrin- 
gen. Da haben wir Deutsche tatsächlich ein Aushänge- 
schild für unser Land. 

Es wäre schon schön, wenn die Flüchtlinge dort, wo 
sie jetzt angekommen sind, Arbeit finden könnten. Aber 
wir haben auch lernen müssen, dass ausgerechnet in die- 
sen Ländern - in Jordanien, im Libanon - Arbeitsplätze 
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Doris Barnett 

(A) selbst für die Einheimischen nicht allzu üppig vorhanden 
sind. Auch darum müssen wir uns kümmern, indem wir 
den Aufnahmeländem helfen. 


Eine solche Stabilisierungsmaßnahme ist die neue 
Fachhochschule in Ostafrika; sie wird wahrscheinlich in 
Kenia angesiedelt. Wir haben dafür auch einen potenten 
Partner, nämlich das DAAD. Außerdem unterstützen wir 
weiterhin aktiv den Friedensprozess in Kolumbien. Da- 
rüber hinaus unterstützen wir die friedliche Lösung des 
Konflikts im Kaukasus, indem wir in Armenien und in 
Aserbaidschan jeweils ein Goethe-Zentrum einrichten. 
Allerdings können wir schon erwarten, dass Russland, 
das praktisch Schlüsselhalter in der ganzen Krise ist, 
seinen Teil dazu beiträgt und mithilft, dass jetzt endlich 
(B) Frieden kommt. 


der Westküste übernehmen können. Ich hoffe und wün- 
sche, dass wir dort einen breiten gesellschaftlichen, aber 
auch gesellschaftspolitischen Dialog mit den ansässigen 
Intellektuellen, aber auch mit der Bevölkerung anstoßen 
und führen können, um uns auch darsfellen zu können 
und um für einen gemeinsamen Weg zu sorgen. 

Aber vergessen wir an dieser Sfelle nichf unsere po- 
lifischen Sfiftungen. Sie fragen einen großen Teil zur 
Versfändigung bei. Es isf nichf immer einfach in den ver- 
schiedenen Ländern; es isf sogar manchmal gefährlich 
für die Mifarbeifer dorf. Deswegen war es auch richfig 
und wichtig, die Mittel zu erhöhen: 5 Millionen Euro für 
die Sfiftungen und noch einmal 2 Millionen Euro exfra, 
damif sie ihr Sfipendiafenprogramm weiferführen kön- 
nen. 

Auf das Auswärtige Amt sind viele zusätzliche Aufga- 
ben zugekommen, hier und in den Auslandsvertretungen. 
Die Herausforderungen sind massiv gestiegen. Stich- 
worte sind „Flucht und Vertreibung“, „Brexit“, „Wirt- 
schaftslage in der Welt“ und „Menschenrechte“. Da wird 
schnelles Handeln erwartet. Aber dazu braucht es auch 
ausreichendes Personal, zum Beispiel bei der Betreuung 
der Nichtregierungsorganisationen, die aus der Titelgrup- 
pe „Humanitäre Hilfe“ finanziert werden; die brauchen 
auch Ansprechpartner im Auswärtigen Amt. 

Das Auswärtige Amt hat 50 Stellen beantragt. Auf- 
grund der Ereignisse ist es uns gelungen, 42 Stellen 
obendrauf zu packen, sodass insgesamt 92 neue Stellen 
geschaffen werden konnten. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

68 Stellen hatten einen kw- Vermerk für 2018. Den 
kw- Vermerk konnten wir zwar nicht streichen, aber we- 
nigstens die Wirkung nach hinten schieben, auf 2020. 
Wir brauchen die Leute, weil sich die Probleme dieser 
Welt nicht in Luft auflösen. 

Nicht zuletzt: Deutschland ist und bleibt offensicht- 
lich ein attraktiver Standort, auch für die UN. Wir wol- 
len Bonn weiterhin stärken, damit Bonn neben Genf und 
New York einen guten Platz unter den UN- Stützpunkten 
einnimmt. 

(Michael Brand [CDU/CSU]: Bonn ist su- 
per!) 

Das alles muss korrekt sein; wir wissen das sehr ge- 
nau. Wir wissen auch, dass die Haushälter im Auswär- 
tigen Amt darauf achten, dass die Mittel entsprechend 
eingesetzt werden; denn der Bundesrechnungshof sitzt ja 
jedem im Nacken. 

Wir legen hiermit einen guten Einzelplan vor, dem 
man eigentlich nur zustimmen kann. Ich fordere Sie auf, 
das zu tun. 


Es ist wichtig, die Zivilbevölkerung einzubeziehen. 
Deswegen ist ein weiterer Ausbau der Zusammenarbeit 
mit den Ländern der Östlichen Partnerschaft und mit 
Russland vonnöten. Ich hätte mir gewünscht, dass wir 
schon dieses Mal etwas mehr als 14 Millionen Euro be- 
reitstellen - vielleicht glückt uns das beim kommenden 
Haushalt -; denn damit stabilisieren wir auch die Länder 
vor Ort und zeigen der Zivilgesellschafl, wie man zum 
Beispiel einen offenen Kanal gestalten kann. So helfen 
wir ihnen praktisch, über die verkrusteten Strukturen im 
eigenen Land hinwegzukommen. 

Die Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft, mit 
den Menschen vor Ort, dient der Verständigung und dem 
gegenseitigen Verständnis. Es kommt jetzt wieder welt- 
weit Abschottung auf, und auch Nationalismus erstarkt, 
selbst in einem Land wie den USA; da kann man sich 
eigentlich nur warm anziehen. 

Aber: Wir tun etwas dagegen. Dafür stehen Einrich- 
tungen wie das Goethe-Institut, dem wir mit weiteren 
8 Millionen Euro helfen, oder der DAAD, den wir mit 
zusätzlich 16 Millionen Euro unterstützen. Auch die 
Alexander- von-Humboldt- Stiftung ist jetzt mit ihrer 
Philipp-Schwartz-Initiative gefordert. Wir werden von 
Wissenschaftlern aus der Türkei, die sich verfolgt fühlen 
und nach Deutschland kommen wollen, fast überrannt. 

Wir sorgen für den transatlantischen Dialog. Wir ha- 
ben unser Haus in der Fifth Avenue. Wir haben vor we- 
nigen Tagen das Thomas-Mann-Haus in Los Angeles an 


Aber ich möchte an dieser Stelle auch den vielen deut- 
schen Nichtregierungsorganisationen danken, die sich 
dort und in Deutschland einsetzen und engagieren. Wir, 
die Bundesrepublik, gehen verschiedene Wege in der 
Welt, um Frieden zu sichern, Flucht zu vermeiden und 
Demokratie zu stärken und zu erhalten, weil wir inter- 
nationale Verantwortung übernehmen, Herr Leutert, und 
nicht wegsehen. 

Ich bin froh, dass die Ausstattungshilfe für ausge- 
wählfe afrikanische Sfaafen erhalfen bleibf, und ich hätte 
auch nichts dagegen, wenn wir dafür noch etwas mehr 
bereitstellten; denn sie dient der Stabilität und dem De- 
mokratisierungsprozess in den Ländern, und sie sichert 
der Bevölkerung eine Zukunftsperspektive - im eigenen 
Land - und kann so auch als Vorbild für andere Länder 
dienen. 


Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Ciaudia Roth: 

Vielen Dank, Doris Bamett. - Nächster Redner für 
Bündnis 90/Die Grünen: Omid Nouripour. 
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Omid Nouripour (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Diese 
Haushaltsdebatte ist auch deswegen besonders spannend, 
weil man sich anschauen kann, welche Lemkurve die 
Bundesregierung in dreieinhalb Jahren durchlaufen hat. 
Und ich muss feststellen, dass es einen großen Lemfort- 
schritt bei den Kolleginnen und Kollegen im Haushalts- 
ausschuss gegeben hat. Bei Ihnen möchte ich mich herz- 
lich bedanken. Sie haben tatsächlich in beeindruckender 
Art und Weise die Fehler der Bundesregierung, vor allem 
im Bereich der humanitären Hilfe, und die Kürzungen, 
die es dort gegeben hat, revidiert. Wir hätten uns einen 
Tacken mehr gewünscht, aber das, was jetzt geleistet 
worden ist, macht mich, ehrlich gesagt, sehr froh und 
stolz auf unseren Parlamentarismus. Herzlichen Dank 
dafür! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU - Michael Brand [CDU/CSU]: Bit- 
te schön!) 

Ich weiß nicht, wie es ihnen geht, aber mir geht es 
seit zwei Wochen so: Ich habe das Gefühl, ich lebe mitt- 
lerweile auf einem anderen Planeten - bei all dem, was 
man sich dazu ausmalen kann, was ein Präsident Trump 
alles anders machen wird und wie viel Diskontinuität es 
jetzt geben wird. Wir wissen es nicht genau. Es gibt so 
viele Widersprüche aus dem Wahlkampf, dass man nicht 
genau weiß, worauf man sich einstellen muss. Wir haben 
es mit einer Wundertüte zu tun. Ich fürchte nur: In dieser 
Wundertüte ist nicht besonders viel Gutes. - Wir werden 
es erleben. Und natürlich müssen wir schauen, dass wir 
uns darauf vorbereiten. 

Richtig ist auch, dass gerade in diesen Zeiten dem 
transatlantischen Verhältnis eine besondere Bedeutung 
zukommt und dass wir uns jetzt auch darauf besinnen 
müssen, dass es eine tiefe Freundschaft gerade zwischen 
den Menschen in den USA und bei uns in Europa gibt. 
Und auf diese Freundschaft müssen wir bauen. Ich finde 
es völlig richtig, dass die Frau Bundeskanzlerin eine enge 
Zusammenarbeit auf Basis - Zitat - „gemeinsamer Wer- 
te“ angeboten hat. Das ist vollkommen richtig, und genau 
so muss es auch gesagt werden. Nur - Johannesevangeli- 
um -: An ihren Taten sollst du sie messen. 

Wir hatten vor fünfeinhalb Jahren den Beginn des- 
sen, was wir Arabischen Frühling nennen. Wir waren 
uns damals alle einig, dass wir die Lehre daraus ziehen 
müssen, dass Friedhofsruhe kein Ausdruck von Stabili- 
tät ist, sondern Stabilität nur dann vorhanden ist, wenn 
Rechtsstaatlichkeit und Demokratie vorherrschen, wenn 
die Menschen das Gefühl haben, dass ihre Belange ernst 
genommen werden und dass sie sich tatsächlich auf ihren 
Staat verlassen können. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Frau Merkel hat auf der Münchener Sicherheitskonfe- 
renz 2011 dazu auch eine beeindruckende Rede gehalten. 
Fünfeinhalb Jahre danach, wenn wir die Bundesregie- 
rung an ihren Taten messen, müssen wir feststellen: Das 
waren warme Worte, mehr nicht. Wir haben eine Bundes- 
regierung, die mittlerweile in großer Panik vor Flüchtlin- 


gen in vielen Bereichen all die Werte, über die es damals (C) 
Konsens gegeben hat, über Bord geworfen hat. 

Beispiel Türkei. Das ist relativ bekannt, man muss 
dazu nicht viel sagen. Die Tatsache aber, dass wir zurzeit 
einen Präsidenten in der Türkei haben, der als Reaktion 
auf einen illegitimen Putsch das Land wirklich mit gro- 
ßer Zielstrebigkeit Richtung Diktatur fährt, ist ziemlich 
beängstigend. Übrigens hatte er noch in der Woche, be- 
vor er gewählt wurde. Besuch und quasi Wahlkampfhilfe 
von unserer Bundeskanzlerin, die sich davon erhoffte, 
einen Flüchtlingsdeal mit der Türkei zu erzielen. Das 
ist natürlich etwas, was in diesen Zeiten ganz besonders 
bitter schmeckt und zeigt, wie weit sich die Bundesregie- 
rung im Umgang mit der Türkei aus Angst vor Flüchtlin- 
gen von den eigenen, damals noch proklamierten Werten 
entfernt hat. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN) 

Besonders dramatisch ist es, wenn man sieht, dass alle 
sich geradezu beeilen, einen solchen Deal noch einmal 
mit Ägypten zu wiederholen, einem Land mit 40 000 und 
mehr politischen Flüchtlingen, einem Land, in dem eine 
mittlere zweistellige Anzahl an Gefängnissen genau des- 
wegen in den letzten drei Jahren gebaut worden sind. 

Aber wir wollen ja in erster Linie Flüchtlingspolitik ma- 
chen und nicht mehr eine wertegebundene Außenpolitik. 

Das ist ausgesprochen bitter. 

Beispiel Eritrea, ein Land, das nun wirklich ein mi- 
serables Menschenrechtsregister hat. Die UN-Berichte 
zu Eritrea sind katastrophal, was man feststellen kann, 
wenn man sie sich anschaut. Was macht aber diese Bun- 
desregierung? Gerd Müller fährt hin, schüttelt dem Dik- 
tator dort die Hand und verspricht ihm ein wenig Geld. 
Hauptsache, er hält uns die Flüchtlinge vom Hals. Jetzt 
ist Afewerki, der finsterste Diktator Afrikas, hoffähig ge- 
worden. Auch das war ein Beitrag dieser Bundesregie- 
rung. 

Beispiel Afghanistan. Ich erinnere mich noch, dass es, 
als Gabriel gesagt hat, dass Marokko und Tunesien nur 
noch dann weiterhin Mittel zur Entwicklungszusammen- 
arbeit bekommen, wenn sie die Leute zurücknehmen, 
die wir abschieben wollen, Empörung gab, auch in der 
Union. Der Herr Außenminister hat nun am Rande der 
letzten Afghanistan-Konferenz genau das gesagt. Er hat 
gesagt: Das Rückführungsabkommen mit Afghanistan ist 
die Bedingung dafür, dass wir weiterhin den Afghanin- 
nen und Afghanen beistehen. Ich glaube nicht, dass das 
ein Beitrag zur Stabilität Afghanistans ist, solche Dinge 
zu sagen. 

Beispiel Saudi-Arabien. Die „legitimen Sicherheitsin- 
teressen Saudi-Arabiens im Jemen“ - so wortwörtlich der 
Außenminister - wirken sich so aus, dass Jemen mittler- 
weile zum ärmsten Land der arabischen Welt geworden 
ist, dass Jemen mittlerweile komplett zerstört worden ist. 

Die gesamte zivile Infrastruktur ist zerstört. 

Meine Kolleginnen und Kollegen, wenn wir mit dem 
Populismus ernsthaft umgehen wollen, wenn wir ihn zu- 
rückweisen wollen, dann müssen wir zu unseren Stärken 
stehen. Das sind unsere Werte, das sind Rechtsstaatlich- 
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(A) keit, Demokratie und Mensehenreehte. Dahin müssen 
wir mit unserer Politik zurüekkehren, 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Stefan Liebieh [DIE LINKE]) 

vor allem aueh deswegen, weil die großen Prüfungen ja 
möglieherweise noeh bevorstehen. Wenn beispielswei- 
se eine Testosteronaehse zwisehen Trump, Putin und 
Erdogan entsteht, dann ist es umso wiehtiger, dass die 
Bundesrepublik Deutsehland innerhalb Europas - Euro- 
pa ist die Antwort aueh auf diese Fragen und nieht eine 
Renationalisierung - die treibende Kraft und Vorreiter ist 
bei der Einhaltung unserer Werte, der Reehtsstaatlieh- 
keit, der Demokratie und der Mensehenreehte. Nur mit 
einem geraden Rüekgrat, nur wenn wir zu uns selbst und 
zu unseren Werten stehen, nur mit Flaltung werden wir 
diese Krisen meistern. 

Herzliehen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Ciaudia Roth: 

Vielen Dank, Omid Nouripour. - Näehster Redner: 
Alois Karl für die CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aiois Kari (CDU/CSU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen des 
Deutsehen Bundestages! Eine Haushaltsdebatte bietet ja 

(B) immer Gelegenheit, sieh nieht nur auf den einzelnen Etat 
selbst zu konzentrieren, sondern die Politik und das Poli- 
tikgesehäfl insgesamt zu betraehten. 

Opposition und Regierung stellen natürlieh die Erfol- 
ge oder Misserfolge, die Pläne und die Absiehten in un- 
tersehiedlieher Weise dar. Das ist gar niehts Neues. Eine 
Kostprobe haben wir heute Vormittag beim Haushalt der 
Bundeskanzlerin erlebt. Bei dieser Generaldebatte haben 
die Oppositionsparteien den untaugliehen Versueh unter- 
nommen, die erstaunenswert guten Zahlen dieser Regie- 
rung etwas ins Zwielieht zu stellen. Das ist ihnen aber 
nieht gelungen. Wir maehen eine sehr gute Politik. 

So heftig wie beim Etat der Bundeskanzlerin wird es 
beim Etat des Außenministers ganz gewiss nieht zuge- 
hen. Erstens ist die Politik sehr gut. Zweitens sind die 
Zahlen noeh viel besser. 

(Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Bei der Kanzlerin nieht, oder was? - Gegen- 
ruf des Abg. Miehael Brand [CDU/CSU]: Das 
war ein Versehen!) 

Vor etlieher Zeit hätte man noeh meinen können, dass 
man die Außenpolitik fast einstampfen könnte, weil sie 
ihre Aufgaben verloren hätte. Heute hat die Außenpolitik 
aber in der Tat Hoehkonjunktur, weil - Sie haben das so 
gesagt, Herr Außenminister - die Welt aus den Fugen ge- 
raten zu sein seheint. 

Vor etlieher Zeit war das anders. Wir haben in unse- 
rer Zeit eine Entwieklung miterleben können, die wir 
geradezu als goldene Ära bezeiehnen können. Wünsehe 


sind in Erfüllung gegangen, Dinge die sieh andere poli- (C) 
tisehe Generationen aueh gewünseht haben. Wir haben 
die deutsehe Wiedervereinigung, den Fall des Eisernen 
Vorhangs und den Niedergang des Ostbloeks erlebt. Wir 
haben miterlebt, dass der Warsehauer Pakt aufgelöst 
worden ist und die KPdSU in der Sowjetunion verboten 
worden ist. 

Der Kalte Krieg war zu Ende, und Deutsehland hat- 
te keinen einzigen äußeren Feind mehr. Geradezu stau- 
nend haben wir diese revolutionäre Entwieklung in den 
1990er- Jahren zur Kenntnis genommen. 

Die Länder Mittel- und Osteuropas haben ihr Glüek 
in dem Ansehluss an Westeuropa gesehen. Für sie hat die 
EU eine Faszination ausgeübt. Zehn Länder - unter ande- 
rem die Balten, die Ungarn und die Polen - sind Anfang 
der 2000er-Jahre zur EU dazugekommen. Die Bulgaren 
und die Rumänen sind dann etwas später der EU beige- 
treten. „Wir . . . sind zu unserem Glüek vereint“, hat Frau 
Merkel riehtigerweise sagen können, als vor zehn Jahren 
hier das 50-jährige Jubiläum der Römisehen Verträge ge- 
feiert worden ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, diese Eupho- 
rie, diese Hoehstimmung hat die letzten Jahre nieht über- 
dauert. Heute sehen wir, dass eher ein Auseinandergehen, 
ein Auseinanderklaffen stattfindet. In Europa sind fast 
sehon auseinandertreibende Kräfte auf dem Vormarseh. 

Der Brexit ist ein Beispiel dafür. Tendenzen in Ungarn 
und in Polen sind weitere Beispiele. leh könnte noeh 
manehes andere nennen. 

(Manuel Sarrazin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- (D) 

NEN]: Und Bayern?) 

Die Konflikte sind aueh nieht gelöst, weder in Afghanis- 
tan noeh in Syrien, im Irak oder anderswo. 

Die Außenpolitik ist in der Tat gefordert. Wir haben 
keine militärisehen Mittel, um hier helfend, um verän- 
dernd eingreifen zu können. Wir haben aussehließlieh di- 
plomatisehe und finanzielle Mittel, die wir aueh zur Ver- 
fügung stellen. Auf die humanitäre Hilfe ist eingegangen 
worden. Diese haben wir eingesetzt und die Mittel naeh 
Kräften - Herr Nouripour, Sie haben das angesproehen - 
erhöht. 

In der ersten Lesung gab es etliehe Kritik daran, dass 
die Mittel für 2017 deutlieh unter denen für 2016 lagen, 
leh selbst habe damals im September gesagt, dass wir mit 
unseren Anstrengungen für 2017 nieht gegenüber unse- 
ren Ausgaben von 2016 zurüekfallen werden. 

Heute melden wir Vollzug. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Wir haben im Haushaltsaussehuss gute Arbeit geleistet. 

Wir können ein gutes Zeugnis ausstellen. 

(Dr. Tobias Lindner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sieh selbst!) 

leh danke aueh Herrn Sehäuble und den Kollegen des 
Haushaltsaussehusses, insbesondere den Beriehterstat- 
tem. Frau Bamett, ieh gebe das Lob gern zurüek. Wir 
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(A) spielen uns die Bälle hier schön zu: Du lobst mich, ich 
lobe dich. Das sieht hier gut aus. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Unser erster Ansatz sah Ausgaben für humanitäre 
Hilfen in Höhe von lediglich 730 Millionen Euro vor. 
Wir haben diese um 475 Millionen Euro auf jetzt circa 
1,2 Milliarden Euro erhöht. Eines möchte ich noch sa- 
gen: Wir behandeln die Haushalte nicht nach dem Motto 
„Vogel friss oder stirb“, indem der Finanzminister dem 
Kabinett etwas vorlegt. Wir ändern die Haushalte auch 
ganz gewaltig. Mehr als 40 Veränderungen haben wir 
vorgenommen, mehr als 628 Millionen Euro haben wir 
unserem Etat des Auswärtigen Amtes hinzugefügt. Wir 
stehen heute - Doris Bamett hat es gesagt - bei 5,23 Mil- 
liarden Euro - ein Maximum, ein Höchstmaß, das wir 
bisher noch nicht hatten. Wir haben die Mittel für die hu- 
manitäre Hilfe vervierfacht, und wir haben die Mittel für 
die Hilfen bei der Krisenprävention verdreifacht. 

Lieber Herr Nouripour, Sie haben gesagt: „An ihren 
Taten sollst du sie messen.“ Ich muss sagen, der heilige 
Johannes hätte seine Freude an uns, wenn er diese Zahlen 
hören würde. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU so- 
wie der Abg. Dr. Ute Finckh-Krämer [SPD]) 

Der heilige Johannes hätte seine Freude, weil diese Taten 
von uns so niedergeschrieben und in den Haushalt ein- 
gebracht worden sind, die Sie gerade fälschlicherweise 
bezweifelt haben. 

(-ß) (Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 

Doris Bamett [SPD] - Omid Nouripour 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ich habe die 
Bundesregierang gemeinl und nichl die Kolle- 
ginnen und Kollegen! Die machen eine super 
Arbeil!) 

- Sie haben von den Früchlen gesprochen. Sie müssen 
sich einmal selber Ihre Früchlchen bei den Grünen vor- 
nehmen, dann werden Sie sehen, dass es noch unendlich 
viel Arbeil gibt 

Meine sehr geehrlen Damen und Herren, wir haben 
für die humaniläre Hilfe viel machen können. Wir sind 
auch im Einklang - um dieses Beispiel noch einmal auf- 
zugreifen - mil Papsl Franziskus. Er hal das Jahr der 
Barmherzigkeil ausgerafen. Auch wenn vorgestern die 
Heilige Pforle in Rom geschlossen worden isl, isl es eine 
Daueraufgabe für uns, an der wir dranbleiben werden, 
weil wir sehen, dass die Nol auf der Well nichl geringer 
geworden isl und dass wir hier durchaus helfen können. 

Frau Bamett und ich waren im lelzlen Jahr in der Be- 
kaa-Ebene im Libanon. Wir waren im Lager Saalari in 
Jordanien. Wir wissen, dass wir mil unserem Geld un- 
endlich viel leisten und Barmherzigkeil - so heißl es in 
der alten Sprache - zeigen können. 

(Heike Hänsel [DIE LINKE]: Na, ja! Besser 
wäre es, die Rüstungsexporle zu stoppen!) 

Wir wissen auch, dass dieses Geld, das wir ausgeben, um 
die Menschen dort zu halten, ökonomisch gut angelegtes 
Geld ist. Wenn wir die Leute dort nicht halten, dann wer- 


den neue Flüchtlingsströme nach Europa kommen, und (C) 
es wird uns sehr viel mehr Geld kosten. Deshalb bitte ich, 
dass hier über das Klein-Klein hinweggesehen wird und 
die großen Ziele, die wir haben und verfolgen, gesehen 
werden. Ich bin sehr dankbar, dass wir das so geschafft 
haben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es sind auch 
noch andere Punkte angesprochen worden. Ich möch- 
te unsere Auswärtige Kultur- und Bildungspolitik kurz 
ansprechen. Auch hier haben wir tolle Erfolge erzielt, 
zum Beispiel mit der Philipp-Schwartz-Initiative. In 
diesem Jahr haben wir schon 23 Forscher aus Syrien in 
Deulschland beherbergl und mil Stipendien ausgeslallel. 

Ab 1. Januar 2017 kommen 24 weitere hinzu. Wir haben 
noch einen Spielraum in Höhe von 5 Millionen Euro, so- 
dass wir auch dort noch Gutes lun können. 

Ein weiterer Punkl, der mir auch sehr am Herzen lag, 
war die finanzielle Ausslattung des Volksbundes Deut- 
sche Kriegsgräberfürsorge. Wir haben in den letzten 
Jahren etwa 13 Millionen Euro im Haushalt gehabt. In 
diesem Jahr stocken wir um 3 Millionen Euro auf dann 
1 6 Millionen Euro auf Warum? Weil wir auch darin eine 
Verpflichtung sehen, in ganz vornehmer und würdevoller 
Weise die Kriegsgräber und Kriegsgräberstätten in vie- 
len Ländern Europas und darüber hinaus zu pflegen und 
die Erinnerungen an diese unsägliche Zeit in würdevol- 
ler Weise aufrechtzuerhalten. Die Aufgaben nehmen zu. 

Die Bundesregierung weist dem Volksbund immer wie- 
der neue Länder zu, die betreut werden sollen, in denen 
Kriegsgräber angelegt werden sollen. Die Einnahmen 
sinken, weil immer weniger Geld eingesammelt wird, (D) 
immer weniger Vermächtnisse gemacht werden. Hier 
steigen wir ein. Wir danken auch der neuen Führung und 
hoffen, dass der Volksbund auf einen guten Weg kommt 
und die inneren Streitigkeiten aufhören. Ich danke also 
dem Vorsilzenden, Herrn Schneiderhan, und auch seinem 
Slellverfreler, dem Landral Richard Reisinger. 

(Beifall des Abg. Dr. Franz Josef Jung [CDU/ 

CSU]) 

Meine sehr geehrlen Damen und Herren, ich habe am 
Anfang die letzten 25 Jahre kurz beleuchtet. Dazu ist 
auch zu sagen: In den lelzlen 25 Jahren gab es vier Au- 
ßenminister: Guido Westerwelle war vier Jahre im Ami, 

Klaus Kinkel fasi sieben Jahre, Joschka Fischer gul sie- 
ben Jahre, und Frank- Walter Steinmeier jelzl auch sieben 
Jahre. Da kommi einem, Herr Nouripour, die Assoziation 
mil dem Alten Teslameni; „sieben fette Jahre“ und „sie- 
ben magere Jahre“ habe ich mir da herausgeschrieben. 

(Omid Nouripour [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Mil einer Großen Koalition sind es im- 
mer magere Jahre!) 

- „Sieben magere Jahre“ würde ich am ehesten mil 
Joschka Fischer in Verbindung bringen; 

(Heiterkeil bei der CDU/CSU sowie bei Ab- 
geordneten der SPD) 

aber das möchte ich jelzl nicht vertiefen. - Die Zeit von 
Frank-Walter Steinmeier, meine sehr geehrten Damen 
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(A) und Herren, war doch davon geprägt, dass es sieben tur- 
bulente Jahre waren 

(Heiterkeit) 

- das Ergebnis kommt erst am Schluss, Herr Minister -, 
dass wir in keine neuen Konflikte hineingezogen wor- 
den sind, dass der Prozess der Minsker Vereinbarungen 
auch dank Ihres Beitrags so fortentwickelt werden konn- 
te, dass das schlimme Blutvergießen dort beendet wer- 
den konnte. Ein Hochpunkt Ihrer Arbeit war ganz gewiss 
auch, den Konflikt mit dem Iran durch ein Atomabkom- 
men zu beenden und den Iran wieder auf die Weltbühne 
zurückzubringen . 

(Manuel Sarrazin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Die Nachrufe können wir auch im Fe- 
bruar machen!) 

Ich könnte vieles andere mehr nennen; die humanitäre 
Hilfe habe ich genannt, die Kulturförderung müsste ich 
nennen. 

Vizepräsidentin Ciaudia Roth: 

Nein. 

Aiois Kari (CDU/CSU): 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, meine lie- 
be Frau Präsidentin, die sieben Jahre von Frank- Walter 
Steinmeier möchte ich zu den sieben fetten Jahren - zu 
den sieben guten Jahren, heißt das übersetzt - zählen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

' ' Ich danke Ihnen, Herr Steinmeier, sehr herzlich. Es ist 
ja heute der letzte Haushalt, den Sie mit uns zusammen 
gestalten. Ich danke für die faire, kollegiale und freund- 
schaftliche Zusammenarbeit. Die Ergebnisse können sich 
sehen lassen. Für Ihre neue Aufgabe wünsche ich Ihnen 
alles Gute, viel Glück und Gottes Segen. In der Ober- 
pfalz, in meiner Heimatsprache, sagt man: „Pflat dil“, 
also: „Behüte dich Gott!“ Alles Gute! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Vizepräsidentin Ciaudia Roth: 

Vielen Dank, Alois Karl. Für die Würdigung haben 
Sie jetzt noch ein paar Sekunden mehr Redezeit bekom- 
men. - Jetzt hat der turbulente Außenminister das Wort, 
Außenminister Dr. Frank- Walter Steinmeier. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Dr. Frank-Waiter Steinmeier, Bundesminister des 
Auswärtigen: 

Liebe Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle- 
gen! Doris Bamett und Alois Karl haben es gesagt: Wir 
leben in Zeiten der Umbrüche, in Zeiten der Veränderun- 
gen. Manche haben geschrieben oder gesagt, es handele 
sich um Erdbeben, deren Schockwellen uns noch nicht 
sämtlich hier in Deutschland erreicht haben. Wenn man 
einen Blick darauf wirft, dann denkt man, dass es eigent- 
lich reicht: die Brexit-Entscheidung, von der wir heute 
Morgen gesprochen haben, die Gewalt in der Ostukraine, 
der tobende Krieg in Syrien und - Sie haben es in der 


vergangenen Woche an den Fernsehern gesehen - die In- (C) 
Stabilität in der Türkei; ich bin von dem Besuch dort mit 
mehr Sorgen zurückgekommen, als ich hingefahren bin. 

Und natürlich wird auch die Wahl von Donald Trump als 
neuem US -Präsidenten Veränderungen mit sich bringen, 
deren Richtung und Tragweite wir jetzt hier miteinander 
noch nicht absehen können. 

Veränderungen und Umbrüche können Sorgen ma- 
chen, sie können lähmen. Doch das, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, wäre genau die falsche Antwort. Klar ist 
für mich: Wir dürfen jetzt gerade nicht wie das Kanin- 
chen auf die Schlange starren, wir dürfen uns nicht von 
dem Erdbeben erschüttern lassen, sondern wir müssen 
Haltung zeigen und jetzt umso fester für Demokratie und 
Freiheit, für die offene Gesellschaft stehen, sie gerade 
jetzt verteidigen, wenn sie von anderen infrage gestellt 
werden, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wir müssen uns mit Blick auf die Umbrüche unserer 
eigenen internationalen Verantwortung vergewissern 
und, wenn möglich, danach handeln. Es kommt jetzt 
umso mehr auf verlässliche und verantwortliche deut- 
sche Außenpolitik an. Sie braucht - ja, natürlich - klare 
Analyse, sie braucht Richtung und Orientierung, aber sie 
braucht eben - und darum sind wir heute hier - auch eine 
finanzielle Basis. 

Wenn ich auf die letzten drei Jahre zurückschaue, wie 
Alois Karl es eben auch gemacht hat, und sehe, wie wir 
in diesen drei Jahren in vielen Bereichen der Außenpoli- (D) 
tik neue und größere Verantwortung haben übernehmen 
müssen, dann zeigt sich, dass der Deutsche Bundestag - 
Michael Leutert, deshalb verstehe ich den Kleinmut gar 
nicht; Sie haben ja an vielen Entscheidungen mitge- 
wirkt - uns überhaupt erst die Spielräume eröffnet hat, 
um zu gestalten, um diese wachsende Verantwortung zu 
übernehmen und ihr gerecht zu werden. Dafür, liebe Kol- 
leginnen und Kollegen, Ihnen allen hier im Deutschen 
Bundestag vorab meinen herzlichen Dank! 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Ruhiger, fürchte ich, wird es auch in der nächsten Zeit 
nicht werden. Und deshalb ist klar: Solange die Gewalt, 
das Morden und das Sterben nicht aufhören - ob in Syri- 
en, in Libyen, im Irak oder im Jemen -, so lange dürfen 
auch unsere Bemühungen um politische Lösungen nicht 
aufhören, gerade jetzt nicht, in diesen unsicheren Zeiten. 

So verzweifelt die Lage in Syrien, in Libyen und im 
Jemen ist: Wir dürfen uns der Ohnmacht nicht hingeben. 

Ja, viel zu viele Versuche mögen in der Vergangenheit 
gescheitert sein und viele sagen: „alles sinnlos“, aber ich 
finde, unsere Haltung muss sein - und sie muss es vor 
allen Dingen bleiben -: Aufgeben, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, ist keine Option. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
der Abg. Marieluise Beck [Bremen] [BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN]) 
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Das gilt auch für die Ostukraine. Erst vor weni- 
gen Wochen fand hier in Berlin das Spitzentreffen im 
Normandie-Format - Ukraine, Frankreich, Russland 
und Deutschland - statt. Für einige Tage, für vielleicht 
zwei Wochen hat sich die Situation deutlich verbessert, 
aber inzwischen ist die Sicherheitslage vor Ort wieder 
schlechter. Der Waffenstillstand wird wieder häufiger ge- 
brochen, und die Leidtragenden - das wissen wir alle - 
sind die Menschen in der Region, für die Gewalt und 
Unsicherheit schon viel zu lange zum grausamen Alltag 
gehören. 

Abwarten, Nichtstun, das ist keine Flaltung, so über- 
nimmt man keine Verantwortung. Deshalb haben mein 
französischer Kollege Ayrault und ich unseren russischen 
und ukrainischen Kollegen in der letzten Woche vorge- 
schlagen, uns in der nächsten Woche erneut in Minsk zu 
treffen. „Das wievielte Mal?“, mögen manche fragen; 
ich habe aufgehört, zu zählen. Aber selbst wenn uns die 
große Lösung in diesen Tagen nicht gelingt: Solche Tref- 
fen, solche Gespräche sind einfach notwendig, um eine 
solche Situation - es wurde eben gesagt - nicht außer 
Kontrolle geraten zu lassen. 

Selbst wenn es schwierig ist und selbst wenn es ganz 
langsam geht, quälend langsam: Wir dürfen unsere Be- 
mühungen nicht abbrechen, das Minsker Abkommen 
Schritt für Schritt umzusetzen. Die Truppenentflechtung, 
die wir begonnen haben, muss fortgesetzt werden. Die 
schweren Waffen, die schon abgezogen waren, aber dann 
zurückgeführt worden sind, müssen abgezogen werden, 
und zwar dauerhaft. Wir brauchen vor allen Dingen auch 
dort dringend Fortschritte in humanitären und wirtschaft- 
lichen Fragen. 

Alles das werden wir, so hoffe ich, am nächsten 
Dienstag besprechen. Ich hoffe, dass unsere russischen 
und ukrainischen Kollegen den Emst der Lage ähnlich 
beurteilen wie wir. Beide Seiten sind gefordert, endlich 
sichtbare Beiträge zu einer dauerhaften Entspannung in 
der Ukraine zu liefern. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Kolleginnen und Kollegen, wer versucht, die Um- 
brüche und Unsicherheiten dieser Wochen auszunutzen, 
um Geländegewitme einzustreichen, der handelt verant- 
wortungslos und macht die Lage noch schlimmer. Das 
sage ich vor allen Dingen mit Blick auf die Situation in 
Syrien dieser Tage. Dort geht das Morden weiter, jeden 
Tag. Im Osten Aleppos wurde jetzt auch das letzte funk- 
tionierende Krankenhaus - das übrigens mit deutscher 
Hilfe operierte - in Schutt und Asche gebombt. Für die 
Menschen in Ost-Aleppo heißt das, sie haben keinerlei 
Zugang mehr zu medizinischer Versorgung, gleichzeitig 
kommen täglich neue Verwundete hinzu. 

Das Regime in Damaskus geht mit Zynismus gegen- 
über dem eigenen Volk vor, militärisch unterstützt von 
Iran und Russland, angeblich um IS und al-Nusra zu 
bekämpfen, aber den Kampf gegen den IS gibt es aus 
unserer Sicht nicht, jedenfalls nicht vonseiten des Regi- 
mes. Im Übrigen - das lassen Sie mich hinzufügen -: Der 
Kampf gegen terroristische Gruppierungen - so notwen- 


dig er ist - kann niemals eine Rechtfertigung dafür sein, (C) 
ganz Aleppo in Schutt und Asche zu legen. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab- 
geordneten der LINKEN) 

Mit jedem weiteren Opfer, mit jeder Schule, die ge- 
troffen wird, mit jedem Krankenhaus, das zerstört wird, 
verstärkt sich die Logik der Gewalt immer noch mehr, 
ohne dass ein Ende dieses Wahnsinns auch nur ein Stück 
näher rücken würde. Vielleicht ganz im Gegenteil: Viel 
zu viele setzen im Augenblick auf das Machtvakuum 
nach den amerikanischen Wahlen und auf die militäri- 
sche Karte. Der Irrglaube, mit kleinsten militärischen 
Vorteilen in eine nächste Verhandlungsrunde mit einem 
neuen amerikanischen Präsidenten gehen zu müssen, ist 
leider weit verbreitet. Wenn das die Logik der Akteure 
ist, liebe Freunde, dann wird die Zeit bis Februar nächs- 
ten Jahres, bis eine neue amerikanische Administration 
im Weißen Haus sitzt, für die Menschen in Syrien ganz 
fürchterlich werden. Diese Logik müssen wir durchbre- 
chen. Die Gespräche über Waffenpausen und humanitä- 
re Hilfen dürfen auch jetzt, in dieser Übergangsphase in 
Washington, nicht zu Ende gehen. Sie haben gesehen: 
Gestern war der Sondergesandte der Vereinten Natio- 
nen, Staffan de Mistura, hier in Berlin. Er hat sich bei 
uns leidenschaftlich für die Fortsetzung dieser Gespräche 
eingesetzt. Ich habe ihm die Unterstützung der Bundes- 
regierung versichert. Aber ich bin mir sicher: Er hat auch 
die Unterstützung dieses gesamten Hohen Hauses. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab- (D) 
geordneten der LINKEN) 

Es ist gut, dass wir über Waffenpausen und humanitä- 
re Hilfen reden. Aber das wird am Ende nicht ausreichen. 
Worauf es ankommt, ist, dass wir schon jetzt darüber 
nachdenken, wie wir den Menschen in der Region nach 
dem Ende der Kämpfe eine Perspektive geben können. 

Ich sage Ihnen - im Augenblick weniger mit Blick auf 
Syrien, sondern mit umso mehr Berechtigung mit Blick 
auf den Irak -: Ich hatte diese Woche auch meinen iraki- 
schen Außenministerkollegen mit seiner Delegation hier 
in Berlin zu Gast. Wir haben ausführlich über die militä- 
rische Lage in Mosul, der letzten Hochburg des IS, gere- 
det. Natürlich geht es jetzt zunächst einmal darum, den 
Kampf gegen den IS möglichst schnell und unter Vermei- 
dung so vieler ziviler Opfer wie möglich zu führen. Wir 
haben aber vor allen Dingen darüber gesprochen, wie es 
in Mosul weitergehen soll, wenn die Stadt - hoffentlich 
in einigen Wochen - vom IS befreit sein wird. 

Wie wichtig diese Stabilisierungsarbeit ist und warum 
wir uns so sehr darauf konzentrieren, haben unsere Er- 
fahrungen in Ramadi, Falludscha, aber vor allen Dingen 
in Tikrit gezeigt, wo wir sehr schnell nach der Befreiung 
die Befriedigung der Grundbedürfnisse der Menschen 
haben sicherstellen können. Mit geringen Mitteln wurden 
Wasser- und Stromleitungen wieder in Gang gesetzt bzw. 
wiederhergestellt, und es wurde ein Mindestmaß an Ge- 
sundheitsversorgung ermöglicht. Man sah auch Erfolge. 

Nach Tikrit, in eine Stadt, die ebenso vom IS besetzt war 
wie Mosul, sind 90 Prozent der Zivilbevölkerung zurück- 
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Bundesminister Dr. Frank-Walter Steinmeier 

(A) gekehrt. Das ist die Erfahrung, die uns leitet. Deshalb ist 
die Stabilisierung heute ein Kem unserer außenpoliti- 
schen Arbeit. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU) 

Sie ist - lassen Sie mich das noch sagen - aber nicht des- 
halb ein Kem unserer außenpolitischen Arbeit, weil ich 
allein das für wichtig halte, sondern deshalb, weil wir 
da etwas tun können. Wir können das dank der Unter- 
stützung des Deutschen Bundestages tun, auch durch die 
Verbesserang der entsprechenden Möglichkeiten in den 
beiden letzten Haushalten. Ganz herzlichen Dank dafür! 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
des Abg. Tom Koenigs [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]) 

Zum Schluss, meine Damen und Herren. Ich habe ge- 
sagt: Wir leben in einer Zeit der Verändemngen. - Mit 
Blick auf die USA können wir zum heutigen Zeitpunkt 
noch nicht genau sagen, wie sich diese Veränderan- 
gen politisch auswirken werden. Eines können wir mit 
Gewissheit sagen: dass der Dialog, die politischen Ge- 
sprächskanäle und die menschlichen Verbindungen über 
den Atlantik auch in Zukunft eine entscheidende Rolle 
spielen müssen und - da bin ich sicher - werden. Wir 
werben im Augenblick in Washington dafür, die trans- 
atlantischen Beziehungen, wie ich immer sage, als Fun- 
dament des Westens wertzuschätzen und zu pflegen. Wir 
werden trotzdem abwarten müssen, wie sich die neue 
Administration dazu positioniert. 

Umso mehr freue ich mich, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, dass wir gerade in diesen Tagen - Doris 
Bamett hat es erwähnt - menschlich und kulturell neue 
Bande über den Atlantik haben knüpfen können. Nur mit 
der Unterstützung des Deutschen Bundestages konnte es 
am Ende gelingen, das Thomas-Mann-Haus in Kalifor- 
nien zu erwerben und es vor dem befürchteten Abriss zu 
bewahren. Dafür - für die Bereitstellung von Finanzmit- 
teln, aber vor allen Dingen für die schnelle Enfscheidung, 
die es gegeben haf - sage ich meinen ganz herzlichen 
Dank. 

Das Thomas-Mann-Haus in Los Angeles war wäh- 
rend der NS-Herrschaft so efwas wie das Weiße Haus des 
Exils. Es war die Heimaf für viele Deufsche, die gemein- 
sam für eine bessere Zukunft unseres Landes gestritten 
haben. Wenn damals in Thomas Manns Villa Künstler 
und Intellektuelle zusammenkamen, dann wurde, wie 
wir wissen, leidenschaftlich diskutiert: über Deutsch- 
land, über Amerika, über die Wege zu einer offenen Ge- 
sellschaft und - das kann man heute vielleicht gar nicht 
genug betonen - über das, was uns zusammenhält: das 
gemeinsame transatlantische Wertefundament. 

Ich bin davon überzeugt: In einer konfliktbeladenen 
Welt brauchen wir genau solche Räume für den Dialog - 
erst recht auch wieder mit den U SA. Mit solchen Räumen 
meine ich eben keine Echokammem, in denen wir uns 
selbst bestätigen. Ich meine Räume, die Platz schaffen 
für eine ehrliche Auseinandersetzung, für Austausch und 
Streitgespräch. Solche Räume zu schaffen, in denen wir 
Verschiedenheiten nicht ignorieren, sondern zum Gegen- 


stand des Gespräches - direkt miteinander und möglichst (C) 
ohne mediale Verzerrungen und Zuspitzungen - machen, 
darum geht es, das ist Ziel unserer Auswärtigen Kultur- 
und Bildungspolitik. Auch dafür, dass Sie auch diese 
dritte, immer wichtiger werdende Säule der Außenpolitik 
unterstützen, sage ich abschließend meinen herzlichen 
Dank. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Ciaudia Roth: 

Vielen herzlichen Dank, Frank- Walter Steinmeier. - 
Nächster Redner: Stefan Liebich für die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Stefan Liebich (DIE LINKE): 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Herr Steinmeier, dies ist wohl der letzte Haushalt, den 
Sie als Außenminister hier zu vertreten haben. Wir hatten 
in den letzten Jahren eine ganze Menge Differenzen, hin 
und wieder auch Gemeinsamkeiten. Aber wenn es nach 
mir geht - das muss ich Ihnen ganz ehrlich sagen -, hoffe 
ich auch, dass es der letzte Haushalt einer Großen Koa- 
lition ist; denn es muss sich endlich etwas ändern hier in 
Deutschland. 

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. 

Dr. Frithjof Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN]) 

Viele Menschen machen sich Sorgen über die Ent- 
wicklung in der Welt und haben wieder Angst. Ich kann 
das auch sehr gut verstehen. Die Welt ist ja nicht durch 
irgendwelche Naturgewalten aus den Fugen geraten, son- 
dern sie wurde durch eine falsche Politik auch der Bun- 
desrepublik Deutschland aus den Fugen geworfen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Das muss nicht so sein. Es geht anders. Es gibt Alter- 
nativen, und ich will hier einige beschreiben. Deutsch- 
land kann sofort und direkt dazu beitragen, dass weniger 
Menschen getötet und in die Flucht getrieben werden. 

Herr Karl hat hier das Stichwort „Barmherzigkeit“ ins 
Spiel gebracht. Niemand hat die Bundesregierung ge- 
zwungen, allein im ersten Halbjahr 2016 Waffenlieferun- 
gen im Wert von über 4 Milliarden Euro zu genehmigen. 

Sie, Herr Steinmeier, sind Teil des Bundessicherheitsrats 
und tragen dafür mit die politische Verantwortung. Das 
war eine halbe Milliarde Euro mehr als im gleichen Zeit- 
raum des Jahres 2015. Wo steht, dass Sie zehnmal so viel 
Munition für Kleinwaffen, mit denen die meisten Men- 
schen getötet werden, genehmigen mussten? Was mei- 
nen Sie, was mit dieser Munition passieren wird? Damit 
werden Menschen in Kriegen weit weg von uns getötet 
und verletzt. Und irgendwann werden sich Mütter und 
Väter fragen, ob sie ihren Kindern das weiter zumuten 
wollen, und machen sich dann vielleicht auf den Weg in 
eine Gegend der Erde, die friedlicher ist, zum Beispiel 
nach Oberndorf am Neckar, wo die Firma Heckler & 

Koch ihren Sitz hat. 
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Sie müssen keine Panzerlieferangen nach Katar ge- 
nehmigen oder U-Boot-Lieferungen nach Ägypten er- 
lauben, mit denen Saudi-Arabien in seinem schmutzigen 
Krieg im Jemen unterstützt wird. Was hat das mit Barm- 
herzigkeit zu tun? 

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. 

Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Dass Sie das trotzdem tun, wird hin und wieder mit Ent- 
scheidungen der Vorgängerregierung begründet. Aber 
was nützen Wahlen - das fragt man sich dann -, wenn 
ein SPD-Minister das Gleiche tun muss wie ein FDP-Mi- 
nister? Das muss doch anders gehen. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord- 
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Auch bei einem zweiten Thema hat die Außenpolitik 
der Bundesrepublik Deutschland eine Menge Fehler ge- 
macht. Ich war in der vergangenen Woche in Kairo. Dort 
haben mir Vertreter der ägyptischen Regierung gesagt, 
wie konstruktiv sie mit der Bundesregierung darüber 
verhandeln, dass ihre nördlichen Grenzen für Flüchtlin- 
ge geschlossen werden. Ich bin fast im Boden versun- 
ken vor Scham. Wissen Sie, was derzeit in Ägypten los 
ist? Das ägyptische Pfund ist, weil sein Wechselkurs 
freigegeben wurde, im Wert halbiert worden. Die Sub- 
ventionen für Grundnahrungsmittel und Benzin werden 
abgeschafft. Und täglich kommen Tausende Flüchtlinge 
nach Ägypten: aus Syrien, aus Libyen, aus noch ärmeren 
afrikanischen Ländern. Und wir verhandeln darüber, dass 
niemand hierher zu uns in die Europäische Union durch- 
gelassen wird. 

Wenn man früher über Grenzen, über sichere Gren- 
zen gesprochen hat, dann ging es um Schutz vor Fein- 
den. Heute geht es um Schutz vor Hilfesuchenden. Das 
ist eine Schande und das Gegenteil von Barmherzigkeit. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord- 
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich habe vor wenigen Wochen in einer thüringischen 
Flüchtlingsunterkunft mit einer jungen Frau aus Afgha- 
nistan gesprochen. Sie hatte ihr wenige Monate altes 
Kind auf dem Arm und erzählte mir, wie und warum sie 
vor den Taliban geflohen ist. Und Sie geben Afghanistan 
nur Geld - Omid Nouripour wies daraufhin -, wenn die 
afghanische Regierung die Flüchtlinge - traumatisierte 
Frauen, Kinder und alte Menschen - zurücknimmt. Für 
so ein Abkommen sollte man sich schämen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Ich werbe ja nun seit langem dafür, dass wir eine po- 
litische Alternative für unser Land vorstellbar machen. 
Natürlich sind die Hürden dafür riesig, gerade auch in 
der Außenpolitik. Aber gehen wir einmal davon aus, dass 
im kommenden Bundestag, wie in diesem, eine rot-rot- 
grüne Mehrheit sitzt. 

(Karl Holmeier [CDU/CSU]: Na!) 

Ist es dann unvorstellbar, gemeinsam anzuerkennen, dass 
die Kriege im Irak, in Libyen und in Afghanistan kei- 
ne Beiträge zu einer sichereren Welt waren und dass es 
Syrien nicht geholfen hat, dass vier von fünf ständigen 


Mitgliedern des UN-Sicherheitsrates dort versuchen, die (C) 
unterschiedlichen Konflikte militärisch zu entscheiden? 

Wer Außenpolitik nur auf ein Bekenntnis zu Kampf- 
oder Kriegseinsätzen reduzieren will, der nimmt ihr ih- 
ren Kern. Zu entscheiden, wie lange wie viele Soldaten 
in welches Land geschickt werden, wenn sowieso schon 
alles zu spät ist, hat doch mit Außenpolitik nichts zu tun. 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN) 

Stattdessen sollte sich eine rot-rot-grüne Bundesregie- 
rung für eine gerechte Weltwirtschaftsordnung einsetzen 
und nicht mit ungerechten Freihandelsabkommen den 
Menschen im Süden die Lebensgrundlagen rauben. Sie 
sollte den Klimawandel als Bedrohung für den Weltfrie- 
den und Ursache für Flucht ernst nehmen und anpacken. 

Wenn wir sehen, dass die Bedarfe für Krisen- und 
Katastrophenhilfe steigen, dann muss man sich doch 
jetzt nicht beim Bundestag dafür bedanken, dass er die- 
sen Fehler der Bundesregierung wiedergutgemacht hat. 

Es ist doch ein Fehler der Bundesregierung, dass Sie zu 
wenig Geld eingestellt haben, und kein Anlass, dass wir 
uns jetzt gegenseitig bejubeln. Es war doch klar, dass das 
Geld nicht reichen wird. 

Wir müssen uns mehr Sorgen darüber machen, die 
0,7 Prozent des Bruttoinlandprodukts für Entwicklungs- 
hilfe zu erreichen, als darüber, die 2 Prozent Verteidi- 
gungsausgaben zu schaffen, die sich die NATO von uns 
wünscht. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Gregor Gysi hat einmal, wie ich finde, ganz treffend (^) 
gesagt: Wenn wir nicht anfangen, die Probleme der Welt 
zu lösen, dann kommen diese Probleme zu uns. - Ich 
finde, gerade in Zeiten, in denen rechte Populisten und 
Demagogen diesseits und jenseits des Atlantiks auf dem 
Vormarsch sind, müssen progressive Kräfte Hoffnung, 
dass es auch anders geht, und nicht Angst machen. 

Niemand sagt, dass das leicht wird, aber ich glaube 
fest daran, dass eine Außenpolitik für Nachhaltigkeit, für 
Gerechtigkeif und für Frieden möglich isf. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsidentin Ciaudia Roth: 

Vielen Dank, Stefan Liebich. - Nächster Redner: 
Roderich Kiesewetter für die CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Roderich Kiesewetter (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ja, es ist rich- 
tig: Wir erleben eine Außenpolitik in Zeiten der Unge- 
wissheit und der Unklarheit. Dafür - das zeigt diese De- 
batte - brauchen wir einen klaren Kompass. 

Herr Kollege Liebich, es ist äußerst unredlich, dass Sie 
hier Ihre eigenen Absichten sehr stark kaschieren. Wir 
haben sehr wohl Ihren Aufsatz zur Kenntnis genommen, 
in dem Sie sagen, die deutsche Außenpolitik konzentrie- 
re sich ausschließlich auf Militäreinsätze. Sie kaschieren 
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Roderich Kiesewetter 

(A) eine ganz andere Absieht: Ihre Fraktionsvorsitzende hat 
vergangenen Sonntag im Bericht aus Berlin sehr deutlieh 
gemaeht, worum es ihr eigentlieh geht. Ihr geht es, wie 
sie sehr klar gesagt hat, um einen Interessenausgleieh mit 
Russland. Uns geht es um die Rüekkehr des Reehts und 
um die Regelung der internationalen Ordnung. Wir wol- 
len keine Deals - sehon gar nicht mit Russland. 

(Alexander Ulrich [DIE LINKE]: Aber dafür 
mit der Türkei!) 

Wir wollen die Rückkehr des Rechts. Dafür steht deut- 
sche Außenpolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Alois Karl und andere haben heute schon Johannes zi- 
tiert. Mit Blick auf die Linke gehört auch Johannes 3,21 
dazu: 

Wer ... die Wahrheit tut, der kommt an das Licht, 
daß seine Werke offenbar werden ... 

Zum Licht gehört eben auch, dass unsere Außenpolitik 
konsequent Rechtsbrüche aufzeigt, dass unsere Außen- 
politik sich sehr stark dafür einsetzt, dass der Völker- 
rechtsbruch auf der Krim nicht ungesühnt bleibt, und 
dass wir uns sehr stark für die Rückkehr des Rechts ein- 
setzen, was auch zu einer Stärkung der internationalen 
Organisationen führt. 

Ich möchte hier an dieser Stelle der Bundesregie- 
rung - insbesondere Ihnen, Herr Außenminister - für 
die OSZE-Präsidentschaft und für die Vorbereitung der 
G-20-Präsidentschaft danken, wo wir uns genau dafür 

(B) 

einsetzen bzw. einsetzen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Es kommt noch etwas dazu: Wenn wir einfach einmal 
in das Jahr 2013 zurückschauen, dann sehen wir, dass 
wir uns damals auch um Sicherheit gekümmert haben, 
nämlich um die soziale Sicherheit. Wir haben in dieser 
Zeit zwar wahrgenommen, was sich im Schengen-Raum 
abspielt, aber nach 25 Jahren deutscher Einheit haben wir 
uns als ein Land umgeben von Freunden und Partnern 
gesehen; wir haben Nabelschau betrieben. 

Das hat sich seit 2014 intensiv geändert. Wir ha- 
ben den Review-Prozess im Auswärtigen Amt mit den 
Schwerpunkten Krisenfrühwamung und Krisenstabili- 
sierung und ferner - vernetzt mit dem Bundesministe- 
rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit - die Ausrich- 
tung auf die strategischen Entwicklungsziele, wobei sehr 
klar Nachhaltigkeit, Öffnung von Märkten, Hilfe zur 
Selbsthilfe sowie Partnerschaften angesprochen werden. 

Frieden muss gesichert werden, und wirtschaftliche 
Entwicklung braucht auch eine militärische Absicherung. 
Dazu haben wir mit dem Weißbuch ein übergreifendes 
Dokument der Bundesregierung, das sehr klar deutsche 
sicherheitspolitische Interessen formuliert und klar- 
macht, dass wir um das begrenzte Maß unserer eigenen 
Möglichkeiten wissen und das Beste daraus entwickeln, 
nämlich: unseren Partnern im Umfeld der Europäischen 
Union deutlich zu machen, dass wir Hilfe zur Selbsthil- 
fe leisten, dass wir gemeinsam Interessen wahmehmen 
wollen und dass wir sie ermutigen wollen, Verantwor- 


tung selbst wahrzunehmen, wie wir das auf dem Afri- (C) 
ka-Gipfel in La Valetta im letzten Jahr, aber eben auch 
auf dem letzten Europäischen Rat in Bratislava klarge- 
macht haben und wie es auch nächste Woche in Brüssel 
wieder deutlich gemacht werden wird. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Bundesregie- 
rung hat in diesen drei Bereichen der Außen-, der Ent- 
wicklungs- und der Sicherheitspolitik sehr klar in einem 
ganzheitlichen Ansatz auch unserer Bevölkerung vor 
Augen geführt, dass wir es nicht auf Deals oder auf Ach- 
sen starker Männer ankommen lassen können. An dieser 
Stelle will ich zwei Punkte ganz ausdrücklich erwähnen. 

Wir haben ganz hohe Erwartungen an die künftige 
amerikanische Administration. Nach den Geschehnissen 
vom 11. September stand Europa an der Seite der Ver- 
einigten Staaten von Amerika, wie zuvor Jahrzehnte die 
USA an der Seite Europas standen. Es darf keine Zonen 
unterschiedlicher Sicherheit im Nordatlantik, auf euro- 
päischem Boden und auf nordamerikanischem Boden, 
geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir müssen den USA deutlich machen, was sie davon 
haben, in einer engen Kooperation, in einer Sicherheits-, 
Wirtschafts- und auch Kulturpartnerschaft mit Europa zu 
stehen. Wir haben Erwartungen; die Bundeskanzlerin hat 
sie an Trump formuliert. 

Genauso klar müssen wir uns als Parlament positio- 
nieren - wir haben das mit der Armenien- Resolution ge- 
macht -, was den Umgang der Türkei mit der dortigen 
innenpolitischen Situation angeht. Die Türkei steht auf (D) 
der Kippe; aber sie ist geopolitisch an der Südostflanke 
der NATO von größter Wichtigkeit. Ich glaube, wir Eu- 
ropäer sollten, auch wenn wir große Schwierigkeiten mit 
der innenpolitischen Situation in der Türkei haben, alles 
tun, damit die zivilgesellschaftlichen Kräfte in der Türkei 
gestärkt werden, sodass diejenigen, die für eine weltoffe- 
ne Türkei stehen, nicht das Land verlassen, sondern im 
eigenen Land durch unsere Besuche und unsere Ermuti- 
gung Unterstützung finden. 

In diesem Zusammenhang sollten wir auch anerken- 
nen, dass die Türkei 3,5 Millionen Flüchtlinge aufgenom- 
men hat. Nur rund 400 000 davon sind in Flüchtlingsla- 
gern; alle anderen sind in der türkischen Zivilgesellschaft 
untergebracht. Das sollten wir auf der einen Seite aner- 
kennen und genauso auf der anderen Seite anprangem, 
wie mit unseren Abgeordnetenkollegen dort umgegangen 
wird und dass die Pressefreiheit und andere bürgerliche 
Freiheiten zerstört werden. Das darf nicht die Zukunft 
sein. 

Das Europaparlament hat heute sehr klar formuliert, 
welche Bedeutung die Wiedereinführung der Todesstrafe 
haben könnte. Das wäre die Aussetzung des Beitrittspro- 
zesses und bedeutete meines Erachtens sowieso schon 
das Ende aller möglichen Visaliberalisierungen. Aber wir 
müssen den Kontakt halten. 

Deshalb ist es mir auch so wichtig, das herauszustel- 
len, was gerade von sehr linker Seite angesprochen wur- 
de. Eine rot-rot-grüne Außenpolitik kann keine Alterna- 
tive sein, weil sie auf Interessenausgleich mit Russland 
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(A) setzt, weil sie akzeptieren würde, dass die Ostukraine 
weiterhin destabilisiert wird, weil sie akzeptieren würde, 
dass die Krim auf Jahrzehnte völkerrechtswidrig besetzt 
wäre, weil sie akzeptieren würde, dass der Völkerrechts- 
bruch in Syrien nicht nur durch eine dauerhafte Präsenz 
Russlands, sondern auch durch eine Stabilisierung von 
Assad zementiert würde. 

Auch hier gilt es herauszustellen, Herr Außenminister, 
was in den Verhandlungen in Genf durch deutsche Be- 
teiligung erreicht wurde, nämlich dass es nach Friedens- 
schluss einen Prozess gibt, an dem sowohl Saudi-Arabi- 
en als auch der Iran mitgewirkt haben und der anderthalb 
Jahre nach Friedensschluss zu Wahlen führen kann. 

Auch das Nuklearabkommen mit dem Iran gilt es an- 
zusprechen. Aber an dieser Stelle gehört es zur Redlich- 
keit der deutschen Außenpolitik, klarzumachen, dass wir 
durchaus merken, dass der Iran drei Dinge weiterhin ver- 
folgt: die Nichtanerkennung Israels, die Fortsetzung der 
Entwicklung ballistischer Raketentechnologie - hoch- 
präzise, mit extremen Reichweiten - und Auslandsak- 
tivitäten im nuklearen Bereich, die wir nicht gutheißen 
können. Das bedeutet für die deutsche Außenpolitik, die- 
ses direkt anzusprechen und auf der anderen Seite mitzu- 
helfen, dass das Umfeld Israels stabilisiert wird. 

Hierzu ein ganz klares Wort zu nichtmilitärischer 
Unterstützung: THW, Entwicklungszusammenarbeit, 
das Deutsche Rote Kreuz und viele andere helfen, dass 
in den Flüchtlingslagern in Jordanien und im Libanon 
einigermaßen menschenwürdige Zustände herrschen. 

(B) Wir müssen dort viel mehr investieren. Wir müssen viel 
deutlicher machen, was es bedeutet, diesen Staaten zur 
Seite zu stehen. Gleichzeitig müssen wir auch klarma- 
chen: Deutsche Außenpolitik hat nichts mit Deals zu tun, 
sondern mit Verrechtlichung, mit vernetzter Sicherheit, 
mit der Art und Weise, wie wir mit unseren Partnern um- 
gehen, nämlich ihnen ihre Werte zu lassen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, abschließend 
noch ein Gedanke, der uns als Parlamentarier betrifft: Wir 
erleben, wie sich die Regierung durch eine deutlich stär- 
ker fokussierte Zusammenarbeit der Ressorts - auch das 
Weißbuch zeigt das - in der Außen-, in der Sicherheits- 
und in der Entwicklungszusammenarbeit neu aufgestellt 
hat. Der Bundessicherheitsrat wird den Weißbuchprozess 
fortsetzen, wie er auch immer organisiert sein wird. Die 
Bundesregierung nimmt die sicherheitspolitischen He- 
rausforderungen an und entwickelt sie weiter. 

Wir selbst sind in 23 Ausschüssen organisiert. Ich 
glaube, wir sollten darüber nachdenken - im Jahr 2011 
gab es dazu Ansätze -, wie wir diese Versäulung überbrü- 
cken können und gerade in den Bereichen der Außen-, 
Entwicklungs-, Sicherheits-, Wirtschafts- und auch der 
Innenpolitik enger Zusammenarbeiten. Ich denke, das 
wird eine Herausforderung sein, der wir uns in der nächs- 
ten Legislaturperiode stellen müssen. 

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 


Vizepräsidentin Ciaudia Roth: 

Vielen Dank, Roderich Kiesewetter. - Nächster Red- 
ner: Manuel Sarrazin für Bündnis 90/Die Grünen. 

Manuei Sarrazin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Verehrte Frau Präsidentin! Sehr verehrte Kolleginnen 
und Kollegen! Ich glaube, es ist relativ klar, dass wir in 
den nächsten Monaten und im nächsten Jahr an die deut- 
sche Außenpolitik einen hohen Anspruch stellen müssen. 
Kollege Karl, Ihre „Abschiedsrede“ mit Blick auf den 
Bundesaußenminister in allen Ehren, aber ich muss sa- 
gen: Hoffentlich passiert bis dahin nichts mehr; da bin 
ich mir nämlich nicht so sicher. Ich glaube, wir werden 
Herrn Steinmeier bis Februar nächsten Jahres in ver- 
schiedenen Konflikten brauchen. Deswegen möchte ich 
hier keinen Abgesang anstimmen. 

Es ist klar, dass Deutschland in den nächsten Mona- 
ten für unsere Partner in Europa der Stabilitätsanker sein 
wird. Da hat diese Bundesregierung eine Lemkurve vor 
sich. Ich erinnere mich noch sehr gut daran, wie die Ne- 
benaußenpolitik von Herrn Gabriel oder Herrn Seehofer 
in Moskau bei unseren Partnern angekommen ist. Jetzt 
besteht nach der Verunsicherung im transatlantischen 
Verhältnis die Chance, über neue Möglichkeiten der Zu- 
sammenarbeit und der Vernunft, vielleicht in Warschau, 
vielleicht sogar ein bisschen in Budapest, zu reden. 

Ich erinnere mich sehr gut daran, dass das deutsch-fran- 
zösische Tandem seit Jahren nicht mehr in der Lage ist, 
essenzielle Fortschritte zu machen, und dass man sich 
in ganz vielen Politikfeldem zerstritten hat, anstatt ge- 
meinsame Lösungen zu Anden. Le Pen, Trump, das ita- 
lienische Referendum, Brexit: Vielleicht, wenn Le Pen 
gewinnen und das angekündigte Frexit-Referendum 
wahrmachen würde, gäbe es in 2020 eine EU ohne Veto- 
macht im Sicherheitsrat und ohne Atomwaffen. 

Wir sollten uns dessen sehr bewusst sein, dass 
Deutschland der Stabilitätsanker in Europa sein muss 
und dass deswegen die deutsche Außenpolitik mit der 
Europapolitik Hand in Hand gehen muss, wodurch 
Frankreich, die kleinen Länder im Osten, Angebote für 
den Süden und eine Unterstützung für die europäischen 
Institutionen wieder in das Zentrum gestellt würden. Das 
wäre tatsächlich eine Veränderung der Politik der Bun- 
desregierung von Frau Merkel und sicherlich auch der 
Großen Koalition. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das andere, das uns klar sein muss, ist, dass wir unse- 
re Nachbarschaft stabilisieren müssen. Das müssen wir 
zwar im europäischen Konzert machen, aber Deutsch- 
land wird dabei eine wesentliche Rolle spielen. Stabili- 
sieren werden wir sie sicherlich mit Werten. 

Ich nenne in diesem Zusammenhang die Situation in 
der Türkei, die in ihrem Ausgang meiner Ansicht nach 
offen ist. Deswegen wäre es falsch, bei den Beitrittsver- 
handlungen nun den Stecker zu ziehen. Wir müssen im 
Gespräch bleiben. Klar ist aber auch, dass wir in den Ge- 
sprächen unsere Werte deutlich machen müssen und der 
so verhängnisvolle Vorwurf von doppelten Standards die 
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(A) eigene Position und die eigene Glaubwürdigkeit unter- 
miniert. 

Wir haben die Situation auf Zypern, wo vorgestern die 
Verhandlungen vorläufig abgebrochen worden sind. Ich 
bin sehr froh, dass sich die deutsche Bundesregierung 
und auch der Bundesaußenminister seit langer Zeit sehr 
aktiv in die Zypern- Verhandlungen eingebracht haben. 

Wir haben die Situation auf dem westlichen Balkan. 
Uns ist doch klar, dass vor dem Hintergrund, dass die 
amerikanische Rolle infrage steht, auch die wichtige 
Rolle der Amerikaner bei der Heranführung der Balkan- 
staaten an die Europäische Union vielleicht nicht unver- 
ändert bleibt und dass wir mit unseren Werten - statt mit 
anderen Dingen - in diese Lücke hineingehen müssen. 

Wir müssen die Ukraine reformieren, um sie zu sta- 
bilisieren, und dürfen dabei keinen Zweifel aufkommen 
lassen, dass die territoriale Integrität der Ukraine für uns 
genauso undiskutierbar ist wie die Notwendigkeit von 
Reformen, um dieses Land zu verändern. Wir müssen 
klarmachen, dass unsere Solidarität in Zentraleuropa 
nicht in Zweifel gezogen werden kann, weder durch Gas- 
pipelines noch - ich sage einmal - durch Nebenstimmen 
der deutschen Außenpolitik, die ich gerade zitiert habe. 

Wir dürfen auch nicht vergessen, dass auch die Ent- 
wicklung in der MENA-Region sehr, sehr wichtig für 
uns ist. Dazu hat Herr Nouripour schon sehr deutlich ge- 
macht, dass es nicht allein darum geht, Abschiebeabkom- 
men auszuhandeln; vielmehr wird die Stabilität in dieser 
Region eine der großen Herausforderungen für uns wer- 

den, gerade wenn die Zeiten schlechter werden sollten. 

(B) 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das Ganze muss damit einhergehen, dass wir, wie 
Herr Steinmeier richtig gesagt hat - auch wenn vielleicht 
mit einer Wahl in Frankreich alles ein bisschen perdu 
sein könnte -, die Politikfelder, in denen die Europäische 
Union mehr liefern und vorankommen muss, vorantrei- 
ben müssen: die Wirtschafts- und Währungsunion, den 
digitalen Binnenmarkt, die Sicherheitszusammenarbeit, 
das soziale Europa, die Umsetzung des Pariser Klima- 
abkommens, die Flucht- und Migrationspolitik und na- 
türlich auch den Austausch zwischen den Menschen in 
Europa. 

Deswegen gilt es, jetzt klarzumachen: Deutschland ist 
der Stabilitätsanker in Europa und versucht damit, Euro- 
pa als den Anker zu bewahren, den es jetzt gerade nach 
der Wahl Trumps darstellen muss. Das geht nur, wenn 
wir Zusammenhalten und Europa stärken. Das alles steht 
meiner Ansicht nach am Ende unter einem Begriff; das 
ist der alte Begriff Schumans: die Solidarität der Tat. 

Vielleicht ist das die europäische Übersetzung des Bi- 
belzitats, das hier die Runde gemacht hat. Wenn es darauf 
ankommt: Liefern und nicht in irgendwelchen innenpoli- 
tisch orientierten Debatten verharren und auf die nächste 
Wahl blicken! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das ist ein Appell an alle. Auch wir haben nächstes 
Jahr eine Bundestagswahl. Wir können es uns nicht leis- 
ten, die Politikfelder der Europäischen Union nächstes 


Jahr in irgendwelche populistischen Debatten hineinzu- (C) 
ziehen. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang an andere Irr- 
wege dieser Bundesregierung erinnern: Wenn man ange- 
sichts der Debatten, die wir hier führen, bedenkt, dass vor 
anderthalb Jahren von der deutschen Bundesregierung 
der Vorschlag kam, Griechenland gegen seinen Willen 
aus dem Euro rauszuschmeißen, dann merken wir doch, 
welche Irrwege Ihre Regierung in den letzten Jahren hin- 
ter sich gebracht hat. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich möchte mit Blick auf die aktuelle Lage sagen: Kei- 
ne Griechenland-Eskapaden von CDU/CSU im nächsten 
Jahr bis zur Bundestagswahl! Bitte, bitte nicht! Diese 
Zeiten sind hoffentlich vorbei. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Stefan Liebich [DIE LINKE] - 
Michael Brand [CDU/CSU]: Die Bundesre- 
gierung ist gar nicht gefordert! So viel zum 
Thema Europarecht!) 

Ich komme zum Schluss. Deutschland auf Kurs hal- 
ten heißt: für ein starkes Europa reden und nicht einfach 
nachplappem: Ein halbstarkes Deutschland wäre gut. - 
Das sagt die AID. Ich will das nicht aus Ihren Reihen 
hören. Ich möchte es auch nicht von Frau Wagenknecht 
hören. Populismus ist keine Lösung, auch nicht im Um- 
gang mit Populisten. 

Danke. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - (D) 

Alexander Ulrich [DIE LINKE]: Zwei Popu- 
listen!) 

Vizepräsidentin Ciaudia Roth: 

Vielen Dank, Manuel Sarrazin. - Nächste Rednerin: 

Erika Steinbach für die CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Erika Steinbach (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir leben erkennbar in einer Welt, die sich zunehmend 
im Umbruch befindet, und das, was viele über Jahrzehnte 
kennengelemt hatten - die Übersichtlichkeit einer Welt- 
ordnung in zwei Kraftzentren -, ist nach dem Ende des 
Kalten Krieges einer immer komplexer werdenden bipo- 
laren und inzwischen multipolaren Welt gewichen. 

Diese Unübersichtlichkeit mündet erkennbar in im- 
mer zahlreichere und immer verwobenere Konfliktherde 
innerhalb und außerhalb Europas. Das verunsichert die 
Menschen, und es destabilisiert ganze Regionen auf un- 
serem Erdball. 

Aktuell erfahren die Menschen in den wohlhabenden, 
stabilen Industriestaaten durch die anschwellenden welt- 
weiten Flucht- und Migrationsbewegungen sehr plas- 
tisch, wie eng Innen- und Außenpolitik im Zeitalter der 
Globalisierung miteinander verwoben sind. Wir erleben, 
dass immer mehr Menschen in stabilere Regionen strö- 
men, in denen sie sich als Flüchtlinge Schutz oder als 
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(A) Migranten bessere wirtsehaftliehe Perspektiven für sieh 
und ihre Familien erhoffen. 

Infolge dieser Entwieklungen müssen wir als Gesell- 
sehaft verstärkt Antworten auf neue Herausforderungen 
finden. Leieht ist das durehaus nieht. Seit Jahren zeieh- 
nete sich ab, was zu viele erst mit den Migrationsströmen 
der letzten Monate registrierten. Wissenschaftler wie der 
britische Ökonomieforscher der Universität Oxford Paul 
Collier oder der deutsche Bevölkerungswissenschaftler 
Gunnar Heinsohn haben schon lange prognostiziert und 
gewarnt, was uns erwarten könnte. Viel zu wenige haben 
hingehört. Erst als die Probleme sozusagen vor der eige- 
nen Haustür in Deutschland und in Europa leibhaftig in 
Form von Menschen und deren Schicksalen zu erleben 
waren, ist mancher aufgewacht. 

Das UN-Flüchtlingshilfswerk muss jedes Jahr neue, 
sehr traurige Rekordzahlen vermelden. Das kann nie- 
manden zufriedenstellen. So sind aktuell über 65 Milli- 
onen Menschen auf der Flucht. 65 Millionen! Zusätzlich 
wächst vor allem in den afrikanischen Staaten die Be- 
völkerung noch immer unvermindert weiter, von heute 
1 Milliarde Menschen auf geschätzt rund 2 Milliarden 
bereits im Jahr 2050. Das dahinter zurückbleibende Wirt- 
schaftswachstum macht es zu einer großen Herausfor- 
derung, die doppelte Bevölkerung zu ernähren und den 
Menschen Perspektiven in ihren jeweiligen Heimatlän- 
dern zu ermöglichen. 

Die zentrale Frage, die sich aus diesen Entwicklungen 
ableitet, lautet für uns: Welchen Beitrag kann Deutsch- 
land leisten, damit der Wanderungsdruck eingedämmt 

(B) werden kann? Ein Blick auf den Globus zeigt uns er- 
hellend deutlich, wie klein unser Land im Verhältnis zur 
gesamten Erde ist. Man kann erkennen, dass das Elend 
dieser Welt nicht in Deutschland und auch nicht in der 
Europäischen Union zu lösen sein wird. Das bedeutet: 
Deutschland und die Europäische Union müssen ihre 
Hilfen vor Ort, am Ursprung der Wanderungsbewegun- 
gen, platzieren. Dazu ist es nötig, mit den Ländern der 
Afrikanischen Union und der Arabischen Liga vernünfti- 
ge Verträge zu vereinbaren. Die Bundesregierung ist auf 
dem Weg dazu. Die Europäische Union versucht eben- 
falls einiges, damit Hilfen zur Selbsthilfe die Richtigen 
erreichen und Gelder nicht in die Taschen korrupter Re- 
gime fließen. Die Mittel müssen so eingesetzt werden, 
dass die Menschen in den instabilen Regionen auch in 
die Lage versetzt werden können, Verantwortung für sich 
selbst - das gehört ein Stück weit zur eigenen Würde - 
und für ihr Land zu übernehmen. Das bedeutet elemen- 
tar, dass die Regierungen der afrikanischen Staaten und 
die Afrikanische Union insgesamt endlich stärker in die 
Pflicht genommen werden müssen, um ihrer eigenen 
Verantwortung gerecht zu werden. Sie dürfen sich nicht 
dauerhaft auf die Hilfe anderer Staaten verlassen müssen. 
Zurzeit bleibt ihnen nichts anderes übrig. 

Jeder Euro, der dort vor Ort angelegt wird, erreicht 
ein Vielfaches mehr an Menschen als unsere innerdeut- 
sche Migrationshilfe, die wir hier im Land leisten. Der 
Bundesrechnungshof hat die finanziellen Risiken der 
Bewältigung der Flüchtlingskrise hier in Deutschland für 
den Bundeshaushalt als nur schwer kalkulierbar bewer- 
tet. Die Bundesregierung geht bis 2020 von Integrations- 


kosten in Höhe von 80 Milliarden Euro aus. Sehr viele (C) 
halten diesen Ansatz jedoch für zu niedrig. Der weltweite 
Bedarf an humanitärer Hilfe liegt in diesem Jahr laut UN 
bei 20,3 Milliarden Dollar. Was bedeutet das? Das be- 
deutet, dass wir mit der gleichen Summe, die wir derzeit 
im Inneren aufwenden, um 1,5 Millionen Zuwanderer in 
Deutschland zu versorgen, den weltweiten humanitären 
Bedarf von 125 Millionen Menschen komplett abdecken 
könnten. 

Wenn man diese Zahlen miteinander vergleicht, wird 
klar, dass die Strategien zur Hilfeleistung verändert 
werden müssen. Deshalb ist es richtig, dass der Haus- 
haltsausschuss - ich bedanke mich ausdrücklich bei den 
Haushaltskollegen - in der Nachtbereinigungssitzung 
Geld draufgelegt hat, sowohl für das Auswärtige Amt 
als auch für das BMZ, und die Haushaltsmittel für das 
kommende Jahr um jeweils mehr als 500 Millionen Euro 
aufgestockt hat. Was uns als Fachausschuss nicht gelun- 
gen ist, ist dem Haushaltsausschuss gelungen. Danke den 
Haushältern; sie haben uns unterstützt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Damit werden wir im kommenden Jahr 1,3 Milliarden 
Euro allein für humanitäre Hilfe in Krisengebieten aus- 
geben können, um vor allem auch die Folgen der Kämp- 
fe in Syrien und dem Irak abzumildem. Somit wird 
Deutschland seiner humanitären Verantwortung besser 
gerecht werden, als wenn wir weitere Hunderttausende 
Migranten hier im Lande aufnehmen, die es schwer ha- 
ben, überhaupt Wurzeln schlagen zu können. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Ciaudia Roth: 

Vielen Dank, Erika Steinbach. - Nächster Redner: 
Frank Schwabe für die SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD) 

Frank Schwabe (SPD): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Die gute Zahl von 1,206 Milliarden Euro ist schon mehr- 
fach genannt worden. Das ist - ich glaube, das muss man 
sich einmal klarmachen - mehr als eine Verdreifachung 
der Mittel für die humanitäre Hilfe in dieser Legisla- 
turperiode. Damit sind wir in Sachen humanitäre Hilfe 
mittlerweile weltweit auf Platz 3 der Geberländer; das 
ist vielfach gewürdigt worden. Das ist dadurch möglich 
geworden, dass alle Fraktionen - ich empfinde das nicht 
als Schande; das ist etwas, wofür man sich durchaus lo- 
ben kann - dahinterstanden und Druck gemacht haben. 

Es gab unterschiedlichste Akteure, und am Ende ist es 
gelungen. Ich glaube, das ist ein gutes Ergebnis dieser 
Haushaltsberatungen. 

Bei allem berechtigten Eigenlob muss man aber auch 
die andere Zahl nennen, und das ist in der Tat, wie ich 
finde, eine unvorstellbare Schande. Wir haben bei der hu- 
manitären Hilfe weltweit einen Bedarf von 20 Milliarden 
US-Dollar im Jahr. Davon haben wir dieses Jahr - Stand 
Mitte November - aber nur knapp 50 Prozent gedeckt. 
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(A) Das heißt, es fehlen 10 Milliarden US-Dollar. Wenn man 
sieht, dass allein Herr Zuckerberg ein Vermögen von 
über 30 Milliarden US-Dollar hat, dann wird klar, dass 
ein Drittel dieses Vermögens ausreichen würde, um den 
Menschen auf der Welt, die von Krieg betroffen sind und 
flüchten müssen, zu helfen. Dass uns das auf der Welt 
nicht gelingt, finde ich wirklich beschämend. 

Was darüber hinaus eine Schande ist, ist, dass wir 
immer mehr Kriegsverbrechen erleben. Die Bombar- 
dierungen von humanitären Einrichtungen sind Kriegs- 
verbrechen. Jetzt können wir über die ganze Welt reden 
und benennen, wer alles für was verantwortlich ist. Das, 
was in Aleppo passiert, wird durch Assad verursacht, 
und Russland assistiert dabei. Ich finde, man muss das 
klar benennen: Das ist ein Kriegsverbrechen, und es ist 
schlimm, dass wir so weit auf der Welt gekommen sind. - 
Auch die Kanzlerin hat das heute Morgen benannt. Des- 
wegen will ich an dieser Stelle den Koalitionspartner 
bitten: Wir haben einen Antrag in der Pipeline, der schon 
fertig ist. Ich finde, es stünde diesem Hohen Hause gut 
an, sich über alle Fraktionen hinweg klar zu positionieren 
und solche Kriegsverbrechen zu verurteilen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Außenpolitik - der Kollege Liebich hat eben darauf 
hingewiesen - ist mehr als das Ja oder Nein zu Auslands- 
einsätzen. Außenpolitik ist mittlerweile Weltinnenpoli- 
tik. Wenn wir verstehen, dass Wanderungsbewegungen 
die andere Seite von Globalisierung sind, dann wissen 
wir auch, dass es um eine andere Form von Handelspoli- 

(®) tik geht, um eine andere Form von Zusammenarbeit, die 
nicht mehr so funktionieren kann, dass wir Almosen oder 
Brosamen geben. Vielmehr müssen wir die Welt gerech- 
ter organisieren, sodass andere Menschen, zum Beispiel 
in Afrika, an dem Reichtum der Welt teilhaben können. 

Deutschland muss sich dazu verpflichten. Wir müs- 
sen aber auch deutsche und europäische Unternehmen 
dazu verpflichten. Die deutsche Bundesregierung wird 
in Kürze einen nationalen Aktionsplan „Wirtschaft und 
Menschenrechte“ vorlegen. Ich will hier meiner Hoff- 
nung Ausdruck geben, dass das ein konsensualer Plan 
der Bundesregierung ist und dass die Bedenken, die es 
im Finanzministerium noch gegeben hat, beseitigt wer- 
den können. 

Es ist vielfach deutlich gemacht worden, dass gerade 
in der schwierigen Zeit, in der wir leben, unsere Wer- 
te Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte 
diejenigen Werte sind, die wir hochhalten müssen. Des- 
wegen ist es hoch problematisch, dass die Hälfte der Staa- 
ten auf der Welt mittlerweile eine Gesetzgebung hat, die 
es ermöglicht, die Zivilgesellschaft zu drangsalieren - 
bekannt durch den Begriff „shrinking space“. Man kann 
fast den Eindruck haben, dass es eine weltweit agierende 
Schule gäbe, in der Länder unterschiedlichster religiöser 
und ideologischer Ausrichtung voneinander lernen, wie 
man die Zivilgesellschaft drangsaliert. Dagegen vorzu- 
gehen, ist eine riesige Aufgabe für die EU, aber auch für 
den Europarat. Ich bin skeptisch, ob es am Ende Sankti- 
onsregime sind, mit denen man dem begegnen kann. Ich 
bin aber dafür, dass eine klare Sprache gesprochen wird 


und dass es keine Bonuspunkte gibt und jemand nicht (C) 
mehr geschont wird, wenn er einer bestimmten Partei- 
enfamilie angehört. Deswegen, finde ich, muss man sich 
klar zu dem positionieren, was Herr Orban in Ungarn 
macht, aber auch zu dem, was Herr Fico so veranstal- 
tet. Da sind alle Parteienfamilien, die hier im Deutschen 
Bundestag vertreten sind, entsprechend gefordert. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN) 

Ich will zum Schluss die Gelegenheit nutzen, für 
das parlamentarische Programm „Parlamentarier schüt- 
zen Parlamentarier“ zu werben. Es ist seit 13 Jahren im 
Deutschen Bundestag in Kraft. Viele Kolleginnen und 
Kollegen beteiligen sich daran. Wir haben es zuletzt be- 
sonders wegen des Umgangs in der Türkei in Anspruch 
genommen, weil das einfach geboten ist. Was soll man 
anderes machen? Wenn es dieses Programm gibt, schreit 
die Lage der Türkei geradezu danach, sich ihr mit die- 
sem Programm zu widmen. Es gibt eine Reihe von Kol- 
leginnen und Kollegen - mittlerweile 70 bis 80 -, die 
bei diesem Programm mitmachen. Ich habe mit Herrn 
Brand, dem Vorsitzenden des Menschenrechtsausschus- 
ses, vereinbart, dass wir nächste Woche eine Informati- 
onsveranstaltung durchführen, damit man weiß, was man 
ganz konkret tun kann. Ich will noch einmal herzlich da- 
für werben, sich an diesem Programm zu beteiligen. Wir 
können für Personen auch doppelt und dreifach Paten- 
schaften vergeben; das ist möglich. Es ist eine besondere 
historische Situation, in der auch wir als Bundestag mit 
diesem Programm gefordert sind. 

Vielen Dank. (D) 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der LINKEN) 

Vizepräsidentin Ciaudia Roth: 

Vielen Dank, Frank Schwabe. - Ich danke, dass Sie 
auf dieses Programm hingewiesen haben. Wir haben es 
auf internationaler Ebene bei der Interparlamentarischen 
Union vorgestellt. Ein solches Programm gibt es sonst 
nirgends auf der Welt. Kollegen aus anderen Parlamenten 
haben sich sehr interessiert gezeigt, es auf ihre Parlamen- 
te zu übertragen. 

Dazu passt der nächste Redner. Das Wort hat Dr. Bernd 
Fabritius für die CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Bernd Fabritius (CDU/CSU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Wer schon einmal vom Paul-Löbe-Haus zum 
Hauptbahnhof gegangen ist, der kennt vielleicht den klei- 
nen Trampelpfad zur Fußgängerbrücke über die Spree. 

Mit der Zeit haben die Berliner und Gäste dieser Stadt 
eine Schneise in die Grünfläche getreten, um den etwas 
längeren gepflasterten Weg zur Brücke abzukürzen. Vor 
kurzem hatte irgendein mutiger Mitarbeiter des Ber- 
liner Grünflächenamtes ein Einsehen: Der Trampelpfad 
ist verbreitert und mit Begrenzungen und Schotterbelag 
versehen worden. - In vielerlei Hinsicht sind dieses freie 
Finden von Wegen und die helfende Hand der Politik, 
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wenn es darum geht, aus sieh bildenden Trampelpfaden 
gepflegte Trottoirs zu sehaffen, sinnbildlieh für die Her- 
angehensweise im Großen, aueh in der Auswärtigen Kul- 
tur- und Bildungspolitik, die ieh naeh dem bisher sehon 
Gesagten im Besonderen hervorheben möehte. 

Viele Initiativen, die im Bereieh der AKBP gefördert 
werden, hatten ihren Ursprung in der Zivilgesellsehaft, 
in den vielfältigen Künstlerszenen und Vereinen, oder 
entstanden aus dem Wunseh der Mensehen heraus, über 
Grenzen hinweg einen Zugang zueinander zu Anden. Oft 
sind Mut und Entsehlossenheit erforderlieh. Im kreativen 
wie gleiehsam sensiblen Bereieh der AKBP kann es für 
die Polifik aueh rafsam sein, gelegenflieh Zurüekhalfung 
zu üben, Kulfur einfaeh um der Kulfur willen zu fördern 
und den vorher beispielhaft genannfen Trampelpfad ei- 
nen Trampelpfad sein zu lassen. Die AKBP isf kein In- 
sfrumenf der sfarren Riehtlinien und Vorgaben, sondern 
lebf von der Kreafivifäf ihrer Akfeure. 

Im Haushalt 2017 wird uns für diesen Politikbereieh 
allein im Kapitel zur Pflege kultureller Beziehungen zum 
Ausland die Rekordsumme von 923 Millionen Euro zur 
Verfügung stehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Mein ganz herzlieher Dank geht an Alois Karl als zu- 
ständigen Beriehterstatter der Unionsfraktion im Haus- 
haltsaussehuss, an seine Kolleginnen und Kollegen der 
anderen Fraktionen, an Außenminister Steinmeier, an 
Staatsministerin Böhmer sowie an die zuständigen Mit- 
arbeiter im Auswärtigen Amt. Ieh danke insbesondere 
aueh den Mitgliedern des Unteraussehusses Auswärtige 
Kultur- und Bildungspolitik für die gute Zusammenarbeit 
und den gemeinsamen Einsatz für unsere Anliegen - ein 
Einsatz, liebe Kolleginnen und Kollegen, der sieh wirk- 
lieh gelohnt hat. 

Die zusätzliehen 552 Millionen Euro für humanifäre 
Hilfe und Krisenprävenfion sind von meinen Vorrednern 
bereifs genannf worden. In Übereinsfimmung mif den 
damif verbundenen Zielen haf der Unferaussehuss für 
Auswärfige Kultur- und Bildungspolitik einen Aufwuehs 
im Titel der Regionalen Programmarbeit mit einem Fo- 
kus auf Krisenregionen eingebraeht. Ein Plus von rund 
7 Millionen Euro kommt diesem Bereieh zugute. 

Die Alexander-von-Humboldt-Stiftung erhält für die 
Ausweitung der 2015 gestarteten Philipp-Sehwartz-Ini- 
tiative eine Erhöhung ihrer Fördermittel um 15 Millio- 
nen Euro. Das Programm, das Sie, Herr Kollege Karl, 
zu Reeht bereits angesproehen haben, ermöglieht Hoeh- 
sehulen in Deutsehland die Aufnahme verfolgter Wissen- 
sehaftlerinnen und Wissensehaftler - eine sehr wiehtige 
Initiative. 

Wir stärken das deutsehe Auslandssehulwesen. Zu- 
sätzlieh 5 Millionen Euro sind für den Ausbau der 
PASCH-Initiative vorgesehen. Mehr Sehulen mit einem 
Sehwerpunkt auf der Vermittlung der deutsehen Spra- 
che in der weiten Welt bedeuten eine größere Zahl von 
Bildungsbiograflen mit Deutschlandbezug als Ausgangs- 
punkt grenzüberschreitender Vernetzung. Ein weiteres 
Plus von 250 000 Euro und damit eine Erhöhung auf ins- 
gesamt 1,25 Millionen Euro stärkt etwa das Programm 


zur Förderung des deutschsprachigen Schulwesens in (C) 
Rumänien. 

1,2 Millionen Euro zusätzlich kommen dem Kulturer- 
halt zugute. Die Zerstörung antiker Stätten und anderer 
Kulturgüter im Zuge von Konflikten hat ein erschre- 
ckendes Ausmaß angenommen. Mit diesen Mitteln kön- 
nen unter anderem das Engagement von Staatministe- 
rin Böhmer als Beauftragte des Auswärtigen Amtes für 
UNESCO- Welterbefragen und die Arbeit des Deutschen 
Archäologischen Instituts gestärkt werden. 

Um bei meinem eingangs verwendeten Bild des Fin- 
dens von Wegen zu bleiben: Es ist auch Aufgabe der 
AKBP, Brücken zu bauen. Ich freue mich sehr, dass im 
Einzelplan 05 zusätzliche 8 Millionen Euro für neue 
Goethe-Zentren in Armenien und Aserbaidschan zur Ver- 
fügung stehen. Die in beiden Ländern große Nachfrage 
an Deutschkursen ist hervorragend. Ich freue mich, dass 
wir darauf eine gute Antwort Anden konnten. Kulturelle 
Angebote in diesen Ländern sind sicher ein guter Beitrag 
für eine Annäherung und Verständigung. Immer wieder 
flammt der Konflikt zwischen beiden Ländern auf Das 
ist sicher auch fehlenden Zugängen von Gesellschaft 
zu Gesellschaft geschuldet. Ich wäre froh, wenn durch 
das Wirken der Goethe-Institute in diesen Ländern Ver- 
ständnis gebildet und gefördert würde. Die Wirkung der 
AKBP als konflikt- und krisenpräventives Politikmittel 
macht einen beherzten Einsatz in Zeiten der Unsicherheit 
ganz besonders wichtig. 

Meine Damen und Herren, es wäre eigentlich die Zeit 
der AKBP in der Türkei! Leider stehen hinter vielen Pro- 
jekten dort nunmehr Fragezeichen. Ein solches Frage- (^) 
Zeichen steht hinter der Türkisch-Deutschen Universität 
in Istanbul. Sie ist das Leuchtturmprojekt der Wissen- 
schaftskooperation unter Federführung des DAAD. An- 
fang November wurden sechs Mitglieder des Lehrper- 
sonals Ziel der Entlassungs- und Verhaftungswellen der 
türkischen Regierung. 

Während die türkische Künstler- und Kulturszene sich 
mehr und mehr in ihrer Existenz bedroht fühlen muss, 
läuft unser Stipendienprogramm in der Künstleraka- 
demie Tarabya zum Glück weiter. „Wie lange noch?“, 
könnte man sich sorgenvoll fragen. Im Oktober kündigte 
die Türkei das EU-Kulturprogramm „Kreatives Europa“ 
einseitig auf Es wird nicht einfach sein, jeden Zentime- 
ter Freiraum, der durch die deutsche AKBP in der Türkei 
ermöglicht wird, zu verteidigen. Im Interesse einer frei- 
en Künstler- und Kulturszene sollten wir allerdings jede 
Mühe auf uns nehmen. 

Meine Damen und Herren, die AKBP findet nicht nur 
Wege, baut nicht nur Brücken, sondern auch Häuser. Ich 
bin sehr froh, dass es noch kurz vor Abschluss der Haus- 
haltsverhandlungen gelungen ist, die notwendigen Mittel 
für die Renovierung und Modernisierung des Hauses in 
der Fifth Avenue in New York und der kürzlich erworbe- 
nen Thomas-Mann-Villa in Los Angeles bereitzustellen. 
Gerade über das New Yorker Projekt, das nun schon viele 
Jahre geplant, mit wechselnden Konzepten ausgestattet 
und dann doch immer wieder verschoben wurde, freue 
ich mich ganz besonders. Es kommt mir fast wie Bestim- 
mung vor, dass der Haushaltsausschuss diesem Projekt 
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(A) ausgerechnet zwei Tage nach einer US -Präsidentschafts- 
wahl zugestimmt hat, die zumindest einige Fragezeichen 
hinter die Zukunft und Ausrichtung der deutsch-ameri- 
kanischen Beziehungen setzt. In dem zukünftig German 
Academy genannten Haus werden Ausstellungs- und 
Veranstaltungsflächen für Beiträge aus den Bereichen 
Kultur, Wissenschaft, Bildung, Wirtschaft, Politik und 
Gesellschaft geschaffen. Auch Künstlerresidenzen wer- 
den ein möglichst vielfältiges Angebot ergänzen. Die 
German Academy in New York wie auch das Thomas- 
Mann-Haus in Los Angeles sollen dem Zweck dienen, 
Vertrauen zwischen Deutschland und den USA zu för- 
dern und das gegenseitige Verständnis zu stärken - gera- 
de dieser Tage ganz besonders wichtige Aufgaben. 

Meine Damen und Herren, die AKBP findet Wege, 
öffnet Türen und ermöglicht Zugänge zueinander, baut 
Brücken und schafft in ihren Häusern, Akademien, Schu- 
len, Universitäten und Instituten, Schutz- und Freiräume. 
Der Haushalt 2017 bietet dafür bessere Voraussetzungen 
als je zuvor. 

Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Vizepräsidentin Ciaudia Roth: 

Vielen Dank, Bernd Fabritius. - Der letzte Red- 
ner in der Debatte ist Karl-Heinz Wange für die CDU/ 
CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

(B) 

Kari-Heinz Wange (CDU/CSU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Frau Präsidentin, erlauben Sie mir, dass ich 
auch die Besucher und Besucherinnen auf den Tribünen 
begrüße, vor allen Dingen eine kleine Gruppe aus Pader- 
born, die heute bei meiner ersten Rede dabei sein möchte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Momentan befinden wir uns in politisch schwierigen 
Zeiten. Zum einen werden rechte politische Ideologien in 
der westlichen Welt stärker. Der amerikanische Wahlaus- 
gang mit dem überraschenden Sieg von Trump hat uns 
gezeigt, dass populistische Strömungen von einer breiten 
Masse der Bevölkerung gehört werden. Zum anderen er- 
reichen uns täglich neue Schreckensmeldungen aus den 
Krisengebieten des Nahen Ostens, aus Afrika und der 
Sub sahara. Menschen auf der Flucht vor Krieg und Elend, 
aufgebrochen in der Hoffnung auf ein sicheres Leben in 
Europa, ertrinken auf der Überfahrt im Mittelmeer, von 
geldgierigen Schleppern in den sicheren Tod geschickt. 
Die Zivilbevölkerung in Aleppo - das haben wir heute 
schon des Öfteren gehört -, pausenlos von syrischen Re- 
gierungstruppen und ihren russischen Helfern bombar- 
diert, erleidet Unvorstellbares. Die Menschen dort sind 
abgeschnitten von der Außenwelt und verhungern unter 
den Augen der scheinbar machtlosen Welt. - Ich weiß, 
ich sage Ihnen mit diesen kurzen Beschreibungen des 
Elends und der Not nichts Neues. Aber wir müssen uns 
die Ursachen für die Flucht und das Elend von Millionen 


Menschen eben immer wieder in Erinnerung rufen. Wir (C) 
müssen und wollen helfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 

Frank Schwabe [SPD]) 

Bei allen Herausforderungen und Krisen dürfen wir 
aber unsere eigenen Werte und Prinzipien nicht verges- 
sen; denn nur als geeintes und dadurch auch im Handeln 
einiges Europa sind wir stark genug, Hilfe leisten zu 
können. So ist es unerlässlich, die Beziehung zu unseren 
engsten Verbündeten zu stärken. Genauso wichtig ist es 
aber, in Krisengebieten durch weitsichtige Diplomatie 
und durch Unterstützung diverser Hilfsorganisationen 
die Lage für die Bevölkerung zu verbessern und auf einen 
wie auch immer gearteten und noch immer nicht wirklich 
greifbaren Frieden hinzuarbeiten; denn nur als allerletzte 
Option dürfen wir Europäer uns tiefer in einen militäri- 
schen Konflikt hineinziehen lassen. Gemeinsam mit der 
Europäischen Union ist es deshalb nötiger denn je, einen 
umfassenden Plan weiterzuentwickeln, um möglichst ef- 
fektiv unsere Hilfen in Krisengebieten zu platzieren. 

Seit 2015 kamen fast 1,5 Millionen Flüchtlinge al- 
lein nach Deutschland; die Anzahl der ankommenden 
Schutzsuchenden in diesem Jahr konnte durch gezielte 
Maßnahmen verringert werden. Ein Beispiel dafür ist 
das Abkommen der EU mit der Türkei. Dieses Abkom- 
men ist wichtig. Jedoch sind wir in politisch instabilen 
Zeiten in der Türkei mit ihrem Präsidenten Erdogan und 
angesichts der Unsicherheit über das Weiterbestehen des 
abgeschlossenen Abkommens gleichzeitig dazu aufge- 
fordert, zukünftig die Rücknahmeabkommen mit den 
nordafrikanischen Staaten und im Speziellen auch - wir (D) 
haben es vorhin schon gehört - mit Ägypten zu forcieren. 

Die Europäische Kommission arbeitet genau an diesen 
Abkommen; denn dies führt dazu, dass Menschleben ge- 
rettet werden können, wenngleich es die Fluchtursachen 
selbst nicht ansatzweise berührt. 

Wir dürfen uns nicht nur auf diplomatische Kunst ver- 
lassen. Vielmehr müssen wir dort, wo noch oder schon 
wieder Frieden herrscht, Aufbauhilfe durch Investitionen 
vor Ort leisten. Eine Möglichkeit der nachhaltigen In- 
vestitionen ist die Gründung von Wissenschaftspartner- 
schaften in Transformationsländem wie beispielsweise 
in Nordafrika und dem Nahen Osten. Dadurch eröffnen 
wir den Menschen in ihren Heimatregionen oder zumin- 
dest heimatnah endlich Hoffnung und fördern gezielt den 
Aufbau von wirtschaftlichen Strukturen im Sinne der so- 
zialen Marktwirtschaft. Stabilität in Krisenregionen kön- 
nen wir nicht alleine schaffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nur ein geeintes, starkes Europa ist dazu in der Lage. 

Ein weiteres Beispiel für den gezielten Einsatz von 
Investitionsmitteln ist der momentan diskutierte Eu- 
ropäische Fonds für nachhaltige Entwicklung. Der Eu- 
ropäische Rat beabsichtigt, mit diesem Fonds Anreize 
für private Investitionen in Afrika und in der südlichen 
sowie östlichen Nachbarschaft zu schaffen. Ein wichti- 
ges Signal werden wir durch unsere Präsidentschaft im 
Rahmen der G-20-Mitgliedschaft ab Juli 2017 setzen. 

Im Fokus stehen nämlich die Afrika-Initiativen und die 
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(A) damit verbundenen Verbesserungen der Bedingungen für 
Investitionen in Afrika. 

Auch für den Schutz der europäischen Außengren- 
zen - hier nenne ich das Stichwort „Frontex“ - wird im 
kommenden Jahr deutlich mehr Geld zur Verfügung ste- 
hen. Eine Ende letzter Woche in Brüssel getroffene Eini- 
gung zum EU -Gemeinschaftshaushalt für 2017 sieht vor, 
die Mittel für den Budgetbereich Sicherheit um 25 Pro- 
zent auf 3,8 Milliarden Euro zu erhöhen. 

Meine Damen und Herren, ich komme zum Schluss. 
Bei all den Krisen und Herausforderungen, die uns die 
kommende Zeit bringen wird, dürfen wir nicht verges- 
sen, dass Herausforderungen auch immer Chancen sind. 
Die Vergangenheit hat uns gelehrt, dass wir in all den po- 
litisch turbulenten Zeiten die Chancen genutzt haben und 
gestärkt daraus hervorgegangen sind. In diesem Sinne ist 
es wichtig, dass wir unseren Blick auf unsere europäi- 
schen Stärken legen. Das ist das Streben nach Frieden, 
Freiheit und Zusammengehörigkeit. 

Lassen Sie mich noch Ihnen, Herr Dr. Steinmeier, auf 
Ihrem Weg aus dem alten Amt in das neue Amt alles Gute 
wünschen. 

Ich danke Ihnen allen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Vizepräsidentin Ciaudia Roth: 

Vielen herzlichen Dank, Karl-Heinz Wange. Wir alle 
gratulieren Ihnen zu Ihrer ersten Rede. 

(B) (Beifall) 

Dass es Ihre erste Rede war, zeigt sich schon daran, dass 
Sie Ihre Redezeit nicht ausgeschöpft haben. Ich befürch- 
te, dass sich das ändern wird. 

(Heiterkeit) 

Ein Hinweis: Dem von Ihnen angesprochenen neuen 
Amt von Herrn Steinmeier geht noch eine Wahl voraus. 
Der Weg wird also noch ein bisschen dauern. - Vielen 
Dank und viel Erfolg hier im Deutschen Bundestag! 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Einzel- 
plan 05 - Auswärtiges Amt - in der Ausschussfassung. 
Wer stimmt für den Einzelplan 05? - Wer stimmt dage- 
gen? - Wer enthält sich? - Niemand. Der Einzelplan 05 
ist angenommen. Zugestimmt haben die CDU/CSU und 
die SPD. Dagegen waren Bündnis 90/Die Grünen und 
die Linke. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 1. 1 1 auf: 

Einzelplan 14 

Bnndesministerinm der Verteidignng 

Drncksachen 18/9813, 18/9824 

Die Berichterstatter und Berichterstatterinnen sind 
Bartholomäus Kalb, Karin Evers-Meyer, Michael Leutert 
und Dr. Tobias Lindner. 

Zum Einzelplan 14 hat die Fraktion Die Linke einen 
Entschließungsantrag eingebracht, über den wir, wie in 
den anderen Fällen auch, am Freitag nach der Schlussab- 
stimmung abstimmen werden. 


Nach interfraktioneller Vereinbarung sind auch für die (C) 
Aussprache zu diesem Haushaltsplan 96 Minuten vorge- 
sehen. - Sie sind einverstanden. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat ein weiteres 
Mal Michael Leutert für die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Michael Leutert (DIE LINKE): 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Frau Ministerin, ich gehe fest davon aus, 
dass dies der letzte Haushalt ist, den Sie als Verteidi- 
gungsministerin zu verantworten haben. Ich muss sagen: 
Damit setzen Sie sich kein Denkmal. Sie kapitulieren vor 
Ihren eigenen Ansprüchen und sind damit auch geschei- 
tert. Sie sind angetreten, den Rüstungsbereich aufzuräu- 
men. Sie wollten die Kosten unter Kontrolle bringen. Sie 
wollten mehr Transparenz bei den Beschaffungsvorgän- 
gen. Sie wollten mehr Parlamentsbeteiligung durchset- 
zen. 

(Ingo Gädechens [CDU/CSU]: Alles ge- 
klappt!) 

Nichts davon hat geklappt. 

(Beifall der Abg. Heike Hänsel [DIE 
LINKE]) 

Fest steht: Nicht nur die Kosten bei Großbeschaffungs- 
projekten wurden nicht unter Kontrolle gebracht; der 
ganze Etat ist außer Kontrolle geraten. Bis zum Jahr 2030 
wollen Sie 130 Milliarden Euro mehr investieren. Allein 
im nächsten Jahr soll es eine Steigerung in Höhe von (D) 
2,3 Milliarden Euro geben, die größte Steigerung, die es 
in den letzten Jahren gegeben hat. 

(Michael Brand [CDU/CSU]: Das ist doch 
super!) 

Ich nenne nur zwei Großprojekte, die unter der Ägide 
der Ministerin auf den Weg gebracht worden sind. Das 
erste Projekt ist die Beschaffung neuer Drohnen. Hier hat 
nicht einmal die Ausschreibung funktioniert. Der Mitbe- 
werber General Atomics klagt. Deshalb liegt das Projekt 
auf Eis. 

(Michael Brand [CDU/CSU]: Sind Sie jetzt 
auch für bewaffnete Drohnen?) 

Das zweite Projekt sind die fünf neuen Korvetten. Wie 
sieht es hier mit der Transparenz aus? 

(Dr. Tobias Lindner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Was ist mit TanDEM-X?) 

- TanDEM-X kommt noch. 

(Michael Brand [CDU/CSU]: Die Linke ist für 
die Beschaffung von Drohnen ohne Vergabe!) 

Wir bekommen von Ihnen regelmäßig Rüstungsbe- 
richte mit Bedarfsplänen. Im März wurde uns gesagt, die 
fünf Korvetten der Marine seien ausreichend. Mehrere 
Monate später war das alles null und nichtig, weil in ei- 
ner Nacht-und-Nebel-Aktion beschlossen wurde, die An- 
zahl der Korvetten zu verdoppeln und fünf neue zu be- 
stellen. Liebe Kolleginnen und Kollegen, das hat nichts 
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(A) mit Transparenz und Parlamentsbeteiligung zu tun. Das 
ist das Gegenteil. 

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN - Miehael Brand 
[CDU/CSU]: Flexibilität!) 

Sie sind angetreten und haben gesagt, Sie würden an 
der Struktur der Bundeswehr niehts verändern. Die Neu- 
ausriehtung der Bundeswehr war die größte Reform, die 
die Bundeswehr erlebt hat; dort sind Obergrenzen festge- 
legt, zum Beispiel beim Personal. Sie haben gesagt. Sie 
hielten daran fest, und haben trotzdem Reformen dureh- 
gefuhrt; Sie nennen es nur einfaeh anders. Sie nennen es 
Trendwende: Trendwende Personal, Trendwende Mate- 
rial usw. usf Zu guter Letzt wird mit diesem Flaushalt 
besehlossen, eine neue Teilstreitkrafl einzuriehten, und 
zwar die Teilstreitkraft Cyberabwehr, 

(Miehael Brand [CDU/CSU]: Sehr gute Ent- 
seheidung!) 

um Angriffe über das Netz abwehren zu können. Das ist 
zweifellos eine wiehtige Aufgabe; das wird niemand be- 
streiten. Aber aueh da frage ieh mieh, wie es mit der Par- 
lamentsbeteiligung und der Transparenz aussieht. 

Fakt ist, dass diese Maßnahmen in ein allgemeines 
Konzept der Bundesregierung unter Federführung des 
BMI eingebunden werden sollen. Dieses Konzept liegt 
uns aber noeh nieht vor. Weil es das Konzept noeh nieht 
gibt, ist aueh völlig unklar: Wer übernimmt welehe Auf- 
gaben? Wie ist die Kompetenzverteilung? Was folgt da- 
(ß) raus für eine Struktur? Und damit einhergehend: Wie 
hoeh sind die Gesamtkosten, um dieses Konzept umzu- 
setzen? - Da das nieht vorliegt, können wir bestimmte 
Dinge, die die Bundeswehr betreffen und die uns alle 
sehr viel angehen, nieht beurteilen, beispielsweise die 
Frage: Wie wird zwisehen Auslandseinsatz und Nieht- 
einsatz im Inneren bei Cyberabwehr untersehieden? Wie 
ist die Parlamentsbeteiligung bei Mandatierung dieser 
Truppen? - Das alles ist nieht geklärt. Trotzdem wer- 
den Planstellen ausgebraeht, wird Geld eingestellt, wird 
eine neue Teilstreitkraft aufgebaut. Das, liebe Ministerin, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, hat niehts mit Transpa- 
renz, Planungssieherheit und Kostenkontrolle zu tun. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Wie sieht es bei den Auslandseinsätzen aus? Einmal 
abgesehen davon, dass wir Linken prinzipiell gegen 
Kampfeinsätze sind: Wenn die Mehrheit des Flauses Sol- 
datinnen und Soldaten ins Ausland sehiekt, dann sollte 
man doeh wenigstens davon ausgehen, dass es dafür eine 
moraliseh glaubwürdige Grundlage gibt. Was ieh damit 
meine, möehte ieh gerne jetzt zitieren: 

(Miehael Brand [CDU/CSU]: Oha!) 

Die Parteien dieses Vertrags bekräftigen ..., mit al- 
len Völkern und Regierungen in Frieden zu leben. 
Sie sind entsehlossen, die Freiheit, das gemeinsa- 
me Erbe und die Zivilisation ihrer Völker, die auf 
den Grundsätzen der Demokratie, der Freiheit der 
Person und der Flerrsehaft des Reehts beruhen, zu 
gewährleisten. 


Dass das hier ein Linker zitieren muss! Es ist die Präam- (C) 
bei des NATO-Vertrages. 

Ieh frage Sie jetzt: Wenn das gilt, warum sind dann 
Bundeswehrsoldatirmen und -Soldaten in der Türkei sta- 
tioniert? Wenn das gilt, warum soll dann mit 58 Millio- 
nen Euro der Bundeswehrstützpunkt in der Türkei ausge- 
baut werden? Was hat die Politik der Türkei derzeit mit 
diesen Werten, mit Frieden, Freiheit, Demokratie und 
Herrsehafl des Reehts, zu tun? Niehts. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Diese Politik ist unglaubwürdig, und deshalb wenden 
sieh viele Mensehen von den etablierten Parteien ab. 
Glaubwürdig wäre es, die Soldaten abzuziehen, den 
Stützpunkt nieht auszubauen 

(Miehael Brand [CDU/CSU]: Es geht um den 
Kampf gegen den IS !) 

und der Türkei deutlieh zu maehen, dass ihre Politik 
niehts mit diesen Werten zu tun hat und deshalb auf die- 
sem Gebiet aueh keine Kooperation stattfinden kann. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Unterm Strieh bleibt festzustellen: Sie haben Ihre Zie- 
le im Kern nieht erreieht. Das Verteidigungsministerium 
hat zu viel Geld - Geld, das wir an anderer Stelle drin- 
gend benötigen. Flätten wir nämlieh zum Beispiel mehr 
Geld für die Fluehtursaehenbekämpfung oder hätten wir 
mehr Geld für Stabilisierungsmaßnahmen, zum Beispiel 
in Tunesien, oder hätten wir mehr Geld für Konfliktma- 
nagement, zum Beispiel im Südsudan, könnten wir damit 
viel sinnvoller und naehhaltiger für Sieherheit sorgen. 

(Beifall bei der LINKEN - Henning Otte 
[CDU/CSU]: Sagen Sie jetzt!) 

Vizepräsidentin Ciaudia Roth: 

Vielen Dank, Miehael Leutert. - Näehster Redner: 
Bartholomäus Kalb für die CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Barthoiomäus Kaib (CDU/CSU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin- 
nen und Kollegen! Ieh gehöre dem Bundestag ja sehon 
eine Weile an, habe Zeiten erlebt, insbesondere naeh dem 
Fall des Eisernen Vorhangs, naeh dem Fall der Mauer, in 
denen in Europa ein Gefühl aufkam, Verteidigung wäre 
nieht mehr so wiehtig. Es gab selbst in bürgerliehen Krei- 
sen viele Leute, die meinten, auf die Bundeswehr könne 
man verziehten 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN) 

und Verteidigungsausgaben wären hinausgesehmissenes 
Geld. - Nur langsam! - Wenn Sie heute in die Bevölke- 
rung hineinhören, dann hören Sie, dass sieh die Bürger 
sehr bewusst darüber sind, dass wir eine gute Verteidi- 
gungspolitik maehen müssen und dass unsere Bundes- 
wehr gut ausgestattet sein muss. Die Wiehtigkeit und Be- 
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(A) deutung der Bundeswehr ist heute dem allergrößten Teil 
der Bevölkerung sehr bewusst; sie ist ihnen sehr wiehtig. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Die Mensehen wissen und spüren, dass sieh die Welt 
dramatiseh verändert und dass die Bedrohungen drama- 
tiseh zugenommen haben. Zugleieh erkennen sie, dass 
die Bedrohungslagen viel komplexer geworden sind. Wir 
müssen aueh sehen, dass wir uns nieht mehr nur auf un- 
sere Partner verlassen können, vielleieht in Zukunft noeh 
weniger als bisher - da müssen wir aueh erst sehen, wie 
sieh die Politik so maneher Administration entwiekelt. 

Wir tragen Verantwortung für Frieden, für Freiheit, 
für Mensehliehkeit, sowohl für die Mensehen in unserem 
Land als aueh in der Welt. Der Krisenbogen spannt sieh 
mittlerweile von der östliehen Ukraine über Afghanistan 
bis weit in den arabisehen und nordafrikanisehen Raum. 
Wir glaubten in der Vergangenheit, dass wir zumindest 
nieht mehr von symmetrisehen Bedrohungslagen ausge- 
hen müssten. Fleute müssen wir erkennen: Aueh dieser 
Bereieh muss wieder in die Überlegungen einbezogen 
werden. Hinzu kommen natürlieh die sogenannten asym- 
metrisehen Bedrohungen dureh den Terrorismus, die uns 
vor neue, wesentlieh größere Herausforderungen stellen. 
Das Thema der Angriffe aus dem Cyberraum ist vorhin 
bereits angesproehen worden. Auf all diese Fragen und 
in all diesen Situationen müssen wir entspreehende Ant- 
worten geben. 

Der Haushalt für das Jahr 2017, den wir heute beraten, 
gibt Antworten auf die neuen Herausforderungen. Mit 
37 Milliarden Euro ist er der größte Verteidigungshaus- 
halt in der Gesehiehte der Bundesrepublik Deutsehland. 
Wir haben Sehwerpunkte gesetzt, die uns sehr wiehtig 
sind: im Bereieh Materialerhalt, im Bereieh Forsehung 
und Entwieklung, aber aueh, was die Einriehtung neuer 
Studiengänge in Hamburg und in Münehen betrifft, ins- 
besondere für den Bereieh Cybersieherheit. Wir haben 
aueh beim Personal eine Trendwende eingeleitet. Wir ha- 
ben die Stellen für Reservistendienstleistende von 2 500 
auf 3 000 erhöht. Wir treffen Vorsorge im Bereieh Cy- 
bersieherheit, im Bereieh Aufklärung, in den Bereiehen 
Luftraumüberwaehung und Luftverteidigung und vieles 
andere mehr. 

Aber wir haben aueh Vorsorge getroffen, um die Auf- 
gaben, die innerhalb der NATO vereinbart und uns zuge- 
wiesen sind, zu erfüllen; ieh denke an Lufttransport und 
aueh an Einsatzfelder zur See. Weil es Kollege Leutert 
eben angesproehen hat: Mit dem zusätzlieh von uns be- 
sehlossenen und mit Verpfliehtungsermäehtigungen aus- 
gestatteten Ansatz sollen fünf neue Korvetten besehafft 
werden. Diese werden wir nieht etwa zur Bekämpfung 
von „Seeungeheuem“ verwenden, wie Sie es, lieber Kol- 
lege Dr. Lindner, 

(Laehen des Abg. Miehael Leutert [DIE 
LINKE]) 

in einer Ihrer Anfragen bezeiehnet haben. Vielmehr ver- 
wenden wir sie, um die Anforderungen, die sieh aus un- 
seren Aufgaben ergeben, erfüllen zu können. Wenn es für 
eine solehe Maßnahme sowohl vonseiten der NATO als 


aueh vonseiten des Ministeriums, des Parlaments, des (C) 
Verteidigungsaussehusses und des Haushaltsaussehus- 
ses, Impulse gibt und man sieh auf ein entspreehendes 
Vorgehen verständigt, dann sollten wir als Parlamentari- 
er selbstbewusst genug sein und sagen: Das ist eine aus 
unserer Sieht riehtige und notwendige Entseheidung. Ieh 
bedanke mieh dafür bei den zuständigen Kollegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ieh will 
ein kleines Thema, aber für die Betroffenen sehr bedeu- 
tendes, noeh anspreehen. Ieh möehte die Stiftung für 
unversehuldet in Not geratene Soldaten anspreehen - 
Hintergrund waren die Radargesehädigten -, die wir 
eingeriehtet haben. Wenn es aueh kleine Beiträge sind: 

Für die Betroffenen ist es eine ganz wiehtige Saehe. Ieh 
will aber aueh betonen: Das war immer ein besonde- 
res Anliegen des Haushaltsaussehusses. Ieh stehe nieht 
an, dem früheren Kollegen und meinem Vorgänger als 
Haupfberiehfersfafter Jürgen Koppelin und aueh dem 
jefzigen Agrarminisfer - damals in anderer Funktion - 
Christian Sehmidt für die seinerzeitigen Anstrengungen 
und kreativen Beratungen zu danken. Wir haben die Vor- 
sehläge gerne aufgenommen und sehen darin aueh unser 
Anliegen aufgenommen, wenn ieh das für meine zustim- 
menden Mitberiehterstatterinnen und Mitberiehterstatter 
sagen darf 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ- 
NEN) 



eben heute aueh eine Antwort auf die Frage, wie wir 
Faehkräfte für die Bundeswehr gewinnen können. Wir 
brauehen eine Personalpolitik, die dafür sorgt, dass wir 
aueh in sieh verändernden Zeiten, insbesondere in Zeiten 
demografiseher Veränderungen, hoehqualifiziertes Per- 
sonal bekommen. Die Bundeswehr benötigt Mitarbeiter, 
die bestens ausgebildet sind, die äußerst zuverlässig und 
loyal sind und die wissen, weleh große Verantwortung sie 
übernehmen. Deswegen sind wir all jenen sehr dankbar, 
die sieh zum Dienst in der Bundeswehr bereit erklären 
und damit dafür eintreten, dass unsere Werte verteidigt 
und gesehützt werden können. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wir haben in wiehtigen Bereiehen eine Trendwen- 
de eingeleitet. Generalinspekteur Wieker hat es bei den 
Petersberger Gespräehen noehmals zum Ausdruek ge- 
braeht - ieh darf zitieren -: 

Es liegt auf der Hand, dass die drei Trendwenden 
in den Bereiehen Finanzen, Personal und Material 
ganz wesentliehe Voraussetzungen zum Erreiehen 
der notwendigen Streitkräftestrukturen sind. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, mit dem jetzt 
vorliegenden Verteidigungshaushalt nehmen wir eine 
Weiehenstellung vor. Diese Weiehenstellung ist riehtig. 
Die Trendwende muss natürlieh verstärkt werden. 

Zum Sehluss darf ieh mieh ganz herzlieh bedanken 
bei meiner lieben Kollegin Mitberiehters tatterin Karin 
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(A) Evers-Meyer, beim Kollegen Dr. Lindner und beim Kol- 
legen Leutert. Aueh wenn wir hier Diskussionen mit viel- 
leieht etwas sehärferer Klinge führen: In der Saehe kön- 
nen wir sehr gut Zusammenarbeiten. Dafür möehte ieh 
mieh ganz herzlieh bedanken. Ieh wünsehe der Frau Mi- 
nisterin alles Gute bei der Umsetzung dieses Haushalts. 
Allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern wie natürlieh 
aueh den Angehörigen der Bundeswehr und den Solda- 
ten ebenfalls ganz herzliehen Dank und viel Glüek bei 
der Erfüllung ihrer Aufgaben! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Vizepräsidentin Uiia Schmidt: 

Vielen Dank. - Näehster Redner ist der Kollege 
Dr. Tobias Lindner, Bündnis 90/Die Grünen. 

Dr. Tobias Lindner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ieh möehte zuerst an den Dank des Kollegen Kalb an- 
knüpfen, und zwar vor allem aus dem Grund, weil es ja 
der letzte Haushalt ist, den der Kollege Kalb als Haupt- 
beriehterstatter für den Einzelplan 14 zu verantworten 
hat. Du, lieber Bartholomäus, hast diesem Hohen Hause 
schon angehört, da bin ich noch in den Kindergarten ge- 
gangen. 

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Henning Otte [CDU/CSU]: Merkt man gar 
nicht, dass du mal im Kindergarten warst!) 

(B) Wie lange mir dies beschieden sein wird, weiß ich nicht. 
Aber ich will sagen: Ich finde, dass wir in der Bericht- 
erstattergruppe immer produktiv waren und mit diesem 
Einzelplan angesichts seines Finanzvolumens angemes- 
sen umgegangen sind, auch wenn unserer Fraktion am 
Ende des Tages das Ergebnis der Beratungen nicht passt. 
Auch das ist kein Geheimnis. 

(Manfred Grund [CDU/CSU]: Das ist aber 
schade!) 

Liebe Frau von der Leyen, Sie sind 2013 mit großen 
Ambitionen und noch viel größeren Ankündigungen an- 
getreten. Sie haben versprochen, in Ihrem Haus aufzu- 
räumen, Dinge anders und vor allen Dingen besser zu 
machen. Am Anfang sind Köpfe gerollt. Sie haben ei- 
niges umorganisiert und vor allem eine Menge Berichte 
geschrieben. Ja, im Beschaffungswesen der Bundeswehr 
ist manches transparenter geworden. Aber ich will hinzu- 
fügen: Es ist nach der Ära von Thomas de Maiziere auch 
nicht unbedingt schwer, Dinge transparenter zu machen. 

(Michael Brand [CDU/CSU]: Na, na!) 

Die Probleme, die vorhanden sind, liegen nun klarer 
und deutlicher auf dem Tisch, und sie sind sichtbarer; 
auch das wollen wir als Opposition durchaus eingeste- 
hen. Nur, Frau Ministerin: Dadurch, dass Probleme sicht- 
bar sind, sind sie noch lange nicht gelöst. Da sieht Ihre 
Bilanz tatsächlich sehr dürftig aus. Die Große Koalition 
feiert sich in diesen Tagen ja gern für die schwarze Null. 
Ich muss sagen: Das Milliardengrab Einzelplan 14, der 
Verteidigungsetat, hat nichts mit einer schwarzen Null zu 


tun. Es ist eher ein schwarzes Loch für Sfeuergeld, meine (C) 
Damen und Herren. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Henning Offe [CDU/CSU]: Ei, ei, ei!) 

Wenn man sich die Efafsfeigerungen ansiehf - die 
Bundesregierung redef ja gerne und viel über die neue 
Veranfwortung Deufschlands in der Welf -, dann sfellf 
man fesf: Es passf nicht zusammen, dass der Verteidi- 
gungsetat in diesem Jahr um eine Summe aufwächst, die 
50 Prozent des ganzen Geldes, das für das Auswärtige 
Amt zur Verfügung steht, ausmacht. Während wir noch 
in der Bereinigungsnacht in den Bereichen Entwick- 
lungszusammenarbeit und humanitäre Hilfe Geld haben 
zusammenkratzen müssen, gab es hier Mittel in Hülle 
und Fülle. Das ist eine völlig falsche Prioritätensetzung, 
liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN - Ingo 
Gädechens [CDU/CSU]: Das empfinde ich 
ganz anders! - Henning Offe [CDU/CSU]: Isf 
es nichf ! - Gegenruf des Abg. Omid Nouripour 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Isf es doch!) 

Die Sinnhaftigkeif isf vor allem deshalb fraglich, Kol- 
lege Offe, weil die Probleme im Einzelplan 14 nach wie 
vor nicht gelöst sind. Allein im letzten Jahr wurden im 
Verteidigungsetat 1,7 Milliarden Euro anders verwandt, 
als es der Haushaltsgesetzgeber vorgesehen hat. Ja, das 
ist haushaltsrechtlich möglich; aber das ist alles andere 
als Sinn und Zweck der Übung. Jetzt mögen Sie, Frau 
von der Leyen, vielleicht einräumen: Na ja, wir müssen ^ ' 
flexibel sein. Wir können nicht alles im Voraus planen; 
manches verändert sich. 

(Michael Brand [CDU/CSU]: So!) 

Aber dann frage ich Sie: Warum sind in Ihrer ganzen 
Amtszeit immer wieder, Jahr für Jahr, Gelder im Be- 
schaffungsbereich übrig, und warum ist der Bereich Per- 
sonal Jahr für Jahr unterfinanzierf? Ich persönlich und 
meine Frakfion halfen es für unveranfworflich, über mehr 
Personal bei der Bundeswehr zu reden, wenn es dorf eine 
Unferfinanzierung gibt, und gleichzeitig neue Ausgaben 
für Rüstung zu fordern, wenn Sie das Geld an dieser Stel- 
le überhaupt nicht ausgeben, Frau Ministerin. Das ist al- 
les andere als gute Haushaltsführung. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Sie haben gesagf: Wir machen bei der Beschaffung 
einiges anders; wir wollen aus dem Auftrag der Bundes- 
wehr herleifen, welche Fähigkeifen benöfigf werden. - 
In Gegenwarf des Kollegen Offe und von mir haben 
Sie neulich in Celle gesagf: Die Bundeswehr will das 
beschaffen, was gebrauch! wird, und nichf das, was ihr 
angebofen wird. - Schön wär’s. Diese Ansäfze und die 
ganzen Dokumenfe, die Sie geschrieben haben, haben 
Sie sprichwörflich über Bord geworfen. Damif Sie noch 
ein Bord haben, über das Sie sie werfen können, haben 
Sie sich exfra dafür von zwei Haushalfskollegen von der 
Küsfe fünf neue Korvetten ins Programm schreiben las- 
sen. All das, was Sie sich in Sachen Transparenz in den 
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(A) letzten Jahren vorgenommen haben, Frau Ministerin, 
können Sie jetzt in die Tonne treten. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Ingo Gädechens [CDU/CSU]: Ach, na ja!) 

Vielleicht bezweifeln ja manche, dass es um Partikularin- 
teressen gehen könnte. 

(Ingo Gädechens [CDU/CSU]: Meine nicht!) 

Ich habe nachgefragt, lieber Ingo Gädechens. Ein Ergeb- 
nis war: Es gibt keine haushaltsbegründenden Dokumen- 
te für diese fünf neuen Korvetten. Das ist zwar konform 
mit der Bundeshaushaltsordnung, aber darauf, dass es 
wirklich geplant ist, weist es nicht hin. 

Agnieszka Brugger und ich haben uns am 8. Novem- 
ber dieses Jahres mit mehreren Fragen in Form einer 
Kleinen Anfrage an die Bundesregierung gewandt. Ihr 
Parlamentarischer Staatssekretär hat gestern Mittag um 
16.35 Uhr - nach zwei Wochen - den geschätzten Herrn 
Bundestagspräsidenten um Fristverlängerung gebeten, 
weil einige Fragen noch nicht beantwortet werden kön- 
nen. Es mag ja sein, dass Sie einiges nicht beantworten 
können, aber dann frage ich Sie: Warum wollen Sie heute 
Geld dafür haben, wenn Sie noch nicht einmal wissen, 
wie genau der Bedarf für diese Korvetten hergeleitet ist? 
Nein, hier haben Sie alte Zeiten im Haushalt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Johannes Kahrs hat sich anscheinend nicht in die De- 
batte getraut. Ich habe den Eindruck, dass es, solange 
diese Schiffe gebaut werden, völlig unerheblich ist, für 

(B) was man sie braucht. Johannes Kahrs hätte ich zugetraut, 
dass er die Korvetten auch bestellt hätte, wenn man damit 
die Spargelfahrt des Seeheimer Kreises hätte unterneh- 
men können. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN - Jürgen Trittin [BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das wäre noch ein- 
mal ein vernünftiger Schritt! - Michael Brand 
[CDU/CSU]: Er kann nicht da sein, er ist ge- 
bucht!) 

- Die CDU weist mich darauf hin, dass er anscheinend 
gebucht ist. Okay, das werden wir überprüfen. 

Ich komme zum vorletzten Punkt. Sie haben ja viel 
über Personalgewinnung geredet. Es gibt in diesen Tagen 
eine entsprechende YouTube-Serie, die ich persönlich 
sehr vorsichtig bewerte. Dabei kommt aber der ganze Be- 
reich der zivilen Wehrverwaltung der Bundeswehr unter 
die Räder. Warum machen Sie eigentlich dafür nichts? 
Beim Beschaffungsamt in Koblenz, wo man eigentlich 
die Probleme angehen müsste, gibt es eine Unzahl un- 
besetzter Stellen im gehobenen technischen Dienst. Die 
sind nach wie vor offen. Statt das anzugehen, bauen Sie 
jetzt quasi eine Parallelarmee von Untemehmensberatem 
auf Sie wollen 200 Millionen Euro in die Hand nehmen, 
um mit Untemehmensberatem in Koblenz diese Pro- 
bleme irgendwie zu kaschieren. Selbst der Bundesrech- 
nungshof warnt Sie und sagt: Die Neutralität, die Unab- 
hängigkeit des Verwaltungshandelns ist in Gefahr, wenn 
man wichtige Entscheidungen in die Hand von einigen 
wenigen Beratungsuntemehmen gibt. - Nein, Frau von 


der Leyen, diese 200 Millionen Euro sind an dieser Stelle (C) 
nicht gut eingesetzt. Die sollten Sie lieber in die Hand 
nehmen, um die Personalprobleme, die Sie im zivilen 
Bereich haben, tatsächlich zu lösen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Nun zum letzten Punkt. Dabei geht es dämm, ob Sie 
es ernst damit meinen, hart mit der Rüstungsindustrie 
umzugehen und das Beschaffungswesen neu zu ordnen. 

Es bleibt Ihr Geheimnis, wamm Sie bis heute nicht die 
Schadensersatzansprüche eintreiben, die Deutschland 
wegen der verspäteten und mangelhaften Liefemng des 
Transportflugzeugs A400M gegenüber Airbus hat. Ich 
kann verstehen, dass solche Gespräche schwierig sind. 

Diese Probleme aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
gibt es ja wirklich nicht erst seit gestern. Wir wissen seit 
über einem Jahr, dass sich die Liefemngen verzögern und 
dass das zu erheblichen Mehrkosten führen wird, weil 
man die Transall länger betreiben muss. Der Schadenser- 
satz wird diese Kosten bei weitem nicht aufwiegen. 

Wenn ich zusammenrechne, was Sie mir in Bezug 
auf einzelne Zahlungen für die ersten fünf Maschinen 
geantwortet haben, die einfache mathematische Operati- 
on einer Multiplikation mache, wenn ich in dem Vertrag 
lese, dass uns Geld für jeden Tag zusteht, den ein Flieger 
verspätet geliefert wird, dann ist mein Eindruck, dass Sie 
hier ohne Not Millionen und Abermillionen - ich würde 
sagen, einen höheren dreistelligen Millionenbetrag - bei 
diesem Unternehmen liegen lassen, statt ihn im Sinne der 
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler einzutreiben. Wir 
fordern Sie auf: Legen Sie da endlich harte Hand vor! 
Machen Sie da endlich einmal ernst mit Ihren Ankündi- (D) 
gungen! 

Liebe Kollegirmen und Kollegen, dieser Verteidi- 
gungsetat löst nicht die Probleme, vor denen die Bundes- 
wehr steht. Er ist die falsche Antwort auf die sicherheits- 
und außenpolitischen Herausforderungen, vor denen 
unser Land und vor denen Europa steht. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Edeigard Buimahn: 

Vielen Dank. - Nächste Rednerin für die SPD-Frakti- 
on ist jetzt die Kollegin Karin Evers-Meyer. 

(Beifall bei der SPD) 

Karin Evers-Meyer (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Im Verteidigungsetat stehen im kommenden 
Jahr rund 37 Milliarden Euro zur Verfügung. Das sind 
immerhin 2,7 Milliarden Euro mehr als im laufenden 
Jahr. Auch für die kommenden Jahre ist ein Aufwuchs 
vorgesehen. Nach NATO-Kriterien entsprechen diese 
37 Milliarden Euro einem Anteil von gut 1,2 Prozent des 
Bruttoinlandsproduktes, also etwas mehr als die Hälf- 
te von dem, was aus Sicht der NATO wünschenswert 
wäre. Auf NATO-Ebene wurden nämlich 2 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts als Zielmarke festgeschrieben. 
Deutschland hätte es dann - unterstellt, dass sich das 
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(A) Brattoinlandsprodukt nicht ändert - mit einem Wehretat 
von 64 Milliarden Euro zu tun. Ich denke, diese 64 Mil- 
liarden Euro sind heute nicht nur für Sozialdemokraten 
eine schwer vorstellbare Größenordnung. 

Am Ende geht es in der Politik aber eben nicht darum, 
was wir uns vorstellen können. Der Kollege Kalb hat das 
ja eben auch erwähnt. Unsere heutigen Reden hätte ich 
mir vor drei, vier Jahren noch nicht vorstellen können. 
Damals haben wir immer noch die Friedensdividende 
einfordem müssen und eingefordert. Heute geht es, wie 
gesagt, nicht darum, sondern es muss darum gehen, was 
aus unserer Sicht für die nächsten Jahre und Jahrzehnte 
notwendig ist. 

Die Frage ist also nicht, ob wir uns eine Verdoppelung 
des Wehretats vorstellen können, sondern ob ein solcher 
Anstieg notwendig ist. Über diese Frage - das müsste 
inzwischen wirklich auch der letzte Abschottungsfanati- 
ker verstanden haben - entscheiden wir nicht allein in 
diesem Saal und auch nicht allein in Deutschland. Die 
Frage, was wir in die Instrumente der äußeren Sicherheit 
investieren müssen, wird zum einen anhand der sicher- 
heitspolitischen Lage um uns herum und auf der gesam- 
ten Welt und zum anderen dadurch beantwortet, wer un- 
sere Partner sind, mit denen wir die finanzielle Last für 
die gemeinsamen Sicherheifsinferessen feilen können, 
und vor allen Dingen, ob sie es auch weiferhin sind. Bei- 
de Enfscheidungsgrundlagen - die infemafionale Sicher- 
heifslage und die Parfnerschaften - haben derzeif eine 
Tendenz, die nafürlich Anlass zur Beunruhigung gibf. 
Das muss uns veranlassen, über die nofwendigen Inves- 

(ß) fifionen in die Bundeswehr zu diskufieren. Wohlgemerkf : 
Ich spreche hier von Diskussion, nichf von Akfionismus. 

Europa und damif auch Deufschland sind von Ame- 
rika sicherheifspolifisch abhängig. Die USA überneh- 
men nichf nur den größfen Anfeil des NATO-Budgefs, 
sondern sie sfellen auch 50 Prozenf der konvenfionellen 
Fähigkeifen dieses Bündnisses - 50 Prozenf! Ungeachfef 
der Frage, ob wir all das, was die USA sicherheifspoli- 
tisch unternehmen, gut finden, isf eines doch wohl klar: 
Wenn die Vereinigfen Staafen ihren Beifrag in der NATO 
fafsächlich senken sollfen, wie angekündigt, wenn also 
Trumps Wahlkampfversprechen an dieser Stelle wahr 
werden sollten, dann hat das Auswirkungen auf unser 
sicherheitspolitisches Grundgerüst, und das können wir 
unter gar keinen Umständen ignorieren. Das gilt natür- 
lich erst recht vor dem Hintergrund, dass sich die sicher- 
heitspolitische Lage in den vergangenen Jahres alles an- 
dere als verbessert hat. 

Deutschland und Europa werden in Zukunft also wei- 
ter mehr internationale Verantwortung übernehmen müs- 
sen, und das sollten wir auf unsere Weise tun. 

(Michael Leutert [DIE LINKE] : Was heißt 
das denn?) 

- Warten Sie es ab; ich erzähle das noch. - Mit „unsere 
Weise“ meine ich natürlich nicht nur Aufrüstung; denn 
echte Sicherheit lässt sich ganz bestimmt mit Geld allein 
nicht kaufen - nicht einmal mit 64 Milliarden Euro. Ich 
meine das geübte Zusammenspiel aus Diplomatie, Ver- 
antwortungsbewusstsein und Wehrhaftigkeit. Der leicht 


steigende Verteidigungsetat, den wir heute verabschie- (C) 
den, 

(Omid Nouripour [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: „Leicht“?) 

ist eine Säule dieses Dreiklangs und damit Ausdruck ei- 
ner besonnenen, aber klaren Politik. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch etwas 
dazu sagen, wo das Geld, das wir heute für 2017 und da- 
rüber hinaus bereitstellen, hinfließen wird. Ein wichtiger 
Kostenpunkt ist natürlich die schon viel diskutierte Ver- 
pflichtungsermächtigung zum Kauf von fünf Korvetten 
Kl 30. Wir haben ja ausführlich darüber gesprochen, und 
auch in den Zeitungen ist darüber berichtet worden. Ich 
spreche hier die Korvetten noch einmal an, um dem in 
Teilen der Öffentlichkeit entstandenen Eindruck entge- 
genzuwirken, dass die Beschaffung dieser Korvetten aus 
einer Laune heraus beschlossen wurde. Das ist nicht der 
Fall. 

(Beifall des Abg. Ingo Gädechens [CDU/ 

CSU]) 

Grund für den Entschluss ist die wirklich extrem ange- 
spannte Situation bei der Marine; 

(Ingo Gädechens [CDU/CSU]: So ist es!) 

der Wehrbeauftragte hat eindrücklich darauf hingewie- 
sen. Ich glaube, ich weiß, wovon ich rede; Wilhelmsha- 
ven ist meine Heimatstadt. Und ich möchte auch noch 
einmal sagen: Mein Wahlkreis profitiert nicht davon. 

Aufgrund der Vielzahl internationaler Einsätze steht 
den Soldatinnen und Soldaten der Marine das Wasser 
buchstäblich bis zum Hals. Es fehlt an Personal, und es 
fehlt eben auch an Schiffen. Als klar war, dass sich die 
Auftragsvergabe für das dringend benötigte neue Mehr- 
kamp fschiff 180 verzögern würde, boten die Korvetten 
die Möglichkeit, hier kurzfristig die dringend notwendi- 
ge Abhilfe zu schaffen. 

Als Frau von der Küste bin ich, wie gesagt, eng mit 
der Marine verbunden und stehe selbstverständlich hinter 
dieser Entscheidung. Die Korvetten K130 sind ein be- 
reits funktionierendes System, das schnellstmöglich in 
den bisherigen Flottenverband integriert werden kann. 

Die mit jeder Kleinserie von neu- und weiterentwickelten 
Schiffen auftretenden Kinderkrankheiten entfallen, da sie 
meistens beseitigt sind. All das entfällt durch die jetzt be- 
schlossene Ergänzungsbeschaffung. Es war daher in der 
Sache die richtige Entscheidung, auch wenn ich die Kri- 
tik an dem Entscheidungsprozess, was Transparenz und 
Nachvollziehbarkeit angeht, natürlich verstehe. Den wei- 
teren Verlauf dieses Beschaffungsvorhabens sollten wir 
nun allerdings positiv begleiten und besonders darauf 
achten, dass wir keine Diskussion auf dem Rücken der 
Soldatinnen und Soldaten austragen. 

Überhaupt darf man an dieser Stelle einen Dank an die 
Soldatinnen und Soldaten aller Streitkräfte unserer Bun- 
deswehr weitergeben. Sie haben nach wie vor einen ganz 
herausragenden Job zu erledigen. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, neben den Korvet- 
ten, die wir im Haushalt 2017 abbilden, wird es auch 
in anderen Aufgabenbereichen mehr Spielraum für In- 
vestitionen geben. Auch beim Personal - das ist gesagt 
worden - konnte der Trend umgekehrt werden. Mit den 
12 Milliarden Euro für Personalausgaben wird nicht nur 
ein nummerisches Plus, zum Beispiel bei den zusätzli- 
chen Reservisten, möglich, sondern wir können endlich 
auch im Tarifgefüge - gerade bei den unteren Tarifgrup- 
pen - etwas für die Soldatinnen und Soldaten tun. Bei- 
spielsweise werden allein 3 000 Planstellen der Gruppe 
A 7 durch rund 2 000 neue Stellen für Stabsfeldwebel A 9 
ersetzt. Ich denke, darauf wartet man bei der Bundeswehr 
schon lange. 

Bei den rüstungsintensiven Ausgaben verzeichnen wir 
mit rund 6 Milliarden Euro einen deutlichen Zuwachs, 
nämlich von 10 Prozent. Dieses zusätzliche Geld sollen 
die Ministerin und ihr Ministerium bei dem eingeschla- 
genen Weg der Trendwende Material unterstützen. Sie 
sehen, Frau Ministerin, wir, der Haushaltsausschuss, 
haben geliefert. Jetzt sind Sie natürlich dran. Mit dem 
jetzigen Haushalt haben wir auch einen Vertrauens Vor- 
schuss gegeben. Ich bleibe bei dem, was ich hier schon 
oft gesagt habe: Bevor wir über weitere Aufstockungen 
des Verteidigungsetats sprechen, muss in Sachen effizi- 
enter Beschaffung noch etwas mehr getan werden. Wir 
sehen und wir schätzen Ihr Engagement und das Ihres 
Teams in Sachen Beschaffungswesen. Ich schätze auch 
Ihren Einsatz für grenzübergreifende europäische Be- 
schaffungsinitiativen sehr, aber wir beide wissen auch: 
Papier ist geduldig. Das Netzwerk aus Bundeswehr und 
Zulieferern kränkelt nach wie vor, und nationale Egois- 
men erleben in Teilen sogar eine Art Renaissance. 

Es bleibt also noch viel Arbeit zu tun - auch 2017. 
Die Verspätungen beim MKS hatte ich erwähnt. Mit dem 
Luft Verteidigungssystem MEADS verspätet sich ein wei- 
teres großes Rüstungsprojekt; vom A400M will ich gar 
nicht reden. Und auch beim Vorhaben Mobile Taktische 
Kommunikation - wir nennen es MoTaKo - kommt es 
zu einer ungeplanten Verspätung. Wenn wir nicht wollen, 
dass unsere Soldatinnen und Soldaten ohne funktionie- 
rende Kommunikation - eventuell sogar mit ihren Pri- 
vathandys - in den Einsatz gehen, muss diesem Beschaf- 
fungsvorhaben dringend eine höhere Priorität eingeräumt 
werden. Dazu gehört auch, dass das BAAINBw endlich 
die dafür notwendige Zahl von qualifizierten Mitarbei- 
tern zur Verfügung stellt. 

Meine Damen und Herren, mit diesem Haushalt zei- 
gen wir, dass wir die Bemühungen des Ministeriums 
anerkennen und unterstützen. Wir sind bereit, mit Au- 
genmaß Verantwortung zu übernehmen, und sind auch in 
der Lage, dem gerecht zu werden. Was wir jetzt und in 
Zukunft brauchen, sind Vertrauen und Kontinuität. 

Wir jedenfalls, der Haushaltsausschuss hat seine Ar- 
beit gemacht. Wir haben den Teil der Abmachung erfüllt, 
die benötigten Gelder bereitzustellen. Frau Ministerin, 
jetzt ist es an Ihnen, das Heft des Handelns in die Hand 
zu nehmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 


Vizepräsidentin Uiia Schmidt: (C) 

Vielen Dank. - Die Ministerin bekommt sofort die 
Gelegenheit, hier zu antworten. Für die Bundesregierung 
spricht jetzt Frau Bundesministerin Dr. Ursula von der 
Leyen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Dr. Ursuia von der Leyen, Bundesministerin der 
Verteidigung: 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! 37 004 839 000 Euro: Diese Summe steht im 
Entwurf für den Einzelplan 14, den wir hoffentlich am 
Ende dieser Woche so in toto beschließen werden. In der 
Tat - das ist schon häufig erwähnt worden -: 2,7 Milliar- 
den Euro mehr, ein Aufwuchs von 8 Prozent, das ist be- 
achtlich. Dafür danke ich. Das ist aber vor allen Dingen 
ein Beweis für das große Vertrauen in die Bundeswehr. 

Vor allen Dingen dafür geht mein Dank an dieses Hohe 
Haus. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Ich möchte mich auch bei den Berichterstattern be- 
danken, vor allen Dingen - damit darf ich anfangen - bei 
dem Hauptberichterstatter. Lieber Herr Kalb, in der Tat 
ist das der letzte Haushalt, den Sie mitbegleiten. Nach 
30 langen Jahren hier im Parlament ist das eine giganti- 
sche Lebensleistung. Ich möchte sogar sagen, wenn ich 
mir das erlauben darf: Das ist eine außergewöhnliche 
haushaltspolitische Lebensleistung, die Sie erbracht ha- (D) 
ben. Also: Chapeau! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD so- 
wie bei Abgeordneten der LINKEN und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN - 
Dr. Tobias Lindner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Eins mit Sternchen!) 

Vielen Dank auch an Sie, liebe Frau Evers-Meyer, an Sie, 

Herr Lindner, an Sie, Herr Leutert, für die sehr konstruk- 
tive Zusammenarbeit. Das sage ich vor allen Dingen im 
Namen meines Hauses und der gesamten Bundeswehr. 

Heute Morgen bei der Debatte ist schon relativ viel 
über die Auswirkungen der Wahl in den Vereinigten Staa- 
ten gesprochen worden. Ich möchte vor diesem Hinter- 
grund einen Blick auf unser Ressort werfen. Bei all dem, 
was wir in diesem Wahlkampf auch an Widersprüchli- 
chem gehört haben, unabhängig vom Ausgang der Wahl, 
ist uns allen klar, dass die Forderungen an Europa, mehr 
Lasten und mehr Verantwortung auf seine Schultern zu 
nehmen, von den USA gekommen wären - unabhängig 
vom Wahlausgang. 

Wir haben in den letzten zwei, drei Jahren die NATO 
erheblich modernisiert. Deutschland selber hat ein gerüt- 
telt Maß dazu beigetragen und ist damit ein ganz starker 
Mitgestalter gewesen. Das spiegelt übrigens auch dieser 
Haushalt wider; denn es ist uns gelungen, die Ausgaben 
für Verteidigung auf 1,22 Prozent des BIP zu erhöhen. 

Jeder, der diese Zahlen kennt, weiß, wie mühsam das ist. 

Wir sind bei 1,18 Prozent gestartet. Diese 1,22 Prozent 
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(A) sind ein Schritt in die richtige Richtung. Wir wissen aber 
alle, dass sich das noch weiter verstetigen muss. 

Weil wir aber investieren und vor allen Dingen die 
NATO modernisiert haben, bin ich der festen Überzeu- 
gung, dass nach dem Jahr, das wir erlebt haben und das 
auch durch das Referendum in Großbritannien geprägt 
war, die Europäische Union in der Sicherheits- und Ver- 
teidigungspolitik unbedingt nachziehen muss. 

Ich sage das so explizit, weil die Menschen zum Teil 
einen enormen Europafrust, eine Europaskepsis haben, 
vor allem dann, wenn sie das Gefühl haben, dass Euro- 
pa sie im Kleinen gängelt und im Kleinen in ihr Leben 
reindirigiert, was vor Ort eigentlich besser gelöst werden 
könnte. Aber in den großen Fragen erwarten die Men- 
schen, dass Europa reagiert. Wenn Europa dann nicht 
handelt, ist die Kritik berechtigt. Es liegt an uns, Europa 
tatsächlich in die Lage zu versetzen, dort besser zu wer- 
den, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 

Karin Evers-Meyer [SPD]) 

Ich möchte das noch mehr entfalten. Das ist nicht nur 
eine Frage des Ungleichgewichtes innerhalb der Allianz, 
sondern wir müssen das aus eigenem Interesse machen. 
Es ist völlig klar, dass nach Artikel 5 des NATO-Vertra- 
ges die NATO für die Verteidigung des Territoriums zu- 
ständig ist. Sie macht eine unverzichtbare Arbeit. Aber 
um uns herum sind die Probleme vielfältiger und größer; 

(B) das sage ich insbesondere mit dem Blick auf Afrika. Ich 
sehe dort nicht primär die NATO. Ich sehe aber auf unse- 
rem Nachbarkontinent - das ist unser direkter Nachbar - 
vor allem die Europäische Union, die in der Tat - Sie 
haben es angesprochen - mit ihrem einzigartigen Instru- 
mentarium, über das sie verfügt, also mit ihrer eigenen 
Farbe, mit ihrer eigenen Art, zu sein, in der Pflicht ist, 
zu handeln. 

Dieses einzigartige Instrumentarium ist eben die Mi- 
schung aus zivilen und militärischen Elementen. Nur mit 
dem vernetzten Ansatz, den wir in Deutschland so gut 
kennen, werden wir gemeinsam mit den afrikanischen 
Staaten den Erfolg haben, den wir uns dort mühsam 
erarbeiten müssen. Aber dafür müssen wir die Europäi- 
sche Union erst einmal richtig aufstellen. Das sage ich 
vor allen Dingen mit Blick auf Effizienz. 28 Staaten in 
der Europäischen Union: Das heißt 1,5 Millionen Solda- 
tinnen und Soldaten. Das sind mehr, als die Vereinigten 
Staaten von Amerika haben. - Das Jahresbudget beträgt 
etwa 200 Milliarden Euro. Wir leisten uns 37 verschiede- 
ne Typen von Transportpanzem, 12 verschiedene Tank- 
flugzeuge - auf diesem kleinen Kontinent, wenn man das 
einmal so sagen darf- und 19 verschiedene Kampljets. 

Meine Damen und Herren, wir sind in Europa - das 
muss man so sagen - eklatant ineffizient. Alleine das - 
denn ich bin ja hier unter Haushältern - wäre schon ein 
Grund, da Effizienz hineinzubringen. Denn ich muss 
auch sagen: Wir können es uns nicht mehr leisten, so in- 
effizient zu sein. Das Geld, das wir haben, müssen wir 


besser einsetzen, damit wir die Aufgaben vor Ort tatsäch- (C) 
lieh leisten können. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Wir reden nicht von einer europäischen Armee - auch 
das sage ich noch einmal sehr deutlich -, sondern es 
geht um Fähigkeiten wie zum Beispiel ein europäisches 
Sanitätskommando oder eine europäische Logistikdreh- 
scheibe. Wir wissen, was SKB ist. Die SKB ist in Europa 
einzigartig. Das heißt, wir haben auch ein Vorbild, um 
zu zeigen, wie wir es gemeinsam machen können. Das 
geht auch innerhalb des Vertrages von Lissabon, nämlich 
durch die Bildung einer Ständigen Strukturierten Zusam- 
menarbeit. Das sind die Aufgaben der nächsten Wochen 
und Monate. 

Aus all dem, was meine Vorrednerinnen und Vorredner 
und auch ich gesagt haben, wird deutlich: Verteidigung 
wird mehr Investitionen brauchen. Der Anlass ist bitter, 
ganz ohne Zweifel, aber es liegt unausweichlich als Auf- 
gabe vor uns. Das spiegelt der Haushalt wider, nicht nur 
durch die 8 Prozent Steigerung, sondern auch bei den 
rüstungsinvestiven Ausgaben, die mit rund 6 Milliarden 
Euro veranschlagt werden. Das sind gut 10 Prozent mehr 
als dieses Jahr. 

Wir machen auch in der Umsetzung Strecke. Seit 
Beginn der Legislaturperiode haben wir 33 25-Mil- 

lionen- Vorlagen mit einem Gesamtvolumen von rund 
15 Milliarden Euro vorgelegt. Wir werden den Bestand 
an Leopard-2-Panzem auf 320 erhöhen und circa ein 
Drittel davon auf den modernsten Stand bringen. Wir 
haben in den vergangenen Wochen ein paarmal im Aus- ^ ' 
Schuss darüber gesprochen. 

Ich möchte hier noch einmal sagen: Das Verteidi- 
gungsministerium hat jetzt seine Hausaufgaben gemacht. 

Wir sind bereit, den Vertrag zu schließen. Deshalb hof- 
fe ich sehr, dass jetzt auch die Industrie ihre internen 
Hausaufgaben gemacht hat, damit wir jetzt gemeinsam 
vorankommen können. Es ist Zeit, dass wir jetzt diesen 
Vertrag tatsächlich schließen. Aber die Bringschuld liegt 
nicht mehr bei uns, sondern inzwischen auf der Seite der 
Industrie. 

Weil wir gerade bei diesen Themen sind, Herr 
Lindner - denn Sie haben zu Recht gesagt, da müsse man 
hinterher sein -, will ich auch etwas zum A400M sagen. 

30 Millionen Euro sind bereits zu uns geflossen, für die 
Flugzeuge, die wir haben. Das muss man dazusagen; 
man kann nicht mehr verlangen als das, was dem Liefer- 
umfang entspricht. 

(Dr. Tobias Lindner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Doch! Der Vertrag lässt es zu!) 

Genauso - in genau diesem Tempo - wird es auch mit 
den Forderungen an die Industrie weitergehen. 

Wir haben die ersten acht leichten Mehrzweckhub- 
schrauber an unsere Spezialkräfte übergeben. Die Marine 
hat ihr fünftes und sechstes U-Boot der Baureihe „212 A“ 
übernommen. 

Wir setzen aber auch viele kleine Projekte um, die 
direkt in der Truppe ankommen, zum Beispiel die 
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(A) 6 000 Sätze der neuen Kampfbekleidung, die bereits im 
Irak, in Mali und in Afghanistan im Einsatz sind. Die 
BwFuhrpark erhält bis 2017 insgesamt 1 800 neue Fahr- 
zeuge, vom Pkw bis zum Fünfzehntonner. 

Das heißt, es geht voran, in vielen Schritten, die ich 
eben nur ansatzweise gezeichnet habe, und wir sind 
schon tief in unser 130-Milliarden-Euro-Programm ein- 
gestiegen. 

(Heike Hänsel [DIE LINKE]: Schlimm, 
schlimm!) 

- Nein, das ist das Richtige. Denn wir müssen unsere 
Soldatinnen und Soldaten, wenn wir bzw. das Parlament 
sie in Auslandseinsätze schicken, auch korrekt ausrüsten 
und ausstatten. Sonst können sie diese Aufgaben nicht 
wahmehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Neben der Beschaffung von neuem Material müssen 
wir auch in Systeme investieren, die wir bereits nutzen. 
Auch hier lässt der Haushalt 2017 mehr Spielraum. Wir 
haben den Ansatz für Materialerhalt um rund 360 Millio- 
nen Euro erhöht. Auch für das Personal danke ich für die 
Gesamtsumme. 

Ich freue mich vor allen Dingen, dass die Personal- 
verstärkungsmittel von jetzt knapp 400 Millionen Euro 
geklärt sind, die dem Einzelplan 14 zugewiesen werden. 
Auch das ist der richtige Weg in der Trendwende beim 
Personal. 

Erlauben Sie mir, dass ich noch ein Thema anspreche, 
das mir für die Zukunft wichtig ist, und zwar die Digita- 
lisierung. Für mich ist es das Megathema der Moderni- 
sierung in der nächsten Dekade, das wir mit großer Kraft 
angehen müssen. Es hat uns querschnittlich schon lange 
leise begleitet. Wir müssen dieses Thema sehr viel kon- 
zentrierter angehen. 

Die Ausgaben für IT - für Hardware, Software, Schu- 
lungen usw. - werden beinahe verdoppelt, auf knapp 
400 Millionen Euro. Ich danke dafür. Dennoch: Ange- 
sichts der Größe dieser Aufgabe sind wir uns, glaube ich, 
alle darüber klar, dass es das Mindeste an Steigerung ist 
für diese Riesenaufgabe, die vor uns liegt. Wir müssen 
vor allen Dingen aufpassen; denn die technologische 
Entwicklung ist rasant und verläuft exponentiell. Wir 
sind auf dem guten Weg des Nachholens. Aber das Nach- 
holen muss schnell genug gehen. Sonst läuft uns die tech- 
nologische Entwicklung noch sehr viel schneller davon, 
und die Lücke würde immer größer. 

Wir haben viel über das Thema Cyberschutz gespro- 
chen; dazu möchte ich heute nicht mehr viel sagen. Wir 
alle wissen, dass es sich gewissermaßen um fliegende, 
schwimmende und rollende Software handelt. Die De- 
batte heute Morgen über den Cyberinforaum mit Social 
Bots, Trollen und über strategische Kommunikation war 
sehr interessant. Ich möchte noch einmal einen Blick in 
das Innere der Bundeswehr werfen und klarmachen, was 
Digitalisierung für uns eigentlich bedeutet, Stichworte 
„Digitalisierung der Verwaltung“, „datengetriebene Steu- 
erung“ und „vernetzte Operationsführung“. Wir müssen 


bei der digitalen Verwaltung vor allen Dingen unsere (C) 
Hausaufgaben machen. Wir haben nach der Einführung 
von SAP über Jahre Terabytes logistischer Daten in ei- 
ner großen SAP-Lösung hinterlegt. Was wir jetzt machen 
müssen, ist, die vorhandenen Daten - hier sieht es aus 
wie Kraut und Rüben, um es vereinfacht auszudrücken - 
allmählich systematisch aufzuarbeiten und so zu einem 
digital gesteuerten Controlling und einem auf digital er- 
hobenen Daten der Lebenswirklichkeit der Bundeswehr 
basierenden Nachvomeplan zu kommen. 

Ich nenne Ihnen ein Beispiel. Wenn wir wissen, wel- 
che der Millionen Ersatzteile am häufigsten für die War- 
tung benötigt werden, dann können diese Teile mehr be- 
vorratet werden, als das nach der üblichen Methode der 
Bevorratung möglich ist. Mit den richtigen Daten weiß 
ich, welche Elemente wann abgenutzt sind, und kann die 
Wartung zum richtigen Zeitpunkt durchführen. Wir müs- 
sen dann nicht mehr nach dem starren Schema Vorgehen, 
das sich an der Anzahl der Flugstunden oder an bestimm- 
ten Monaten orientiert, wie das bei Schiffen der Fall ist, 
die nach einer bestimmten Zeit - unabhängig davon, wie 
es tatsächlich um den Abnutzungsstand bestellt ist - in 
die Werft müssen. Digitalisiert können wir uns hier sehr 
viel besser aufstellen. Das spart Zeit und Geld und erhöht 
die Einsatzbereitschaft. 


Ein anderes Beispiel ist die Sanität. Wir haben alles: 
die gesunde Klientel, die Kranken, die ambulante Ver- 
sorgung, die Krankenhäuser und die Rehabilitation. Wir 
sind zudem der Versicherer und stellen die Ärztinnen und 
Ärzte. Im Gegensatz zum sonstigen Gesundheitswesen 
sind hier DRG kein Thema. Wir verfügen aber nicht über 
die Daten, die sich in dieser Kette auftun, weil noch vie- 
les auf Papier aufgeschrieben wird. Wenn wir alles digi- 
talisiert hätten, könnten wir sehr gut erkennen: Machen 
wir beim Auftreten einer Krankheit das Richtige, sodass 
zum Beispiel bei der Rehabilitation tatsächlich das ge- 
wünschte Ergebnis erzielt wird? Das nennt man Versor- 
gungsforschung. Auch das wäre für die Soldatinnen und 
Soldaten sowie für die gesamte Bundeswehr wichtig. 


(D) 


Das alles steckt hinter der Digitalisierung. Deshalb 
lohnt es sich, die Bundeswehr auch nach innen besser 
aufzustellen. 


Um den Nachwuchs kümmern wir uns ebenfalls. Wir 
werden an der UniBw München einen neuen internatio- 
nalen Studiengang Cybersicherheit einrichten. Hier wer- 
den 13 neue Professorenstellen geschaffen. Dafür danke 
ich dem Hohen Haus. Das ist keine Selbstverständlich- 
keit. Auch an der UniBw Hamburg wird es neue Stellen 
für das Kompetenzcluster „Sicherheitsforschung und Lo- 
gistik“ sowie einen neuen Studiengang Bauingenieurwe- 
sen geben. Insgesamt sind für die Universitäten 140 neue 
Stellen geplant. Genau das ist der richtige Weg; denn die 
Investition in die jungen Menschen ist das Nachhaltigste 
und das Beste, was wir überhaupt für die Zukunft der 
Bundeswehr tun können. Dafür danke ich ausdrücklich. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Modernisierung gelingt nicht per Erlass. Modernisie- 
rung braucht Kraft, sie braucht Ausdauer, auch über das 
kommende Haushaltsjahr hinaus. Ich möchte heute aber 
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vor allen Dingen für die große Summe danken, die uns 
anvertraut ist und die wir gemeinsam auf den Weg brin- 
gen werden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Vizepräsidentin Uiia Schmidt: 

Vielen Dank. - Nächste Rednerin ist die Kollegin 
Christine Buchholz, Fraktion Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Christine Buchhoiz (DIE LINKE): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Nirgend- 
wo zeigen sich die Unterschiede zwischen den Fraktio- 
nen so deutlich wie beim Rüstungshaushalt. 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN - 
Ingo Gädechens [CDU/CSU]: Der heißt Ver- 
teidigungshaushalt! Das ist schon der Unter- 
schied!) 

CDU/CSU und SPD wollen heute den größten Rüstungs- 
haushalt seit dem Zweiten Weltkrieg verabschieden. Das 
sind mehr als 37 Milliarden Euro, ein Plus von 8 Prozent. 
Die Linke sagt: Darauf kann man nicht stolz sein; dafür 
sollte man sich schämen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Die Linke hat demgegenüber unmittelbar umsetzba- 
re Vorschläge zur Kürzung des Rüstungshaushalts um 
6 Milliarden Euro vorgestellt. Sie wollen zusätzliche 
Milliarden für Aufrüstung und Krieg. Wir wollen zusätz- 
liche Milliarden für Soziales und zivile Hilfe. Das isf der 
fundamenfale Unferschied zwischen der Großen Koalifi- 
on und der Linken. 

(Beifall bei der LINKEN - Ingo Gädechens 
[CDU/CSU]: Sie reden vom falschen Haus- 
half! Der heißt Verteidigungshaushalt!) 

Was heißt das konkret? Sie investieren in Hightech- 
waffen wie die Entwicklung einer europäischen Kampf- 
drohne. Die Bundeswehr erhält auch eine ganze Cyber- 
streitmacht mit der explizit geäußerten Absicht, offensiv 
die Netze anderer Staaten angreifen zu können. Das 
macht die Welt nicht sicherer - und auch nicht Deutsch- 
land. Stattdessen heizen Sie den internationalen Rüs- 
tungswettlauf an. Da machen wir nicht mit. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Über die zukünftigen Kosten dieser ganzen Kriegs- 
projekte schweigt sich die Bundesregierung aus. Aber 
der Mechanismus dahinter ist interessant. Ministerin von 
der Leyen meldete Anfang des Jahres 1 600 militärische 
Neuinvestitionen bis 2030 an; dafür forderte sie 130 Mil- 
liarden Euro. Ein halbes Jahr später schlagen im Allein- 
gang zwei einzelne Abgeordnete der SPD und der Union 
mit besonders gutem Draht zur Rüstungsindustrie den 
Bau von fünf Korvetten vor. Kein Problem, Ministerin 
von der Leyen und die gesamte Bundesregierung nehmen 
auch die gleich mit auf die Liste der Beschaffungsvor- 


haben. So versenken Sie im Handumdrehen immer neue (C) 
Riesensummen für Ihre Rüstungsvorhaben. Die Bevöl- 
kerung bezahlt das mit ihren Steuern, die Rüstungsin- 
dustrie reibt sich die Hände. Das ist das Programm der 
Koalition. Dagegen steht die Linke ganz eindeutig. 

(Beifall bei der LINKEN - Henning 
Otte [CDU/CSU]: Aber ganz alleine! - 
Bartholomäus Kalb [CDU/CSU]: Aber mit 
Sachlichkeit hat das wenig zu tun, was Sie 
machen!) 

Um diesen Aufrüstungskurs zu rechtfertigen, be- 
gründet Frau von der Leyen das nun mit der Wahl von 
Donald Trump zum US-Präsidenten. Nun soll die EU als 
Militärmacht gestärkt werden. Erst diese Woche wurde 
auf Druck der Bundesregierung ein zusätzliches europä- 
isches militärisches Forschungsprogramm für eine halbe 
Milliarde Euro jährlich beschlossen. Auch von einem mi- 
litärischen EU-Hauptquartier ist die Rede. Es kann nicht 
sein, dass Sie, Frau von der Leyen, Deutschland zu einem 
der Antreiber der Militarisierung Europas machen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Aber die SPD legt dann gleich noch einen drauf: Herr 
Arnold von der SPD fordert nun auch ein europäisches 
Marinehauptquartier. 

(Zuruf von der SPD: Das ist eine gute Idee! - 
Zuruf von der LINKEN: Karlsruhe!) 

Übersetzt heißt das: Als Rahmennation soll Deutschland 
nun dauerhaft die Führung im militärischen Konflikt mit 
Russland übernehmen. Ich sage Ihnen: Auf der Ostsee (D) 
tummeln sich schon genug Kriegsschiffe. Wer den Frie- 
den mit Russland will, muss sich für eine Entmilitarisie- 
rung der Ostsee einsetzen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

ln ihrer Rede hat Angela Merkel heute Morgen be- 
tont, dass beide Parteien der Großen Koalition am 2-Pro- 
zent-Ziel der NATO festhalten. Frau Evers-Meyer hat 
das eben noch einmal bestätigt. Das würde eine weitere 
Steigerung des Militärhaushalts um 25 Milliarden Euro 
auf weit über 60 Milliarden Euro bedeuten. Ich sage Ih- 
nen: Das kann doch nicht wirklich Ihr Emst sein. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Für uns ist das ein weiteres Argument für den Aus- 
tritt aus der NATO. Was wir wirklich brauchen, ist eine 
Trendwende hin zu zivilen und sozialen Maßnahmen. 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN) 

Ich will Ihnen das einmal vorrechnen. Das Statistische 
Bundesamt hat ausgerechnet, dass in Krankenhäusern 
und Pflegeeinrichtungen 110 000 Pflegekräfte fehlen. 

Wenn jährlich 6 Milliarden Euro bei der Rüstung ge- 
strichen oder umgeschichtet werden, wie die Linke es 
vorschlägt, dann könnten tarifliche Gehälter für diese 
zusätzlich benötigten Pflegekräfte bezahlt werden. Ich 
finde, dafür brauchen wir das Geld, nicht für neue Mili- 
tärsatelliten, Kriegsschiffe oder Kampfdrohnen. 

(Beifall bei der LINKEN) 
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Die Bundesregierang will aufrüsten, um die Bun- 
deswehr in immer neue Auslandseinsätze schicken zu 
können. Jetzt sind es 16 an der Zahl. Das kostet. Es gibt 
aber noch ein weiteres Problem: Diese Auslandseinsätze 
entfalten ihre eigene eskalierende Dynamik. Das Bei- 
spiel Afghanistan zeigt auf tragische Art und Weise in 
den letzten Wochen, wohin diese Auslandseinsätze füh- 
ren. Die Taliban sind so stark wie seit 200 1 nicht mehr. 
Letzte Woche hat es der blutige Überfall auf das deutsche 
Konsulat in Masar-i-Scharif gezeigt. Immer wieder gibt 
es Nachrichten über zivile Opfer durch die Verbündeten 
Deutschlands in Afghanistan. 

Die Bundeswehr wird auch zunehmend in sogenannte 
Zwischenfälle verstrickt. Nichts, meine Damen und Her- 
ren, was die Bundesregierung vor 15 Jahren versprochen 
hat, wurde durch diesen Bundeswehreinsatz eingelöst. 
Dafür brauchen wir auch nicht noch mehr Geld auszu- 
geben. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Statt sich dieser Realität zu stellen, hat das Verteidi- 
gungsministerium unter dem Titel Die Rekruten eine Do- 
kusoap produzieren lassen, um junge Menschen für die 
Bundeswehr zu gewinnen. Bei 1,7 Millionen Euro liegen 
die Produkfionskosfen. Weifere 6,2 Millionen Euro kos- 
fef die Werbung. Ich sage Ihnen: Sf aff jährlich insgesamf 
35 Millionen Euro in Werbefilme und Plakafkampagnen 
zu sfecken, sollten Sie den jungen Menschen reinen Wein 
einschenken. Krieg ist keine Seifenoper. Es ist Zeit, die 
deutschen Soldaten aus Afghanistan und aus allen ande- 
ren Auslandseinsätzen zurückzuziehen. Es ist Zeit, end- 
lich abzurüsten. 

Vielen Dank, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsidentin Uiia Schmidt: 

Vielen Dank. - Nächster Redner ist jetzt der Kollege 
Rainer Arnold, SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD) 

Rainer Arnoid (SPD): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! Liebe Kolle- 
gen! Fast auf den Tag genau ist es zwei Jahre her, dass 
sozialdemokratische Verteidigungspolitiker ein Positi- 
onspapier zur Europäisierang der Streitkräfte vorgelegt 
haben. Das wurde damals medial als Utopie bezeichnet. 
Von manchen Kollegen im Parlament wurde es mit Häme 
begleitet. Auch die Bundeskanzlerin hat in der Diskussi- 
on im Verteidigungsausschuss keinerlei Interesse an der 
Europäisierang der Sicherheitspolitik gezeigt. 

Heute, zwei Jahre später, sind es teilweise dieselben 
Politiker, die von einer europäischen Armee reden. Damit 
Sie mich nicht falsch verstehen, Frau Ministerin: Sie sind 
nicht gemeint. Wir wissen, dass Sie dieses Thema sehr 
früh aufgegriffen haben und dass Sie auch Ihren Kolle- 
ginnen und Kollegen von der CSU weit voraus waren. 


Manchmal klingt es, als ob Sie aus unserem Papier (C) 
zitierten. 

(Beifall der Abg. Gabi Weber [SPD]) 

Das macht uns überhaupt nicht traurig, sondern wir sind 
darüber froh, weil es in diesem Bereich gut und richtig 
ist. Natürlich ist eine europäische Armee nicht das, wo- 
rüber wir jetzt als Erstes eine Debatte zu führen haben; 
aber sie als Fernziel immer im Blick zu haben, damif die 
Schritte in die richfige Richfung gehen, isf nofwendig. 

Der Wind haf sich hier in Europa und auch in Deufsch- 
land insgesamf gedreht, und dafür gibt es gute Gründe. 
Vielleicht liegt ja sogar im Schlechten manchmal auch 
etwas Gutes. Dieser schlechte Brexit kann ja mithelfen, 
dass die Briten nicht mehr im Bremserhäuschen der eu- 
ropäischen Sicherheitspolitik sitzen und alles ablehnen 
können, sobald das Wort „gemeinsam“ auf dem Etikett 
steht. Vielleicht hilft auch die Wahl von Herrn Tramp, 
dass zumindest manche osteuropäischen Partner jetzt 
nochmals darüber nachdenken, ob es klug ist, sich so 
stark auf die NATO und die U SA zu verlassen, ob es nicht 
vielmehr noch besser wäre, wenn Europa auch eigenstän- 
dige Fähigkeiten in das NATO-Bündnis einbringt. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Dieses Misstrauen, Europäisierang sei etwas gegen 
die NATO Gerichtetes, ist lange tot. Auch unter Obama 
mussten wir schon darüber diskutieren, dass wir Euro- 
päer bereit sein müssen, mehr für unsere eigene Sicher- 
heit im europäischen Haus zu tun. Natürlich ist es nicht (D) 
gut, was die 28 Staaten in Europa leisten. Die Hälfte der 
1,5 Millionen Soldaten in Europa ist nicht auf Divisions- 
ebene für Einsätze vorgesehen - das muss man sich ein- 
mal vorstellen; so kopflastig ist Europa -, sondern sitzt in 
Ämtern, führt, managt und organisiert. Das zeigt das gan- 
ze Dilemma, dass wir Europäer das Geld einfach nicht 
klug und effizient ausgeben. 

Ich finde, zehn Jahre nach dem Verfrag von Lissa- 
bon isf die Zeif reif und überfällig. Das Insframenf der 
Sfändigen Sfrakfurierfen Zusammenarbeif isf im Verfrag 
von Lissabon definiert und organisatorisch und politisch 
vorgegeben. Es kann auch dazu führen, dass es durchaus 
zwei unterschiedliche Geschwindigkeiten in der Europä- 
isierang der Sicherheitspolitik gibt. Wir Sozialdemokra- 
ten wollen diesen Weg schon lange und werden ihn auch 
sehr stark unterstützen. 

(Beifall bei der SPD) 

Dazu müssen allerdings auch bei uns in Deutschland 
Voraussetzungen erfüllt sein. Natürlich gibt es auch bei 
der Bundeswehr - bei allen Stärken, die da sind - offen- 
sichtliche Defizite, die wir nicht übersehen können. Es 
gab und gibt hohle Strukturen. Sie führen auch dazu, dass 
osteuropäische Partner nicht von vornherein das notwen- 
dige Vertrauen in die deutsche Bereitschaft, Europa ge- 
meinsam zu verteidigen, haben. Deshalb ist es wichtig, 
dass wir die Bundeswehr so strukturieren, dass die Fä- 
higkeiten, die wir in der NATO angemeldet haben, auch 
tatsächlich und nicht nur in Papierform vorhanden sind. 



Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode - 202. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 23. November 2016 


20233 


Rainer Arnold 

Dazu gehört natürlich auch, dass das Geld, das wir 
brauchen, fließt. Hier wurde heute schon viel gesagt; von 
37 Milliarden Euro für Rüstungsausgaben war die Rede. 
Das ist eine Trendwende. Sie ist richtig und notwendig. 
Ich sage ausdrücklich auch unserer Haushälterin Frau 
Evers-Meyer Danke für ihr Engagement in diesem Be- 
reich. 

(Heike Hänsel [DIE LINKE]: Und darauf 
auch noch stolz sein!) 

Zu dieser Trendwende gehört allerdings aus sozial- 
demokratischer Sicht nicht, dass wir die Hürde ständig, 
jedes Jahr aufs Neue so hoch legen - 2 Prozent vom 
Bruttoinlandsprodukt - und Jahr für Jahr bequem darun- 
ter durchlaufen. Ich würde es besser finden, wenn wir uns 
ehrlich machen und sagen: Unsere Ambition muss das 
schon sein. Das, was Großbritannien und Frankreich in 
die Bündnisse einbringen, entspricht in etwa auch unse- 
ren Fähigkeiten. Da reden wir nicht nur über Geld, son- 
dern auch über Fähigkeiten. Um dies zu erreichen, muss 
in Deutschland noch einiges geleistet werden. 

Unser derzeitiger Eindruck ist: Es ist manchmal fast 
einfacher, mehr Geld zu bekommen, als die strukturellen 
Anpassungen bei der Bundeswehr zügig durchzusetzen, 
die notwendig sind, um das zusätzliche Geld sachgerecht 
so einzusetzen, dass es bei den Soldaten ankommt. Da 
dauert manches - wir wissen das gemeinsam - einfach 
immer noch zu lange. 

Um es an dieser Stelle loszuwerden: An besseren 
Strukturen arbeiten - das ist schon ein bisschen eine 
Kritik; ich bitte Sie, Frau Ministerin, das nochmals zu 
überdenken - ist etwas anderes, als Kraft für einen pseu- 
domodemistischen Verhaltenskodex einzusetzen, der im 
Grunde genommen formuliert, dass Soldaten nicht mehr 
informelle Kontakte zum Parlament und zu anderen 
pflegen sollen. Das ist eigentlich unnötig. Die Kraft ist 
vertan. Es sind Staatsbürger in Uniform, und die Prinzi- 
pien der Inneren Führung sagen eindeutig: Wir können 
unseren Soldaten vertrauen. Sie sind klug genug, mit ih- 
rer Verantwortung eigenverantwortlich umzugehen, und 
brauchen keinen vorgegebenen Verhaltenskodex. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Bernd 
Sichert [CDU/CSU]) 

Wir müssen die Kraft besonders in zwei Bereichen 
einsetzen: natürlich bei der Trendwende beim Material. 
Wir brauchen einen Investitionsanteil von 20 Prozent; im 
Augenblick sind es 16 Prozent. Aber wir haben ja auch 
die Versorgungsleistungen im Etat. Die 37 Milliarden 
Euro fließen nicht nur aktuell in die Bundeswehr, son- 
dern auch in die Versorgung ehemaliger Soldaten. 

Die Ministerin hat eines schon geschafft: Die Trans- 
parenz im Beschaffungswesen ist dramatisch besser ge- 
worden. Das ist in der Tat ihr Verdienst. Es ist allerdings 
nicht erreicht worden, dass die Prozesse schneller gehen. 
Es ist nicht so, dass die notwendigen Ausrüstungsgegen- 
stände, manchmal auch nur die Dinge, die die Soldaten 
im Alltag brauchen, also auch die kleinen Dinge, zur 
Verfügung stehen. Das ist beschwerlich. Das funktioniert 
nicht verlässlich. Frau Ministerin, wir sind skeptisch, ob 
die Heerscharen von Beratern für viele Millionen Euro 


strukturell die richtige Antwort auf diese Herausforde- (C) 
rung sind. 

(Dr. Tobias Lindner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wir finden das auch!) 

Ich habe schon den Eindruck, dass es richtig ist, die 
Fehler der Vergangenheit auszumerzen und zu gewähr- 
leisten, dass die Wirtschaft, wenn sie nicht korrekt liefert, 
Verantwortung übernimmt und regresspflichtig ist. Aber 
eines kann nicht sein: dass die Prozesse jetzt so lange 
dauern, weil von der Wirtschaft verlangt wird, dass sie 
mit ihrer Unterschrift Risiken übernimmt, die man bei 
der Unterschrift vielleicht noch gar nicht kennt. Wer das 
verlangt, wird Monate und Jahre verhandeln. 

Unsere Erwartung ist, dass das große Amt in Kob- 
lenz mit 9 700 Mitarbeitern in die Lage versetzt wird, 
die Geräte für die Soldatinnen und Soldaten in qualitativ 
hochwertiger Form und zeitnah zu beschaffen. Dies ist 
die eigentliche Herausforderung. 

(Beifall bei der SPD) 


Wir brauchen dazu den Dreiklang von Amt in Kob- 
lenz, Ministerium, das vorgibt, und leistungsfähiger Rüs- 
tungswirtschaft, zu der wir Sozialdemokraten uns aus- 
drücklich bekennen. Sie ist kein Selbstzweck. Dabei geht 
es auch nicht um Volkswirtschaft, wie manche von den 
Linken meinen. Eine Rüstungswirtschaft ist eine Voraus- 
setzung dafür, dass wir als Land unsere Beiträge verläss- (D) 
lieh in die internationalen Bündnisse einbringen können. 

Lassen Sie mich zum Schluss noch sagen: Noch wich- 
tiger als das Gerät ist das Personal. Wir wünschen uns, 
dass der Aufwuchs, der angedacht ist, schnell erfolgt. Er 
muss in den Bereichen erfolgen, wo Fähigkeitslücken 
sind, wo hohle Strukturen sind. Insbesondere muss er das 
Ziel haben, die Belastung vieler Soldaten, insbesondere 
in Mangelverwendungsreihen, zu senken. Diese Belas- 
tungen können wir auf Dauer nicht verantworten. 

Wir stehen sieben, acht Monate vor einer Wahl und 
sagen hier ausdrücklich: Die Herausforderang bei der 
Bundeswehr ist zu wichtig und zu groß, als dass wir im 
Verteidigungsausschuss jetzt sieben, acht Monate Wahl- 
kampf machen können. Wir wollen bis nächsten Sommer 
daran arbeiten, dass die Bundeswehr weiterhin auf dem 
Weg der Verbesserung ist. 

Vizepräsidentin Uiia Schmidt: 

Herr Kollege Arnold. 

Rainer Arnoid (SPD): 

Unsere Unterstützung haben Sie dabei. 

Vizepräsidentin Uiia Schmidt: 

Jetzt nicht noch sieben, acht Monate weiterreden. 


Es ist nicht einfach; ich weiß das. 
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Rainer Arnold (SPD): 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Ulla Schmidt: 

Jetzt hat der Kollege Omid Nouripour, Bündnis 90/ 
Die Grünen, das Wort. 

Omid Nouripour (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Erlau- 
ben Sie mir, mit einem Thema anzufangen, bei dem es 
um einen Bereich geht, wo wir uns ausnahmsweise mehr 
von der Bundesregierung wünschen und nicht weniger. 
Es gab Anfang 2014 diverse Diskussions- und Redebei- 
träge von Teilen der Bundesregierung, in denen gesagt 
wurde, Deutschland müsse mehr Verantwortung in der 
Welt übernehmen. Wir haben das nicht bei allen Reden 
immer nur auf das Militärische gemünzt gesehen. Es gibt 
tatsächlich diverse Bereiche, wo wir uns mehr wünschen. 
Zwei Jahre danach muss man feststellen, dass Deutsch- 
land bei der Unterstützung der Missionen der Vereinten 
Nationen auf der Welt immer noch auf Platz 58 liegt. 
Wir haben, Polizistinnen und Polizisten sowie Soldatin- 
nen und Soldaten zusammengezählt, unter 200 Personen 
draußen in UN-Missionen. Das ist, wenn man bedenkt, 
was Deutschland kann, wie viel Reichtum in diesem 
Land existiert und wie viele deutlich ärmere Länder vor 
uns sind, einfach viel zu wenig. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Kolleginnen und Kollegen, es ist offenkundig, dass 
sich in den nächsten Wochen und Monaten vieles ändern 
wird. Wohin genau die Reise geht, wissen wir nicht. Wir 
werden sehen, was das neue Staatsoberhaupt im wich- 
tigsten, größten und potentesten NATO-Partnerstaat, in 
den USA, tun wird. Es ist aber schon jetzt klar, dass man 
sich auf einige Dinge einstellen muss und auch einige 
Dinge umdrehen und verändern muss. 

Der Generalsekretär der NATO, Jens Stoltenberg, 
hat dieser Tage wieder einmal gesagt, dass Demokra- 
tie und Rechtsstaatlichkeit Kemwerte der NATO seien. 
Er hat theoretisch eigentlich recht, und das ist ja auch 
in den letzten Jahren immer wieder gesagt worden. Er 
hat das auf der Parlamentarierversammlung der NATO 
gesagt; einige aus diesem Raum waren dabei. Dann ist 
er aufgefordert worden, dass er, wenn Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit Kemwerte der NATO seien, doch 
auch einmal etwas sagen möge zur Situation in der Tür- 
kei und zu der Tatsache, dass in der Türkei mittlerwei- 
le mehr Journalistinnen und Journalisten im Gefängnis 
sind als in China. Daraufhin hat er einfach nur gesagt, 
dass die Türkei jedes Recht habe, gegen die Putschis- 
ten vorzugehen. - Das ist das Gegenteil von dem, was 
er selbst eingefordert hat, nämlich dass Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit Kemwerte der NATO sein müssen. 
Ich wünschte mir, dass die Bundesregiemng - und sei es 
in leisen Gesprächen - daraufhinweist, dass er so die ge- 
samte Glaubwürdigkeit des Bündnisses aufs Spiel setzt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 


Ein zweites Thema belriffl das 2-Grad-Ziel; das isl ja (C) 
jelzl mehrfach themalisierl worden. 

(Heiterkeil beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der SPD) 

- Enischuldigung, falsche Debatte, ich meine das 2-Pro- 
zenl-Ziel. Wir Grüne können machen, was wir wollen, 
wir sind Ökos. - Das 2-ProzenI-Ziel, also 2 ProzenI des 
Bmttoinlandsprodukles für Mililärausgaben aufzuwen- 
den, bedeutete - das hal die Kollegin ja gerade vorge- 
rechnel - ein Plus von 27 Milliarden Euro mehr im Jahr. 

Das gehl - das isl völlig zu Rechl gesagl worden - nur 
durch zwei Maßnahmen. 

Die erste betrifft Effizienzsteigemng und Reformen. 
Reformen sollten aber eben nicht in der Form umgesetzt 
werden, dass man die Bundeswehr mit Geld überschüttet 
und Defizite dadurch überdeckt, wie es in diesem Haus- 
halt ja passiert. Das hat der Kollege Lindner gerade aus- 
führlich beschrieben. 

Die zweite betrifft das Thema Europäisiemng. Frau 
Ministerin, Sie haben vorhin sehr eindrücklich erklärt, 
wie viele verschiedene, nicht miteinander kompatible 
Formen von Waffensystemen es gibt. Sie haben ja recht. 

Es ist völlig richtig, dass die Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Union unglaublich viel dadurch verschenken, 
dass sie nicht ausreichend miteinander reden. Aber wenn 
wir wirklich ernsthaft in die Europäisiemng einstei- 
gen wollen, statt immer nur - manchmal auch sinnvol- 
le - Leuchtturmprojekte durchzuführen, dann wäre der 
Beginn, dass Sie sich hierhinstellen und das Ende des 
Prinzips „Breite vor Tiefe“ verkünden. Solange jeder 
Mitgliedstaat, auch die Bundesrepublik, laut und heftig 
sagt: „Wir wollen einfach einmal alles haben“, wird es 
keine Europäisiemng geben. Das ist der Gmnd, wamm 
die Europäisiemng nicht vorankommt. Es ist leicht, da- 
rüber zu sprechen, aber Sie müssen auch etwas dafür tun; 
ansonsten kommen wir bei dieser Thematik nicht voran. 

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Ulla Schmidt: 

Vielen Dank. - Bevor ich jetzt dem Kollegen Henning 
Otte für die CDU/CSU-Fraktion das Wort gebe, möchte 
ich gerne Mitglieder des Feldwebel-ZUnteroffizieranwär- 
terbataillons 2 aus Celle hier oben auf der Tribüne begrü- 
ßen. Herzlich willkommen zur Debatte! 

(Beifall) 

Herr Kollege Otte, Sie haben das Wort. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Henning Otte (CDU/CSU): 

Ich darf mich diesem Graß anschließen. - Sehr ge- 
ehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! In den USA 
wurde mit Donald Tramp ein neuer Präsident gewählt, 
über dessen außenpolitische Orientierung wir noch nicht 
sehr viel wissen. Es zeichnet sich jedoch schon seit län- 
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(A) gerem ab, dass wir uns künftig weniger darauf verlassen 
können, dass die USA sieh in den Krisengebieten so stark 
einbringen wie bisher. Es kommt viel stärker aueh auf 
unser Engagement an. Wenn wir die Amerikaner dazu er- 
mutigen wollen, weiterhin Engagement für die Sieherheit 
zu zeigen, dann müssen wir selbst aueh bereit sein, uns 
einzubringen. 

Für uns sind Partnersehafl und Verantwortung keine 
Einbahnstraße. Das sagen wir ganz klar aueh in Riehtung 
der USA. Wir sind da ein verlässlieher Partner. Gemein- 
sam werden wir in der NATO dafür weiterhin einstehen. 
Deutsehland ist aueh dazu bereit, mehr einzubringen. 
Das ist ebenfalls Ausdruek unserer Verantwortung. 

Genauso klar ist aueh ein Bekenntnis für Europa. 
Unser langfristiger Weg ist eine europäisehe Verteidi- 
gungsunion; unsere Verteidigungsministerin hat dies sehr 
deutlieh dargestellt. Es geht darum, dass wir alle unsere 
Fähigkeiten einbringen. Das ist nieht im Sinne einer eu- 
ropäisehen Verteidigungsarmee naeh dem Vorbild der in- 
ternationalen sozialistisehen Bewegung zu sehen, lieber 
Kollege Arnold. 

(Rainer Arnold [SPD]: Flerr Kauder könnte 
da aber nieht rein! - Zuruf von der LINKEN: 
Keine Ahnung von Sozialismus!) 

Verteidigungsunion bedeutet vielmehr, dass wir die Ko- 
operation von unten immer weiter stärken. Das ist aueh 
unser europäiseher Gedanke. 

Wir sind bereit, hier als Rahmennation zu agieren und 
voranzugehen. Insbesondere gilt dies naeh dem Brexit. 

(B) Wir sind der festen Überzeugung, dass wir die europä- 
isehe Säule innerhalb der NATO weiter stärken wollen. 
Aueh das ist für uns Ausdruek von Verantwortung, meine 
sehr verehrten Damen und Flerren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Diejenigen, die Europa sehwaehreden wollen und ver- 
suehen, mit dem Gift des Nationalismus die europäisehe 
Idee zu untergraben, stellen die Grundlage des Friedens 
und der Freiheit in Europa infrage. Nur gemeinsam sind 
wir stark - in der Wirtsehaft, in Fragen der Migration und 
aueh in Fragen der Sieherheit. 

Deswegen kann ieh nur noeh einmal die Sehwerpunk- 
te hervorheben, die unsere Frau Ministerin dargestellt 
hat, nämlieh Digitalisierung, eine europäisehe Verteidi- 
gungsunion und ein waehsender Verteidigungshaushalt. 

Frau Ministerin, mit Ihrer Trendwende bei Personal, 
Material und Flaushalt haben Sie sehnell und weitbli- 
ekend die Lage erkannt und darauf reagiert. Das stärkt 
die Sieherheit und die Stabilität. Es ist aueh ein Ausdruek 
des Sehutzes unserer Bürgerinnen und Bürger. Dafür 
danken wir Ihnen sehr herzlieh. Dabei haben Sie aueh 
unsere volle Unterstützung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es war Konrad Adenauer, der einmal sagte: „Maeht 
und Verantwortung sind untrennbar miteinander verbun- 
den.“ Damit hat der erste Bundeskanzler in der damals so 
jungen Bundesrepublik eine ebenso troekene wie kluge 
Feststellung getroffen, die nieht an Aktualität verloren 


hat, gerade im Zusammenhang mit der zurüekliegenden (C) 
Wahl in den USA, aber aueh bei klarer Befraehtung der 
sieherheitspolitisehen Flerausforderungen. 

Was bedeutet Maeht in dieser Zeit, und was bedeutet 
es, verantwortlieh zu handeln? In der Sieherheitspolitik 
sehen wir uns drei großen Herausforderungen gegenüber: 

Die erste Herausforderung ist ein offensiv agierendes 
Russland mit der völkerreehtswidrigen Annexion der 
Krim, mit der Einflussnahme in der Ukraine, aber aueh 
mit dem Agieren in Syrien, mit hybriden Provokatio- 
nen, mit kurzfristigen militärisehen Alarmierungen, so- 
genannten „snap exereises“, um die Naehbam bewusst 
einzusehüehtem. Mit der Aufstellung von drei neuen Di- 
visionen an der NATO-Grenze wird ganz bewusst eine 
Beunruhigung erzeugt. Dies ist beileibe kein neuer kalter 
Krieg. Aber es soll eine Einflusssphäre geltend gemaeht 
werden. Und ieh sage ganz deutlieh: Wir sind Mitglied 
der NATO. Für uns ist der Artikel 5 des Nordatlantikver- 
trags unumstößlieh. Für uns sind Souveränität, Freiheit 
und Reehtsstaatliehkeit unverrüekbare Grundwerte. 

(Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Sehön 
wäre es!) 

Das sollte j eder wissen. Im Übrigen bedeutet das aueh für 
uns Sfabilifäf und Sehufz naeh innen. Und das isf aueh 
Ausdruek der Verantworfung der Union, meine Damen 
und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die zweife Herausforderung isf der infemafional agie- 
rende Terrorismus: IS, al-Qaida, Boko Haram. Die Welt , . 
ist dadureh bedroht. Zonen der Instabilität werden ge- ^ ' 
sehaffen, aueh in direkter Naehbarsehaft zu Europa. Die 
Ansehläge in Brüssel und Paris haben gezeigt, dass aueh 
Europa im Kern bedroht ist. Es geht aueh um die Be- 
drohung in den Heimatregionen der Mensehen, die vor 
Gräueltaten fliehen müssen und bei uns Sehutz suehen. 

Wir dürfen den Fluehtursaehen nieht tatenlos gegenüber- 
stehen. Wir müssen dem Terror und der Gewalt dort ent- 
gegenfreten, wo sie entstehen, nieht nur militäriseh, aber 
eben aueh militäriseh. 

Die dritte Herausforderung ist die Versehiebung in 
internationalen Maehtgefügen. Neue Akteure und Hand- 
lungsfelder verlangen naeh Aufmerksamkeit: im Cyber- 
raum, auf hoher See, am Nord- und Südpol, im Welt- 
raum. Dies wird zunehmend aueh in den Fokus unserer 
Befraehtung kommen müssen. Die Digitalisierung ist ein 
riehtiges Stiehwort. Aber aueh hier gilt es, Chaneen und 
Risiken zu sehen. Die Globalisierung birgt Chaneen und 
Risiken, und aueh der Klimawandel stellt eine große He- 
rausforderung dar. Das sind rasante Veränderungen, die 
für Deutsehland als Exportnation, als internationalen 
Verantwortungsträger von sfrategiseher Bedeutung sind. 

Ungehinderter Zugang zu Handelsrouten, Kommuni- 
kationslinien, Rohstoffen: Wir dürfen uns hier nieht ab- 
hängig maehen. Die Herausforderung ist, dass wir weiter 
für Frieden und Freiheit einfreten, dass wir unser Land 
weiter wirksam sehützen, dass wir die Sieherheitspolitik 
gestalten, dass wir den Koalitionsvertrag dahin gehend 
Umsetzen, dass wir sagen: Wir lassen uns von den Inte- 
ressen und Werten unseres Landes leiten. 
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(A) Dazu leistet der Verteidigungshaushalt einen ganz 
wiehtigen Beitrag. Frau Kollegin Buehholz, wenn Sie 
sagen, es handelt sich hier ausschließlich um einen Rüs- 
tungshaushalt, dann verkennen Sie, dass es sich hierbei 
auch um Personalkosten handelt, dass es sich um Ver- 
sorgungskosten handelt, dass es sich um Einsatzkosten 
handelt, um in Ländern Stabilität zu erzeugen, 

(Christine Buchholz [DIE LINKE]: Naja, das 
ist eine Behauptung! Es geht um Aufrüstung!) 

auch damit die Menschen dort nicht fliehen. Das sollten 
Sie in Anbetracht der Wahrheiten zur Kenntnis nehmen 
und den Leuten nicht etwas Falsches vorgaukeln. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Heike Hänsel 
[DIE LINKE]: Die Stabilisierung in Afghanis- 
tan ist ja gut gelungen!) 

Unser Anspruch ist weiterhin, dass wir auf jede sicher- 
heitspolitische Frage auch eine Antwort geben können. 
Das machen wir bewusst mit einem breiten Fähigkeits- 
spektrum. Die Bündnisverteidigung steht dabei wieder 
im Fokus. Der NATO-Gipfel jüngst in Warschau hat 
deutlich gemacht, dass wir mit einer Vome-Präsenz eine 
Stabilität im Baltikum erzeugen wollen, 

(Heike Hänsel [DIE LINKE]: Säbelrasseln!) 

dass wir rotierend stationieren, dass wir in Litauen ei- 
nen Beitrag leisten, damit man weiß: Wenn im Balti- 
kum ein Angriff erfolgen soll, dann würde hiermit jedes 
NATO-Land getroffen werden, und wir würden uns zur 
Wehr setzen müssen. - Das ist beileibe kein Säbelrasseln, 
das ist wie eine Haftpflichtversicherung. 

(Heike Hänsel [DIE LINKE]: Fragen Sie mal 
Herrn Steinmeier!) 

Wir sagen auch deutlich: Wir wollen einen Beitrag zur 
VJTF im Jahr 2019 leisten. 

Unser Antrieb ist es, Krisen dort zu besänftigen, wo 
sie entstehen. Wir wollen sie mit 64 Nationen auch bei 
der Anti-IS-Mission entschärfen. Es zeigt sich, dass der 
IS besiegbar ist, dass er zurückgedrängt wird. Deswegen 
war es auch wichtig und richtig, dass wir unseren Beitrag 
leisten: mit Aufklärungstomados, mit Tankflugzeugen, 
mit einer Fregatte als Schutzfregatte, und vor allem, in- 
dem wir die AWACS-Fähigkeiten zur Verfügung stellen. 
Ich sage allen: Dieser Einsatz wird aus der Türkei he- 
raus geflogen, nicht für die Türkei geflogen, weil es uns 
dämm gehf, dass wir den Menschen wieder eine sichere 
Heimaf in Syrien ermöglichen wollen. 

Meine Damen und Herren, das bedeufef nicht zwangs- 
läufig, dass wir überallhin Soldafen enfsenden wollen. 
Nein, ganz im Gegenfeil; das wollen wir nichf. Wir wol- 
len sfaftdessen im Rahmen einer Erfüchfigungssfrafegie, 
so wie es unsere Bundeskanzlerin einmal deuflich gesagf 
haf, Länder in die Lage versefzen, selbsf für Sicherheif 
und Sfabilifäf zu sorgen. Mif einem eigenen Tifel, der 
2016 ersfmals mif 100 Millionen Euro, jefzf mif 130 Mil- 
lionen Euro auf unseren Anfrag hin ausgesfaffef isf, wol- 
len wir genau diese Erfüchfigung weifer voranbringen, 
für Länder, die einen gufen Weg gehen wollen, aber unfer 
Drack sieben, Länder wie Mali, Tunesien, Nigeria, Jor- 
danien und auch Irak. Ich sage einmal in Richtung Op- 


position, vielleicht mehr in Richtung der Grünen: Es hieß (C) 
einmal: Du musst dazu beitragen, die Menschen das An- 
geln zu lehren, anstatt ihnen Fische zu geben. - In diesem 
Sinne sagen wir: Wir ziehen es vor, Länder in die Lage zu 
versetzen, selbst für Sicherheit und Stabilität zu sorgen. 

Dazu kann auch der Export von Ausrüstungsgütem ein 
wichtiger Beitrag sein, meine Damen und Herren. 

(Dr. Tobias Lindner [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN]: Waram haben Sie dann unseren 

Antrag abgelehnt?) 

Der Verteidigungshaushalt 2017 umfasst circa 37 Mil- 
liarden Euro. Das sind notwendige Investitionen in und 
für die Sicherheit Deutschlands. In Ergänzung der bisher 
aufgeführten Maßnahmen sage ich: Wir beschaffen neue 
Brückenlegepanzer Leguan, um Hindernisse überwinden 
zu können und damit die Landes- und Bündnisverteidi- 
gung zu gewährleisten. Wir ertüchtigen den Transport- 
panzer Fuchs, weil die Unversehrtheit der Soldatinnen 
und Soldaten für uns oberstes Gebot ist. Wir verbes- 
sern die Luftabwehrfähigkeit von Fregatten. Wir bauen 
die sanitätsdienstliche Versorgung aus. Wir stärken den 
Eurofighter in den Bereichen Radar, Selbstschutz und 
Bewaffnung. Vor allem ertüchtigen wir Rettungshub- 
schrauber und beschaffen neue Rettungshubschrauber 
wie den NH90 Forward Air MedEvac. Das macht uns 
handlungsfähiger. Das gibf uns die Möglichkeif, Veranf- 
worfung zu übernehmen, ganz im Sinne und Versfändnis 
von Adenauer, als er sagfe, was Macht bedeutet. Macht 
bedeutet, dass wir Einfluss nehmen können, dass wir 
unsere Werte weiter voranbringen können und dass wir 
Menschen helfen können, die in Not sind. ^ 

Deutschland ist ein verlässlicher Partner, ein wirt- 
schaftlich starkes Land, in die internationale Gemein- 
schaft fest eingebunden. Wir wollen Gestaltungsmög- 
lichkeiten wahmehmen und uns nicht hinter Partnern 
verstecken. Wir wollen einen Beitrag dazu leisten, dass 
die NATO als Verteidigungsbündnis eine 360-Grad- Ver- 
teidigung zum Schutz der Bürgerinnen und Bürger zu 
jeder Zeit gewährleisten kann. Es geht um die Sicherheit 
der Bürgerinnen und Bürger, und es geht um den Schutz 
der Einsatzkräfte. Sie sind verantwortungsbewusste 
Staatsbürger in Uniform, auch in Zivil, die jeden Tag be- 
reit sind, im Einsatz zu sein und eine gute Zukunft unse- 
res Landes zu gewährleisten - sicher, frei und vielfältig. 
Darum danke ich allen Soldatinnen und Soldaten, auch 
allen Polizeikräften und Rettungskräften, die im Einsatz 
und im Heimatbetrieb für die Sicherheif Deufschlands 
und unserer Parfnerländer einsfehen. 

Diesen Männern und Frauen die besfmögliche Ausrüs- 
fung zu geben, gufe polifische Rahmenbedingungen zu 
geben, vor allem auch moralische Rückendeckung zu ge- 
ben - das isf unsere Aufgabe, und das isf Ausdruck dieses 
Haushalfes. Es gehf um nichf weniger als die Sicherheif 
unseres Landes für die Bürgerinnen und Bürger. Deswe- 
gen isf dieser Verfeidigungshaushalt richtig, und deswe- 
gen sfimmen wir ihm auch aus voller Überzeugung zu. 

(Dr. Tobias Lindner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Überraschung!) 



Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode - 202. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 23. November 2016 


20237 


Henning Otte 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Vizepräsidentin Uiia Schmidt: 

Vielen Dank. - Für die SPD-Fraktion erhält jetzt die 
Kollegin Gabi Weber das Wort. 

(Beifall bei der SPD) 

Gabi Weber (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolle- 
ginnen und Kollegen! Ich freue mich für die zivilen und 
militärischen Beschäftigten der Bundeswehr, dass der 
Einzelplan 14 noch einmal 400 Millionen Euro mehr um- 
fasst, als zunächst geplant. Die Planung für die kommen- 
den Jahre sieht zudem jährlich etwa 2 Milliarden Euro 
mehr vor; darauf ist vorhin schon hingewiesen worden. 
Allerdings geht es dabei nicht darum, wer im Kabinett 
den größten Haushalt hat, sondern es geht darum, was 
mit dem Geld der Steuerzahler passiert. Diese möchten 
eine effektive Bundeswehr, keinen Papiertiger, der zwar 
Geld verschlingt, aber nichts zur Sicherheit der Bürger 
und Bürgerinnen beiträgt. 

Eine effektive Bundeswehr ist auf eines besonders 
angewiesen: ausreichendes, gut ausgebildetes und moti- 
viertes Personal. Denn ohne Pilot fliegt kein Flugzeug, 
ohne Besatzung fährt kein Schiff und ohne Fahrer kein 
Panzer. Zugegeben: Auch mit Personal funktioniert zur- 
zeit nicht alles. Daher fließt ein größerer Anteil der zu- 
sätzlichen Mittel in den Erhalt von Material und ebenso 
verstärkt in die Beschaffung. 

Frau Ministerin, endlich geben Sie, wie von uns schon 
lange gefordert, deutlich mehr Geld für Personal und für 
neue Sfellen aus. Insbesondere an die Linke richfe ich 
den Hinweis: Dieser Haushalf isf kein Rüsfungshaushalf. 

(Chrisfine Buchholz [DIE LINKE]: Es gib! 
einen dramafischen Anstieg im Rüsfungsbe- 
reich!) 

Fasf ein Drittel der Ausgaben wird für gufes Personal 
aufgewendel, das nichf nur dazu da isf, Maschinen zu 
bedienen, sondern das auch Frieden in vielen Teilen der 
Welf sicher!. 

(Beifall bei Abgeordnefen der SPD und 
der CDU/CSU - Chrisfine Buchholz [DIE 
LINKE]: Sie sind doch ganz sfolz darauf, dass 
der Rüsfungsbereich sfeigf! Lenken Sie doch 
nichf ab!) 

Die Bundeswehr sieht allerdings beim Werben um 
den Nachwuchs in ständiger Konkurrenz zur freien Wirt- 
schaft. Dabei sind neue und kreative Wege nötig, um das 
richtige Personal zu Anden. Ebenso durchdacht sollten 
die Anreize sein, bei der Bundeswehr zu bleiben. Hier 
geht es beispielsweise um Beteiligungsrechte. Wir haben 
in diesem Jahr ein neues Soldatinnen- und Soldatenbe- 
teiligungsgesetz verabschiedet, mit dem die Vertrauens- 
personen eine Stärkung ihrer Position erfahren haben. 
Mittlerweile werden die Vorgesetzten bereits geschult, 
was die Anwendung dieses Gesetzes angeht. Ein Pro- 


blem gibt es zurzeit allerdings, weil nicht genügend oder (C) 
überhaupt kein Geld eingestellt worden ist, um die Ver- 
trauenspersonen, die diese Aufgaben übernehmen sollen, 
im Zuge ihrer neuen Möglichkeiten zu qualifizieren. Da 
isf Nachsfeuerung nofwendig. 

(Beifall bei der SPD) 

Das gleiche Bild haben wir bei den Personalräfen. In 
diesem Jahr wurden sehr viele neue Personalräfe gewählf. 

Auch hier isf eine entsprechende Qualifizierung nofwen- 
dig. Lassen Sie mich als langjährige Gewerkschafferin 
sagen: Eine Befeiligung der Belegschaft an Enf Scheidun- 
gen der Führung frägf deuflich zur Zufriedenheif der An- 
gesfellten bei, und dafür muss eben ausreichend Geld zur 
Verfügung gesfellf werden. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Sfabselemenf 
Chancengerechfigkeif, Vielfalf und Inklusion, das dieses 
Jahr eingerichfef wurde, isf, neben dem bereifs existie- 
renden Gleichsfellungbeauftragfen, ein weiferer sinnvol- 
ler Schritt, um sich auf eine veränderfe Bewerberlage 
einzusfellen. 

Frauen werden in der Bundeswehr frofz gegenfeili- 
ger Bekundungen weiferhin nicht so gut behandelt wie 
ihre Kollegen, sei es bei den Bewertungen durch Vor- 
gesetzte, im Zusammenhang mit Beförderungen, bei 
der Aufgabenzuweisung oder im täglichen Umgang in 
einer männlich dominierten Arbeitsumgebung. Wenn in 
diesen Bereichen eine größere Akzeptanz deutlich wür- 
de, wenn unterschiedliche Familienhintergründe und 
Lebensentwürfe nicht diskriminiert und verurteilt, son- 
dern anerkannt und gefördert würden, dann hätte sich die 
Stabsstelle, die ebenfalls aus den Mitteln des Personal- 
haushalts bestritten wird, bereits bezahlt gemacht. Denn 
im Werben um qualifizierten Nachwuchs kann es sich die 
Bundeswehr nicht leisten, die Hälfte der Bevölkerung zu 
ignorieren. 

Frau Ministerin, zum Ende meines kurzen Beitrags 
ist es mir ein Anliegen, die Wichtigkeit des informellen 
Austauschs zwischen Soldaten und Parlamentariern zu 
betonen. Derzeit wird ein neuer Verhaltenskodex für den 
Bereich des Verteidigungsministeriums erarbeitet, der an 
manchen Stellen über das sicher gut gemeinte Ziel hin- 
ausschießt. Die eigentliche Absicht dieses Kodex sollte 
nicht aus den Augen verloren werden. Aber in einem de- 
mokratischen Rechtsstaat mit gewählten Abgeordneten 
müssen offene Gespräche möglich bleiben, zum Beispiel 
bei Empfängen, bei Mandafsbesuchen oder auch beim 
Besuch der Kasernen im Wahlkreis, wie bei mir in Diez 
oder in Rennerod. Frau Minisferin, ein gewisses Vertrau- 
en ins eigene Personal und die Übertragung von Verant- 
wortung sollten heutzutage selbstverständlich sein. 

(Beifall bei der SPD - Henning Otte [CDU/ 

CSU]: Frau Weber, jetzt überziehen Sie aber! 

Haben Sie mal Vertrauen zu uns!) 

Noch ein Hinweis zum vernetzten Ansatz. Der Ver- 
teidigungshaushalt wächst an den richtigen Stellen auf 
Gutes Personal ist teuer. Wir stehen dazu, unseren An- 
teil in Höhe von 1,2 Prozent des BIP zu leisfen, wie es 
die NATO-Kriferien vorsehen. Wir können in diesem 
Zusammenhang aber nichf nur über Verfeidigung re- 
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(A) den, sondern der vernetzte Ansatz weist uns auch in die 
Richtung des Haushalts des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung. Hier 
haben wir nach wie vor noch lange nicht die vereinbarte 
ODA-Quote von 0,7 Prozent erreicht; da haben wir also 
noch unsere Hausaufgaben zu machen. Nur wenn wir ein 
Gleichgewicht zwischen diesen beiden Haushalten hin- 
bekommen, haben wir einen sehr guten Haushalt. Jetzt 
haben wir einen guten Haushalt für das Verfeidigungsmi- 
nisferium, dem wir zusfimmen werden. 

Danke. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordnefen 
der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Uiia Schmidt: 

Vielen Dank. - Als Nächstes hat Ingo Gädechens, 
CDU/CSU-Fraktion, das Wort. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ingo Gädechens (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Nach fast anderthalb Stunden Debattenzeit zum Verteidi- 
gungsetat, zum Einzelplan 14, 

(Dr. Tobias Lindner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Kommt was Neues!) 

hat man es, wenn man der elfte Redner ist, nicht leicht, 
zu vermeiden, dass man Argumente wiederholt. Aber ich 
will an der einen oder anderen Stelle die guten Argumen- 

(B) 

te der CDU/CSU-Fraktion noch einmal verstärken. 

Ich möchte an dieser Stelle gerne der Kollegin Karin 
Evers-Meyer danken. Denn nicht nur Barthl Kalb hat 
zum letzten Mal den Einzelplan 14 beackert und bear- 
beitet, auch die Kollegin Evers-Meyer hat ihren letzten 
Bericht zu diesem Einzelplan abgegeben. Ihr hat in der 
letzten Wahlperiode die Lehrzeit im Verteidigungsaus- 
schuss so gut getan, dass sie im Haushaltsausschuss eine 
gute Arbeit für den Einzelplan 14 hat leisten können. Wir 
in Schleswig-Holstein pflegen immer zu sagen: Es ist un- 
glaublich, wie viel Lob ein Mensch ertragen kann, bevor 
er an der Seele Schaden nimmt. - Also: Ein Lob den bei- 
den Berichterstattern im Haushaltsausschuss, liebe Kol- 
leginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Mein Lob richte ich auch an die Ministerin und vor 
allen Dingen an das Team in ihrem Haus. Es ist solide 
gearbeitet worden. Da ja ein Mangel an Transparenz be- 
klagt worden ist, sage ich: Ich erkenne Transparenz an 
allen Ecken und Enden. Meine Fraktion ist wirklich froh, 
dass wir die Erhöhung des Plafonds tatsächlich in diesem 
Umfang haben erreichen können. Denn - das ist jetzt die 
Wiederholung der politischen Diskussion - die Sicher- 
heitslage in der Welt ist wirklich instabiler geworden. 
Deshalb ist die Erhöhung auch zu rechtfertigen. 

Wir leben in unsicheren Zeiten. Unsicherheit entsteht 
auch aus Ungewissheit. Einige meiner Vorrednerinnen 
und Vorredner haben schon gesagt: Wir können mit Blick 
auf unseren transatlantischen Partner und das, was jetzt in 


den USA passiert, nur schwer abschätzen, was im Detail (C) 
auf uns zukommt. Unsere Außen- und Sicherheitspolitik 
war bislang geprägt von einer tief verankerten transat- 
lantischen Partnerschaft. Diese Partnerschaft basierte auf 
Vertrauen, gekennzeichnet von politischer Vernunft und 
sicherheitspolitischer Zuverlässigkeit. Sowohl politische 
Vernunft als auch sicherheitspolitische Zuverlässigkeit 
habe ich bislang, jedenfalls in den Wahlkampfaussagen 
des gewählten und designierten zukünftigen Präsidenten 
der Vereinigten Staaten, nicht gehört. Deshalb richte ich 
aus diesem Haus an die US-Administration die Bitte, sie 
möge sich schnell sortieren und Positionen für eine trag- 
bare Außenpolitik beschreiben. 

Wir können leider nicht mehr davon ausgehen, dass 
unsere Wertegemeinschaft allein ausreicht, um ein kraft- 
volles transatlantisches Bündnis zu begründen. Wir 
müssen erneut alle gemeinsam dafür werben, uns aber 
zeitgleich darauf einstellen, dass sich Amerika seiner 
Verantwortung zu einem guten Stück entziehen wird. 

Das bedeutet, dass Europa und insbesondere Deutsch- 
land deutlich mehr für die eigene Sicherheitsvorsorge 
werden leisten müssen. 

Hier gibt es verschiedene Wege. Es geht etwa um 
mehr Effizienz. Die verschiedenen Waffensysteme und 
die unterschiedlichen Femmeldegeräte innerhalb der 
NATO wurden angesprochen; hier wünschen wir uns alle 
mehr Effizienz. Aber, lieber Kollege Arnold, wenn Sie 
das SPD-Papier von vor zwei Jahren zitieren, muss ich 
sagen: Es ist doch ein erheblicher Unterschied in der Be- 
grifflichkeit, ob man eine europäische Armee oder eine 
Europäisierung der Armeen will. 

(Rainer Arnold [SPD]: Wir haben das doch 
beschrieben! Sie müssen es auch mal lesen!) 

Ich sage es einmal so: Was die Kooperation betrifft, sind 
wir deutlich erkennbar auf einem guten Weg. Man denke 
zum Beispiel an die Niederlande oder im Hinblick auf 
die Fähigkeiten, etwa U-Boote, an Norwegen. Hier sind 
wir, wie gesagt, auf einem wirklich guten Weg, liebe 
Kolleginnen und Kollegen. 

Das sicherheitspolitische Umfeld ist noch komplexer, 
volatiler, dynamischer und damit schwieriger vorher- 
sehbar geworden. Die Krisenherde in und um Europa 
mit den Konflikten im Osten und Südosten werden alle 
Bündnispartner und in ganz besonderer Weise uns for- 
dern. 

Wir haben aktuell 3 500 Soldatinnen und Soldaten in 
zwölf höchst unterschiedlichen Missionen im Einsatz. 

Aber, lieber Kollege Nouripour, wenn Sie sich als Frak- 
tion Bündnis 90/Die Grünen ein größeres Engagement 
auf dem Kontinent Afrika wünschen und hier mit der 
Zahl 200, die Sie in den Raum geworfen haben, agieren, 
dann will ich Ihnen gerne sagen: Die Zahl der Soldaten 
alleine im MINUSMA-Mandat soll von 500 auf 1 000 
aufwachsen, damit wir gemeinsam mit den Bündnispart- 
nern unseren Aufgaben und unserer Verantwortung ge- 
recht werden können. Bei UNMISS und UNAMID er- 
kennt man ja schon an den Namen, dass es UN-Mandate 
sind, weil sie mit „UN“ beginnen. Aber auch MINUSMA 
ist ein UN-Mandat. Auch im Rahmen dieses Mandats 
entsenden wir Soldatinnen und Soldaten. 
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(A) Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Vielzahl un- 
serer Einsätze zeigt auch die Komplexität. Herr Kolle- 
ge Lamers, wir waren ja in Incirlik, um zu sehen, was 
unsere deutschen Soldatinnen und Soldaten dort leisten. 
Aber es ist egal, wohin man fährt und wo man die Truppe 
besucht: Ich persönlich bin immer wieder zutiefst beein- 
druckt von der Professionalität der Soldatinnen und Sol- 
daten und davon, wie überzeugt die Männer und Frauen 
von ihrem Tun und Handeln sind. Unser Bestreben hier 
in diesem Haus muss doch sein, diesen Soldatinnen und 
Soldaten nicht nur Anerkennung zu zollen, sondern ihnen 
den Rücken zu stärken und sie entsprechend mit vernünf- 
tigem Material auszustatten, verehrte Kolleginnen und 
Kollegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Ich habe jelzl beslimmle Themenfelder selektiert, will 
aber doch noch ein paar Worte zum Thema Korvetten 
sagen. Ich bin Berichterslaller meiner Fraktion für die 
Marine, und ich sage Ihnen ganz ehrlich: Die Korvetten 
sind nichl vom Himmel gefallen. Das war auch keine 
Idee, die irgendwo im Haushallsausschuss plölzlich auf- 
gekommen ist 

(Dr. Tobias Lindner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ein Weihnachlsmärchen!) 

- Nein, lieber Kollege Lindner, wir haben uns darüber ja 
auch schon einmal bilateral unterhalten. 

Wer einmal genau in die Haushalte hineinschaul - gu- 
cken Sie auch in den geheimen Teil -, siehl, dass eine 
Slralegie verfolgl wurde. Vor wenigen Tagen haben wir 
(®) die Schnellboote der Klasse 143A außer Diensl gestellt 
Diese Schnellboote sollten von weiteren fünf Korvetten 
erselzl werden. Dann drehte sich die Welt weiter, und 
die Idee war eigentlich, ein Mehrzweckkampfschiff - 
MKS 180 - zu entwickeln. Als wir aber erkannten, dass 
wir, bedingt durch die Ausschreibungsmodalitäten, in 
dieser Wahlperiode zu keiner Auftragsvergabe mehr 
kommen konnten, 

(Dr. Tobias Lindner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Aber der Zusammenhang wurde 
doch immer beslrillen, Herr Gädechens ! Gibl 
es den jelzl doch? Inleressanl!) 

haben wir gesagt Wir selzen auf ein eingeführtes Gerät, 
wir setzen auf diese Korvette, um nämlich das zu bewir- 
ken, was, glaube ich, alle hier im Raum, die sich intensiv 
mit dem Thema befassen, wollen: nämlich die Marine zu 
entlasten. Deshalb setzen wir auf eine schnelle Beschaf- 
fung dieser Korvette. 

(Dr. Tobias Lindner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: 2022!) 

Liebe Freundinnen und Freunde, Kolleginnen und 
Kollegen, wer das nicht glaubt, der soll sich bitte einmal 
mit dem Inspekteur der Marine zusammensetzen. Dann 
wird er erfahren, was für eine Einsatzbelastung diese 
Teilstreitkraft in Kauf nehmen muss. Jetzt kehrt gerade 
eine Fregatte mit 280 Seetagen in den Heimathafen zu- 
rück. Was das für die Kameradinnen und Kameraden an 
Bord bedeutet, muss ich vielleicht gar nicht ausmalen. 
Ich bin der Meinung, dass diese Beschaflung richtig ist. 


und Sie können mir sicherlich glauben, dass ich all de- (C) 
nen, die daran mitgewirkt haben, sehr dankbar bin. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kolle- 
ginnen und Kollegen, ich glaube, mit dem Einzelplan 14 
sind wir nicht nur auf einem richtigen, sondern auf ei- 
nem sehr guten Weg, das zu erreichen, was das gemein- 
same Ziel aller sein sollte, nämlich für die Sicherheit der 
Menschen in der Bundesrepublik Deutschland zu sorgen. 
Deshalb werden wir dem Einzelplan zustimmen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Vizepräsidentin Uiia Schmidt: 

Vielen Dank. - Letzte Rednerin zu diesem Einzelplan 
ist jetzt die Kollegin Heidtrud Henn, SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD) 

Heidtrud Henn (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Wir haben 
jetzt viele Zahlen gehört, und alle hier im Hohen Hause 
wissen nun, dass sich der Verteidigungshaushalt für das 
kommende Jahr auf rund 37 Milliarden Euro beläuft. Das 
ist viel Geld, und wir werden in Zukunft noch mehr Geld 
für unsere Sicherheit zur Verfügung stellen müssen. 

Hier müssen wir den Bürgerinnen und Bürgern gegen- 
über ehrlich sein: Sicherheit gibt es nicht zum Nulltarif 
Und auch an der Sicherheit unserer Soldatinnen und Sol- (^) 
daten darf nicht gespart werden. Das verstehen die Bür- 
gerinnen und Bürger übrigens auch, wenn wir nicht um 
den heißen Brei herumreden. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die meisten von Ih- 
nen werden einen Auloführerschein haben. Sie haben das 
Autofahren mil einem Auto gelernt Das isl ja wohl ganz 
normal, werden Sie jelzl sagen. Ich finde das auch. Aber 
dann sollte es auch für unsere Soldatinnen und Solda- 
ten normal sein, beim Üben und Lernen das Material zu 
nutzen bzw. am Leib zu tragen, mit dem sie auch im Ein- 
satz zurechtkommen müssen. Das kostet Geld. Wir sind 
das unseren Soldatinnen und Soldaten schuldig, die mit 
unserem Mandat in Einsätze gehen und sich darauf vor- 
bereiten müssen. Gutes Üben muss mit der Realität über- 
einstimmen. Das ist auch eine Frage der Sicherheit, und 
Sicherheit sollte für unsere Soldaten gewährleistet sein. 

Die Ausstattung mit leistungslähigen Großgeräten 
und ein moderner IT-Bereich sind sehr wichtig. Ich wer- 
de aber nichl müde, immer wieder auch zu sagen: Ge- 
nauso wichtig isl die Ausstellung am Leibe. Hierfür muss 
noch mehr Geld fließen. 

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Faire Beschaf- 
fung!) 

Die Einsälze werden nichl weniger und ersi recht nicht 
einfacher. Ich frage mich in die Zukunft blickend, ob es 
nichl sinnvoll wäre, wenn jede Soldalin und jeder Soldal 
über eine eigene Ausrüstung verfügen würde. Vielleicht 
können wir uns darüber Gedanken machen. 
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Viele Gedanken gemacht haben wir uns auch über das 
Thema Unterbringung. Wer sagt, das sei ein alter Hut, 
der hat sich schon lange nicht mehr mit den Bundes- 
wehrangehörigen unterhalten. Uns Politiker sollte nicht 
interessieren, was in Papieren steht und was man uns 
verspricht, sondern was wir bei unseren Besuchen der 
Truppe vorfinden, nämlich fehlende Betreuungseinrich- 
tungen, marode Sporthallen und von Schließung bedroh- 
te Mannschaftskantinen, weil sie nicht mehr den Vor- 
schriften entsprechen. Es gibt jetzt zwar mehr Geld für 
den Einzelplan 14; damif werden wir aber nur reparieren 
können. Einer modernen Bundeswehr, die guf ausbildef 
auch gufe Arbeif leisfen soll, muss man mehr biefen, als 
das bisher der Fall war. 

An der Sicherheif dürfen wir nicht sparen - erst recht 
nicht an der Sicherheit für die Soldatinnen und Soldaten, 
die für unsere Sicherheit sorgen. Auch die Seele braucht 
Sicherheit. Wird sie krank, leiden darunter die im Ein- 
satz Geschädigten, aber auch ihre Familien. Wir müssen 
also Geld für gemeinsame Therapien der Betroffenen mit 
ihren Familien aufwenden und entsprechendes Personal 
einsetzen. Wirtschaftliches Handeln ist wichtig und rich- 
tig; an der falschen Stelle zu sparen, ist gefährlich. 

Was du nichf willsf, das man dir fu, das füg auch kei- 
nem andern zu. - Liebe Kolleginnen und Kollegen, die- 
sen gufen Raf haben wir alle mifbekommen. Man kann 
den Raf auch umkehren: Was du willsf, das man dir fu, 
das füg auch allen andern zu. 

Wir Polifiker wollen unsere Arbeif guf ausgesfaffef 
erledigen. Für die Angehörigen der Bundeswehr, die 
mif unserem Mandaf ihre Aufgaben erledigen, sollfe das 
ebenso gehen. Werfschäfzung beginnf mif Worfen, die 
in Tafen umgesefzf werden müssen, und dafür brauchf 
man Geld. Sicherheif und Frieden: Darum geht es bei der 
Bundeswehr - und auch um gute Arbeit. 

In diesem Sinne danke ich unseren Haushältern und 
allen, die dienen. Dazu gehören auch die Angehörigen 
der Angehörigen der Bundeswehr. Ich wünsche Ihnen 
Gottes Segen. 

Danke. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU - 
Dr. Tobias Lindner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Amen!) 

Vizepräsidentin Uiia Schmidt: 

Vielen Dank. - Damit ist die Aussprache beendet. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzel- 
plan 14 - Bundesministerium der Verteidigung - in der 
Ausschussfassung. Wer stimmt dafür? - Wer stimmt da- 
gegen? - Wer enthält sich? - Der Einzelplan 14 ist mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Oppo- 
sition angenommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 1. 12 auf: 

Einzelplan 23 

Bnndesministerinm für wirtschaftliche Zn- 

sammenarbeit nnd Entwicklnng 

Drncksachen 18/9824, 18/9825 


Berichterstaher zu diesem Einzelplan sind die Abge- (C) 
ordneten Volkmar Klein, Sonja Steffen, Michael Leutert 
und Anja Hajduk. 

Zu dem Einzelplan 23 liegen ein Änderungsantrag 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und zwei Ent- 
schließungsanträge der Fraktion Die Linke vor. Über die 
Entschließungsanträge werden wir am Freitag nach der 
Schlussabstimmung abstimmen. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 96 Minuten vorgesehen. - Ich höre kei- 
nen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Kollege 
Michael Leutert, Fraktion Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Michael Leutert (DIE LINKE): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Herr Minister, im September haben Sie uns einen Ent- 
wurf vorgelegt, der knapp 8 Milliarden Euro umfasste, 
und heute sprechen wir über einen Etat von 8,5 Milli- 
arden Euro, der zur Abstimmung steht. Das heißt, wir 
haben in den Haushaltsverhandlungen noch einmal nach- 
gesteuert, nachgebessert und etwas über 500 Millionen 
Euro draufgepackt. 

Diese Gelder werden insbesondere für die Krisen- 
bewältigung - 100 Millionen Euro -, aber auch für die 
bilaterale Zusammenarbeit eingesetzt. Das heißt, diese 
Gelder werden genutzt, damit die KfW und die GIZ ord- 
nungsgemäß ausgesfaffef sind, um die Zusammenarbeif 
bei den Projekfen, die wir hier beschließen, auch fech- 1 ' 
nisch und finanziell durchführen zu können. Ich hoffe, 
dass wir an dem Punkf besser ausgesfaffef sind als dieses 
Jahr und nichf wieder eine solch peinliche Sifuafion wie 
im Herbsf dieses Jahres im Haushalfsausschuss erleben, 
wo zwischen Auswärtigem Amf und GIZ über die über- 
planmäßigen Ausgaben gesfriffen wurde, bis das Kanz- 
leramf eingeschalfef werden mussfe. 

50 Millionen Euro mehr werden für die „Sonderini- 
fiafive Fluchfursachen bekämpfen“ ausgegeben. All das 
findet unsere Zustimmung. 

(Johannes Seile [CDU/CSU]: Da bin ich ge- 
spannt!) 

Allerdings bleiben mindestens zwei große Baustellen, 
und es hilft nichts, dass man, wenn nichts getan wird, auf 
Kritik verzichtet, sondern wir müssen sie immer wieder 
anbringen. 

Die erste Baustelle ist das Ziel, 0,7 Prozent vom 
Bruttoinlandsprodukt für Entwicklungszusammenarbeit 
auszugeben. Es ist einfach bitter und traurig, dass wir das 
noch immer nicht geschafft haben. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, heute früh hat die 
Kanzlerin hier allgemein zum Haushalt 2017 Stellung 
genommen. Wer aufmerksam zugehört hat, konnte fest- 
stellen: Es gab freundliche Worte in Richtung Entwick- 
lungszusammenarbeit - die Zahl 0,7 hat sie aber nicht 
in den Mund genommen -, und es gab eine ausführliche 
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(A) Würdigung des Verteidigungsetats, wobei sich die Kanz- 
lerin sehr dafür starkgemacht hat, dass in Zukunft 2 Pro- 
zent des Bruttoinlandproduktes für Verteidigung ausge- 
geben werden. Um einmal klarzumachen, um wie viel 
Geld es da geht: Im Entwicklungsbereich bräuchten wir 
25 Milliarden Euro - knapp 10 Milliarden Euro haben 
wir schon -, also 1 5 Milliarden Euro mehr. Im Veiteidi- 
gungsbereich gehl es um 65 bis 70 Milliarden Euro, also 
um ein Mehr von ungefähr 30 Milliarden Euro. 

Ich will das einmal von einer anderen Seile aus be- 
leuchten: Ich glaube, uns alle in diesem Hause einl, dass 
wir dafür sind, dass überall Frieden herrscht Ich glaube, 
uns einl, dass wir überall Sicherheil für die Menschen 
haben wollen. Uns eint wahrscheinlich auch, dass wir für 
soziale Gerechtigkeil einslehen wollen. Vielleicht gibt es 
da ein paar unterschiedliche Interpretationen, aber wei- 
testgehend sind wir uns einig. 

Ich glaube, wir sind uns auch darüber einig, wo die 
Ursachen dafür zu suchen sind, dass nichl überall Frie- 
den herrschl, dass nichl überall Gerechtigkeil herrscht 
und die Menschen nicht überall in Sicherheit leben. Die 
Ursachen sind Krieg, Umweltzerstörung, Klimawandel 
und damit einhergehende Klimakatastrophen. Ursachen 
sind auch der ungerechte Welthandel und ungerechte 
Weltwirtschaftsbeziehungen. 

Das heißt, wenn wir die Ziele Frieden, Sicherheit, 
Gerechtigkeit erreichen wollen, müssen diese Ursachen 
bekämpft werden, und dafür sind die Sonderinitiativen 
ein geeignetes Instrument. Das bedeutet: Jeder Euro, den 
wir in Entwicklungszusammenarbeit stecken, jeder Euro, 

' ' den wir in das Engagement gegen den Klimawandel ste- 
cken, jeder Euro, den wir in die Hand nehmen, um Hun- 
ger und Armut zu bekämpfen oder Bildungskapazitäten 
und medizinische Betreuung aufzubauen, ist ein Euro für 
effeklive Verleidigungspolilik. Wenn wir das verstanden 
haben, können wir in Zukunft vielleicht auch darüber re- 
den, im Bereich der Entwicklungszusammenarbeit 2 Pro- 
zent des Bruttoinlandproduktes in die Hand zu nehmen, 
um damit zu arbeiten. 

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Dann bräuchle man vielleichl nur noch 0,7 ProzenI für 
das Mililär. Das wäre das richtige Verhältnis, das wären 
die richtigen Maßnahmen. Ich glaube, wir würden damil 
mehr Sicherheil bewirken und das auch noch nachhallig. 

Nun wissen wir alle aber auch: Geld allein genügl 
nichl, um die Probleme zu lösen. Und ob wir 0,7 oder 
2 ProzenI für Enlwicklungszusammenarbeil ausgeben: 
Wir werden damil nichl alle Probleme lösen können. 
Deshalb brauchen wir Partner. Das isl die zweite große 
Baustelle. Wir müssen uns erstens darum bemühen, dort 
in Zukunft - es gibl zwei Andockslellen für Partner; eine 
ist die europäische Ebene - zu einer stärkeren Koordi- 
nierung und Abstimmung zu kommen, und wir müssen 
zweitens internationale Organisationen einbinden und 
internationale Programme umsetzen. Es wird sehr viel 
Geld in die Hand genommen, um bilaterale Entwick- 
lungszusammenarbeit auf den Weg zu bringen. Viel zu 
wenig Geld wird in die Hand genommen, um multila- 


terale Entwicklungszusammenarbeit abgestimmt auf den (C) 
Weg zu bringen. 

(Johannes Seile [CDU/CSU]: Würde es dann 
besser?) 

- Ja, weil wir mit unseren begrenzten Mitteln und Res- 
sourcen allein die Probleme nicht lösen können. 

Die Europäische Union ist derzeit nicht in der besten 
Verfassung. Wäre es nicht ein lohnender Gedanke - es 
würde allen helfen, und ich glaube, dass alle Mitglieds- 
länder der Europäischen Union ein Interesse daran ha- 
ben, die Fluchtursachen und Krisen zu beseitigen -, sich 
in diesem Punkt abzustimmen? Um diese Sache könnten 
sich die europäischen Staaten gemeinsam kümmern und 
sie so zu einem guten Ergebnis führen. Vielleicht könn- 
ten wir da zu größeren Fortschritten kommen, als wenn 
jedes Land seine eigenen Pläne macht und seine eigenen 
Initiativen entwickelt. 

Die zweite Art von Partnern - das habe ich schon 
vorhin in meiner Rede zum Haushalt des Auswärtigen 
Amtes gesagt - sind auf internationaler Ebene Organi- 
sationen wie das Kinderhilfswerk und das UN-Flücht- 
lingshilfswerk. Daneben gibt es auch Programme wie 
das Weltemährungsprogramm. Jedes Jahr müssen diese 
Institutionen und diese Programme - das ist einfach eine 
beschämende Situation - um Geld betteln, damit sie aus- 
kömmlich ausgestattet sind, um die Aufgaben zu erledi- 
gen, um die wir sie bitten. 

Es kann nicht sein, dass Deutschland jedes Jahr knapp 
300 Millionen Euro an das Flüchtlingshilfswerk zahlt 
und Russland nur 2 Millionen Euro. Ich finde, wir brau- (D) 
eben einen internationalen Mechanismus - dafür ist jetzt 
die Zeit gekommen -, der an bestimmte Wirtschaftsdaten 
gekoppelt ist, um festzulegen, wie hoch der Pflichtbeitrag 
ist, der an diese Organisationen gezahlt werden muss, da- 
mit wir auf internationaler Ebene bei den Themen „Be- 
kämpfung der Fluchtursachen“ sowie „Friedenssiche- 
rang“ vorankommen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsidentin Uiia Schmidt: 

Vielen Dank. - Für die CDU/CSU-Fraktion spricht 
jetzt der Kollege Volkmar Klein. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 

Stefan Rebmann [SPD]) 

Volkmar Klein (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Es liegt in der Natur der Sache, dass in die Rede 
des Oppositionsvertreters eine gewisse Kritik einge- 
flochten wurde. Aber auf der anderen Seite bin ich davon 
überzeugt, dass wir uns am Ende dieser Debatte auf eine 
ziemlich positive Gesamtbetrachtung des Einzelplans 
des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit und Entwicklung verständigen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 
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Ich als Hauptberichterstatter im Haushaltsausschuss 
für diesen Bereich möchte mich zu Beginn als Erstes 
einmal bei den Mitberichterstatterinnen und Mitbericht- 
erstattem für die wirklich gute Zusammenarbeit und Be- 
ratung herzlich bedanken. Da ich schon beim Dank bin, 
möchte ich noch sagen: Während der Beratungen haben 
wir viele Berichte von und über Menschen bekommen, 
die in unserem Namen in schwierigen Regionen und 
Ländern wie Nordirak und Afghanistan oder anderswo in 
der Welt arbeiten und helfen. Diesen Menschen möchte 
ich in unser aller Namen herzlich danken. Sie leisten eine 
wirklich wichtige Arbeit im Interesse Deutschlands und 
unserer Werte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Ich möchte mit dem Danken fortfahren. Diese Hil- 
fe wäre ohne die Haushaltsbeschlussfassung sicherlich 
nicht möglich. Sie wäre aber auch ohne die Arbeit des 
Ministers und seiner Mannschaft nicht möglich. Insofern 
möchte ich Gerd Müller für seine Arbeit in den vergange- 
nen Monaten - ich bin sicher, er wird die Mittel, die wir 
gleich beschließen werden, gut verwenden - ganz herz- 
lich danken. Lieber Gerd Müller, wir sehen, dass du gute 
Arbeit machst. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Das gibt uns die Gewissheit, dass das viele Geld gut 
eingesetzt wird und dass es verantwortbar ist, eine wirk- 
lich beispiellose Erhöhung des Budgets des Ministeriums 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung zu 
beschließen. 8,5 Milliarden Euro für das nächste Jahr 
ist - ich wiederhole es - eine beispiellose Steigerung, 
nämlich um 1,1 Milliarden Euro gegenüber dem Haus- 
halt dieses Jahres. Zu Beginn der Kanzlerschaft von 
Angela Merkel 2005 betrug der Haushalt des BMZ noch 
3,8 Milliarden Euro. Diese 8,5 Milliarden Euro sind da- 
her mehr als eine Verdoppelung, nämlich eine Steigerung 
um 120 Prozent. Das ist ein gutes Ergebnis. Das verdient 
allerseits Zustimmung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Natürlich gibt es auch viel mehr Aufgaben als 2005. 
Durch Bürgerkrieg zerbrechen Lebenschancen rund um 
Syrien und anderswo. Helfen, dem Nächsten zur Seite 
stehen, ist da ethisch geboten, aber es ist auch in unse- 
rem eigenen Interesse. Denn sonst machen sich noch viel 
mehr Menschen auf den Weg, um ihre Lebenschancen 
woanders zu suchen. Ich denke, dass unser Haushalt eine 
gute Antwort darauf gibt und unsere Bundesregierung in 
die Lage versetzt, anzupacken. 

Dass wir rund die Hälfte des Gesamtbudgets des 
Weltemährungsprogramms bezahlen - knapp 750 Milli- 
onen Euro aus den Haushalten des BMZ und des Aus- 
wärtigen Amtes -, dass unser Cash for Work inzwischen 
40 000 Jobs und damit Existenzen und Chancen geschaf- 
fen hat, die die Menschen dort wieder wahmehmen kön- 
nen, und dass wir mit vielen Diskussionen im Vorfeld - 
oder auch nicht - alleine aus dem BMZ 260 Millionen 
Euro für UNICEF bezahlen, damit die gute Arbeit dort 
fortgesetzt werden kann: Das ist alles gut. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 


Beim Titel „Krisenbewältigung und Wiederaufbau, (C) 
Infrastraktur“, aus dem die Hilfe hauptsächlich finanziert 
wird, wird der Ansatz von 400 Millionen auf 500 Milli- 
onen Euro erhöht. Und es wirkt. Die Menschen machen 
tatsächlich die Erfahrang, dass sie wieder Chancen ha- 
ben. Es machen sich weniger auf den Weg. 

Natürlich gibt es irgendwelche ständig hemmkritisie- 
renden Leute, die dann auch noch behaupten, die Tatsa- 
che, dass weniger Flüchtlinge hierherkommen, habe nur 
etwas mit der Schließung der Balkanroute zu tun. So ein 
Unfug! Sie haben nicht einmal geografische Kenntnisse. 

Denn rein geografisch betrachtet liegt Griechenland vor 
den Balkanländem; dort müssten demnach besonders 
viele Flüchtlinge ankommen. Das ist aber nicht der Fall. 

All das trägt dazu bei, dass die Menschen in ihren Hei- 
matländern oder in den Lagern in der Nähe ihrer Hei- 
matländer tatsächlich den Eindmck haben, dass sie dort 
Hilfe bekommen und dass ihnen dort Chancen geboten 
werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Wir mussten natürlich auch noch ein bisschen lernen, 
allein was die Bewältigung des Programms angeht. Das 
Geld fließt schneller ab als bei den üblichen Projekten 
der Entwicklungszusammenarbeit, die wir aus der Ver- 
gangenheit kennen. Deshalb gab es in diesem Jahr einen 
Engpass an Barmitteln, und es zeichnet sich bereits auch 
für nächstes Jahr ein möglicher Engpass ab. Das ist ein 
Gmnd, die Beträge deutlich zu erhöhen, aber verbunden 
mit der Erwartung an das Ministerium, in Zukunft etwas 
besser zu prognostizieren, wie schnell das Geld abfließt. 
Darauf haben wir als Haushaltsausschuss auch deutlich 
gedmngen. 

Wir müssen den Aufbau von Doppelstmkturen ver- 
meiden. Die Liste der vom Auswärtigen Amt finanzierten 
Projekte umfasst eine ganze Menge langfristiger Projek- 
te, die ganz bestimmt nichts mit humanitärer Soforthilfe 
zu tun haben. Da werden derzeit im Auswärtigen Amt of- 
fensichtlich Doppelstrukturen zu dem aufgebaut, was im 
BMZ schon vorhanden ist. Wir müssen aufpassen, dass 
das nicht am Ende zu Ineffizienz und zu einem Problem 
für Deutschland führt. 

(Beifall des Abg. Uwe Kekeritz [BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Wir müssen sicherstellen, dass die Sonderinitiativen - 
das wollen wir ja - auch privaten Trägem offenstehen. 

Diese beklagen sich nämlich weiterhin darüber, dass sie 
einen deutlich schwereren Zugang zu den Sonderinitiati- 
ven haben. 

Deswegen müssen wir, glaube ich, an der einen oder 
anderen Stelle sicherlich noch besser werden. Aber die 
Botschaft bleibt: Deutschland ist ein verlässlicher Part- 
ner, vielleicht sogar der verlässliche Partner bei der Hilfe 
rand um Syrien. 

Aber wir dürfen über die aktuellen Krisen nicht ver- 
gessen, dass es auch eine - in Anführangszeichen - „nor- 
male“ Arbeit des Ministeriums für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit und Entwicklung gibt. Wir dürfen nicht 
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unsere direkte Nachbarsehaft vergessen. Die Mensehen 
in Afrika, jenseits der Kriegswirren im Nahen Osten, 
brauehen Chancen. Auch das ist am Ende in unserem ei- 
genen Interesse. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der äthiopisch-deutsche Vordenker Asfa- Wessen As- 
serate schreibt im Titel seines neuen Buches: „Wer Eu- 
ropa bewahren will, muss Afrika retten“. Das ist ein sehr 
wichtiges und gutes Motto. 

Ein Weiter-so, mehr GlZ-Projekte und der Versuch, 
mit ODA-Mitteln alle Probleme zu lösen, reichen sicher- 
lich nicht. Die Bundeskanzlerin hat heute Morgen noch 
einmal darauf hingewiesen, dass es um mehr Investitio- 
nen, mehr Jobs und mehr Chancen gerade für die Men- 
schen in Afrika geht. Wenn es in Afrika mehr Jobs und 
mehr Steuerzahler gibt, dann sorgt das für eine bessere 
Govemance; denn wer Steuern zahlt, fragt seine Regie- 
rung auch, was sie mit seinem Geld macht. Diese Frage 
wird bislang in Afrika erschreckend selten gestellt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Der Haushalt des BMZ stellt eine sehr gute Grundlage 
für die weitere Arbeit dar. Die Botschaft lautet: Wir wer- 
den unserer Verantwortung gerecht. Wir sind der wich- 
tigste Pfeiler der Hilfe rand um Syrien. Auf uns können 
sich auch in Zukunft die Menschen in Afrika verlassen. 

Abschließend: Wir sorgen dafür - das ist ganz wich- 
tig -, dass wir auch in Zukunft helfen können; denn ein 
insgesamt ausgeglichener Bundeshaushalt lässt uns in 
Zukunft weiterhin die Stärke haben, die Verpflichtungen, 
die wir eingegangen sind, zu erfüllen. Dafür wünsche ich 
uns weiterhin viel Erfolg. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Vizepräsidentin Uiia Schmidt: 

Vielen Dank. - Für die Grünen spricht jetzt der Kolle- 
ge Uwe Kekeritz. 

Uwe Kekeritz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen! 
Herr Klein, Sie haben mir manchmal so richtig aus der 
Seele gesprochen. Es ist richtig, dass sich die Mittel die- 
ses Haushalts um 1,1 Milliarden Euro erhöhen. Das ist 
die eine Seite der Medaille. Die andere Seite der Medail- 
le ist: Wie setzt man diese Finanzen in konkrete Politik 
um? 

Hier haben Sie schon einen wesentlichen Kritikpunkt 
genannt, nämlich die Doppelstrukturen. Sie haben dabei 
auf das BMZ und das AA hingewiesen. Wir können die- 
se Liste aber fortsetzen. Sie haben die Doppelstrukturen 
bedingenden Sonderinitiativen genannt. Sie sollten das 
Landwirtschaftsministerium nicht vergessen. Haben Sie 
einmal überprüft, wo sich dort Doppelstrukturen entwi- 
ckeln? Ähnliches gilt auch für das Umweltministerium. 
Wir müssen noch genauer hinschauen, um zu erkennen, 
wo überall Doppel-, Fünffach- oder Achtfachstrukturen 
aufgebaut werden, die allesamt zu Ineffizienzen führen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 


Der Aufwuchsplan, also die Quote von 0,7 Prozent, (C) 
wird - das wurde schon erwähnt - wieder nicht erreicht. 
Vielmehr wurden Verpflichtungsermächtigungen zuerst 
gekürzt, dann wieder erhöht, aber am Schluss gesperrt. 

Das erschwert die Planbarkeit von Projekten enorm und 
macht deren Umsetzung unter Umständen rechtlich un- 
möglich. Das ist sicherlich keine vorausschauende Ent- 
wicklungspolitik und vor allen Dingen kein klares Signal 
für einen kontinuierlichen Aufwuchs. 

Völlig blind ist die Regierung auf dem Auge der Kli- 
maflnanzierung. Statt wie angekündigt die Klimamittel 
zu verdoppeln, setzt diese Bundesregierung lieber auf 
doppelte Anrechnung. Mit Rechentricks, Herr Minister, 
kann man allerdings keine globalen Herausforderungen 
lösen. Der Klimawandel braucht wirkliche Mittel und ei- 
nen echten Klimaschutz. 

Der Klimawandel hat reichlich mit Entwicklungschan- 
cen, aber auch mit Fluchtursachen zu tun. Es ist einfach 
beschämend, zu sehen, wie diverse Regierungen unter 
der Kanzlerin Merkel dafür gesorgt haben, dass der eins- 
tige Musterknabe Deutschland in Bezug auf Maßnahmen 
gegen den Klimawandel hinter Ägypten, Indonesien und 
Indien auf Platz 29 zurückgefallen ist. Sie haben das po- 
sitive Erbe von Rot-Grün einfach verspielt. 

Diese Regierung meint es nicht wirklich ernst mit dem 
Kampf gegen Fluchtursachen. Da gibt es zum Beispiel 
die Handelsverträge - die sogenannten EPAs -, die eine 
positive wirtschaftliche und soziale Entwicklung eher 
behindern. Das sind Verträge, die 15 Jahre lang ver- 
handelt worden sind und weder in Westafrika noch in (D) 
Ostaffika durchgesetzt werden konnten. Diese Verträge 
will die EU nun mit massiven Drohungen durchdrücken. 
Anstatt hier Pflöcke für eine positive Entwicklung via 
faire Handelsverträge zu setzen, schweigt Herr Minister 
Müller, obwohl er in diesem Bereich federführend ist. 

Laut vernehmbar sind aber des Ministers Sonntagsreden, 
in denen er leidenschaftlich vom fairen Handel spricht. 

Herr Minister, das reicht nicht. Es geht nicht um Worte, 
sondern um Taten, und das meinen wir sehr ernst. 

Diese Regierung und die EU meinen es nicht wirklich 
ernst mit der Fluchtursachenbekämpfung. Das zeigen 
auch die Valletta-Beschlüsse, die den Fluchtdruck noch 
deutlich erhöhen. Statt auf Good Govemance setzen 
Sie zusammen mit der EU lieber auf autoritäre Regime. 
Plötzlich wird der wegen schwerer Menschenrechtsver- 
letzungen angeklagte Diktator al-Baschir aus dem Sudan 
zu einem hochgeschätzten Partner. 

(Johannes Seile [CDU/CSU]: Das stimmt 
nicht! Bleib bei der Wahrheit!) 

Al-Baschir lässt Dörfer bombardieren, verwendet da- 
bei vermutlich chemische Kampfstoffe und Phosphor 
in Darfur und in den Nuba-Bergen und kann sich sicher 
sein, dass Europa und Deutschland dies nicht kritisch 
aufgreifen. Al-Baschir hat allein in den letzten zehn Mo- 
naten 160 000 Menschen zur Flucht gezwungen. In den 
letzten Jahren hat er den Tod von über 200 000 Men- 
schen zu verantworten. 2,5 Millionen Menschen sind 
insgesamt geflohen. Die Zusammenarbeit mit Diktatoren 
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(A) ist eigentlich genau das Gegenteil von Fluchtursachen- 
bekämpfung. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Das ist also die wertegeleitete Außenpolitik. Solange 
Diktatoren Flüchtlinge in ihrem Land einfangen, zurück- 
nehmen und zurückschicken, spielen Menschenrechte 
immer weniger eine Rolle, und das, obwohl die Kanzle- 
rin nicht müde wird, von den europäischen Werten, von 
der wertegeleiteten Politik zu sprechen. Kann mir in die- 
sem Flaus jemand einmal diese Werte erklären? 

Eines muss ich Ihnen, Flerr Minister, lassen: Sie be- 
herrschen das PR-Geschäft. Dieser Satz ist komischer- 
weise in fast all meinen Reden. Ihr neuester Einfall heißt 
Marshallplan. Der soll es jetzt richten. Ein Marshallplan 
bedeutet Investitionen in Milliardenhöhe. Sie glauben 
offensichtlich wirklich, dass man Afrika nur mit Geld 
zuschütten muss, um Entwicklungen voranzutreiben. Sie 
haben auch eine interessante These: von Billions to Tril- 
lions. Ich kann das kaum fassen. Ich halte das schlicht für 
naiv und für gefährlich zugleich. 

Welchen Plan gibf es? Welche Invesfifionen sind un- 
fer welchen Bedingungen wo und wie zu fäfigen? Woher 
kommen die Milliarden? Wer haftef dafür? Das sind Fra- 
gen, die geklärf sein sollfen, bevor man damif die Öffent- 
lichkeif überrascht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Es kann heute doch nicht mehr nur um naive Wachs- 
en, tumsfantasien gehen, Flerr Müller. Es geht um die Fra- 
' ' ge, wie Entwicklung inklusiv wird, wie gesellschaftliche 
Entwicklung im Sinne der SDGs, aber auch der Pariser 
Erklärung ermöglicht wird. Da erwarten wir ganz kon- 
krete Konzepte von Ihnen, die Bezug zu den SDGs und 
auch zu der Pariser Erklärung herstellen. Was bekommen 
wir stattdessen? Sonntagsreden. 

Wir müssen gewaltig umdenken, wenn wir den Men- 
schen gerecht werden wollen, den 2 Milliarden, die hun- 
gern oder mangelemährt sind, den Millionen Menschen, 
die auf der Flucht sind, den Millionen Menschen in den 
Textilfabriken, Bergwerken, Plantagen und im Fischerei- 
bereich, Menschen, die keinerlei soziale Rechte kennen. 

Flerr Minister, Sie könnten tatsächlich viele Schritte 
gehen. Sie könnten Einspruch im Bundessicherheitsrat 
bei Waffenexporten in Krisengebiete erheben. Sie könn- 
ten sich für einen fairen Flandel einsetzen und die EPA 
stoppen. Sie könnten sich für Verbindlichkeiten in den 
Lieferketten starkmachen. 

Vizepräsidentin Ciaudia Roth: 

Und Sie könnten bitte an die Redezeit denken. 

Uwe Kekeritz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Ich bin beim letzten Satz. - Sie könnten Finanzminis- 
ter Schäuble bei seinem Versuch widersprechen, den na- 
tionalen Aktionsplan für Wirfschaft und Menschenrechfe 
zu einem Bittsfellerbrief an die Konzerne verkommen zu 
lassen. Lassen Sie Ihren Worfen Tafen folgen. 


Herzlichen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Ciaudia Roth: 

Vielen Dank, Uwe Kekeritz. - Nächster Redner für die 
SPD-Fraktion: Axel Schäfer. 

(Beifall bei der SPD) 

Axei Schäfer (Bochum) (SPD): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Bei Haushaltsdebatten ist es selbstverständlich, dass die 
Regierungsfraktionen die Regierung und damit auch ih- 
ren Minister loben, und genauso selbstverständlich, dass 
die Oppositionsfraktionen selbige kritisch beurteilen. 
Es ist bei unserer Debatte, auch im Vergleich zu ande- 
ren in diesem Hause, nicht nur heute eigentlich sehr gut, 
dass wir auf der einen Seite auch von Oppositionsseite 
in einzelnen Punkten oder zu gelungenen Projekten Zu- 
stimmung bekommen, andererseits aber auch innerhalb 
der Regierungskoalition Kritisches und Selbstkritisches 
geäußert wird. Ich glaube, das bringt unsere gemeinsame 
Sache voran. Ich will mich genau auch in diese Richtung 
bewegen. Denn wir alle mussten in den letzten Jahren 
durch schlechte Erfahrungen in unserem Land, in Euro- 
pa und weltweit erfahren, wie notwendig Intensivierung, 
Verbesserung und auch Veränderung von Entwicklungs- 
zusammenarbeit sind, was sich sowohl in Haltungen als 
auch in Entscheidungen und zum Schluss auch in Finan- 
zen ausdrückt. Deshalb ist der Aufwuchs des Haushaltes 
auf 8,5 Milliarden Euro natürlich ein ganz großer Erfolg 
für die Bemühungen dieses Hauses über Jahre und Jahr- 
zehnte hinweg. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Deshalb Gratulation, ein Stück weit auch an den Minis- 
ter! 

Das Ganze ist natürlich auch dem geschuldet, dass 
sich alle hier vertretenen Parteien in ihren Programmen 
und wichtigen Beschlüssen dazu verpflichtet haben, das 
mit der ODA-Quote festgelegte Ziel, 0,7 Prozent des 
Bruttonationaleinkommens für die Entwicklungszusam- 
menarbeit zur Verfügung zu stellen, zu erreichen, was 
wir aber immer noch nicht geschafft haben. Auch der 
heutige Beschluss des Haushalts bedeutet, dass wir uns 
verpflichten, in den nächsten Jahren auf diesem Weg wei- 
terzugehen. Der Weg ist zwar immer auch das Ziel, aber 
das 0,7-Prozent-Ziel steht fest, und wir müssen uns hier 
offen ins Gesicht sagen: Jawohl, wir wollen dahin kom- 
men, trotz unterschiedlicher Positionen en detail. Aber 
insgesamt ist das die Verpflichtung dieses Hauses, dieser 
Bundesrepublik Deutschland. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Weil wir bei internationalen Fragen natürlich auch 
in internationalen Verflechtungen stecken - es ist ange- 
sprochen worden -, ist Europa ein ganz zentraler Akteur. 
Auch da wird es für uns darum gehen, dass nationale und 
europäische Politik - unsere Parteifamilien sind ja alle 
europäisch vernetzt - tatsächlich auch zusammenpassen. 
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(A) Deshalb ist es wichtig, dass wir auf europäischer Ebene 
den Nothilfe-Treuhandfonds für Afrika haben, der über 
EU-Mittel in Höhe von 1,8 Milliarden Euro verfügt. Auf 
der anderen Seite ist es richtig und kritikwürdig, dass die 
Mitgliedstaaten bisher nur einen Beitrag von 100 Milli- 
onen Euro leisten. Auch hier gibt es ganz klare Defizite, 
die benannt werden müssen. Position der SPD-Fraktion 
ebenso wie der deutschen Gruppe im Europäischen Par- 
lament und der S&D: Wir könnten uns die 90 Millionen 
Euro, die im EU-Haushalt für Rüstungsforschung vorge- 
sehen sind, besser im Bereich Entwicklung vorstellen. 
Ich glaube, da wären sie gerade in der heutigen Situation 
sinnvoller eingesetzt. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Das heißt aber zugleich: Wir müssen zueinander ehr- 
lich sein. Wir können hier nicht sagen: „Jawohl, wir er- 
höhen die Haushaltsmittel“, und auf europäischer Ebene 
sagen: „Da muss an bestimmten Stellen gespart werden“, 
oder - noch schöner -: Die Europäische Union soll das 
insgesamt leisten. - Die Europäische Union sind eben 
in besonderer Weise auch die Mitgliedstaaten. Deshalb 
wird es wichtig sein, dass wir uns im Rat dafür einsetzen, 
dass es in diesem Bereich eben keine Kürzung gibt. Die 
Mid-Term Review steht ja an - das europäische Haus- 
haltsrecht ist ein bisschen anders als das nationale -, und 
da wird es wichtig sein, dass wir in der EU nicht weniger 
Mittel fordern, während wir hier sagen: Wir brauchen da 
mehr Mittel. - Das muss schon stimmig sein. Dement- 
sprechend zu handeln, das erwarten meine Fraktion und 
ich auch ganz persönlich von der Regierungspolitik die- 

' ' ser Koalition. 

Für die internationale Zusammenarbeit ist es deshalb 
natürlich auch für uns wichtig, dass wir das im Dialog 
mit unseren Partnerinnen und Partnern, unseren Part- 
eifreundinnen und Parteifreunden im EP möglichst eng 
gestalten. Deshalb bitte ich Sie alle noch einmal, egal 
welcher Fraktion Sie angehören: Nutzen Sie die Mög- 
lichkeit, dies in Brüssel tatsächlich zu diskutieren: mit 
dem zuständigen Ausschuss, mit dem zuständigen Kom- 
missar, der schon öfter hier in Berlin gewesen isf. Ver- 
suchen Sie, deuflich zu machen: Bei der Enfwicklungs- 
zusammenarbeif gehf es fafsächlich nicht nur allgemein 
um eine globale Herausforderung, sondern auch um eine 
ganz konkrete Gestaltung, die wir im Alltag in unserer 
Arbeit zwischen Berlin und Brüssel, zwischen der nati- 
onalen und der europäischen Ebene Tag für Tag leisten. 
Wir müssen immer wieder aufs Neue ansetzen, uns im- 
mer wieder ein Stück bewegen. 

Warum sind die internationale Zusammenarbeit und 
deren Organisation - das ist hier von einigen Kolle- 
ginnen und Kollegen aus der Opposition angesprochen 
worden - so wichtig? Schauen wir ganz genau hin: Das 
heutige Hauptproblem, das der Lösung internationaler 
Schwierigkeiten und Konflikte im Wege steht, ist der 
wachsende Nationalismus in vielen Ländern. Nationa- 
lismus - das wissen wir -, das ist Fremdenfeindlichkeit. 
Nationalismus, das ist auch Bekämpfung, Ablehnung 
oder Schlechtreden von internationalen Institutionen. Es 
wird für uns wichtig sein, dass wir unsere Arbeit immer 
auch in dem Bewusstsein machen, dass wir international 


eingebettet sind, warum es nötig ist, dass wir Teil der Eu- (C) 
ropäischen Union sind, warum es nötig ist, dass wir die 
UNO mit all ihren einzelnen Organisationen haben und 
stärken, und dass wir auch verbalisieren: Jawohl, es kann 
uns in Deutschland, es kann auch dem Kontinent Europa 
nur dann gut gehen, wenn es den anderen, speziell Afri- 
ka, nicht schlecht geht. - Das gehört untrennbar zusam- 
men, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab- 
geordneten der LINKEN) 

Deshalb meine große Bitte: Führen wir diese Debatte 
so fort, wie wir sie im Haushaltsbereich geführt haben! 
Ändern wir auch Regierungsvorschläge, wie es ja gelun- 
gen ist! Denn ich glaube, wir sind auf einem richtigen 
Weg. Es gelingt aber nur, wenn wir kritisch und selbst- 
kritisch, aber auch entschlossen bleiben. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Ciaudia Roth: 

Vielen Dank, Axel Schäfer. - Das Wort hat jetzt der 
Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung, Dr. Gerd Müller. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 


Dr. Gerd Müiier, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! So viel Wertschätzung für unsere Politik und 
Aufmerksamkeit gab es selten. Es wurde gesagt: Seit 
2013 ist der Haushalt unseres Ministeriums von 6,3 Mil- 
liarden Euro auf 8,5 Milliarden Euro gestiegen. Die Stei- 
gerungsrate ist historisch. Gegenüber 2005, dem Beginn 
der Kanzlerschaft von Frau Dr. Merkel, haben wir eine 
Verdoppelung dieses Efafs. Meine Damen und Herren, 
Herr Kekerifz, wenn wir so weifermachen, dann errei- 
chen wir späfesfens 2018 die 0,7 Prozenf, und ich habe 
den Ehrgeiz, dies als Minisfer umzusefzen. 


(D) 


(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD - 
Johannes Seile [CDU/CSU]: Da machen wir 
mif!) 


- „Da machen wir mif“, sagen meine Freunde und Freun- 
dinnen von der Koalifion, von SPD und Union. Ich danke 
Ihnen allen, den Haushalfs- und Fachpolifikem; denn nur 
mif Ihrer Unfersfüfzung konnfen wir diese Enfwicklung 
einleifen. 


Aber ich danke auch der Bundeskanzlerin und unse- 
rem Bundesfinanzminister. Wenn Sie heute früh die Rede 
der Bundeskanzlerin gehört haben, dann wissen Sie: Sie 
hat als Erstes auf die große Herausforderung der Ent- 
wicklungspolitik hingewiesen, auf die Notwendigkeiten 
da, und auf die große Herausforderung Afrika. Damit im 
Zusammenhang muss man natürlich die Steigerung des 
Etats sehen. Es sind große Herausforderungen, auf die 
wir wirksam reagieren müssen, und dazu gehören viele, 
Herr Schäfer, liebe Kolleginnen und Kollegen. 
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Ich möchte auch unsere Durchführungsorganisationen 
mit einbeziehen. Es sind Tausende, 14 000, 15 000 Mit- 
arbeiterinnen und Mitarbeiter, in der GIZ, in der KfW, 
aber natürlich auch meine Mitarbeiterinnen und Mitar- 
beiter im Ministerium - wir leisten dies fast ohne Perso- 
nalaufwuchs; ein bisschen Aufwuchs gibt es schon; das 
ist eine enorme Belastung - und ebenso meine Staatsse- 
kretäre, die kräftig mitarbeiten: Herr Kitschelt, Thomas 
Silberhom und Joachim Fuchtel. Erfolg gibt es nur im 
Team. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Die Herausforderungen sind gewaltig, aber zu be- 
wältigen. Eine Herausforderung ist die Bevölkerungs- 
entwicklung. Im Jahr 2050 werden fast 10 Milliarden 
Menschen auf der Erde leben. Die Anzahl der Menschen 
auf dem afrikanischen Kontinent wird sich bereits bis 
2035/40 verdoppeln - verdoppeln! Alle diese Menschen 
brauchen täglich Nahrung, Wasser, Energie. 

Herr Kekeritz, eine weitere große Herausforderung 
ist der Klimaschutz. Klimaschutz ist eine Überlebensfra- 
ge für die Menschheit. Wir gehen voran, beispielhaft in 
Marrakesch. Unser Ministerium ist der Klimafinanzierer. 
Wir haben in Marrakesch eine beispielhafte neue Initiati- 
ve gestartet. Mit jetzt 42 Partnerländern bringen wir ge- 
meinsame Programme zur Umsetzung des Pariser Vertra- 
ges auf den Weg. Das ist wirklich ein großartiger Ansatz. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Meine Damen und Herren, bei den großen Herausfor- 
derungen nenne ich natürlich auch die Weltkrisen und 
die Flüchtlingslage. Das können wir in der ganzen Breite 
jetzt gar nicht besprechen. Es gibt nicht nur die drama- 
tischen Situationen in und um Syrien. Auch Jemen und 
den Südsudan, um einige andere Krisenregionen zu nen- 
nen, wollen wir nicht vergessen. 65 Millionen Menschen 
sind auf der Flucht. 90 Prozent der Menschen, die auf der 
Flucht sind, finden Unterkunft, Hilfe und Unterstützung 
in Entwicklungsländern - bei den Ärmsten! Das muss 
man auch unserer Bevölkerung sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Dramatisch ist die Lage - wir wollen das heute schon 
auch erwähnen, nachdem die letzten Tage wiederum ein 
Versuch gescheitert ist und es wiederum Bomben geha- 
gelt hat in Aleppo - für die Menschen in Aleppo. Das 
letzte Krankenhaus wurde jetzt zerstört. Das letzte Kran- 
kenhaus! Russische und Assad-Truppen werfen Bomben 
auf Krankenhäuser. Das humanitäre Völkerrecht wird 
hier mit Füßen getreten. Das ist dramatisch. 

Wir können auch etwas tun, meine Damen und Her- 
ren, und wir tun etwas. Es ist sicherlich wenig, aber wir 
tun etwas, zum Beispiel über Cross-Border-Maßnahmen. 
Ich war in Gaziantep, und ich habe dort mutige Männer 
und Frauen getroffen, die zwischen den Bomben über 
die Frontlinien hinweg medizinische Ausrüstung trans- 
portieren und im Untergrund von Aleppo Erstversorgung 
von Kindern leisten. Wir und damit die deutsche Bevöl- 
kerung unterstützen diese Menschen in Syrien im Au- 
genblick mit Steuergeld in Höhe von 70 Millionen Euro. 


Ich weiß, das ist zu wenig; aber wir lassen die Menschen (C) 
nicht alleine. 

Meine Damen und Herren, wir haben die Mittel für 
Maßnahmen in der Krisenregion in und um Syrien in den 
letzten zwei Jahren verdreifacht. Das ist dringend not- 
wendig. Um die Krisenregionen zu stabilisieren, schaffen 
wir Bleibeperspektiven vor Ort. Im Libanon sind 1,2 Mil- 
lionen Flüchtlinge; das Land hat etwa die Größe von 
Hessen. 1 Million Flüchtlinge in Deutschland bei einer 
Bevölkerung von 80 Millionen - 1,2 Millionen Flücht- 
linge im Libanon bei einer Bevölkerung von 4 Millionen. 

Man muss sich einmal vorstellen, welche Situation dort 
herrscht. Die Menschen liegen auf dem Acker, stehen der 
Bevölkerung in den Kommunen eins zu eins gegenüber, 
in den Schulen kommen auf 1 000 libanesische Kinder 
1 000 Flüchtlingskinder. Ähnlich ist die Situation in Jor- 
danien, im Irak und in der Türkei. Der wirksamste Bei- 
trag, um den Menschen dort zu helfen, ist, ihnen vor Ort 
zu helfen, Hilfe zu leisten ganz nah bei den Menschen 
vor Ort. Und das tun wir. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Wie dringend notwendig das ist, sehen Sie alleine 
schon an den vielen Kindern. Dank Ihrer Beschlüsse kön- 
nen jetzt mit unserem Geld 1 Million Kinder in Syrien 
und in den Nachbarländern beschult werden. Ich konnte 
in Gaziantep in der Türkei ein Programm starten, durch 
das wir 8 000 geflüchtete syrisehe Lehrerinnen und Leh- 
rer in der Türkei so geschult haben, dass sie jetzt über 
100 000 syrische Flüchtlingskinder in der Türkei beschu- 
len können. Wir verhindern damit, dass es eine verlorene 
Generation gibt. (D) 

Einer der Kollegen hat unser Programm „Cash for 
Work“ angesprochen. Im Übrigen könnte man das auch 
in Deutschland umsetzen, zum Beispiel in Berlin. Wir 
geben den Menschen im Libanon und in Jordanien Geld, 
damit sie selber mit der Schaufel - ich war vor Ort - ihre 
Orte wieder aufbauen. Menschen bauen ihre Dörfer wie- 
der auf 50 000 Menschen kommen so wieder in Arbeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Dieses Programm können wir jetzt ausbauen, und wir 
werden es ausbauen; denn es gibt ja auch positive Nach- 
richten, zum Beispiel aus dem Irak, wo 70, 80 Prozent 
der vom IS terrorisierten Gebiete wieder befreit sind. 

Auch dafür Dank an unsere Bundeswehr, an die Pesch- 
merga, an viele, die dort vor Ort arbeiten. 

In die befreiten Gebiete konnten, auch mit unseren 
Geldern, bereits 130 000 Menschen wieder zurückge- 
führt werden. Ich sage Ihnen und auch der deutschen 
Öffentlichkeit: Wenn ich in diesen Regionen unterwegs 
bin, erfahre ich, dass die Menschen, die aus Syrien in den 
Libanon oder nach Jordanien geflohen sind, die dort zum 
Teil seit fünf Jahren in Ziegenställen oder Garagen unter- 
gebracht sind, notdürftigst überleben, trotz allem vor Ort 
bleiben und dort überleben wollen. Sie wollen, dass ihre 
Kinder vor Ort Schulen besuchen, und wollen, sobald die 
Dörfer befreit sind, schnellstmöglich wieder zurück in 
ihre Heimat. Sie wollen nicht nach Deutschland. Sie wol- 
len nur dann nach Deutschland, wenn es überhaupt keine 
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(A) andere Chance mehr gibt, weil wir ihnen die Nahrungs- 
mittel vorenthalten und die Weltemährungsprogramme 
streichen. So etwas darf nie mehr passieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD so- 
wie bei Abgeordneten der LINKEN) 

Wir haben jetzt zusammen mit dem Bundesinnenmi- 
nister ein neues Rückkehrerprogramm entwickelt - die- 
ses Programm ist so neu, dass ich es heute zum ersten 
Mal kurz vorstelle -, das sich nicht an Rückkehrer aus 
dem Libanon nach Syrien oder Jordanien richtet, sondern 
an Rückkehrer, die sich hier in Deutschland aufhalten. 
Es geht also um eine freiwillige Rückkehr von Flüchtlin- 
gen von hier in befreite oder befriedete Gebiete in ihren 
Fleimatregionen und -ländern. Wir wollen aus Menschen 
ohne Bleibeperspektive in Deutschland Menschen mit 
Zukunftsperspektive in ihrer Fleimat machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Ich habe mein Heimatdorf Kempten-Durach vor Au- 
gen. Dort sind sowohl Senegalesen als auch Eritreer un- 
tergebracht. Sie werden großartig betreut. Das Problem 
ist aber - darüber müssen wir uns auch mit Arbeits- und 
Sozialpolitikem und anderen unterhalten Die Eritreer 
bekommen Integrationskurse, Sprachkurse, Arbeit und 
Geld. Die Senegalesen bekommen das nicht. Sie sitzen 
seit zwei Jahren auf der Bank und schauen in die Luft. 
Sie dürfen nicht arbeiten und bekommen weder einen 
Sprachkurs noch einen Integrationskurs. Man sagt, sie 
würden aufs Verfahren warten. Sie sind registriert und 
j-ßj warten seit zwei Jahren auf die Entscheidung im Verfah- 
ren. Die Zwischenzeit ist nicht nur öde, sondern auch 
deprimierend. 

Diesen Menschen können und müssen wir - damit ha- 
ben wir auch Erfolg, glaube ich - eine Perspektive bieten, 
freiwillig in den Senegal zurückzugehen. Sie dürfen aber 
dort nicht als Loser ankommen, also nicht als Verlierer in 
ihren Dörfern dastehen. Deshalb werden sie mit einem 
Gutschein kommen, mit einem Voucher, mit einem An- 
gebot, mit dem wir sie dort in Ausbildungs- und Beschäf- 
tigungsprogramme im Handwerk vor Ort integrieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Nachdem ich die europäische Ebene in den letzten 
zwei Jahren doch heftig gefordert und auch kritisiert 
habe, Herr Kollege Schäfer, freue ich mich sehr darü- 
ber, dass sich die Europäische Union nun in die richtige 
Richtung bewegt. Es sind auch Mittel gefunden worden. 
Die von mir immer wieder geforderten 10 Milliarden 
Euro sind fast zusammengekommen. Daran sieht man: 
Es geht, wenn man entsprechend Druck ausübt und Vor- 
schläge macht. 

(Beifall des Abg. Jürgen Klimke [CDU/ 

CSU]) 

Das will ich positiv hervorheben. Die EU hat jetzt 
Migrationspartnerschaften auf den Weg gebracht, in de- 
ren Rahmen wir gerne kooperieren. Die Zusammenarbeit 
mit Mali und Niger ist erst der Anfang. Man kann und 
muss in der gemeinsamen Kooperation noch mehr tun. 


Diese großen Herausforderungen waren und bleiben (C) 
auch einer meiner Schwerpunkte. Denn alle diese Kri- 
sen und Kriege, auch in Syrien, haben Ursachen: Hunger, 
Elend, Not und Ungerechtigkeit. 

Eine Welt ohne Hunger ist aber möglich. Wir haben 
seit 2014 in Afrika und Asien 14 grüne Innovations- und 
Demonstrationsbetriebe aufgebaut. Selbst Herr Kekeritz, 
mein in Wertach im grünen Allgäu gebürtiger Kollege, 
bezeichnet das als eine gute Initiative. Wir werden diese 
Zentren zu Ausbildungs- und Technologiezentren weiter- 
entwickeln. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Uwe Kekeritz 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Zwei gute 
habe ich gesehen!) 

Meine Damen und Herren, ich habe noch viele Ideen 
und Impulse. Dafür brauchen wir Partner. Wir werden 
noch stärker und noch wirksamer, wenn wir Partner an 
unserer Seite haben. Deshalb setzen wir auf die Partner- 
schaft mit der Zivilgesellschaft. 

Mein herzlicher Dank gilt Tausenden von Ehrenamtli- 
chen, von Freiwilligen in den Organisationen, aber auch 
Privatinitiativen. Ein herzlicher Dank geht auch an die 
Kirchen. Sie alle leisten einen hervorragenden Dienst 
und sind humanitäre Botschafter im Aufträge Deutsch- 
lands. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Ich möchte aber auch - das ist ganz wichtig - die 
Kommunen als Projektpartner gewinnen. Wir haben ein 
neues Programm für Kommunalpartnerschaften - weg ^ ' 
von der Rotweinpartnerschaft hin zur Entwicklungs- und 
Krisenpartnerschaft mit Ländern der Entwicklungszu- 
sammenarbeit. Kommunen können alles, was wir dort in 
Sachen Infrastruktur brauchen: Abfallbeseitigung, Kran- 
kenhäuser, Schulen. Dieses Programm läuft ebenso wie 
das Programm für Klinikpartnerschaften positiv an. Wir 
bringen Wirtschaft und Entwicklung zusammen. Mit der 
Agentur für Wirtschaft und Entwicklung haben wir eine 
neue Anlaufstelle geschaffen; denn nur mit stärkerem 
Engagement der Privatwirtschaft werden wir die großen 
Herausforderungen bewältigen. 

Meine Damen und Herren, bei Gründung des Bünd- 
nisses für nachhaltige Textilien vor zwei Jahren hatten 
wir 30 Mitglieder. Jetzt haben wir 190 Mitglieder und 
decken damit 55 Prozent des deutschen Textileinzelhan- 
delsmarktes ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Dieses Beispiel steht für die dritte Komponente: öffentli- 
ches Geld und private Investitionen. Den größten Erfolg 
aber erzielen wir durch fairen Handel, Wertschöpfung 
vor Ort. Globalisierung gerecht gestalten ist moderne 
Entwicklungspolitik. 

Frau Präsidentin, Afrika braucht 20 Millionen Jobs für 
junge Menschen - jedes Jahr. Deshalb ist Afrika die gro- 
ße Herausforderung der Zukunft, unser Partnerkontinent. 
Deshalb brauchen wir einen Zukunftsvertrag. Ich arbeite 
an Eckpunkten für einen Marshallplan für Afrika, den ich 
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(A) in den nächsten Wochen mit Ihnen zusammen entwickeln 
werde. Es gibt nicht den einen Plan, das eine Dokument 
für einen Kontinent, aber wir werden einen Anstoß ge- 
ben, und zwar morgen mit den afrikanischen Botschaf- 
tern. Ich lade aber auch die Politik, die Wissenschaft und 
die Wirtschaft ein, sich an diesem Dialog zu beteiligen. 
Wir werden Afrika auch bei der Europäischen Union und 
bei G 20 zum Schwerpunkt machen. Die Kanzlerin hat 
dies heute angesprochen. Ziele des Marshallplanes für 
Afrika - wenn Sie mir noch 40 Sekunden geben - sind: 
mehr private Investitionen, mehr Entwicklung durch fai- 
ren Handel - 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Heike Hänsel [DIE LINKE] : Sagen Sie einmal 
etwas zu EPAs!) 

- ich habe mir heute EPAs bei einer Besprechung ganz 
genau angeschaut -, mehr Wertschöpfung in Afrika, we- 
niger Ausbeutung von Mensch und Natur, mehr unter- 
nehmerische Entfaltung. 

Meine Damen und Herren, hier knüpfen wir an die 
Afrika- Strategie 2063 der Afrikanischen Union an. Die 
Afrikaner fordern und fördern, sie dort abzuholen, wo 
sie sich selber sehen. Dafür steht mein Ministerium. 
Wir sind das Afrika-Ministerium. Auch unsere Zukunft 
wird sich in Afrika entscheiden. Die Bundeskanzlerin hat 
recht, wenn sie sagt: Das Wohl Afrikas liegt im Interesse 
Deutschlands. Entwicklungspolitik ist Investition in die 
Zukunft und den Frieden. 


(B) 


Vielen herzlichen Dank für den Rückenwind und die 
Unterstützung aus dem ganzen Haus, die ich in den ver- 
gangenen drei Jahren bekam. 


Danke schön. 


(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 


Vizepräsidentin Ciaudia Roth: 

Vielen Dank, Gerd Müller. - Nächster Redner: Niema 
Movassat für die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 


Niema Movassat (DIE LINKE): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr 
Minister Müller, Sie haben kürzlich bei einer Konferenz 
in Bonn eine verstörende Rede gehalten. Sie haben af- 
rikanischen Männern attestiert, sie würden das Haus- 
haltsgeld - ich zitiere -, vor allem für „Alkohol, Suff, 
Drogen und Frauen natürlich“, auf den Kopf hauen. Sie 
bedienten damit schlimmste rassistische Vorurteile. Das 
ist eines Entwicklungsministers wirklich unwürdig. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Sie entschuldigten sich später damit, dass Sie die Be- 
deutung der Rolle von Frauen betonen wollten. Aber wo 
haben Sie das in der Rede getan? Sie haben pauschal und 
ausschließlich afrikanischen Männern einen übermäßi- 
gen Hang zu Sex, Alkohol und Drogen unterstellt. 

Im Übrigen sind Sie in der Entwicklungspolitik auch 
kein Vorkämpfer von Frauenrechten. Nehmen wir als 
Beispiel die Grünen Zentren, die Sie in Afrika und Asi- 


en im Kampf gegen den Hunger einrichten. Die Nicht- (C) 
regierungsorganisation Oxfam kommt in einer Studie zu 
dem Schluss, dass die Rolle von Frauen in diesen Zentren 
völlig unterbelichtet ist. Also bevor Sie das nächste Mal 
Stammtischparolen loslassen, wäre es gut, wenn Sie da- 
für sorgten, dass die große vorhandene Frauenpower in 
Ihren Entwicklungsprojekten auch zum Tragen kommt. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Herr Müller, das ist die letzte Haushaltsdebatte die- 
ser Legislatur. Ich will diese nutzen, um auf ein zentrales 
Problem Ihrer Politik hinzuweisen. Sie sind der Minister 
der warmen Worte: fairen Handel etablieren, den globa- 
len Hunger besiegen, weltweite Gerechtigkeit schaffen. 
Vieles, was Sie sagen, klingt gut. Aber als Christsozia- 
ler kennen Sie sicher den Spruch aus der Bibel: Nicht 
an ihren Worten, sondern an ihren Taten sollt ihr sie er- 
kennen. - Deshalb will ich heute über Ihre tatsächliche 
Politik sprechen. 

Erstens: der faire Handel. Sie predigen ständig, dass 
es faire Wirtschaftsbeziehungen mit den Entwicklungs- 
ländern bräuchte. Aber schon, als Sie Parlamentarischer 
Staatssekretär im Landwirtschaftsministerium waren, ha- 
ben Sie als Exportbeauftragter mit dafür gesorgt, dass die 
südafrikanischen Geflügelzüchter mit Dumpingpreisen 
systematisch in den Ruin getrieben wurden. 

(Beifall der Abg. Anja Hajduk [BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Zwischen 2008 und 2014 haben sich die deutschen Ge- (D) 
flügelexporte nach Südafrika mehr als 15 000-fach er- 
höht. Allein im September 2016 haben die EU-Länder 
Agrarprodukte im Wert von 11,5 Milliarden Euro expor- 
tiert - ein neuer Rekordwert. Sie haben diese Entwick- 
lung mit vorangetrieben, statt sie zu bekämpfen, und das, 
obwohl diese Exporte mehr zerstören, als Entwicklungs- 
zusammenarbeit jemals aufbauen kann. 

Und wo bleibt Ihre scharfe Kritik an den Wirtschafts- 
partnerschaftsabkommen der EU mit afrikanischen Län- 
dern, den EPAs? Diese Freihandelsverträge zwingen zu 
noch mehr Marktöffnung; noch mehr Geflügelreste und 
Milchpulver aus der EU werden Afrikas Märkte über- 
schwemmen. Ein Entwicklungsminister, der es mit fai- 
rem Handel ernst meint, muss alles tun, um diese Ab- 
kommen zu stoppen. 

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Kommen wir zum zweiten Punkt. Sie haben verspro- 
chen, Kleinbauern in Entwicklungsländern zu unterstüt- 
zen und so den globalen Hunger zu bekämpfen. Viele 
Ihrer Projekte dienen aber in Wahrheit dem Profithunger 
von Bayer, BASF und Co. Diese mächtigen Agrarkon- 
zeme treiben eine Industrialisierung der afrikanischen 
Landwirtschaft voran, der Millionen Kleinbauern zum 
Opfer fallen. Und die Agrarkonzeme wollen natürlich 
ihre Produkte verkaufen: Saatgut, Dünger, Chemiecock- 
tails - Produkte, die Bauern wirtschaftlich abhängig ma- 
chen oder gar ihre Gesundheit zerstören. Wenn Sie wirk- 
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(A) lieh die Kleinbauern unterstützen wollen, dann beenden 
Sie Ihren unsäglichen Pakt mit der Agroindustrie. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Zum dritten Punkt. Nach dem schrecklichen Einsturz 
der Textilfabrik Rana Plaza in Bangladesch mit über 
1 100 Toten haben Sie gesagt, so etwas dürfe sich nicht 
wiederholen. Sie riefen das Textilbündnis aus. Zusam- 
men mit den Unternehmen wollten Sie die Produktions- 
bedingungen verbessern. Aber zum einen machen vier 
der zehn größten Textileinzelhändler bei diesem Bündnis 
gar nicht mit. Zum anderen sind die ersten Ergebnisse 
ernüchternd: Jedes Unternehmen wird sich freiwillig in- 
dividuellen Pflichten unterwerfen, aber es gibt keine all- 
gemeinen Standards für alle Unternehmen - jeder macht, 
was er will. Bisher gibt es auch keine Sanktionen, wenn 
man sich nicht an die selbst auferlegten Pflichten hält. 
Sie wollen zwar noch Sanktionen erarbeiten, aber ich 
bin wirklich gespannt, wo da das scharfe Schwert sein 
soll. Vermutlich fliegt man im schlimmsten Fall aus dem 
Textilbündnis. Die Unternehmen zittern ja schon förm- 
lich. Herr Müller, der richtige Weg wäre gewesen, das zu 
tun, was Sie am Anfang mal angedacht haben, nämlich 
klare gesetzliche Regeln und soziale und ökologische 
Mindeststandards, ja Sorgfaltspflichten für Konzerne zu 
schaffen. Das hätten wir gebraucht. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Zum letzten Punkt. Sie haben gesagt. Sie wollten 
Fluchtursachen bekämpfen. Natürlich führen Sie Projek- 
te durch - Sie haben einige vorgestellt -, die das Leid der 
Flüchtlinge mildem. Aber gleichzeitig forciert Deutsch- 
land ganz massiv sogenannte Migrationspartnerschaf- 
ten mit afrikanischen Ländern. Sie sollen Flüchtlinge 
zurücknehmen, sonst droht eine Kürzung von Entwick- 
lungsgeldem. Es wird noch schlimmer: Im Sudan, einem 
Land, das Fassbomben auf die eigene Bevölkerang wirft, 
arbeitet die zu 100 Prozent staatliche deutsche GIZ an 
einem Projekt zum besseren Migrationsmanagement. 

(Johannes Seile [CDU/CSU]: Aber Sie sind 
doch dabei gewesen!) 

Im Ergebnis läuft es darauf hinaus, mit sudanesischen 
Sicherheitskräften, die Menschenrechte verletzen und 
Menschen in die Flucht treiben, zusammenzuarbeiten. 
Das Ziel: Flüchtlinge stoppen, die nach Europa wollen. 
Wenn afrikanische Despoten der EU Flüchtlinge vom 
Hals halten, werden sie nun belohnt. Das ist ein Skandal. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Und, Herr Minister, auch Fluchtursachen werden damit 
nicht bekämpft, sondern neue geschaffen. 

Mein Fazit nach drei Jahren Müller: Hätten Sie nur die 
Hälfte dessen, was Sie gesagt haben, auch verwirklicht, 
wäre die Welt ein Stück weit besser. So aber sind Sie der 
Heißluftminister: nette Worte, keine Taten. 

Danke schön. 

(Beifall bei der LINKEN) 


Vizepräsidentin Ciaudia Roth: 

Vielen Dank, Niema Movassat. - Nächste Rednerin: 
Sonja Steffen für die SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD) 

Sonja Steffen (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Sehr geehrter Herr Minister Müller, Sie wer- 
den mir gestatten, dass ich heute, weil es die letzte Run- 
de ist, in der wir uns als Haushaltspolitiker mit diesem 
Haushalt beschäftigen werden und ihn dann auch ver- 
abschieden werden, ein Resümee ziehe. Mein Resümee, 
Herr Movassat, sieht ein wenig anders aus als das Ihre. 
Ich sehe den Etat wesentlich positiver als Sie. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Zum Aufwuchs des Etats ist schon einiges gesagt wor- 
den. Ich habe mir vor dieser Debatte noch einmal ange- 
schaut, was wir im Koalitionsvertrag vereinbart haben. 
Im Koalitionsvertrag heißt es: Wir wollen Deutschland 
weiter auf einem Finanzierungspfad zum „0,7-Pro- 
zent-Ziel“ der Mittel der Entwicklungszusammenarbeit 
am BNE, ODA-Quote, führen und stellen deshalb in der 
Legislaturperiode zwei 2 Euro bereit. Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, mehr als 2 Milliarden Euro Aufwuchs: Ich 
denke, das kann sich sehen lassen. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Gestatten Sie mir ein paar Worte zur ODA-Quote. Sie 
ist jetzt schon kritisiert worden. Ich habe mich gefreut, 
Herr Müller, dass Sie gesagt haben: Wir wollen weiter 
daran arbeiten, die ODA-Quote von 0,7 Prozent auch 
wirklich zu erreichen. Wir sind auf einem guten Weg. 
Wir haben in diesem Haushalt bereits eine Quote von cir- 
ca 0,6 Prozent erreicht. 

Wir wissen auch, dass es Kritik gibt hinsichtlich der 
Frage, wie man die ODA-Quote berechnet. Denn bei der 
Berechnung der ODA-Quote spielen auch die Inlands- 
kosten der Flüchtlinge im ersten Jahr ihres Aufenthalts 
hier eine Rolle. Darüber kann man streiten. Aber letzt- 
endlich müssen wir zum einen dafür sorgen, dass die Be- 
rechnungen international die gleichen sind. Zum anderen 
ist es so: Wenn wir einmal die rote Linie erreicht haben, 
dann können wir davon nicht mehr abrücken. Das heißt 
also, wir - nicht nur wir Fachpolitiker und die Haushalts- 
politiker, sondern alle, die in der Entwicklungszusam- 
menarbeit tätig sind - fordern an dieser Stelle gemein- 
sam, dass wir die 0,7 Prozent erreichen und diese rote 
Linie in Zukunft nicht mehr unterschreiten. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Die Kehrseite des Aufwuchses von mehr als 2 Milli- 
arden Euro haben wir in den letzten Jahren, vor allem im 
letzten Jahr, erlebt. Natürlich hat der Aufwuchs auch mit 
der aktuellen Situation der Flüchtlinge zu tun. Ich weiß 
ehrlich gesagt nicht, ob wir diesen Aufwuchs erreicht 
hätten, wenn wir nicht auch in Deutschland ein wirk- 
lich sehr schwieriges Jahr 2015 erlebt hätten, in dem wir 
letztendlich aber alles gut gemeistert haben. 

Sei es drum: Ich finde, ein sehr positiver Effekt der 
Flüchtlingsbewegungen im letzten Jahr ist der, dass wir 
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(A) nicht nur einen Aufwuchs von 2 Milliarden Euro im Etat 
haben, sondern dass darüber hinaus, insbesondere dank 
der Fachpolitiker, der Blick für die Entwicklungszusam- 
menarbeit geschärft worden ist. Dies gilt nicht nur für 
den Haushaltsausschuss - dort hat sie bisher aus meiner 
Sicht ein Schattendasein geführt -, vielmehr ist es auch 
bei den Menschen in den Wahlkreisen angekommen, 
dass wir unbedingt eine wirksame Entwicklungszusam- 
menarbeit brauchen. Denn nur so können wir den Men- 
schen helfen, sodass sie sich nicht auf den schwierigen 
Weg der Flucht machen müssen. In der Tat ist es wohl so: 
Die meisten Menschen wollen dort leben, wo sie geboren 
sind, wo ihre Heimat ist. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

In meiner ersten Rede zum Haushalt 2014 habe ich 
gesagt: Meine Aufgabe als Haushälterin sehe ich da- 
rin, dafür zu sorgen, dass das Geld in diesem Etat nicht 
mit der Gießkanne ausgeschüttet wird. Vielmehr geht es 
darum, ein gesundes Verhältnis zwischen vernünftiger 
Haushaltspolitik auf der einen Seite und den finanziellen 
Verpflichtungen und Verantwortungen unseres Staates im 
Bereich der Entwicklungszusammenarbeit auf der ande- 
ren Seite zu finden. Aufgrund der aktuellen Verhältnisse, 
vor allem aufgrund der Situation im letzten Jahr, hat sich 
das Verhältnis zwischen der vernünftigen Haushaltspo- 
litik auf der einen Seite und der Verantwortung auf der 
anderen Seite natürlich in Richtung Verantwortung ver- 
schoben. 

Seit 2015 befinden sich 65 Millionen Menschen auf 

(B) der Flucht. 65 Millionen! Besonders traurig ist, dass seit 
2013 mehr als 10 000 Menschen ihren Tod auf dem Mit- 
telmeer gefunden haben, weil sie es nicht geschafft ha- 
ben, Europa zu erreichen. Deshalb ist jeder Cent, den wir 
in die Entwicklungszusammenarbeit investieren, nicht 
nur eine Investition in die Menschen vor Ort, sondern er 
hilft, die schlimmen Fluchtschicksale, die uns verfolgen, 
zu verhindern und zukünftig dafür zu sorgen, dass die 
Menschen weiterhin in ihrer Heimat leben können. 

Vernünftige Haushaltspolitik in der Entwicklungszu- 
sammenarbeit heißt aber auch, vernünftige Schwerpunk- 
te zu setzen. Gerade die SPD-Fraktion hat zwei wichtige 
Schwerpunkte, die man im Haushalt auch wiederfindet, 
gesetzt: 

Der erste Schwerpunkt ist Gesundheit. Denn nur ge- 
sunde Menschen können vor Ort dafür sorgen, dass sie 
selber und auch ihre Familie leben können. Deshalb ha- 
ben wir in diesem Etat insgesamt 650 Millionen Euro 
in Gesundheit investiert, davon übrigens 250 Millio- 
nen Euro bilateral, also über die GIZ und die KfW, und 
330 Millionen Euro multilateral. 

Es kam vorhin schon kurz zur Sprache: Wir werfen 
den Blick zu selten auf den multilateralen Bereich, also 
dorthin, wo wir in Fonds einzahlen. Ich habe mich heu- 
te Morgen sehr gefreut, als selbst die Kanzlerin in ihrer 
Rede gesagt hat, dass sie auf die multilaterale Hilfe setzt, 
und zwar insbesondere deshalb, um die gemeinsame Ver- 
antwortung der Industriestaaten zu stärken. Das ist auch 
mit diesem Haushalt ein Stück weit gelungen. Das freut 


vor allem mich und meine Kollegen von der SPD-Frak- (C) 
tion. 

(Beifall bei der SPD) 

Der zweite Schwerpunkt ist Bildung. Auch hier haben 
wir eine Menge erreicht. Herr Minister, Sie haben immer 
wieder gesagt: Wir wollen mindestens 400 Millionen 
Euro im Jahr in die Bildung investieren. - Auch das ist 
mit diesem Etat gelungen. 250 Millionen Euro werden 
bilateral investiert, der Rest teilweise multilateral. Ich 
freue mich, dass auch der GPE-Fund für die Zukunft ei- 
nen Aufwuchs erhalten konnte. 

Zu dem weiteren Schwerpunkt der humanitären Hilfe 
haben wir schon einiges gehört. Das Programm „Cash for 
Work“ ist gut. Das Rückkehrprogramm, das Sie vorhin 
erwähnten, finde ich hervorragend. Es ist ganz furchtbar, 
dass viele Flüchtlinge, die hier keine Bleibeperspektive 
haben, immer noch in Nacht-und-Nebel-Aktionen abge- 
holt und in die Ungewissheit zurückgeführt werden. Ich 
denke, wenn man mit ihnen zusammenarbeitet, kann man 
vernünftige Wege finden, um in ihren Heimatländern die 
Entwicklungszusammenarbeit zu fördern. 

Jefzf bin ich leider schon fasf am Ende meiner Rede- 
zeif angekommen. 

Vizepräsidentin Ciaudia Roth: 

Nein, Sie sind am Ende. 

Sonja Steffen (SPD): 

Ja. - Ein letzter Satz. Ich habe die Hoffnung - sie ist (D) 
heute an verschiedenen Stellen bestätigt worden -, dass 
der Etat für die Entwicklungszusammenarbeit auch zu- 
künftig die finanzielle, mediale, soziale und humanitäre 
Aufmerksamkeit erhält, die er verdient. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Ciaudia Roth: 

Vielen Dank, Sonja Steffen. - Nächste Rednerin: Anja 
Hajduk für Bündnis 90/Die Grünen. 

Anja Hajduk (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich glaube, es ist wichtig, dass wir einen kriti- 
schen Blick auf diesen Etat und die Haushaltsberatun- 
gen werfen. Es ist richtig: Wir haben in den Haushalts- 
beratungen eine Steigerung um mehr als 550 Millionen 
Euro erzielt. Wenn ich mir die Zahlen nüchtern anschaue, 
stelle ich fest: 80 Prozent dieser Summe sind eigentlich 
eine Korrektur Ihrer Fehler aus dem Vorjahr. Da haben 
Sie nämlich bei der finanziellen und technischen Zusam- 
menarbeit erheblich gekürzt, und zwar in einem Umfang 
von über 300 Millionen Euro. Jetzt mussten Sie das kor- 
rigieren, weil im Laufe des Jahres eine ganze Menge Pro- 
bleme entstanden sind. Man kann also sagen: 80 Prozent 
sind eine Korrektur - zum Glück wurde sie jetzt vorge- 
nommen -, und die restlichen 20 Prozent haben Sie nur 
deswegen obendrauf gelegt, weil Sie im Herbst 2016 die 
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(A) ganze Zeit die Bewilligung notwendiger Gelder verzö- 
gert haben. 

Es war im Übrigen die SPD. Die SPD hatte ein Kon- 
kurrenzproblem. Es ging um die Finanzierung der hu- 
manitären Hilfe im Auswärtigen Amt, dem Ressort von 
Herrn Steinmeier. Es sind also für 2017 130 Millionen 
Euro hinzugekommen, die 2016 gefehlt haben, weil Sie 
sich kleinkariert gestritten haben. Das ist die Wahrheit 
über die Haushaltsberatungen. Die 0,5 Milliarden Euro, 
die obendrauf gelegt wurden, waren eine Fehlerkorrek- 
tur. Diese Korrektur war überfällig. Darauf sollten Sie 
also gar nicht so stolz sein. Das war eher peinlich. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN - 
Michael Leulerl [DIE LINKE]: Gul, dass es 
einmal gesagl wurde!) 

Ich möchte Ihnen sagen, was ich riskant finde. Es ist 
richtig: Die außenpolitische Lage insgesamt macht es er- 
forderlich, dass wir mehr Geld in die Hand nehmen. Auf 
gewisse Weise kommen Sie dem auch nach. Aber für die 
Krisenbewältigung und den Wiederaufbau, also für die 
Mittel, die wir bei der Krisenreaktion unmittelbar brau- 
chen, haben wir im Jahr 2016 mehrfach Nachschläge be- 
antragt. Bei nüchterner Betrachtung komme ich zu dem 
Schluss, dass wir in 2017 weniger Geld zur Verfügung 
haben werden, als wir dieses Jahr gebraucht haben. Ist es 
denn so, dass wir auf eine entspannte Situation in 2017 
gucken und uns auf dem 2016 Erreichten ausruhen kön- 
nen? Es geht um eine Differenz von 100 Millionen Euro. 

(B) haben vorgeschlagen: Lassen Sie uns das jetzt 
aufstocken. Lassen Sie uns nicht wieder nachbessem; 
denn die Risiken des Nachbessems, Herr Müller, sind 
uns doch bekannt. An dieser Stelle - bei der Krisenbe- 
wältigung - machen wir jetzt sehenden Auges wieder zu 
wenig. Das hätten wir besser machen können. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich komme auf den Punkl Klimagipfel und Marra- 
kesch, Herr Minister. Ja, es isl gul, dass Sie eine neue 
Inilialive geslarlel haben. 

(Beifall des Abg. Peter Stein [CDU/CSU]) 

Es fälll uns kein Zacken aus der Krone, das als Oppo- 
sition zu sagen. Aber die finanziellen Zusagen im Bun- 
deshaushalt für die Klimafinanzierung aus Deulschland 
sind mager. Sie haben die Mittel für die multilateralen 
Klimafonds gekürzl. Und Sie haben für Verpflichtungs- 
ermächtigungen, die Sie für nächstes Jahr - also für die 
Zukunft bzw. für langfristige Klimapolitik - eingehen 
können, erheblich weniger im Elal als im lelzlen Jahr. 
Die Verpflichtungsermächtigungen sind in Höhe von 
sage und schreibe mehr als 440 Millionen Euro gerin- 
ger geworden. Und knapp die Hälfte davon ist gesperrt. 
Wir müssen also - auch das muss man einmal ehrlich 
feststellen - befürchten, dass die Neuzusagen in der Kli- 
maflnanzierung geringer sein werden als jetzt. Das ist ein 
Schwachpunkt, und es ist gerade mit Blick auch auf die 
Konferenz in Marrakesch, was Ihren Haushall anbelangl, 
eine verpasste Chance. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 


Deswegen linde ich es schön, Herr Müller, wenn Sie (C) 
sagen, dass die Steigerungen, die Sie in den lelzlen Jah- 
ren erlebl haben. Sie zuversichllich machen, dass Sie im 
Jahr 2018 das 0,7-ProzenI-Ziel erreichen werden. Dazu 
sage ich Ihnen: Da haben Sie uns Grüne an Ihrer Seite. 

Aber wir legen hier heute einen Anirag vor, der einen sol- 
chen Aufwuchsplan in der mittelfristigen Finanzplanung 
verlässlich vorsieht. 

Die Wahrheit ist doch, dass Sie zwar im Haushalt 2017 
einige Steigerungen vorgenommen haben, dass aber für 
2018, 2019 und 2020 keinerlei Steigerungen vorgesehen 
sind. Deswegen ist das wirklich ein ziemlich leeres Ver- 
sprechen und nur eine Hoffnung, die Sie hier zum Aus- 
druck gebracht haben. 

Wenn die Fraktionen unserem Aufwuchsplan zustim- 
men, dann hätte das wenigstens einen Kern und wirklich 
Bestand. Das sage ich auch in Richtung der Kollegin 
Steffen, die ja diese Hoffnung feilt Eigenilich aber müss- 
ten Sie das dann auch mil Fakten unterlegen. Sie wollen 
ja schließlich nicht zu den Leuten gehören, die in diesem 
Zeitalter auf sehr fragwürdige Weise postfaktisch argu- 
mentieren. Also, an der Stelle sind Klarheit, Transparenz 
und Verantwortung geboten. 

Ich komme zum letzten Punkt, zu Afrika. Ich linde 
es gul, dass Finanzminister Schäuble, die Kanzlerin und 
auch Sie, Herr Müller, gesagl haben, dass Sie - in unse- 
rem eigenen Interesse und auch aus vielerlei humanilä- 
ren Gründen - die große Veraniwortung von Europa für 
diesen Kontinent sehen. Sie wollen einen Zukunftsplan 
vorlegen. Ich linde, da muss dann aber auch eine wirkli- 
che Selbslkorrektur unserer eigenen Politik und auch der ^ ' 
europäischen Politik dazukommen. 

Der Kollege von den Linken hat das angesprochen: 

Es kann nicht sein, dass wir eine Landwirtschaftspoli- 
tik bzw. eine europäische Subventionspolitik betreiben, 
bei der Geflügelprodukte aus Europa billig im dortigen 
Markt untergebracht werden. Das ist eine Fluchtursache. 
Damit werden die Lebens- und Arbeitsperspektiven von 
Bauern in Afrika geschmälert. Gehen wir noch zum The- 
ma „Fischtrawler“ über. Aufgrund von europäischen Ab- 
kommen werden Unmengen von Fischen gefangen. Die 
Meere dort aber werden leergeflscht. Die Fische werden 
dort nicht verarbeitet, und insofern werden keine lokalen 
Arbeitsplätze geschaffen. 

Mit dieser europäischen Landwirtschaftspolitik - da 
kennen Sie sich aus; dabei geht es auch um die deut- 
sche Beteiligung daran - können wir keinen erfolgrei- 
chen Afrika-Plan machen. Das geht nicht nur mit Geld, 
sondern dafür brauchen wir auch eine Selbstkorrektur. 
Deswegen brauchen wir nicht nur ein Afrika-Ministeri- 
um, sondern eine kohärente Afrika-Politik, an der sich 
auch der Finanzminister - dabei geht es um eine faire 
internationale Steuerpolitik - beteiligt. Sie müssen auch 
den Herrn Schmidt an die Kandare nehmen. Und dann 
müssen Sie mit der Frau Bundeskanzlerin noch einmal 
eine ganz andere Finanzierungszusage geben. Sonst ist 
das heiße Luft. 

Wir werden Sie gerne bei der Erstellung eines guten 
Afrika-Planes beraten. Der soll ja noch vorgestellt wer- 
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(A) den. Dafür werden Sie sieherlich länger brauehen, als Sie 
heute noeh denken. 

Sehönen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Ciaudia Roth: 

Vielen Dank, Anja Hajduk. - Näehster Redner: Jürgen 
Klimke für die CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Jürgen Kiimke (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Kollege Movassat, Sie haben dem Minister vorgeworfen, 
dass er netten Worten keine Taten folgen lassen würde. 
Anja Hajduk sagte, man müsse kritische Blicke auf den 
Haushalt werfen. Halten wir drei Punkte doch noch ein- 
mal fest: 

Erstens. Der Einzelplan 23 wächst in 2017 um insge- 
samt 1,1 Milliarden Euro. 

Zweitens. Der Haushalt für Entwicklungspolitik über- 
schreitet die Grenze von 8 Milliarden Euro. 

Drittens. Die Steigerung der finanziellen Mittel für 
Entwicklungspolitik beträgt in dieser Legislaturperiode 
35 Prozent. 

Das müssen wir hier festhalten. Das ist Ihr Erfolg, 
Herr Minister, und der Erfolg der Koalition, und darauf 
sind wir auch ein bisschen stolz. 

(B) 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Lassen Sie mich als Außen- und Entwicklungspoli- 
tiker an dieser Stelle einen Blick auf die multilateralen 
Anstrengungen in der Entwicklungszusammenarbeit 
werfen; denn angesichts weltweiter Herausforderungen - 
wir haben das ja immer wieder gesagt - in den Bereichen 
Migration, Ernährung und Umwelt können wir nur durch 
eine internationale Kooperation, Zusammenarbeit, nach- 
haltige Entwicklungserfolge erzielen. 

Ich erinnere daran, dass die Zahl der Flüchtlinge 
65 Millionen beträgt. 41 Millionen von ihnen sind in 
ihrem Heimatland geblieben. Ohne intensive Bemühun- 
gen und ohne gemeinsame internationale Lösungsansät- 
ze - das ist das Entscheidende - voranzubringen, wird 
es keine Verbesserung dieser Lage geben. Deswegen 
begrüße ich es ausdrücklich, dass im aktuellen Haushalt 
die Aufstockung der Verpflichtungsermächtigung für die 
Afrikanische Entwicklungsbank um 45 Millionen Euro 
erreicht werden konnte, und auch die Aufstockung der 
Barmittel für die Vereinten Nationen und internationale 
Organisationen ist ein positives Signal. 

Erst gestern saß ich mit einem hochrangigen Ge- 
sprächspartner des UNDP, des Entwicklungsprogramms 
der Vereinten Nationen, zusammen. Gleich zu Beginn 
sagte er mir, dass es eine super Lösung und eine sehr gute 
Nachricht ist, dass Deutschland mit 25 Millionen Euro 
einen essenziellen Beitrag für die Arbeit der Organisation 
leisten wird. 


Ein zentrales Anliegen der deutschen Entwicklungs- (C) 
Politik ist die Steigerung der Effizienz und der Wirkung 
internationaler Maßnahmen. Mit Fokussierung auf leis- 
tungsstarke Geber, also zum Beispiel auf die UN oder die 
Weltbank, trägt Deutschland dazu bei, die Fragmentie- 
rung der Geberlandschaft zu begrenzen. Dieses Vorhaben 
wird in den kommenden Jahren nicht einfacher. So bleibt 
eben natürlich auch abzuwarten, welche Schwerpunkte 
der neue amerikanische Präsident in der internationalen 
Zusammenarbeit setzen wird. Auch dahinter, wie hinter 
vielen anderen Punkten, sind Fragezeichen. 

Auch ein Blick auf unsere europäischen Nachbarn 
wirft Fragen auf Was bedeutet der Brexit für die europä- 
ische Außen- und Entwicklungspolitik? Großbritannien 
hat die internationale Entwicklungspolitik in den vergan- 
genen Jahren sehr maßgeblich mit beeinflusst. Das Verei- 
nigte Königreich ist der zweitgrößte Geber weltweit und 
damit ein Schwergewicht und tonangebender Staat bei 
der strategischen Ausrichtung der Entwicklungszusam- 
menarbeit. 

Meine Damen und Herren, Deutschlands Position in 
der multilateralen Entwicklungszusammenarbeit und in 
der Koordinierung mit der EU - untereinander, miteinan- 
der - wird sich verändern müssen. Wir müssen uns da- 
rauf einstellen, dass wir als verlässlicher Partner in der 
Entwicklungszusammenarbeit künftig noch intensiver 
gebraucht und nachgefragt werden. 

Als Entwicklungspolitiker in Deutschland haben wir 
es in der Vergangenheit oft schwer gehabt. Gehör für 
unsere Themen zu finden. Im Gegensatz zu den großen 
Fragen der Außen-, der Innen- und der Wirtschaftspolitik (D) 
standen Fragen der Entwicklungspolitik eben nur selten 
im Mittelpunkt der Schlagzeilen und der öffentlichen 
Aufmerksamkeit. Manchmal braucht es leider eben eine 
Krise, um tatsächlich ein Umdenken deutlich werden zu 
lassen. 

Lassen Sie mich noch eines hinzufügen: Trofz unseres 
sfarken Engagemenfs im Bereich „Fluchf und Migrafi- 
on“ verlierf die Koalition auch andere Herausforderun- 
gen nichf aus ihren Augen. Ich nenne hier - Sie haben 
es auch heufe Abend noch einmal deuflich gesagf, Herr 
Minisfer - das Texfilbündnis, die Umsefzung der Nach- 
haltigkeif sagenda 2030 und die Energieparfnerschaffen 
in Afrika. Deufschland übemimmf mif den aufgezählfen 
Beispielen infemafionale Veranfworfung und isf bereif, 
gemeinsam mif seinen Parfnem zum Erfolg beizufragen. 

Meine Damen und Herren, mif dem akfuellen Haus- 
halfsplan lieferf die Bundesregierung den Beweis dafür, 
dass wir - die Regierung, das Parlamenf; jedenfalls die 
Mehrheif - die Herausforderungen versfanden haben. 

Und Bundeskanzlerin Angela Merkel haf immer wieder - 
auch heufe - deuflich gemachf, dass sie sich mif sfarker 
Sfimme für die Enfwicklungszusammenarbeif einsefzf, 
und dafür sind wir ihr dankbar. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wer Hunger leidef, von Bürgerkrieg oder der eigenen 
Regierung bedroh! isf, wer keine Perspekfive für seine 
Kinder siehf, wird niemanden fragen, ob er seine Hei- 
maf verlassen darf, um in Europa eine bessere Zukunft 
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ZU suchen. Mit den eingeplanten Haushaltsmitteln wird 
Deutschland auch im kommenden Jahr seinen Beitrag 
leisten, um diesen Menschen eine Perspektive in ihrer 
Heimat zu geben und weniger die Flucht zu unterstützen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Vizepräsidentin Ciaudia Roth: 

Vielen Dank, Jürgen Klimke. - Nächste Rednerin: 
Gabi Weber für die SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD) 

Gabi Weber (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin- 
nen und Kollegen! Meine Vorrednerinnen und Vorredner 
sind bereits darauf eingegangen, dass wir zum zweiten 
Mal in Folge einen Rekordhaushalt für das BMZ auf den 
Weg bringen. 

Kleiner Rückblick: Damit ist die Niebel-Delle, mit 
der wir 2014 angefangen haben, Vergangenheit, und wir 
haben die Möglichkeit, diesen Haushalt so weiterzuent- 
wickeln, dass wir das 0,7-Prozent-Ziel erreichen, und 
zwar am besten, indem die Kosten für die Flüchtlinge 
im Inland und der Haushalt ohne die Kosten für diese 
Flüchtlinge getrennt ausgewiesen werden, damit wir ei- 
nen vernünftigen Überblick haben. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Sibylle 

Pfeiffer [CDU/CSU]) 

Insgesamt kann man betonen: Jeder Euro, den wir zur 
Schaffung von guten Lebensperspektiven für die Men- 
schen in den Entwicklungsländern einsetzen, ist gut an- 
gelegt. Das gilt übrigens auch für die Bekämpfung von 
Fluchfursachen. Schauf man sich die Welf an, bedarf 
es keiner großen Vorhersagekunsf, um zu erahnen, dass 
Fluchf und deren Folgen auch im nächsfen Jahr eines der 
zentralen Themen der Entwicklungszusammenarbeit sein 
werden. Aus diesem Grund wird der Bereich Krisenbe- 
wältigung und Wiederaufbau sowie Infrasfruktur zusam- 
men mif der Sonderinitiafive „Fluchtursachen bekämp- 
fen - Flüchtlinge reintegrieren“ um 150 Millionen Euro 
aufgestockt. Darüber hinaus wird vor allem die bilaterale 
staatliche Entwicklungszusammenarbeit mit einem Plus 
von über 500 Millionen Euro deutlich gestärkt; das war 
überfällig. 

(Beifall bei der SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, beim Blick auf die 
Welfkarfe der Pressefreiheif von Reporfer ohne Grenzen 
sehe ich einen befrüblichen Trend zu einem Mehr an 
Zensur, Verfolgung von Medienschaffenden und der Ein- 
schränkung freier Debatten in vielen Ländern der Erde. 
Gerade deshalb brauchen wir jefzf Einrichtungen, die dem 
entgegenwirken. Ohne eine lebendige Medienlandschaft 
kann Demokratie nicht gedeihen und wird Entwicklung 
behindert. Die Liste der unrühmlichen Gegenbeispiele 
wird leider immer länger. Eines der jüngsten Beispiele ist 
leider die Türkei, die aber kein Entwicklungsland, son- 
dern ein Schwellenland ist. 


Bezogen auf den jetzigen Haushalt freue ich mich (C) 
sehr, dass die Forderung der SPD aus der ersten Le- 
sung, im Bereich der Medien mehr Geld zur Verfügung 
zu stellen und die Förderung nicht um 3 Millionen Euro 
zu kürzen, erhört worden ist. Wir haben die Kürzung zu- 
rückgenommen und eine Aufstockung um 800 000 Euro 
vorgenommen. Das ist ein wichtiges Signal und kommt 
Einrichtungen wie der Deutschen Welle bei ihrer wichti- 
gen Arbeit unmittelbar zugute. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Ein weiterer Bereich, der mir und meiner Fraktion 
sehr am Herzen liegt, ist der Zivile Friedensdienst. Auch 
hier konnte ein Aufwuchs des entsprechenden Titels um 
3 Millionen Euro erreicht werden. Danke. Das war eben- 
falls eine unserer Forderungen. Dass die Verpfliehtungs- 
ermächtigungen in diesem Bereich ebenfalls um 3 Milli- 
onen Euro angehoben worden sind, ist ein gutes Signal 
und verlässliche Zusage an diejenigen, die in diesem Be- 
reich weiter arbeiten. Insgesamt werden wir den Zivilen 
Friedensdienst bei der unsicheren Weltlage sicher weiter 
stärken müssen. 

(Beifall bei der SPD) 

Liebe Kollegen und Kolleginnen, Entwicklung 
braucht Zeit; Konfliktprävention und Nachsorge aueh. 
Gerade deshalb müssen wir darauf achten, Gelder vor al- 
lem mittel- bis langfristig bereitzustellen. Bis zum Erfolg 
braucht es einen langen Atem. Viele Projekte im Bereich 
der Entwieklungszusammenarbeit oder Konfliktpräven- 
tion und Nachsorge werden oftmals von kleinen Trä- 
gem umgesetzt. Ihre Partner, meist kleine und lokale , . 
Organisationen, die das Gelingen der Arbeit durch eine ^ ' 
enge Vertrauensbeziehung mit den Menschen vor Ort 
sicherstellen, arbeiten oft mit Projekten von geringerem 
Volumen und kürzerer Laufzeit als etwa große Organi- 
sationen. Aber wir brauchen beide, und wir brauchen für 
beide Planungssicherheit und Transparenz im Vergabe- 
verfahren. 

Daher sind Verpfliehtungsermäehtigungen wiehtig; 
denn sie geben für kommende Haushaltsaufstellungen 
bereits gewisse Leitplanken vor. So haben wir sie auch 
in diesem Haushalt um 158 Millionen Euro angehoben. 

Ein Wermutstropfen an dieser Stelle. Beim Titel für 
die Arbeit privater Träger haben wir am Ende 8 Milli- 
onen Euro mehr für Verpfliehtungsermäehtigungen ein- 
gestellt und den Barmittelansatz um 4 Millionen Euro 
erhöht. Allerdings erreichen mich zurzeit Hinweise von 
kleinen Organisationen, die einerseits das Signal erhalten 
haben, dass es diesen Haushaltsaufwuchs gibt, aber ande- 
rerseits befürchten, dass das, was an Haushaltsaufwuchs 
kommt, nicht bei ihnen, den kleinen Trägem, landet, 
sondern bei großen Trägem und dass die kleinen Träger 
dadurch keine Chance haben, ihre Projekte zu verwirk- 
liehen. Das sollte, Herr Minister, genau beobachtet wer- 
den, und es sollte sichergestellt werden, dass sowohl die 
großen Träger mit guten Projekten als auch die kleinen 
Träger wirklich zum Zuge kommen. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Wie bei mir üblich kommt jetzt der Blick zum Platz 
des Finanzministers. Ich möchte das wichtige Thema Fi- 
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(A) nanztransaktionsteuer nicht links liegen lassen und noch 
einmal dafür werben, dass wir die Signale, die im Ok- 
tober dieses Jahres von der EU-Finanzministerkonferenz 
gekommen sind, nutzen und dass von unserer Seite aus 
die Initiative weitergetragen wird, die Finanztransakti- 
onsteuer auf europäischer Ebene tatsächlich noch 2018 
einzuführen. 

Liebe Kollegen und Kolleginnen, abschließend möch- 
te ich allen danken, die in Parlament und Regierung an 
der Aufstellung des Flaushalts mitgewirkt haben. Insbe- 
sondere den verschiedenen Akteuren vonseiten der Zivil- 
gesellschafl möchte ich für die kritische Begleitung und 
die wichtigen Flinweise an uns Parlamentarier danken. 

Ich bitte Sie um Zustimmung zu diesem Flaushalt. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Ciaudia Roth: 

Vielen Dank, Gabi Weber. - Nächster Redner: 
Johannes Seile für die CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Johannes Seiie (CDU/CSU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir 
können heute einen signifikanten Aufwuchs der Mittel 
einhellig begrüßen. Ich will dem Minister Müller für die 
sehr gute und emotional überzeugende Arbeit, die er ge- 
leistet hat, ausdrücklich danken. 

(B) (Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 

ordneten der SPD) 

Wir haben es heute früh von der Bundeskanzlerin ge- 
hört, aber auch beim Finanzminister bis hin zu den Kol- 
legen hat sich die Erkenntnis verfestigt: Dieses Geld ist 
notwendig; denn die Not in der Welt ist groß und wächst. 
Wir spüren das in Deutschland in verschiedener Weise 
und erleben hitzige Debatten. Für Millionen Menschen 
aber bedeuten Konflikte und Wetterkatastrophen Armut, 
Hunger, Krankheit und zunehmend Flucht. 

Aber nicht nur im Haushalt des BMZ sind die Mittel 
gegen die Not in dieser Welt gestiegen. Das ist ebenfalls 
im Haushalt des Auswärtigen Amtes bei den Stabilisie- 
rungs- und Präventionsmaßnahmen der Fall. Wir haben 
immer wieder Kohärenz eingefordert und sollten aufpas- 
sen - bei aller Freude -, dass hier keine Doppelungen 
entstehen. Dabei könnte uns die Expertise des Deutschen 
Evaluierungsinstitutes der Entwicklungszusammenarbeit 
helfen, das dies zum Thema machen will. Die Ergebnisse 
sollten wir dann in die nächste Haushaltsdebatte einbe- 
ziehen. 

Mit diesem Haushalt drücken wir Verantwortung aus. 
Wir tun das nicht nur, um die Zahl der Fluchtgründe zu 
verringern, sondern wir nehmen auch die Agenda 2030 
für nachhaltige Entwicklung sehr ernst. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Es gehört zu den Höhepunkten der menschlichen Zi- 
vilisation, dass endlich die Nationen der Not auf der Welt 
den Kampf ansagen. Deutschland hat sich durch Staats- 


sekretär Silberhom auf dem High-level Political Forum (C) 
der Vereinten Nationen zu einer Vorreiterrolle bekannt. 

Die SDGs sind jetzt unser Leitmotiv, und das ist richtig. 

Wir bekennen uns zu einer ökonomischen, ökologi- 
schen und sozialen Gestaltung der Globalisierung. Eine 
so verstandene Entwicklungspolitik ist zugleich Frie- 
denspolitik und globale Zukunflspolitik. 

Ich möchte einen besonderen Haushaltstitel erwäh- 
nen, bei dem es um die Förderung von Medien und den 
freien Zugang zu Informationen in Entwicklungsländern 
geht. Hier konnte auch mit den Kollegen der Koalition 
aus dem Haushaltsausschuss der Ansatz auf 20 Millionen 
Euro angehoben werden. Das Recht auf freie Meinungs- 
äußerung und der freie Zugang zu Informationen, die 
nicht von einem Konfliktpartner beeinflusst werden, sind 
nicht zu überschätzen. 

Informationen, die Verständnis und Versöhnungs- 
bereitschaft fördern und die Chancen einer friedlichen 
Zukunft durch Unterstützung der internationalen Ge- 
meinschaft darlegen und damit Hoffnung geben, sind in 
Krisenregionen selten und dringend nötig. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wir können mit dem erweiterten Titel die notwendige 
Ausbildung von Medienschaffenden fortsetzen. Es gibt 
dankenswerterweise Interesse, und es ist auch zuneh- 
mend notwendig, die Identität der Medienschaffenden zu 
schützen, zum Beispiel im Südsudan, wo wir tätig sind. 

Auch die Vermittlung dieser Technologien ist dringend 
notwendig. 

Inzwischen sind bereits Projekte realisiert worden, die 
ziemlich überzeugend und wirkungsvoll sind. Der Verein 
Weltfilme hat mit Nachwuchsfilmemachem aus Sierra 
Leone Workshops durchgeführt. Neun Kurzfilme sind 
entstanden, die sich mit dem Thema Ebola während und 
nach der Epidemie auseinandersetzen. Viele der jungen 
Menschen haben ihre eigenen Erfahrungen und Erlebnis- 
se in den Filmen verarbeitet. 

Es ist jetzt genau ein Jahr her, seit Sierra Leone für 
ebolafrei erklärt wurde. Die Filme wurden im Fernsehen 
ausgestrahlt und ausschnittweise in Radio- und TV-Bei- 
trägen vorgestellt. Es hat die Menschen aufgeklärt und 
geholfen, nach dem schrecklichen Abwenden von infi- 
zierten Familien wieder miteinander zu leben. Es hilft 
außerdem, einprägsam und schnell die geeignete Präven- 
tion zu erklären, damit eine Ebolaepidemie verhindert 
werden kann. Daran wird deutlich, wie wirkungsvoll wir 
tätig werden können, und das kann jetzt fortgesetzt wer- 
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Ich möchte auch noch die Arbeit in der Deutsch-Grie- 
chischen Versammlung würdigen, die unter einem klei- 
nen Titel geleistet wird. Auch dieser Titel befindet sich 
im Einzelplan 23. Hier wird auf unserem Kontinent 
durch Staatssekretär Fuchtel eine wichtige Arbeit geleis- 
tet. Dadurch entstehen Perspektiven für die Menschen, 
die notwendig sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 
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Die Herausforderungen an die Entwicklungspolitik 
werden nicht weniger werden. Wir haben erkannt, dass 
wir jetzt mit der richtigen Strategie signifikante Fort- 
schritte für die Menschen erreichen und den Planeten 
schützen können, dass es nicht nur um Geldausgeben 
geht und dass sogar soziale und ökologische Geschäfts- 
modelle möglich sind. Das können wir, und das sollten 
wir auch tun. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Vizepräsidentin Ciaudia Roth: 

Vielen Dank, Johannes Seile. - Nächster Redner: 
Stefan Rebmann für die SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Stefan Rebmann (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Als 
vorletztem Redner in dieser Haushaltsdebatte zum Ein- 
zelplan 23 ist es mir ein Anliegen, noch einmal deutlich 
zu machen - wir haben es schon mehrfach gehört -: Wir 
debattieren heute über einen Rekordetat des BMZ. Wir 
alle haben die Zahlen gehört. Wir beraten über einen 
Etat, der annähernd die großen Herausforderungen wi- 
derspiegelt, vor denen wir stehen. Wir stehen vor enorm 
großen Herausforderungen nicht nur bei Flucht und 
Fluchtursachenbekämpfung, sondern auch beim Klima- 
wandel und im Gesundheitsbereich. Ich finde, wir dürfen 
uns über diesen Haushalt freuen. Mir ist es bei all den 
Zahlen wichtig, deutlich zu machen: Seitdem die Sozi- 
aldemokraten mit an der Regierung sind, sind die Mittel 
in diesem Haushalt um 35 Prozent gestiegen. Ich würde 
mich freuen, wenn wir künftig die Einnahmen aus ei- 
ner Finanztransaktionsteuer unter anderem dazu nutzen 
könnten, unseren Entwicklungsetat weiter aufzustocken. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Der Aufwuchs ist gut und notwendig; denn wir ste- 
hen vor großen Herausforderungen. Heute Morgen hat 
die Frau Bundeskanzlerin darauf hingewiesen, dass wir 
mit diesem Etat unseren Beitrag dazu leisten, den großen 
Kontinent Afrika, der noch vieler Unterstützung bedarf, 
voranzubringen und dem enormen Migrationsdruck, der 
auf diesem ganzen Kontinent herrscht, etwas entgegen- 
zusetzen, indem wir Entwicklung fördern, den Menschen 
eine Zukunflsperspektive geben und für eine nachhaltige 
Wirtschaftsentwicklung in den afrikanischen Ländern 
sorgen. 

In dieser Debatte wurde schon mehrfach auf die 
ODA-Quote hingewiesen; das will ich aufgreifen. Ja, wir 
haben erst 0,47 Prozent erreicht, und zwar ohne Berück- 
sichtigung der Flüchtlingskosten im Inland. Wenn wir 
aber die halbe Milliarde Euro, die wir überplanmäßig 
ausgegeben haben, und die 1,1 Milliarden Euro, die sich 
nach der Bereinigungssitzung ergeben haben, hinzurech- 
nen, dann stellen wir fest, dass wir uns auf 0,6 Prozent 
zubewegen. Das verdeutlicht noch einmal, wie wichtig 


uns das 0,7-Prozent-Ziel ist und dass wir uns auf einem (C) 
guten Weg befinden. 

Als Berichterstatter für den Gesundheitsbereich freut 
es mich außerordentlich, dass wir einen Schwerpunkt auf 
diesen Bereich gelegt haben. Neben der Bekämpfung 
von armutsassoziierten Krankheiten und den Mitteln für 
GAVI haben wir es geschafft, die Gelder für den Globa- 
len Fonds zur Bekämpfung von Aids, Tuberkulose und 
Malaria um 20 Millionen Euro aufzustocken. Wir haben 
bei der Wiederauffüllungskonferenz in Montreal die Zu- 
sagen gegeben, die von uns zu Recht erwartet wurden. 

Auch die NGOs, die unmittelbar mit Flucht und 
Fluchtursachenbekämpfung befasst sind, brauchen mehr 
Mittel. Sie brauchen unsere Unterstützung. Deshalb ist es 
richtig, dass wir die halbe Milliarde Euro, die wir über- 
planmäßig nachgeschoben haben, im Haushalt 2017 ent- 
sprechend darstellen. Das ist eine logische Konsequenz. 

Der Haushalt setzt den Schwerpunkt auf langfristige 
und effiziente Projekte sowie auf eine Entwicklungs- 
politik, die den Menschen in den Entwicklungsländern 
tatsächlich Zukunftsperspektiven gibt und Chancen er- 
öffnet. Wir haben den Grundbetrag für UNICEF und die 
Welthungerhilfe erhöht. Wir geben damit diesen beiden 
Organisationen, die in den Krisenregionen wichtige Ar- 
beit leisten, Planungssicherheit. Wir haben zudem im 
Bildungsbereich durchgesetzt, dass Flüchtlingskindem 
der Schulbesuch ermöglicht wird. Die Kolleginnen und 
Kollegen haben darauf hingewiesen, dass wir auch den 
Bereich der Krisenprävention gestärkt haben. Wir haben 
bei den Mitteln für Beschäftigungsinitiativen für syrische 
Flüchtlinge ebenfalls draufgesattelt. Wir haben zudem (D) 
die Mittel für den Medienbereich erhöht, um die Presse- 
freiheit zu stärken. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Mir ist es noch wichtig, auf Folgendes hinzuweisen: 

Der Einzelplan 23 hat einen Anstieg zu verzeichnen. Wir 
brauchen künftig einen weiteren Anstieg. Die Nagelpro- 
be wird kommen, wenn wieder einmal Sparen angesagt 
ist. Dann wird sich zeigen, ob sich die Erkenntnis durch- 
gesetzt hat, dass sich jeder Euro, den wir für die Entwick- 
lungspolifik ausgeben, doppelt und dreifach rechnet. 

Ich will noch einen Satz zum Entschließungsantrag 
der Linken sagen. Ihr habt einen Entschließungsantrag 
zum Thema Hunger vorgelegt. Wer sich ein klein wenig 
auskennt, der weiß: Die Bill & Melinda Gates Founda- 
tion gibt mehrere Hundert Millionen US-Dollar, wenn 
nicht sogar über 1 Milliarde US-Dollar, für den Bereich 
Gesundheit aus und investiert hier enorm. In dem Ent- 
schließungsantrag der Linken steht, dass die Bundesre- 
gierung aufgefordert werden soll - ich zitiere -: 

jegliche direkte oder indirekte Kooperation mit der 
Melinda-and-Bill-Gates-Stiftung im Rahmen der 
Entwicklungszusammenarbeit zu beenden bzw. auf 
deren Beendigung hinzuwirken . . . 

Ich finde - ich habe euren Entschließungsantrag ge- 
lesen -, das geht nicht. Man kann das unterschiedlich 
bewerten. Aber diese Stiftung macht bei GAVI, bei den 
Impfkampagnen eine hervorragende Arbeit. Deshalb 
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(A) geht es nicht, einfach zu sagen: Wir streichen das; wir 
beenden das. 

Wir haben heute Morgen Frau Wagenknecht gehört, 
die gesagt hat, in Deutschland kämpften die Menschen 
ums Überleben. Erstens. Ich würde Frau Wagenknecht 
gerne einmal einladen, eine Reise mit uns zu machen. 
Zweitens. Wenn vorhin schon die Bibel zitiert worden ist, 
so möchte ich sie auch in leichter Abwandlung zitieren; 
Paulus-Brief an die Epheser: Ziehet an die Rüstung des 
Glaubens; denn die Angriffe der Linken sind hinterlistig. 

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
SPD und der CDU/CSU) 

Ein letzter, nicht ganz ernstgemeinter Hinweis an die 
Grünen zu ihrem Änderungsantrag. Darin steht viel Sym- 
pathisches, aber wir bewerten das anders. Mein Hinweis 
erfolgt, um von euch Schaden abzuwenden. Ihr schreibt 
in eurem Antrag - deshalb werde ich auch nicht zustim- 
men 

Die Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen 
stellt deshalb insgesamt 800 Millionen Euro zusätz- 
lich im BMUB und BMZ für den internationalen 
Klimaschutz bereit. 

Ich wiederhole: die Bundestagsfraktion. Ich weiß 
nicht, wie viel Geld ihr in eurer Fraktionskasse habt. 
Aber um Schaden von euch abzuwenden, werde ich den 
Antrag ablehnen. 

(B) Herzlichen Dank. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und der 
CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Ciaudia Roth: 

Vielen Dank, Stefan Rebmann. - Heute zieht sich den 
ganzen Tag die Bibel durch die Plenardebatte. Ich würde 
darum bitten, hier ein Belegexemplar zu hinterlegen. 

(Johannes Seile [CDU/CSU]: Die Luther-Bi- 
bel empfehle ich! - Stefan Rebmann [SPD]: 

Frau Präsidentin, ich habe das vorher gegoo- 
gelt!) 

- Ich glaube das; aber heute wurden Paulus, Johannes 
und andere erwähnt. 

(Johannes Seile [CDU/CSU]: Im christlichen 
Abendland kein Wunder!) 

- Auch im christlichen Abendland kein Wunder, unter 
anderem. - Es wäre ganz gut, wenn wir hier eine Bibel 
hätten. Wir haben uns nämlich den ganzen Nachmittag 
schon gefragt, ob auch wirklich korrekt zitiert wird. 

Letzte Rednerin in der Debatte zur Entwicklungszu- 
sammenarbeit: Sibylle Pfeiffer für die CDU/CSU. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 

Gabi Weber [SPD]) 


Sibylle Pfeiffer (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Da wir gerade bei der Bibel sind: Da steht auch drin: „Du 
sollst nicht lügen“ oder: „Sage nicht die Unwahrheit“. 

(Axel Schäfer [Bochum] [SPD]: Du sollst 
nicht falsches Zeugnis reden wider deinen 
Nächsten!) 

- Das ist inhaltlich, glaube ich, alles dasselbe. 

Da muss ich jetzt zwei Dinge richtigstellen, nicht dass 
eine Lüge hier im Raum stehen bleibt oder eine Unwahr- 
heit oder ein falsches Zeugnis, lieber Niema Movassat. 
Ich war bei der Veranstaltung in Bonn. Ich habe dich 
nicht gesehen. 

(Niema Movassat [DIE LINKE]: Das war eine 
Unionsveranstaltung! Da gehe ich nicht hin!) 

Aber ich weiß, dass der Minister gesagt hat, dass die 
Frauen über 90 Prozent ihrer Einkommen mit nach Hause 
bringen. In diesem Zusammenhang ist die Bemerkung 
gekommen. Dann die große Rassismuskeule herauszuho- 
len, ist fürchterlich überzogen. Wenn wir über Rassismus 
reden, dann reden wir von ganz anderen Sachen als von 
dem, was der Minister gesagt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Niema Movassat 
[DIE LINKE]: Das müssen Sie aber auch Ih- 
rem Koalitionspartner sagen!) 

Dann zu Uwe Kekeritz. Lieber Uwe Kekeritz, dassel- 
be gilt für dich. 

(Dr. Frithjof Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Jetzt wird es interessant! - Uwe 
Kekeritz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ich 
habe den Stift schon rausgezogen!) 

Jetzt wird es nämlich spannend. Al-Baschir ist gewählter 
Präsident - Punkt eins. 

(Uwe Kekeritz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Und steckbrieflich gesucht!) 

Punkt zwei. Wir haben mit ihm keine Migrationspart- 
nerschaft. Es wird also auch nicht mit ihm zusammen- 
gearbeitet. Ich wollte das nur einmal klarstellen. Denn 
was hier gesagt wird, wird durchaus auch veröffentlicht. 
Wenn so ein Mist im Protokoll steht, meint unter Um- 
ständen der eine oder andere, das sei die Wahrheit. Das 
ist sie aber nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD - Uwe Kekeritz [BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Wann wurde das 
denn zurückgenommen? - Gegenruf von der 
CDU/CSU: Bleibt bei der Wahrheit!) 

Dann will ich dem Kollegen Movassat und dem Kolle- 
gen Kekeritz noch Folgendes zum Thema EPAs und zum 
Thema Handel sagen - ich kenne noch einen, der darum 
einen Riesenpopanz macht; er kommt aus der SPD -: 
Was bedeutet Handel eigentlich? Handel hat Deutschland 
reichgemacht. 

(Uwe Kekeritz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: So soll es bleiben!) 
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(A) Deutschland lebt heute davon, dass wir Handel getrieben 
haben. Handel generiert per se Wohlstand. Deshalb frage 
ich mich: Warum fangen wir eigentlich an, zu behaupten, 
dass Handel etwas Schlechtes ist? 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Uwe Kekeritz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Haben wir nie gemacht, Frau Kolle- 
gin! - Dr. Frithjof Schmidt [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Primitiver können Sie die 
Frage aber nicht stellen, oder geht’s noch? - 
Anja Hajduk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Fairer Handel!) 

Wir müssen uns überlegen: Wie gestalten wir Handel? 
Wir müssen darauf achten, dass alle Regeln eingehalten 
werden, dass der Handel WTO-konform ist, dass alle So- 
zialstandards eingehalten sind. Und daher weiß ich nicht, 
warum wir hier einen Popanz machen; denn Handel ist 
etwas Wichtiges. 

(Uwe Kekeritz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Da würde ich empfehlen, sich einmal 
mit dem Thema auseinanderzusetzen!) 

Ich komme darauf nachher noch zurück. 

Leider kann ich Stefan Rebmann jetzt etwas nicht er- 
sparen, so leid mir das tut. 

(Uwe Kekeritz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Heute wird aber aufgeräumt!) 

Frau Präsidentin, ich möchte gerne zitieren. 

(B) 

Vizeprasidentin Claudia Roth: 

Darf ich Sie fragen, ob Sie Herrn Movassat eine Zwi- 
schenfrage genehmigen? 

Sibylle Pfeiffer (CDU/CSU): 

Nein. - Es folgt jetzt etwas ganz Schönes. 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Gut. - Dann kommt jetzt Ihr Zitat. 

Sibylle Pfeiffer (CDU/CSU): 

Genau. - Stefan Rebmann hat gesagt, dass die SPD 
daran schuld ist, dass unser Haushalt einen so wunderba- 
ren Aufwuchs erfahren hat. Ich zitiere wörtlich: 

Ich weiß, dass unsere Forderung nach deutlich mehr 
Geld für die Entwicklungszusammenarbeit in Wirk- 
lichkeit nicht an Angela Merkel, sondern an der 
SPD gescheitert ist. 

Die Kanzlerin sei, so geht es weiter, „sehr aufgeschlos- 
sen gegenüber der Forderung nach deutlich mehr Geld 
für die Entwicklungszusammenarbeit gewesen“. In der 
SPD-Gruppe sei aber mehrheitlich die Auffassung ver- 
treten worden, dann zulasten „unserer Projekte“, sprich: 
SPD-Projekte, doch vielleicht besser kein zusätzliches 
Geld für die Entwicklungspolitik festzuschreiben. - Ich 
kann euch das leider nicht ersparen. Ich habe es nur mit- 
gebracht und wollte es eigentlich gar nicht so vorlesen. 
Ihr wisst, wer es gesagt hat. Es war nämlich ein teilweise 


durchaus komischer und liebenswerter Kollege aus der 
SPD. 

(Axel Schäfer [Bochum] [SPD]: Komisch 
und liebenswert! Wunderbar!) 

Dies ist der letzte Haushalt, den ich für die Union mit 
verantworten darf Insofern wage ich zu behaupten, dass 
es wirklich ein toller Haushalt ist. Ich will ihn jetzt nicht 
in Einzelheiten darstellen. Jeder hat erzählt, wie toll er 
ist und was da alles drinsteht. Ich möchte gern noch ein 
paar Minuten darauf verwenden, mir über die Zukunft 
ein paar Gedanken zu machen. Mir ist das, was wir hier 
über die Zukunft sagen, eigentlich zu wenig. Denn wir 
werden künftig über vier große Themen reden müssen. 

Ein Thema ist natürlich das unglaubliche Bevölke- 
rungswachstum, das wir haben werden. Wir wissen, dass 
2030, 2040, 2045 über 2 Milliarden Menschen in Afrika 
leben werden. Da geht es sofort um die Ernährung: Wie 
ernähren wir eigentlich diese Menschen? Schon sind wir 
bei der kleinbäuerlichen Landwirtschaft, lieber Kollege 
Movassat und lieber Kollege Kekeritz. Natürlich können 
wir die kleinbäuerliche Landwirtschaft unterstützen, und 
natürlich können die drei Gurken, die ein Bauer dort viel- 
leicht mehr anbaut, auf dem Markt verkauft werden. Das 
sind regionale Produkte, das sind regionale Märkte, und 
das ist regionale Versorgung. 

Was machen wir mit den Millionenstädten? Was ma- 
chen wir mit diesen fürchterlichen Slums? Wo sollen 
denn deren Bewohner ihre Gurken anbauen? 

(Uwe Kekeritz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN] : Ich kann doch nicht immer bei null an- 
fangen, um dies zu erklären!) 

Sie brauchen doch eine Landwirtschaft, die ganz anders 
als die Subsistenzlandwirtschaft ist. Da müssen wir tat- 
sächlich über Märkte reden, und wir müssen auch darü- 
ber reden, was man dort eigentlich heute schon braucht, 
weil man nicht in der Lage ist, die Menschen zu ernäh- 
ren. Einfach nur zu sagen: „Das Geflügel ist daran schuld, 
dass es den Menschen dort schlecht geht“, ist definitiv zu 
einfach. So einfach ist das Leben nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Was brauchen die vielen Menschen, die dort leben 
werden? Neben der Ernährung brauchen sie noch zwei 
wichtige Sachen, damit sie sich wirtschaftlich entwickeln 
können. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Dr. Frithjof 
Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das 
ist j a unerträglich ! Das tut mir richtig weh, was 
Sie erzählen! - Uwe Kekeritz [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Das war so eine niveauvolle 
Debatte, bis Sie gekommen sind!) 

- Ihr solltet einmal zuhören, weil ihr noch etwas lernen 
könnt. - 

(Dr. Frithjof Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja, ich merke das gerade!) 

Um sich wirtschaftlich zu entwickeln, braucht man Wirt- 
schaftswachstum. Wirtschaftswachstum in diesen Län- 
dern ist das, was auch wir als Bundesrepublik Deutsch- 
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(A) land sehr gut unterstützen können. Das ist die künftige 
Wirtsehaftspartnersehaft mit den afrikanisehen Ländern. 
Da sind wir auf einem guten Weg. Das muss aber noeh 
viel stärker werden. Die Wirtschaft muss sich selber ent- 
wickeln. Wir können sie nicht für sich entwickeln, son- 
dern sie muss sich selber entwickeln. 

(Zuruf der Abg. Anja Hajduk [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]) 

Die Menschen vor Ort müssen sich entwickeln. Wenn es 
dieses wahnwitzige Bevölkerungswachstum gibt, dann 
braucht es vor allen Dingen Arbeitsplätze für die jungen 
Menschen; denn sonst können sie vor Ort nicht existie- 
ren. 

Wenn wir über wirtschaftliche Entwicklung, über 
Landwirtschaft, über Industrialisierung in diesen Län- 
dern reden, sind wir sofort beim Thema. 

Vizepräsidentin Ciaudia Roth: 

Frau Pfeiffer, erlauben Sie eine Frage von Flerm 
Leutert? 

Sibyiie Pfeiffer (CDU/CSU): 

Ei du liebes bisschen! Es ist doch jetzt Feierabend, 
Jungs. Lasst es doch stecken! Ich bin anderer Meinung 
als ihr. 

(Anja Hajduk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Ja, das stimmt!) 

Ich bin anderer Meinung. 

(B) 

Vizepräsidentin Ciaudia Roth: 

Sie wissen ja nicht, was er Sie fragen wollte. Aber Sie 
entscheiden das natürlich. 

Sibyiie Pfeiffer (CDU/CSU): 

Nein, das brauchen wir jetzt nicht. 

(Michael Leutert [DIE LINKE] : Das geht so 
nicht!) 

- Nein, ich lasse keine Frage zu. 

(Uwe Kekeritz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Keine Verlängerung des Dramas!) 

- Keine Verlängerung des Dramas; da bin ich auch sehr 
dafür. 

(Heiterkeit) 

Langfristig brauchen wir vor allen Dingen Entwick- 
lung in diesen Ländern. Da reden wir nicht von morgen 
oder von übermorgen; es geht um die nächsten Genera- 
tionen. Da gibt es viel zu tun, viel Arbeit. Wir können 
da unterstützend tätig sein. Wir haben auch eine Idee, 
wie man das machen kann. Wir haben die Möglichkeit, 
partnerschaftlich auf neue Ideen zu kommen, wie sie sich 
entwickeln können. Aber sie müssen es selber tun. Sie 
haben selber die Verantwortung, und wir werden unter- 
stützend tätig sein. 

Das ist wunderbar, Frau Präsidentin; das ist nämlich 
eine Punktlandung. 


Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Vizepräsidentin Ciaudia Roth: 

Danke schön, Frau Kollegin Pfeiffer. 

Ich wollte um eines bitten. Sie haben ein Zitat ge- 
bracht. Wenn Sie zitieren, wäre es für uns natürlich schon 
gut, die Quelle zu wissen, die Sie zitiert haben. 

(Stefan Rebmann [SPD]: Ich war es nicht!) 

- Das weiß ich schon. Ich weiß auch, wer es war. Aber 
das wissen andere möglicherweise nicht. - Deswegen 
bitte ich Sie schon, wenn Sie zitieren, zu benennen, wen 
Sie zitieren. Das haben Sie nicht getan. Ich bitte die Kol- 
leginnen und Kollegen, sich daran zu halten. 

(Zuruf des Abg. Michael Leutert [DIE 
LINKE]) 

Wenn Sie Herrn Raabe zitieren, dann sagen Sie doch bit- 
te, dass es Herr Raabe war. 

(Heiterkeit) 

Jetzt hat der Kollege Movassat das Wort zu einer 
Kurzintervention. 

Niema Movassat (DIE LINKE): 

Danke, Frau Präsidentin. - Ich will zu einem Punkt 
ganz kurz etwas sagen, Frau Pfeiffer, weil man das, was 
Sie hier über den Sudan und Baschir gesagt haben, finde 
ich, so nicht stehen lassen kann. Sie haben gesagt: Er ist 
ein gewählter Präsident. - Wollen Sie sagen, dass im Su- 
dan freie, gleiche Wahlen stattfinden? Das wäre wirklich, 
muss ich sagen, eine neue Botschaft, die ich aus den Ko- 
alitionsfraktionen höre. 

(Uwe Kekeritz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Eine falsche Botschaft! Eine völlig fal- 
sche Botschaft!) 

- Wirklich völlig falsch, natürlich; eine völlig falsche 
Botschaft. 

Der Sudan ist eine Diktatur: massive Unterdrückung 
der Opposition, massive Verletzung der Menschenrech- 
te, Fassbomben, möglicherweise Chemiewaffeneinsätze. 
Wenn das hier relativiert wird, dann, muss ich wirklich 
sagen, entsetzt mich das. Das halte ich wirklich für un- 
erträglich. 

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Zweitens. Sie haben hier gesagt: Es gibt keine Migra- 
tionspartnerschaft mit dem Sudan. - Also wirklich, hier 
falsche Dinge zu behaupten! Die EU hat ein Länderpaket 
mit dem Sudan auf den Weg gebracht. Es gibt die Ini- 
tiative „Better Migration Management“ mit 46 Millionen 
Euro, an der die GIZ beteiligt ist. Es gibt Papiere, die 
ganz klar die Kooperation im Bereich der Ausrüstung, 
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(A) der Ausbildung von Grenzpolizisten suggerieren und of- 
fenlegen. 

(Dagmar G. Wöhrl [CDU/CSU]: Das hat sich 
erledigt, Herr Movassat! Das war einmal!) 

Also wirklich! Das alles hier zu bestreiten und so zu tun: 
„Das gibt es nicht“, das ist wirklich eine Falschaussage 
hier im Parlament. 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN) 

Vizepräsidentin Ciaudia Roth: 

Frau Pfeiffer, Sie haben die Möglichkeit, zu antwor- 
ten. 

Sibyiie Pfeiffer (CDU/CSU): 

Vielen Dank für die Frage. Ich kann es dann noch ein- 
mal zusätzlich erläutern. - Die GIZ arbeitet nicht mehr 
mit dem Sudan zusammen. 

(Niema Movassat [DIE LINKE]: Es gibt das 
Projekt „Better Migration Management“!) 

Es ist wunderbar, dass wir das jetzt klargestellt haben. 
Gut. - Das zum Zweiten. 

Die erste Frage weiß ich schon gar nicht mehr. Die 
erste Frage war — 

(Volkmar Klein [CDU/CSU]: War auch nicht 
so wichtig! - Uwe Kekeritz [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Baschir, frei gewählter Prä- 
sident!) 

- Jetzt können wir ganz lange darüber diskutieren. Wo 
bitte gibt es freie, unabhängige Wahlen? Heute steht in 
Spiegel Online: Die USA müssen die Wahl überprüfen. 

(Niema Movassat [DIE LINKE]: Sie wollen 
den Sudan mit den USA gleichsetzen?) 

- Nein, das will ich nicht. Das will ich natürlich nicht. Ich 
will nur sagen: Gewählt ist gewählt. Dabei können Leute 
herauskommen, die uns nicht gefallen. 

(Uwe Kekeritz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Wie in der DDR! Das war auch alles in 
Ordnung, nicht?) 


- Mit der DDR - um das aufzugreifen, lieber Kollege (C) 
Kekeritz; auch das greife ich gern auf - haben wir trotz- 
dem verhandelt. Wir haben trotzdem mit ihnen gespro- 
chen. 

(Niema Movassat [DIE LINKE]: Es geht nicht 
ums Reden! Es geht ums Relativieren! Das ist 
das Problem!) 

Insofern - das wissen Sie - kann man das machen, aber 
das ist nicht das Thema. 

Vizepräsidentin Ciaudia Roth: 

Vielen Dank. - Dann schließe ich die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzel- 
plan 23 - Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit und Entwicklung - in der Ausschussfassung. 
Hierzu liegt ein Änderungsantrag - von Herrn Rebmann 
ja schon gewürdigt - der Fraktion Bündnis 90/Die Grü- 
nen vor. Wer stimmt für den Änderungsantrag auf Druck- 
sache 18/10390? - Wer stimmt dagegen? - Wer enthält 
sich? - Der Änderungsantrag ist abgelehnt. Zugestimmt 
haben Bündnis 90/Die Grünen und die Linke, dagegen 
waren CDU/CSU und SPD. 

Wir stimmen nun über den Einzelplan 23 - Bundesmi- 
nisterium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent- 
wicklung - in der Ausschussfassung ab. Wer stimmt da- 
für? - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen gibt es dann 
nicht. Der Einzelplan 23 ist angenommen. Zugestimmt 
haben CDU/CSU und SPD, dagegen waren Bündnis 90/ 

Die Grünen und die Linke. 

Wir sind damit am Schluss unserer heutigen Tagesord- 
nung angekommen. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundes- 
tages auf morgen, Donnerstag, den 24. November 2016, 

9 Uhr, ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluss: 18.31 Uhr) 
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